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7. Landwirtschaftsbericht 
7e rapport sur I'agricufture 

Bericht des Bundesrates vom 27. Januar 1992 (BBI 1(130) 
Rapport du Conseil federaJ du 27 janvier 1992 (FF 11 140) 

92.010 

Landwi rtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (1ere partie) 

Botschaft und Gesetzentwürfe vom 27. Januar 1992 (B81 11 1 ) 
Message et projets de lais du 27 janvier 1992 (FF 111) 

Jagmetti, Berichterstatter: Dass wir den 7. Landwirtschaftsbe­
richt beraten, zeigt, dass wir es bei der Landwirtschaftspolitik 
nicht mit einem statischen Zustand zu tun haben, sondern mit 
etwas, das sich bewegt, das sich besonders in letzter Zeit stark 
bewegt hat 
Die Angehörigen meiner Generation haben die Landwirtschaft 
in vier verschiedenen Zeiten mit unterschiedlichen Akzentset­
zungen erlebt, von denen keine einfach verschwunden ist. 
sondern die jeweils durch eine neue Herausforderung ergänzt 
werden musste. Mit dem Namen des nachmaligen Bundesra­
tes Wahlen war die erste Phase verknüpft, als es in den Kriegs­
jahren galt, die landwirtschaftliche Produktion trotz äusserst 
schwieriger Umstände zu erhöhen, um die Ernährung der Be­
völkerung sicherzustellen. Der Beitrag meiner Altersstufe war 
klein. Den praktischen Nutzen unseres Landdienstes möchte 
ich keineswegs hoch einschätzen, aber wir hatten so Gelegen­
heit den bäuerlichen Alltag zu erleben, und das war sehr wert­
voll. Die der Ernährung war Zeit das vor­
dringliche Ziel unserer Agrarpolitik. 
Die zweite Phase brachte die Nachkriegszeit Was vorher 
schon eingeleitet worden war, wurde 1947 abgeschlossen, 
nämlich die Revision der Wirtschaftsartikel der Bundesverfas­
sung. in diesem Rahmen wurde die Landwirtschaft erstmals 
im Verfassungstext erwähnt, allerdings und dabei ist es bis 
heute geblieben - einfach als Ermächtigung zur Abweichung 
von der Handels- und Gewerbefreiheit, also nicht in ihrer ei­
genständigen Bedeutung und Rolle. Der Verfassungsvor­
schrift das Landwirtschaftsgesetz, das in der Volksab­
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Bodenrecht waren die Folge des Baubooms der sechziger 
Jahre, als sich die Siedlungen über die klassischen Dorf- und 
Stadtgrenzen hinaus erweiterten. Die Abgrenzung von Bauge­
biet und Nichtbaugebiet, mit der Verhinderung der Streubau­
weise und der Sicherung des Landwirtschaftslandes, war das 
zentrale Anliegen der Verfassungsänderung von 1969, als die 
Bestimmungen über die Eigentumsgarantie und die Raumpla­
nung in die Verfassung. aufgenommen wurden. Auf dem Ver­
ordnungsweg - bedauerlicherweise nur auf dem Verord­
nungsweg - wurde am 26. März 1986 die Rechtsgrundlage für 
die Fruchtfolgeflächen geschaffen. Die Vorschläge der Exper­
tenkommission für die Revision des Raumpianungsgesetzes 
von 1988 zur besseren Abgrenzung des Siedlungs- und Land­
wirtschaftsgebietes mit der gesetzlichen Verankerung langfri­
stig zu sichernder Vorrangflächen, mit der Ausscheidung von 
Uebergangszonen, die der späteren Erweiterung des Sied­
lungsgebietes dienen sollten, und der konsequenten Begren­
zung der Bauzonen auf den Bedarf der nächsten 15 Jahre, 
fanden leider noch keine Umsetzung im Gesetz. 
Der 7. Landwirtschaftsbericht, den wir heute beraten, bildet tür 
uns wieder den Anfang einer neuen, der vierten Phase. Die 
Herausforderungen haben sich noch einmal geändert Die 
bisherigen Bemühungen haben sich nicht als falsch erwiesen, 
aber jede Zeit ist mit neuen Fragestellungen konfrontiert Das 
gilt nun in ganz besonderem Masse für die Landwirtschaft in 
unserem Umfeld. Drei neuartige Probleme treten auf: die Si­
cherung der Bewirtschaftung bei verstärkter Rücksichtnahme 
auf die Umwelt und die Besiedlung, die stärkere Ausrichtung 
auf den Markt mit Anpassung des Angebotes an den Konsum 
bei Senkung der Produktionskosten und die internationale 
Verflechtung. Ich werde mir erlauben, nachher noch einmal 
auf diese drei Gesichtspunkte zurückzukommen, die man 
ganz knapp und etwas zu plakativ mit Raum, Markt und Welt 
bezeichnen könnte, in die sich unsere Landwirtschaftspolitik 
einordnen muss. Der 7. LandwirtsChaftsbericht ist damit nicht 
einfach ein Dokument der Routine, sondern eine Standortbe­
stimmung und eine Weichenstellung. 
In unserer heutigen Debatte können wir über die künftige Aus­
richtung unserer Agrarpolitik Stellung nehmen; anschliessend 
gilt es dann, die ersten Folgerungen zu ziehen. Der Bericht ist, 
das war die einhellige Meinung der Kommission, eine ausge­
zeichnete Grundlage dazu. Er enthält eine Bestandesauf­
nahme über die Fakten und über die bisherigen politischen 
Massnahmen in den Teilen 1 und 2, und er enthält das Pro­
gramm in Teil 3, auf das sich naturgemäss in erster Linie die 
Arbeiten der Kommission bezogen. 
Die Zielvorgaben finden sich in der Verfassung, und zwar in Ar­
tikel 31 bis Absatz 3 Litera b. Nach der Verfassung geht es in 
unserer Agrarpolitik um drei Ziele: um die Erhaltung eines ge­
sunden Bauernstandes, um die Erhaltung einer leistungsfähi­
gen Landwirtschaft und um die Sicherung des bäuerlichen 
Grundbesitzes. Das tönt nach reiner Bewahrung: Zweimal Er­
haltung und einmal Sicherung. Aber diese Vorgaben der Ver­
fassung sind nicht etwa als statischer Zustand und als reine 
Abwehr zu verstehen, sondern als Grundlage für einen Pro­
zess, für eine Entwicklung. 
Der Bundesrat will an diesen Vorgaben nichts ändern. In der 
Kommission stand zur Debatte, ob es nicht Zeit wäre, der 
Verfassung einen Landwirtschaftsartikel eigenständiger Natur 
zu verankern. Wir haben die Debatte darüber im Zusammen­
hang mit der Behandlung der Kleinbauern-Initiative schon ein­
mal geführt Das Problem ist von der Kommission erörtert wor­
den. Wenn sie Ihnen heute keine entsprechenden Vorstösse 
beantragt, dann hängt das damit zusammen, dass zwei Initiati­
ven über die Landwirtschaft zur Beratung stehen und dass 
sich bei der Behandlung dieser Initiativen die Frage stellen 
wird, ob nicht der Zeitpunkt gekommen sei, durch einen direk­

r,p,l"lpmfl~r,,:('h!"'l1 die Landwirtschaft in einem selbständi­
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Oberziele formuliert, und zwar mit der Versorgung mit Nah­
rungsmitteln, der Nutzung und Erhaltung der natürlichen Le­
bensgrundlagen, der Erhaltung und Pflege der Kulturland­
schaft und dem Beitrag der Landwirtschaft zum wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Leben im ländlichen Raum. Al­
len diesen vier Aufgaben widmet sich die Landwirtschaft nach 
den Oberzielen. Der Bundesrat will diese Oberziele nicht auf­
heben. Aber er hat uns bei der näheren Umschreibung und bei 
der Festlegung der Einzelziele, vor allem aber bei den Mitteln, 
mit denen diese Ziele zu verwirklichen sind, neue Vorschläge 
unterbreitet Ich darf Sie hinsichtlich dieser Ziele, nämlich der 
Oberziele einerseits, der Einzelziele andererseits, aber auch 
der Grenzen des Agrarschutzes, auf die Ziffern 344 und 345 
des Berichtes verweisen. 
Die Ziele sind das eine, die Mittel sind das andere. Bei den Mit­
teln soll nun eine WeichensteIlung vorgenommen werden Wir 
haben heute eine Vielfalt von Massnahmen, die für den Laien 
nur noch schwer überblickbar sind Früher als andere Staaten 
haben wir uns auch mit der Mengenbegrenzung befasst Sie 
erinnern sich an die Debatte, die wir über den Rebbaube­
schluss geführt haben. Die Milchkontingentierung ist das viel­
leicht noch markantere besondere Beispiel. 
Der Kern der Aussagen des 7. Landwirtschaftsberichtes hin­
siChtlich der Mittel zur Erreichung der Ziele ist der, dass die 
Einkommenssicherung der bäuerlichen Bevölkerung nicht 
mehr in erster Linie oder gar ausschliesslich über die Preise, 
sondern durch ein gemischtes System der Preise und der Di­
rektzahlungen erfolgen soll. Diese Direktzahlungen werden 
uns dann im einzelnen beschäftigen, wenn wir die Artikel 31 a 
und 31 b des zu revidierenden Landwirtschaftsgesetzes be­
handeln. Aber ich möchte darauf hinweisen, dass das, was 
dort dann zur Debatte steht, hier bei der Behandlung des 
Landwirtschaftsberichtes seine Grundlage hat, dass hier die 
Weichen gestellt werden sollen, die nachher ihre Umsetzung 
in der Gesetzgebung zu finden haben. Es geht - mit anderen 
Worten dann darum, in der Form dieser Direktzahlungen die 
Zielsetzung mit neuen Mitteln zu erreichen und hier eine Neu­
orientierung vorzunehmen. Diese Neuorientierung ist erfor­
derlich im Hinblick auf die drei Herausforderungen, die ich Ih­
nen vorher nannte und auf die ich jetzt etwas näher zu spre­
chen kommen möchte, nämlich: Raum, Markt und Welt 
Ich beginne mit dem Raum. Es geht nun beim 7. Landwirt­
schaftsbericht darum, bei verstärkter Rücksicht auf die Umwelt 
und auf die Besiedlung die Bewirtschaftung unserer Agrarflä­
chen langfristig zu gewährleisten. Die Landwirtschaftsgebiete 
werden nicht in der Agrargesetzgebung festgelegt, sondern 
mit den Mitteln der Raumplanung, und dabei soll es auch nach 
dem neuen Landwirtschaftsbericht und nach den ersten Ver­
wirklichungen durch die Aenderung des Landwirtschaftsge­
setzes bleiben. Der Bund würde auch in Zukunft die Fruchtfol­
geflächen quantitativ festlegen und auf die Kantone aufteilen. 
An den Kantonen und Gemeinden wird es auch in Zukunft lie­
gen, das Gebiet in ihren Richtplänen und in ihren Nutzungs­
plänen räumlich auszuscheiden, Der 7. Landwirtschaftsbe­
richt tendiert nicht auf eine Globallösung mit Steuerung durch 
den Bund, sondern es soll bei dieser Lösung mit der quantitati-
ven auf Bundesebene und der räumlichen Aus-

auf und kommunaler Ebene bleiben. 
Mit dieser Ausscheidung werden ökologische Anliegen ver­
bunden. Diese ökologischen Anliegen haben wir schon ins 
Gewässerschutzgesetz mit seinem «Güllenartikel" aufgenom­
men, der die Phosphat- und Nitratbelastung der Gewässer be­
grenzt 
Wenn das Gesetz in der Volksabstimmung vom nächsten Mai 
angenommen wird, wird es in Kraft treten können, und dieser 
Teil des ökologischen Anliegens wird verwirklicht werden. Bei 
der Revision des Natur- und HeimatSChutzgesetzes haben wir 
den Schutz der schon behandelt und in Kraft 
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tun, den wir dann bei der Umschreibung der Direktzahlungen 
nach Artikel31a und 31 b des Landwirtschaftsgesetzes tun 
wollen, in konsequenter Weiterführung dessen, was beim Ge­
wässerschutzgesetz, beim Natur- und Heimatschutzgesetz 
und beim Umweltschutzgesetz schon eingeleitet wurde. 
Zum Raum gehören auch die Erhaltung der Natur und die Si· 
cherung der Bewirtschaftung, vor allem der Voralpen und der 
Alpen. Wir wünschen nicht, dass das Land vergandet; wirwün­
schen nicht, dass hier das Kulturland verlorengeht Das ist ei­
nes der wichtigen Anliegen unserer LandwirtsChaftspolitik. Für 
das Berggebiet ist eine Vielfalt von Massnahmen getroffen 
worden, und ich habe da und dort im Gespräch die Meinung 
gehört, dass eigentlich für die Bergbauem besser gesorgt sei 
als für die Talbauern Die Kommission ist aber der Meinung, 
dass der Fragenkreis Berggebiet noch umfassend geprüft 
werden soll. Sie wird Ihnen dann im Anschluss an die Bera­
tung des Landwirtschaftsgesetzes ein Postulat vorlegen, mit 
dem dieses Anliegen verfolgt wird im Sinne einer Konzeption 
für das Berggebiet von morgen, gemeint für die Besiedlung 
unseres Berggebietes durch die nächste Generation. 
Damit bin ich bei der BeSiedlung angelangt. die für die Zukunft 
unseres Landes ebenfalls von grösster Bedeutung ist und bei 
der die landwirtSChaft eine entscheidende Rolle spielt; und 
unsere Agrarpolitik muss auch in diesen Rahmen hineinge­
stellt werden. Man hat in der Schweiz die Raumplanung lange 
Zeit als eindimensional gesehen, nämlich ausgerichtet auf die 
Begrenzung der Bauzone, auf den haushälterischen Umgang 
mit dem Boden, Das ist ein wichtiges Anliegen, und das bleibt 
ein wichtiges Anliegen. Ich möchte indessen darauf hinwei­
sen, dass der Raumplanungsartikel der Verfassung nicht nur 
die zweckmässige Nutzung des Bodens, sondern auch die 
geordnete Besiedlung des Landes als Zielsetzung der räumli­
chen Ordnung nennt Wenn wir nun beim Berggebiet feststel­
len, dass sich nach wie vor Berggebiete entvölkem, dass wir 
an Orten, wo keine ausreichenden wirtschaftlichen Grundla­
gen und keine Infrastruktur vorhanden sind, einen kontinuierli­
chen Bevölkerungsverlust feststellen, dann merken wir, dass 
die geordnete Besiedlung des Landes nicht in einer reinen Ab­
wehr der Bautätigkeit bestehen kann, sondern dass wir hier 
eben auch positive Vorstellungen entwickeln müssen, und 
das - das möchte ich Ihnen schon sagen - ist einer der 
Zwecke des Postulates, das wir Ihnen dann noch unterbreiten 
werden. 
Ich komme zum zweiten Thema, zur zweiten Herausforde­
rung, die uns im Zusammenhang mit diesem Landwirtschafts­
bericht beschäftigt hat, zum Markt 
Zum Markt noch zwei Angaben hinsichtlich der Fakten: Wir ha­
ben heute eine Ernährung, die ungefähr zu zwei Dritteln durch 
einheimische Produkte sichergestellt ist, wobei zu meinem Er­
staunen die Unterschiede von Jahr zu Jahr sehr gross sind. 
Wenn Sie Seite 40 des Berichtes anschauen, stellen Sie fest, 
dass wir 1989 einen Selbstversorgungsgrad von 67 Prozent 
hatten, 1990 aber nur einen solchen von 58 Prozent, Wir wis­
sen auch, dass der Selbstversorgungsgrad bei den verschie­
denen Landwirtschaftsprodukten äusserst verschieden ist 
Wenn wir vom Markt sprechen, dann meinen wir die Verhinde­
rung einer sektoriellen Ueberproduktion. 

meinen, dass wir uns auch dem Problemkreis des Nah­
rungsmitteltourismus anzunehmen haben, denn ein erhebli­
cher Teil unserer Bevölkerung wohnt in grenznahen Gebieten 
und kauft zum Teil eben bereits Lebensmittel im Ausland ein, 
was den Markt unserer Agrarprodukte natürlich stört Wir stei­
len in diesem Zusammenhang fest, dass die Preise bei uns hö­
her liegen als in gewissen angrenzenden Staaten. Was wir an­
streben, ist die Senkung der Produktionskosten. Das ist we­
gen der vorgelagerten und der nachgelagerten Kosten, die in 
der Schweiz höher sind als im Ausland, nicht ganz einfach. 
Wenn der Landwirt für seinen Traktor mehr bezahlt als sein 

in der Frankreich oder Italien, 
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Wir wünschen, dass sich die Preise eher an einen allgemeinen 
Markt anpassen, wobei ich jetzt ganz bewusst nicht sage, dass 
dieWeltmarktpreise den alleinigen Massstab zu bilden haben, 
denn diese Weitmarktpreise sind ja keine echten Preise -das 
wissen wir -, es sind Preise, die mit allerhand Unterstützungs­
und Erleichterungsmassnahmen zu dem geworden sind, was 
sie sind. Es hat keinen Sinn, dass sich die Staaten durch ent­
sprechende Leistungen gegenseitig übertrumpfen. Was wir 
brauchen, ist eine erweiterte, echte Preisgestaltung. In diese 
Richtung wollen wir gehen mit dieser stärkeren Ausrichtung 
auf den Markt Erreichen können wir das, indem wir nicht ein­
fach alle Produktionskosten auf den Preis abwälzen, sondern 
indem wir einmal versuchen, die Produktionskosten möglichst 
unter Kontrolle zu halten, und dann aber dort den Ausgleich 
mit Direktzahlungen suchen, wo wir ihn über den Markt nicht 
erreichen können. 
Mein letztes Stichwort in diesem Zusammenhang ist, etwas 
vereinfacht gesagt, die Welt; ich meine die internationale Ver­
flechtung. Bei der intemationalen Verflechtung sind es drei 
Stufen, mit denen sich die Kommission zu beschäftigen hatte 
und mit denen sich auch der Landwirtschaftsbericht beschäf­
tigt Am nächsten liegt uns geographisch und gedanklich na­
türlich Europa Der EWR wird keine grundlegende Neuorien­
tierung unserer Agrarpolitik bedingen. Wir werden zwar in die­
sem Zusammenhang eine Anpassung des Landwirtschaftge­
setzes vornehmen müssen, aber an der Grundausrichtung un­
serer Landwirtschaftspolitik ändert sich durch den EWR 
nichts. 
Anders wäre es, wenn wir der EG beitreten würden. Was das 
genau für Konsequenzen hätte, ist allerdings etwas schwer zu 
beurteilen, und zwar deshalb, weil sich die EG ja permanent 
entwickelt Das ist es, was uns diese Annäherung an die Euro­
päische Gemeinschaft schwermacht: dass wir es eben nicht 
mit einem statischen Gebilde zu tun haben, sondern mit einem 
Entwicklungsprozess. Wir wissen heute zwar, was in der EG 
gilt, und wir kennen jetzt auch die Ergebnisse des Maastrichter 
Gipfels, aber wie sich das im einzelnen mit der Zeit weiter aus-
wirken wird, wird sich erst weisen. . 
So waren denn auch die Meinungen in der Kommission etwas 
getrennt Einig war man sich in der positiven Beurteilung des 
Europäischen Wirtschaftsraums. Ich will damit keine Voraus­
sage zu unserer Haltung zum EWR-Vertrag machen, aber die 
Grundidee fand in der Kommission Zustimmung. Das darf 
ich glaube ich - im Namen der ganzen Kommission sagen. 
Ausgesprochen geteilt dagegen waren die Auffassungen bei 
der Frage nach einem EG-Beitritt. So muss ich Ihnen namens 
der Kommission sagen, dass die positive Haltung gegenüber 
der Annäherung an den EWR von einer uneinheitlichen Beur­
teilung der weiteren Schritte begleitet wird. Bei den einen ist 
der EWR ein in sich geschlossener Schritt, und für die anderen 
ist es ein erster Schritt in Richtung einer stärkeren europäi­
schen Integration. Darüberwird aber nicht im Zusammenhang 
mit dem 7. Landwirtschaftsbericht zu entscheiden sein, damit 
werden wir uns in der Sondersession im August zu beschäfti­
gen haben. Ich wollte Ihnen einfach von diesem Sachgebiet 
aus sagen, wie die Kommission die Annäherung an EWR und 
EG sieht: positiv gegenüber dem EWR, auch im Hinblick auf 
die landwirtschaftspolitik, und geteilt der ge­
genüber einer intensiveren Annäherung an die EG. 
Zweite Stute für uns ist der allgemeine Zoll- und Handelsver­
trag, besser bekannt unter der englischen Abkürzung Gatt 
Auch da stehen wir ja in einem unerhörten Entwicklungspro­
zess im Rahmen der Uruguay-Runde, mit der Grundidee der 
Tarifizierung. Beabsichtigt ist auch unter diesem Gesichts­
punkt mehr Markt, also eine Entwicklung weg von der Preisbil­
dung, weg von der Einfuhrbegrenzung und von den Ausfuhr­
hilfen; aber das scheint mir für unsere Bauern von besonde­
rer Bedeutung zu sein- hin zur Anerkennung 
ten Green box, der es ist, die landwirtschafts-

kann. 
Soweit wir den 
teilen können. deutet alles 

gen, wie sie im Landwirtschaftsbericht vorgesehen sind und 
wie sie uns nachher bei der Revision des Landwirtschaftsge­
setzes beschäftigen werden, in dieser Green box des Gatt 
Platz hätten. Es scheint mir ausserordentlich wichtig, dies zu 
sagen, auch an die Adresse unserer Landwirte. Wir haben gut 
90 000 Landwirtschaftsbetriebe in der Schweiz - zwei Drittel 
davon als Vollerwerbsbetriebe -; 5 Prozent unserer Bevölke­
rung sind noch in der Landwirtschaft tätig. Für diese Bevölke­
rung und für unsere Bauern ist es von ausserordentlicher Be­
deutung, zu wissen, ob ihnen diese Uruguay-Runde enorme 
Hindernisse für ihre Tätigkeit in den Weg legen wird oder ob 
sich das, was wir mit dem Landwirtschaftsbericht und mit der 
Revision des Landwirtschaftsgesetzes beabsiChtigen, in die 
UruguaYJRunde einordnen lässt, und wir damit eine zukunfts­
bezogenere Lösung für unsere Landwirtschaft in einem stär­
ker vernetzten Weltmarkt treffen. Die Beurteilung der Kommis­
sion, die allerdings die Gatt-Verträge noch nicht vor sich hatte, 
weil diese noch in Ausarbeitung stehen, war positiv. Wir glau­
ben, mit dem Landwirtschaftsbericht und mit den Direktzah­
lungen einen Schritt in diese Richtung zum ausgebauten 
Markt zu leisten, der unserer Landwirtschaft die Existenz­
grundlage für die Zukunft sichert 
Die dritte internationale Ebene - sie wird in Ziffer 323 des 
7. Landwirtschaftsberichts erwähnt - ist die WeIternährungs­
lage. Wenn wir im Gatt dafür sorgen, dass mehr Markt herrscht 
und die entwickelten Länder ihre Landwirtschaftsproduktion 
dem Markt anpassen und eher bremsen, dann verfolgen wir 
noch keine globale Politik. Denn wenn die einen ihre Agrarpro­
duktion bremsen und die anderen Hunger leiden, stimmt es 
längst noch nicht Dann haben wir ein Ziel unserer Landwirt­
schaftspolitik im globalen Sinne noch nicht erkannt, nämlich, 
die Welternährung zu ermöglichen. Das ist nicht Aufgabe des 
7. Landwirtschaftsberichts und unserer schweizerischen 
Agrarpolitik. Aber es ist unsere Aufgabe, in der Völkergemein­
schaft dafür einzutreten. Ich bin dankbar, dass das Problem im 
Landwirtschaftsbericht aufgegriffen worden ist; es gehört in 
diesen Zusammenhang, und es wird uns in Zukunft beschäfti­
gen müssen. Sie werden mir sagen, es sei unsinnig, einfach 
landwirtschaftliche Güter an Orte zu senden, an denen eine 
ungenügende Versorgung herrscht Natürlich ist es besser 
und entspricht dem Sinn unserer Entwicklungspolitik, Hilfe zur 
Selbsthilfe zu leisten. Aber dort, wo unmittelbar Hunger 
herrscht, werden wir um Direktleistungen nicht herumkom­
men. Das müssen wir berücksichtigen, wenn wir von der Be­
grenzung der Landwirtschaftsproduktion weltweit in den ent­
wickelten Ländern sprechen. Es gilt, diesen GeSichtspunkt zu 
beachten und die Wertordnung, in die wir eingebunden sind, 
miteinzubeziehen. Die Kommission ist froh, dass das Problem 
im Bericht aufgegriffen worden ist 
Ich komme mit meinem Beitrag zum Schluss: Es war ein Bei­
trag, mit dem ich versuchte, Ihnen einen kurzen Ueberblick zu 
geben. Wir waren in der Kommission der Meinung, dass die 
verschiedenen Gesichtspunkte von jedem Votanten aus sei­
ner Sicht noch erwähnt und die Akzente entsprechend gesetzt 
werden können. Dem KommiSSionspräsidenten Oblag es, den 
Rahmen zu erläutern. 
Zum Bericht selbst können wir keine weiteren Beschlüsse fas­
sen. Unser Beschluss beschränkt sich darauf, von diesem Be­
richt Kenntnis nehmen. Wir machen das, indem wir dem Bun­
desrat für den aufschlussreichen, gut dokumentierten und in 
die Zukunft weisenden Bericht danken. Wir wissen mit dem 
Bundesrat. dass die Agrarpolitik weiterhin eine dynamische 
Entwicklung vor sich haben wird. Es ist nicht der letzte Bericht, 
den wir vor uns haben. Aber es ist eine ganz wichtige Etappe, 
eine gut dokumentierte, eine auf die Zukunft bezogene 
Etappe, der dann in unserem nächsten Traktandum schon der 
erste Schritt der Umsetzung in die Gesetzgebung Wir 
danken dafür. 

erlaube mir, 

wird vermehrt über Direktzah-
als über die Preise wobei das Problem der 

nanzierung dieser Direktzahlungen noch nicht gelöst ist 
Die Sicherstellung einer flächendeckenden Landwirtschaft 
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ist zusätzlich durch regionalpolitische Massnahmen zu ge­
währleisten. 

Die Agrarpolitik muss auf die verstärkte Integration in Europa 
ausgerichtet werden, wobei aber unterschiedliche Meinungen 
darüber bestehen, ob der EWR ein erster Schritt zu einer Voll­
integration in die EG oder ein in sich abgeschlossener Schritt 
sei. Zudem sind die Auswirkungen der Gatt-Verhandlungen 
noch unbekannt" 
Die Kommission schlägt Ihnen Ergänzungen nach vier Rich­
tungen vor. Im Anschluss an die Beratung der Aenderung des 
Landwirtschaftsgesetzes wird Ihnen ein Vorschlag für eine Mo­
tion über die sozialpolitischen Massnahmen präsentiert 
Ebenfalls im Anschluss an die Beratung der Aenderung des 
Landwirtschaftsgesetzes werden wir Ihnen ein Postulat über 
die langfristige Entwicklung des Berggebietes in seinen ver­
schiedenen Aspekten begründen. 
Zur Finanzierung der Direktzahlungen, über die wir dann bei 
der Revision des Landwirtschaftsgesetzes sprechen, beab­
sichtigt die Kommission, Vorschläge zu erarbeiten, die Ihnen 
zur Lösung des Finanzierungsproblems vorgelegt werden soi­
len. Die Kommission hat noch nicht definitive Beschlüsse dazu 
gefasst Sie hat den Bundesrat gebeten, ihr eine Formulierung 
auszuarbeiten die Kommission bedankt sich für diese For­
mulierung -, die aber keinen Antrag des Bundesrates darstellt, 
sondem nur als Hilfeleistung an die Arbeiten der Kommission 
zu verstehen ist Wir möchten zwischen der Frühjahrssession 
und der Sommersession an einer Kommissionssitzung das 
Problem anhand dieser Formulierung vertieft beraten und Ih­
nen für die Sommersession einen Vorschlag unterbreiten. Der 
Bundesrat steht der Angelegenheit sehr skeptisch gegenüber, 
weil er diese Ueberlappung einer Finanzierungsvorlage mit 
dem Finanzpaket, d. h. Revision der Bundesfinanzen, vermei­
den möchte. Er möchte nicht, dass parallel am gleichen 
Thema gearbeitet wird. Die Kommission war aber der Mei­
nung, dass wir, wenn wir Direktzahlungen vorsehen, jenen, 
die sie nachher zu finanzieren haben, und jenen, denen sie 
nachher ein entscheidender Einkommensbestandteil sein 
soll, Rechenschaft schuldig sind, wie wir diese Finanzen dann 
bereitstellen wollen. Eine Lösung mit einem Bekenntnis ohne 
Grundlage reichte der Kommission nicht Wir werden also 
diese Fragen der Finanzen noch zwischen den beiden Sessio­
nen beraten und Ihnen für die Sommersession eine Vorlage 
ausarbeiten. Allerdings, definitive Beschlüsse dazu haben wir 
noch nicht gefasst 
Ein viertes Thema steht auch noch auf der Traktandenliste der 
Kommission, das noch nicht in Anträgen Niederschlag gefun­
den hat Ich möchte Ihnen aber auch dieses Thema ankündi­
gen, weil es in diesen Zusammenhang gehört und aus der 
Sicht der Kommission in die Globalbetrachtung einbezogen 
werden muss. Es handelt sich um die Solidaritätsbeiträge. 
Beim Obstbau haben wir in der ersten Sessionswoche dar­
über Beschluss gefasst In der Kommission liegen Anträge 
vor, die Solidaritätsbeiträge zu einer allgemeinen Institution 
unseres Agrarrechts auszuweitern. 
Diese Hinweise auf die Motion zur Sozialpolitik, auf das Postu­
lat Berggebiet, auf die in Aussicht genommene Finanzierungs-

und auf die Solidaritätsbeiträge waren Projektionen für 
die weitere Arbeit heute es, diesem Landwirt­
schaftsbericht Stellung zu nehmen. Ich mache es nochmals 
mit der Feststellung, dass der Bundesrat mit seinem Bericht 
uns Parlamentariern und unserer bäuerlichen Bevölkerung, 
aber auch den Konsumenten und allen, die sich um die Oeko­
logie und um die Erhaltung unserer Landschaft kümmern, ei­
nen grossen Dienst geleistet hat 

M. Reymond: Oe meme que ie rapport sur la politique 6cono­
exterieure que naus avans examine ia semaine der-

76 du nom, constitue un travail re­
De-

quelques-uns de ces derniers, un en particulier sur lequel je 
reviendrai, me semblent depourvus d'une esquisse de politi­
que future demontrant par la un redacteur - on sait qu'il y en a 
eu plusieurs - manquant d'inspiration ou moins impregne que 
I'ensemble par les necessites de voir loin pour commander 
court 
S'U fallait resumer ce rapport en quatre types de problemes OU 

d'orientations, nous dirions: 1. ouverture de la Suisse sur l'Eu­
rope et le monde; 2. davantage tenir campte de I'ecologle; 
3. plus de maTches; 4. une dose accrue de paiements directs. 
Cela dit, ces quatre orientations sont dejä, entre elles, partielle­
ment contradictoires, de sorte qu '11 ne sera pas simple de pas­
ser de I'intention ä la concretisation. 
Parmi les meilleurs chapitres, celui relatif ä I'integration euro­
peenne doit etre cite. 11 est d'une remarquable honnetete, en 
ce sens qu'iI presente de fac;:on drconstanciee et sans com­
plaisance les problemes, mais sans susciter d' epouvante non 
plus. La realite est ainsi faite qu'aujourd'hui 30 pour cent des 
Suisses sont situes suffisamment proehe des tronMres pour 
s' approvisionner en aliments ä I' exterieur du pays, une fois par 
semaine au moins. Ce tiers du marche alimentaire, autrefois 
indigene pour I'agriculture, lui file gentiment sous les pieds ou 
plus clairement dans les coffres des voitures. Et ce serait une 
grande illusion de croire qu'au moment de la suppression des 
douaniers intra-communautaires nous pourrions renforcer 
nos propres contrales a I'entree en Suisse. 
Dans la strategie d'adaptation a l'Europe, le rapport attribue la 
plus grande importance a de longs delais de transition et a une 
campensation par des paiements directs. 11 ne croit peut-etre 
pas assez, a mon gout, a la necessite et ä la possibilite de re­
duire nos couts de production. Cette n3duction sera pourtant 
bien realisable si taute I'economie et, en particulier, les parte­
naires de I'agriculture fant simultanement la meme marche 
d'approche vis-a-vis de I'Europe. Cette marche-Ia donne tout 
san sens au passage transitoire par I'Espace economique eu­
ropeen. 
Le deuxieme sujet de politique agricole bien traite, sans doute 
le meilleur de tout le rapport, concerne le lait et I'esquisse 
d'une nouvelle politique dans la perspective d'un rapproche­
me nt de l'Europe. Non seulement le scenario de la Commis­
sion Amold y figure, mais celui du double-marche y est aussi 
presente. Je rappelle que le premier mettrait «le prix commer­
dal du lait au niveau de celui de la CEE», alors que le second 
est explique comme suit au bas de-la page 376: «Les produc­
teurs devraient, par exemple, avoir la possibilite de contribuer 
au maintien, voire d'accron:re leur volume de production s'ils 
arrivent cl exporter les produits laltiers sans subvention de 
I 'Etat». Tout ce la est excellent, et nous attendons avec impa­
tience les textes legaux qui devront etre modifies, car il est in­
contestable que le lait constitue la production agricole ou 
nous sommes le plus competitifs, ou nous pouvons develop­
per !'exportation cl condition de faire sauter les baronneries fro­
mageres; sa production devra a I'avenir compenser les reduc­
tions de production qui devront avoir lieu dans les branches 
ou nous sommes le moins concurrentiels. 
Cette derniere remarque m'amEme au chapitre le plus faible, 

le moins prospectif du rapport, ceiui consacre aux 
,.,n:"n.,tr"·-ll'l occulte complE'ltement 

extremement grave pour la Suisse occidentale. le 
Wahlen, mais aussi et encore en 1970, en 1980, en 1986 et en 
1987, la politique agricole de la Suisse a ete de dire "plus de 
terres ouvertes, donc plus de cereales pour diminuer la pro­
duction laitiere». Cela a ete juste dans le marche national tel 
qu'lI exlstalt alars. Des lors que ce marche s,Ouvre ou eclate, I1 
est evident que notre chance par-dessus les frontieres est 
dans le lait, plus du tout dans les cereales. 
Si le 7e rapport constate cela, on pourrait s'attendre ä ytrouver 
I'enonce d'une de reorientation esquissant pour le 

des de substitution. Helas, ii n'en est riert 
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qUi, depuis 1939 a ce jour, ont permis a toutes les autres de 
faire beaucoup de lait 11 est regrettable que le 7e rapport ne­
glige a ce point les regions ou les ce reales sont actuellement 
prioritaires parce que tout le pays I' a voulu ainsi. iI n'y a aucun 
doute que les cereafiers ne se satisferont pas d'une politique 
agricole resolument sans ouverture pour eux. 
I! me reste a dire deux mots de la politique du revenu agricole 
esquisse dans ce 7e rapport A I'avenir, peut-etre meme plus 
que par Je passe, la notion de revenu paritaire sera cardinale. I1 
n'y aura de paysans demain pour continuer d'entretenir notre 
territoire que s'ils sont convenablement remuneres. J' aimerais 
preciser que, pour mai, «convenablement» signifie «dans la 
mame mesure que les autres activites comparables, dans la 
mame region, c' est-a-dire lci mame, en Suisse». !I est inutile, il 
pourrait mame etre malhonnate de pari er de parite avec I'agr;­
culture portugaise, irlandaise ou grecque. Des lors, dans leuT 
confluence vers j'Europe et les prix de la politique agricole 
commune, nos agriculteurs ne s'engageront vers I'eventuelle 
desescalade de leurs revenus que I'oeil rive sur I'altimetre du 
revenu paritaire, avec les gens d'ici. Ce n'est que s'il ya equite 
et satisfaction de traitement par rapport aux autres couches 
professionnelles de I'industrie, des arts et metiers et du fonc­
tionnariat, que nos paysans seront prats a descendre d'une 
marche dans l't§chelle de leurs revenus. A defaut de cette 
equite-Ia, c'est-a-dire si elle n'est pas exigee de tous, iI est cer­
tain qu'ils descendront, vigoureusement et sans doute avec 
raison, dans la rue. 
En conclusion, je recommande de prendre acte avec beau­
coup de satisfaction du 7e rapport sur I'agriculture qui, a I'ex­
ception du peu d'ouverture qu'il propose aux cerealiers quant 
a leur avenir, const/tue une excetlente base de travail pour une 
politique agricole incontestablement destinee a devenir plus 
audacieuse et moins sclerosante que beaucoup de mesures 
pr/ses ces quarante dernieres annees. 
Entin, je vous prie d'accepter la motion et le postulat de votre 
commission. 

Rüesch: "Ceterum censeo" habe ich letzte Woche zweimal 
ausgerufen. Ich werde es beim Landwirtschaftsbericht zum 
dritten Mal tun. Ich möchte ihn im Licht der Finanzen beleuch­
ten, aber vorerst noch einige staatspolitiSChe Ueberlegungen 
zur Zielsetzung der Landwirtschaft machen. 
Mit dem 7. Landwirtschaftsbericht ergibt sich in der Aufgaben­
teilung für unsere Landwirtschaft eine eindeutige Gewichtsver­
schiebung von der Zielsetzung der Produktion zum Umwelt­
schutz. Hier ist vorerst eines festzustellen: Diese Verlagerung 
der Gewichte ändert nichts, aber auch gar nichts an der Tatsa­
che, dass unsere Landwirtschaft ganz erhebliche gemeinwirt­
schaftliche Leistungen zu erbringen hat Es handelt sich dabei 
um die Leistungen, die in unserem Lande auf alle Fälle für die 
Pflege der natürlichen Lebensgrundlage, die Landschafts­
pflege und die Erhaltung der dezentralisierten Besiedelung er­
bracht werden müssen. Eine Schweiz mit einer Grossagglo­
meration Mittelland von Kreuzfingen bis Genf und einer ver­
gandeten Alpen- und Voralpenlandschaft ist nicht akzeptabel 
und nicht denkbar. 
Es wäre aber ein Irrtum. wenn wir die 1/""r<:n.rm 

mitteln ganz wül-den. Zweckbe-
stimmung hat noch ihren Es ist gar nicht so sicher 
auf dieser Welt, und es ist keineswegs gewiss, dass wir zu al­
len Zeiten genügend Lebensmittel importieren können. Aber 
schon Machiavelli hat ja in seinem Werk «Der Fürst» erwähnt, 
dass die Menschen bei schönem Wetter nicht an den Sturm 
glauben wollen. Vergessen wir diese Erkenntnis hier, wie auch 
bei der Sicherheitspolitik, nicht 
Das Konkurrenzproblem unserer Landwirtschaft im 
Grunde in den modernen und vor al-

kann. 

der relativ Das 

"nrilA.firr'''rr,,,,tt deshalb keine Chancen mehr ge­
Ländern. in denen man zweimal im Jahre ernten 

welchen man zu Löhnen 

Es stellt sich damit die Frage, wie unsere Landwirtschaft an 
Konkurrenzfähigkeit gewinnen kann; mit anderen Worten: Wie 
könnten die Kosten gesenkt werden? Grossbetriebe rentieren 
besser als Kleinbetriebe, deshalb spricht man so schön von 
der Strukturbereinigung. Nachdem in den letzten Jahren täg­
lich drei Landwirtschaftsbetriebe eingingen, könnte man auch 
vom Bauernhofsterben sprechen. Der Konzentration zu 
Grossbetrieben ist durch die Topographie unseres Landes 
eine Grenze gesetzt Was im Mittelland noch angeht, ist im 
Berggebiet nicht mehr tragbar. In der alpinen und voralpinen 
Zone ist darum eine Ergänzung mit einem Nebenerwerb in vie­
len Fällen unumgänglich, wobei z. B. der Tourismus wesentli­
che Möglichkeiten bietet 
Die Regionalplanung hat sich auf diese Notwendigkeit auszu­
richten. Aus staatspOlitischen Gründen ist aber auch im Talge­
biet eine allzu starke Konzentration unerwünscht Der Neben­
betrieb soll auch hier nicht ausgeschlossen werden. Jene Un­
selbständigerwerbenden, welche noch im Halbamt den ererb­
ten Landwirtschaftsbet~ieb weiterführen, gehören nämlich in 
der Regel zu einer sehr bodenständigen Schicht 
Strukturbereinigung und Ergänzungen mit Nebenerwerb ge­
nügen aber allein noch nicht, um die Zukunft unserer landwirt­
schaft zu sichern. Die Selbsthilfemassnahmen sind zweifellos 
zu fördern. Dazu gehört eine vermehrte Zusammenarbeit etwa 
in Maschinengemeinschaften. Ferner ist die Innovation in 
Richtung neuer Produkte zu fördern; nachwachsende Roh­
stoffe, die Treibstoff liefern, helfen einerseits, die Ueberpro­
duktion in den bisherigen Anbausparten abzubauen, und an­
dererseits können sie die CO2-Bilanz entlasten, was zur Scho­
nung der Umwelt beiträgt Die höheren Kosten solcher Treib­
stoffe dürfen die Innovation nicht verhindern. Die Sonnenener­
gie ist heute noch zu teuer; sie wird trotzdem gefördert 
Unsere Landwirtschaft ist wegen ihrer Kosten im Schussfeld 
der Kritik. Die OECD kommt in einem Bericht auf volkswirt­
schaftliche Totalkosten von rund 7,2 Milliarden Franken pro 
Jahr. Das gäbe für jede Hektare Nutzfläche Kosten von 
7200 Franken; ein mittlerer bäuerlicher Betrieb wäre nach die­
ser Rechnung mit 130 000 Franken subventioniert In der Bot­
schaft wird ausgeführt, wie die OECD zu dieser Rechnung 
kommt Es werden die Agrarausgaben der öffentlichen Hand 
und die Differenz zwischen der schweizerischen Agrarproduk­
tion zu Inland preisen und den Weltmarktpreisen zusammen­
gezählt Diese Rechnung ist falsch, und zwar aus folgenden 
Gründen: 
1. Wie die Botschaft sagt, ist es ein Irrtum zu glauben, man 
könne die gesamte Produktion in gleicher Qualität und Frische 
im Ausland kaufen. Man denke nur etwa an die Milch. 
2. Die Rechnung ist deshalb falsch, weil wir unser Land beim 
Verschwinden der Landwirtschaft durch Landschaftsgärtner 
pflegen lassen müssten. Deren Löhne würden wohl die Milliar­
dengrenze überschreiten. 
3. Die schweizerische Landwirtschaft muss aus den vorgela­
gerten Branchen ihre Investitionsgüter und Betriebsmittel zu 
wesentlich höheren Preisen kaufen als ihre KOllegen im Aus­
land. 
4. In den der Landwirtschaft Branchen, zum 
Beispiel in der ebenfalls 
im Ausland gearbeitet Die Schweiz ist bekanntlich ein Hoch­
lohnland. 
Würde dieses Rechnungsmodell der OECD auf andere Wirt­
schaftsgruppen ausgedehnt, so kämen wir zu ähnlich horren­
denZahlen. 
Ein Industrieller hat mir erzählt, dass er sämtliche Drucksa­
chen, die er für seinen Grossbetrieb braucht, in Singapur billi­
ger drucken lassen könne als in der Schweiz. Die Transportko­
sten fallen nicht mehr ins Gewicht Wir könnten schHesslich 
auch das graphische Gewerbe in eine solche \}f'\,lk""\JII;rt<:r'h",m 

ehe Rechnung einbeziehen. Wenn wir unsere 

sparungen. 
Diese Rechnung mit den 7,2 Milliarden Franken bleibt meines 
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Erachtens eine volkswirtschaftliche Fehlrechnung, auch wenn 
sie neuerdings von gewissen Professoren in Wochenzeitun­
gen kolportiert wird. Ich habe mich dabei an den Satz erinnert, 
der früher einmal geprägt wurde: Es gibt auf dieser Welt kei­
nen Blödsinn, rur den man nicht einen Professor als Gutachter 
fände. 
Das Gatt und vielleicht später die EG zwingen uns, den Schutz 
für unsere Landwirtschaft abzubauen. Wir können uns dem 
Druck des Gatt nicht entziehen. Die Schweiz ist ein Exportland 
und auf den freien Handel angewiesen. Ohne florierende Ex­
portwirtschaft fehlt auch das Geld rur die Unterstützung der 
Landwirtschaft Es kann aber nicht in Frage kommen, dass wir 
unsere Landwirtschaft auf dem Altar des Gatt oder der EG op­
fern. Der Ausweg besteht wohl in den vorgeschlagenen Direkt­
zahlungen. Diese Direktzahlungen kosten Geld. In der heuti­
gen Zeit müssen wir aber jede zusätzliche Staatsausgabe ge­
nau prüfen. Es gibt im Prinzip vier Möglichkeiten, um neue 
Staatsausgaben zu finanzieren: 
1. Wir verkraften die Ausgabe, weil das Bruttosozialprodukt 
wächst und weil bei der gleichen Staatsquote mehr Steuern 
fliessen. Diese Möglichkeit fällt im Moment ausser Betracht 
2. Wir machen Schulden. Das ist verpönt 
3. Wir müssen kompensieren. Etwas Kompensation ist hier 
möglich, da ein erheblicher Teil der Mittel, die wir heute für 
Subventionen und Grenzschutzmassnahmen ausgeben, zu 
den Direktzahlungen umgelenkt werden. Ich bin der Meinung, 
dass die Ausgaben, die heute für die Landwirtschaft 2,6 Milliar­
den Franken betragen, nicht gesenkt werden sollten, aber 
dass ein Teil davon in Direktzahlungen umgelagert werden 
kann. 
Nun ist es klar - wenn man die Zahlen des Bundesrates be­
trachtet -, dass die Kompensation als solche aber nicht ge­
nügt Der Bundesrat spricht in seiner Botschaft von anfängli­
chen Mehrkosten von 100 Millionen oder 150 Millionen Fran­
ken pro Jahr. Er schreibt aber auch im Landwirtschaftsbericht, 
dass ein EG-Beitritt Kosten tür Direktzahlungen von 1,7 bis 
2 Milliarden Franken brächte. Kurzum, Kompensation allein 
genügt nicht Wir müssen zum vierten Mitte! greifen, um finan­
ziell zu Rande zu kommen. 
4. Dieses Mittel besteht im Erheben von neuen oder mehr 
Steuern. Der Kommissionspräsident hat Ihnen die Absicht der 
Kommission bereits dargelegt Sie beabsichtigt, eine Initiative 
zu bearbeiten, welche auf den Lebensmitteln eine beschei­
dene Warenumsatzsteuer einführt Dieser Gedanke rechtfer­
tigt sich darum, weil durch eine Senkung der Konsumenten­
preise der Konsument auch profitiert und damit auf der ande­
ren Seite mit seinem finanziellen Beitrag helfen kann, eine sol­
che Wende zu verkraften. 
Gesamthaft gesehen dürfen wir dem Bundesrat für diesen Be­
richt ein Kompliment machen. Das Problem ist gründlich bear­
beitet worden, wenn wir auch im Detail da und dort noch ver­
schiedener Meinung sind. Die Stunde der Wahrheit kommt bei 
der Bearbeitung der Gesetze. Wir werden morgen sicher erste 
Differenzen haben. Es ist doch unser aller Wille, unsere Land­
wirtschaft auch in den kommenden Zeiten zu erhalten. Wir 
brauchen die Landwirtschaft Wir können auf sie nicht verzich-

Uhlmann: Gestatten Sie mir, dass ich, entgegen der Behaup­
tung in der gestrigen ,,10 vor W»-Sendung, als zweitletzter 
Bauer in diesem Rat heute zu Ihnen spreche. 
Die Landwirtschaft steht zweifellos in enger Beziehung mit den 
übrigen Bereichen der Wirtschaft und der Gesellschaft, aber 
auch zu den Entwicklungen im Ausland. Unsere landwirt­
schaft ist ein Teil unserer Volkswirtschaft Viele Vorgänge und 
Gegebenheiten ausserhalb der Landwirtschaft, sowohl im In-
wie im Ausland. haben für die heute und in Zukunft 

vermehrt den Charakter Stellenwert von Rah­
beachten 

,,,,t,,,;,Ii".o,tCln Ländern, 
dert es darum nicht, dass der Bundesrat im Landwirtschafts-
bericht nicht alle beantwortet hat Für mich sehr 

ist aber der den der Bundesrat 
seinem Bericht steuert. Wenn der auch alles andere ist 

als ein Rezeptbuch für eine unbeschwerte Zukunft unserer 
Landwirtschaft, muss doch anerkannt werden, dass er einen 
sehr guten und wertvollen Ueberblick über die bisherige 
Agrarpolitik, die Entwicklung unserer Landwirtschaft, die Ver­
flechtungen mit der übrigen Wirtschaft und unter anderem 
auch über die Verhältnisse in anderen Ländern gibt Gerade 
die Vergleichszahlen mit den Verhältnissen in anderen län­
dern beweisen eben, dass unsere Landwirtschaftspolitik recht 
gut dasteht 
Der Bericht stellt aber auch eine gute Grundlage zur breiten 
Diskussion der Neuorientierung unserer Agrarpolitik dar. Es 
darf gesagt werden, dass die Agrarpolitik der Vergangenheit 
nicht so schlecht war, wie das oft behauptet wird. Die landwirt­
schaft in unserem Land ist leistungsfähig und produziert in der 
Rege! mit ökologisch angepassten Methoden gesunde, hoch­
wertige und auch frische Nahrungsmittel. Die Tatsache, dass 
der Selbstversorgungsgrad nur gute 60 Prozent beträgt, ist 
ein ganz klarer Beweis darur. Auch ist der ländliche Raum gut 
besiedelt und die bäuerlichen Familienbetriebe sind praktisch 
immer noch die Regel. Die Schweizer Bauern haben das Men­
genproblem in den meisten Sektoren recht gut im Griff. 
Aber etwas anderes bereitet mir Sorgen, nämlich, dass durch 
die unsichere Zukunft der Landwirtschaft immer weniger 
junge Leute bereit sind, den Bauernberuf zu erlernen und 
auch auszuüben. Diese Entwicklung ist - wenn sie ein gewis­
ses Mass übersteigt - ausserordentlich gefährlich. Eine land­
wirtschaft, die die Herausforderungen der Zukunft bewältigen 
soll, ist auf kluge und intelligente junge Bauern mit einer guten 
Ausbildung angewiesen. Die vielschichtige Vernetzung von 
Produktion, Oekologie und volkswirtschaftlicher Verantwor­
tung ist eine grosse Herausforderung, eine Herausforderung, 
der nur intelligente junge Bauerngenerationen gewachsen 
sein können. 
Diese Feststellungen und Tatsachen sind zu berücksichtigen, 
wenn wir den dritten Teil dieses Berichts analysieren, der be­
kanntlich «Neuorientierung der Agrarpolitik» heisst Wenn wir 
davon ausgehen und das dürfen wir nicht nur, sondern es ist 
klar bewiesen -, dass unsere Agrarpolitik in der Vergangenheit 
im grossen und ganzen erfolgreich war, so führt das zur Er­
kenntnis, dass eine bisher recht erfolgreiche Politik nicht 
schlagartig verändert werden muss oder darf. Der Umgang 
mit der Natur und den natürlichen Produktionsbedingungen 
wie Klima, Bodenbeschaffenheit, Topographie und gewach­
senen Strukturen ist nicht vergleichbar mit einer industriellen 
Produktion, welche von Maschinen und Menschen direkt und 
allein abhängig ist Wenn ein Industriebetrieb seine Produk­
tion umstellen oder mindestens verändern will, so ist dies in 
der Regel in Wochen- oder Monatsfristen möglich. Wenn der 
Bauer seine Produktion umstellen oder verändern will oder 
muss, seine Produktion, die bodenabhängig ist, so braucht 
dies mindestens ein bis fünf Jahre. Das sind die Realitäten, die 
es zu beachten gilt 
Mit den Zielsetzungen, die vom Kommissionspräsidenten dar­
gelegt worden sind, bin ich absolut einverstanden. Allerdings 
muss darauf hingewiesen werden, dass die Umsetzung, wie 
sie aufgezeigt wird, doch einige grosse Widersprüche in sich 

Der verstärkte Akzent auf Oekolagie und naturnaher Pro-
dem uns nicht verschliessen wollen, wird 

gesteilt, wenn gleichzeitig auf Weltmarktpreise und auf 
bessere Konkurrenzfähigkeit unserer Landwirtschaft gesetzt 
wird. 
Die wichtigste Aufgabe des Bundesrates und der zukünftigen 
Agrargesetzgebung besteht darin, Voraussetzungen zu schaf­
fen, dass diese Anliegen bestmöglich verwirklicht werden. Für 
mich kann und darf es niemals so weit kommen, dass wir so 
etwas wie ein Agromuseum in Europa darstellen und gleich­

immer mehr Nahrungsmittel aus Intensivproduktions-
,rnr"'1rr,,,rt werden. Diese kann nie 

allem eine 

pn,'lo('.l<',,'nri'''n Landwirtschaft, 
seres Touristiklandes. 

werde oft den Eindruck los, dass es sehr vielen Krei-
sen, besonders aber den Importeuren darum die Inland, 
produktion zu drosseln oder abzuwürgen, um mehr lukrative 
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Importe tätigen zu können, ungeachtet der Energie- und Um­
weltbelastung oder der Energie- und Umweltbilanz. Eine sol­
che Betrachtungsweise ist allerdings unverantwortlich und 
würde sich bald einmal als Bumerang erweisen. 
Unsere Landwirtschaft muss multifunktionalen Charakter auf­
weisen Dies muss aber unbedingt auch in anderen Ländern 
verstärkt zum Ausdruck kommen. Die Gatt-Verhandlungen, 
wie auch die EWR- oder EG-Anpassungen, sind auf diese 
langfristigen Ziele auszurichten. Wie in der Umweltpolitik, so 
ist auch in der Landwirtschaftspolitik der Grundsatz zu beach­
ten, dass die Umwelt und die Landwirtschaft durch Massnah­
men zu schützen sind, damit nicht später mit grossen finan­
ziellen Mitteln wieder etwas repariert werden muss. Diese 
Fehlentwicklungen müssen wir ganz klar verhindern. 
Ich bin übrigens davon überzeugt, dass unsere Bevölkerung 
eine intakte Landwirtschaftwill, und sie wird auch dazu stehen. 
Die Sauern ihrerseits sind gehalten und sind auch bereit, sich 
den veränderten Verhältnissen anzupassen. Der Staat aber 
muss die Rahmenbedingungen so setzen, dass der unterneh­
merische Geist unserer Bauern nicht ganz zunichte gemacht 
wird. Flexibilität muss oberstes Gebot sein; Strukturanpassun­
gen müssen nicht durch den Staat beschleunigt werden. Aber 
der Staat darf Strukturanpassungen auch nicht durch gesetzli­
che Schranken und Normen verhindern. 
Ein Punkt in diesem Bericht hat mich sehr beschäftigt Für 
mich völlig unverständlich ist der Gedanke des Bundesrates, 
die Finanzierung der Direktzahlungen zum Teil durch Len­
kungsabgaben auf Dünger und anderen Hilfsstoffen zu si­
chern. Da will doch der Bundesrat unseren Bauern zur Rnan­
zierung unserer Landwirtschaft neue Steuern aufbürden, die 
im Ausland nicht existieren, und gleichzeitig von ihnen bes­
sere Konkurrenzfähigkeit verlangen. Also: Mit der einen Hand 
holt man es herein, und mit der anderen gibt man einen Teil 
wieder weiter, wahrscheinlich in der Meinung, dass noch et­
was für die Bundeskasse abfalle. Wo da die Logik ist, verstehe 
ich nicht, und ich muss sagen: Solche Gedanken unserer ver­
ehrten Herren Bundesräte beunruhigen mich sehr. Ein solcher 
Alleingang für die Schweizer Bauern wäre auch ein Schlag ins 
Gesicht aller Bauern, die sich ernsthaft bemühen, die Produk­
tionskosten zu senken. 
Es wäre besser, der Bundesrat würde vermehrt konkrete Vor­
schläge machen, was mit den von der Nahrungsmittelproduk­
tion frei werdenden Flächen geschehen kann. Ich meine, dass 
die Produktion nachwachsender Rohstoffe konkreter zu för­
dern wäre. Die Forschungsergebnisse im Ausland, besonders 
in Oesterreich, sind ermutigend. Auch wenn zurzeit die Wirt­
schaftlichkeit noch nicht gegeben ist, so ist doch nicht zu ver­
kennen, dass diese Art von Energiegewinnung enorme klima­
tische Vorteile aufweisen könnte. Hier erwarte ich vom Bun­
desrat sehr bald konkrete Programme. Die gesetzlichen 
Grundlagen sind ja bekanntlich im neuen Artikel 20 des Land­
wirtschaftsgesetzes durchaus vorhanden. 
Ein weiterer Punkt, um den Handlungsspielraum für die Bau­
ern etwas zu erweitern, ist im Zusammenhang mit der Neben­
erwerbsmöglichkeit in der Revision des Raumplanungsgeset­
zes zu sehen. Die Motion Zimmerli, die in diese Richtung geht, 
ist von beiden Räten überwiesen worden. Der Bundesrat muss 
auch hier aufsetzen, wenn glaubwürdig sein 
Selbsthilfemassnahmen wie Betriebsgemeinschaften, Be­
triebszweiggemeinschaften oder andere Formen der Zusam­
menarbeit dürfen durch die gesetzlichen Normen auf keinen 
Fall behindert werden. Ich denke da vor allem auch an den 
Milchwirtschaftsbeschluss oder an Preisabstufungen in ande­
ren Bereichen. 
Die Vorschläge des Bundesrates betreffend Abfederung so­
zialer Härten sind sicherliCh gut gemeint und wahrscheinlich 
ein sehr taugliches Mittel, doch müssen diese Möglichkeiten 
ab 1994 vorhanden sein. 
Die 

die 
Oberziele unserer Landwirtschaft 

Das alles und doch am Schluss 
Wer soll das wie bezahlen? Es 

ist bereits vom Kommissionspräsidenten wie auch von mei­
nem Vorredner gesagt worden, welche Vorstellungen die 
Kommission in dieser Richtung hat Ich verzichte auf weitere 
Ausführungen. 
Zusammenfassend: Mit Ausnahme der EG-Beitrittsoptik - ich 
könnte fast sagen: der EG-Beitrittseuphorie kann der 
7. Landwirtschaftsbericht aus meiner Sicht als taugliche, aller­
dings vielleicht etwas wenig konkrete Leitlinie der zukünftigen 
Agrarpolitik bezeichnet werden. Der Bundesrat muss alles 
daransetzen, dass die unbestrittene multifunktionale Bedeu­
tung der Landwirtschaft in allen Verhandlungen, beim Gatt, 
beim EWR und besonders bei der EG, mit allem Nachdruck 
und hartnäCkig betont wird. Unsere Vorleistungen im Bereich 
der in den letzten Jahren eingeführten Mengenbeschränkun­
gen sind zwingend in diese Verhandlungen einzubringen und 
auch zu berücksichtigen. Zudem ist der Bundesrat aufgeru­
fen, die Lockerung von Vorschriften und Einschränkungen, 
die die Selbsthilfe behindern oder die Produktion verteuern, 
sofort an die Hand zu nehmen. 
Die Schweiz braucht auch in Zukunft eine gesunde landwirt­
schaft, eine Landwirtschaft, die in der Lage ist, ihre zahlreichen 
Funktionen zu erfüllen, und die ihren Stellenwert in der Volks­
wirtschaft erhalten kann. Dazu werden die Bauern viel beitra­
gen. Der gute Wille ist vorhanden, doch muss auch der Bund 
zur Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen die fi­
nanziellen Mittel bereitstellen. Wenn wir die Ziele klar sehen 
und den Weg zum Ziel nicht nur kennen, sondern auch ge­
meinsam gehen wollen, werden unsere Bauernfamilien auch 
wieder Vertrauen in Bundesrat und Parlament haben können. 

Frau Weber Monika: Ich möchte dem Bundesrat herzlich für 
den 7. Landwirtschaftsbericht danken. Er zeigt eine klare li­
nie, die ich voll unterstützen kann. Ich möchte aber darauf hin­
weisen, dass eigentlich schon der 6. LandwirtsChaftsbericht 
recht gut war und schon in eine ähnliche Richtung ging, dass 
es aber leider immer wieder bei der Umsetzung Schwierigkei­
ten gab. Ich möchte deshalb auch das Kind beim Namen nen­
nen und nicht zuviel in Schönfärberei machen. 
Es wurde sehr viel Positives gesagt, und ich möchte auch be­
tonen, dass die landwirtSChaft selbstverständlich sehr gut 
funktioniert Die Frage ist, ob wir eine richtige Landwirtschafts­
politik betreiben. Hier habe ich schon meine Bedenken. 
Wir alle wissen, dass die schweizerische und die europäische 
Landwirtschaftspolitik seit Jahren in einer tiefen Krise stecken. 
Aus dem Mangel ist längst Ueberfluss geworden, dessen Ver­
wertung Unsummen verschlingt, die immer schwerer aufzu­
bringen sind. Doch die Agrarpolitk fördert die Ueberschuss­
produktion am Markt vorbei weiter - eine Produktion, die nicht 
nur wachsende Ueberschüsse zur Folge hat, sondern gleich­
zeitig mit ihren Methoden die Umwelt immer stärker belastet. 
Wenn wir Europa anschauen - nicht zu Unrecht wurde bereits 
viel über das internationale Umfeld unserer Landwirtschaft ge­
sprochen; man kann nicht über unsere inländische Landwirt­
schaft sprechen, ohne auch einen Blick auf die gesamte Welt zu 
tun -, können wir sagen: Die Ueberschussproduktion in Eu­
ropa hat sehr negative welthandelspolitisChe und weitpoliti­
sche Die Ueberflutung der Weltmärkte mit Ueber­

die zu Schleuderpreisen angeboten wer­
den, bringt den weltweiten Agrarhande! durcheinander. Die tra­
ditionellen Nahrungsmittelanbieter in Uebersee können trotz 
ungleich günstigeren Produktionsbedingungen nicht mithal~ 
ten. Das trifft insbesondere die Dritte Weit hart Somit hilft die 
europäische Landwirtschaftspolitik mit, den Nord-Süd-Konflikt 
zu verschärfen; entsprechend vielfältig ist die Kritik 
Diese Kritik trifft auch die schweizerische LandwIrtschaftspoli­
tik, die an den gleichen Mängeln und Problemen krankt. Na­
türlich muss man sagen, dass die absoluten Zahlen bei uns 
anders sind; man muss auch dass die Schweizer Bau-

mit Produkten weder 

einem aUO>Y''''''Ul-oj",r 

von und Subventionen weltvVeit 
n"""CI'1't:>n am meisten. Nach den der 
verdienen unsere Bauern keine 20 Prozent ihres Einkommens 
echt via Markt Der Rest ist auf Subventionen, Preisstützungen 
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und andere Staatseingriffe zurückzuführen. Vom komplizier­
ten Geflecht von Marktordnungen und Staatseingriffen profi­
tieren nicht nur die Bauern, sondern auch das sogenannte 
Agrobusiness - die der Landwirtschaft vor- und nachgelager­
ten Verwertungs-, Verarbeitungs- und Handelsstufen sowie 
der Importhandel dort, wo er nicht frei ist, wo Beschränkun­
gen, unter anderem Einfuhrkontingente, gelten. 
Für die negative Entwicklung ist letztlich die Ausk!ammerung 
der Landwirtschaft aus der übrigen Wirtschaft und ihre weitge­
hende Abschottung gegenüber den Marktkräften verantwort­
lich. Der Schutz gegen jede Konkurrenz an der Grenze, künst­
lich festgesetzte Preise, verbunden mit begrenzten oder gar 
unbeschränkten Abnahmegarantien, hatten einerseits zur 
Folge, dass die Produktivität stark verbessert wurde und ande­
rerseits die Produktion von Nahrungsmitteln insgesamt an­
schwoll- geradezu ein Schulbeispiel für diese Entwicklung ist 
die Getreideproduktion: Von 1970/72 bis 1989 nahm die An­
baufläche um 18,8 Prozent zu, die gesamte Getreideproduk­
tion dagegen um 221 ,6 Prozent; andererseits stagnierte die 
Nachfrage nach den traditionellen Nahrungsmitteln wie Milch, 
Brot, Fleisch, Kartoffeln und Obst So entstanden Ueber­
schüsse, deren Beseitigung den Steuerzahler Jahr für Jahr 
weit über eine Milliarde Franken kostet Jahrelang pendelte 
der sogenannte Selbstversorgungsgrad zwischen 50 und 
55 Prozent, so dass Raum für Importe von Fleisch und Ge­
treide blieb. Nur - das muss man betonen, darin besteht eben 
unsere internationale Verknüpfung weil eben der Selbstver­
sorgungsgrad noch so tief lag, wurde der Schweiz im Gatt ein 
Ausnahmestatut mit mengenmässigen Einfuhrbeschränkun­
gen zugestanden. 
Heute beträgt dieser Selbstversorgungsgrad gut 65 Prozent 
Doch auch dies täuscht Wegen der wachsenden internen 
Produktion hat die Schweiz in allen sensiblen Bereichen, also 
bei Milch, Fleisch, Getreide, die Selbstversorgungsgrenzen 
erreicht oder gar deutlich überschritten. In den sechzig er Jah­
ren, als der Schweiz im Gatt definitiv ein Ausnahmestatut zuge­
standen wurde, das quantitative Einfuhrbeschränkungen für 
Agrarprodukte im damaligen Ausmass nach den damals gel­
tenden Massnahmen erlaubte, betrug der Selbstversorgungs­
grad für Brotgetreide zum Beispiel 69 Prozent und für Futter­
getreide 22 Prozent 1989 betrug der Anteil beim Inlandbrot­
getreide 85 Prozent und beim Futtergetreide gegen 90 Pro­
zent; man kam also von 22 auf 90 Prozent Futtergetreide, weil 
immer mehr Brotgetreide deklassiert und verfüttert werden 
musste. (Ich habe das letzte Jahr bei der Getreidegesetzrevi­
sion davon gesprochen, wir sollten in der Brotgetreideproduk­
tion dringend restriktiver werden, weil wir sonst immer mehr 
Brotgetreide zu Futtergetreide deklassieren müssen.) Ent­
sprechend gingen die Einfuhren drastisch zurück Dies trifft 
vor allem auf traditionelle Ueferländer zu wie Australien, Ar­
gentinien, Kanada und die USA So ist es verständlich, dass 
gleichzeitig diese wichtigen Kunden unserer Exportwirtschaft 
vehement gegen diese Entwicklung reagieren und zumindest 
die Möglichkeit fordern, den bisherigen Umfang des Marktzu­
gangs zu erhalten und wiederherzustellen. 
Die wachsende Nahrungsmittelproduktion unserer Landwirt­
schaft ist zudem mit einer zunehmenden Umweltbelastung 

die von den Konsumenten Steuerzahlern 
nicht mehr länger hingenommen wird. Deshalb gehen wir ja 
jetzt auch zu Direktzahlungen über. 
Der Nahrungsmittelkonsum stagniert insgesamt in allen hoch­
entwickelten Industrietändern. Gleichzeitig werden die Bedürf­
nisse immer differenzierter; auch darüber müssen wir uns klar­
werden. Die Konsumenten stellen wachsende Ansprüche an 
die Auswahlmöglichkeiten und an die Qualität Spezialitäten 
und Gesundheit sind Trumpf, man wünscht gesündere Le­
bensmittel, was auch immer man darunter versteht Zweifellos 
heisst es: vom Fett, vom Salz, 

die Mr,nli,C'h_ 

kaufstourismus über die Grenze. Weit über anderthalb Millio­
nen Schweizer wohnen keine 30 Kilometer von der landes­
grenze entfernt Viele von ihnen sind über die ungleich tieferen 
Lebensmittelpreise im Ausland bestens im Bild. Dazu einige 
Beispiele aus der Regio Basiliensis: Im März dieses Jahres ko­
stete Butter in der Schweiz 210 bis 298 Prozent, Schlagrahm 
sogar 235 bis 357 Prozent mehr als im Ausland; für Sonnen­
blumenöl durfte der Schweizer bis 311 Prozent, für ein Entre­
cote oder ein Schweinskotelett bis 207 Prozent mehr bezah­
len. Diese Uste lässt sich fortsetzen. Ich mache Sie im übrigen 
darauf aufmerksam, dass im Norden unseres Landes, an der 
Grenze, im Jahr für etwa 200 Millionen Franken Miichprodukte 
jenseits der Grenze gekauft werden, und zwar aus Preisgrun­
den. In der Schweiz zahlt man einzig wegen unseres Agrarpro­
tektionismus derartige Weltrekordpreise, ohne dass man be­
haupten kann, unsere Butter oder unser Sonnenblumenöl 
seien qualitativ besser. Die UnterSChiede sind nämlich wesent­
lich grösser als die allgemeinen Lohn- und Einkommensunter­
schiede. Immer weniger sind die Schweizer bereit, auf die gün­
stigeren Einkaufsmöglichkeiten zu verzichten. Der Preis spielt 
eben doch eine wesentlich wichtigere Rolle. 
Ich fasse zusammen, was wir heute bemängeln - da sind wir 
uns einig Es wird zuviel produziert, es wird an der Nachfrage 
vorbeiproduziert. Die Umwelt wird dadurch belastet, und wir 
bezahlen erst noch viel, weil wir die Ueberschüsse bezahlen 
müssen. Lieber möchten wir, dass dieses Geld den Bauern zu­
gute kommt 
Nur eine grundlegende Reform der Agrarpolitik führt aus der 
Sackgasse, in der die Landwirtschaft heute steckt Unsere 
Landwirtschaftspolitik muss also unter externem Druck, das 
heisst unter dem Druck der EG, des Gatt, und unter internem 
Druck das sind die neuen Konsumentenwünsche, der feh­
lende Konsens in der Bevölkerung für die Fortsetzung der bis­
herigen Politk und die Umweltgründe -, geändert werden. 
Eine marktgerechte Reform der Landwirtschaftspolitik darf 
sich nicht nur auf die Produktion beschränken; sie muss viel­
mehr auch die vor- und nachgelagerten Stufen sowie den Aus­
senhandel erfassen - Stichworte sind die etwas veralteten In­
stitutionen wie Käseunion, Butyra und Milchverbände. Diese 
kutschieren heute nicht mehr zeitgemäss, waren aber einmal 
sehr sinnvolle Organisationen. 
Neu spricht nun der Bundesrat von einer multifunktionalen 
Landwirtschaft: Neben der vermehrt marktwirtschaftlichen Be­
wirtschaftung sollen nun auch Direktzahlungen geleistet wer­
den. Direktzahlungen wiederum sollen als Entgelt für die ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen der Bauern wie die landwirt­
schaftspflege und die Besiedelung abgelegener Gebiete ein­
geführt werden, was nur mit zusätzlichen umweltpolitischen 
Anforderungen sinnvoll sein wird. Für weiter gehende ökologi­
sche Zusatzleistungen sollen zusätzliche, spezifische Direkt­
zahlungen ausgerichtet werden. Allerdings sind dabei wesent­
lich strengere Anforderungen, verbunden mit entsprechenden 
Kontrollen, unerlässlich, weil nur dann Qualitätsstandards mit 
dem entsprechenden Label wie IP oder Bio glaubwürdig wer­
den und bleiben. 
Es wurde in verschiedenen Voten gesagt, dass die Direktzah­
lungen natürlich auch finanziert werden müssen. Es ist mir 

dass diese etwas kosten, aber ich 
möchte klar und deutlich sagen: Zuerst müssen die Ueber­
schüsse abgebaut werden. Wenn die Ueberschüsse abge­
baut werden können, bedeutet das, dass Hunderte von Millio­
nen, wenn nicht über eine Milliarde Franken frei werden; die­
ser Betrag kann wiederum den Bauern zugeführt werden, und 
damit können die Direktzahlungen bezahlt werden. Wenn man 
in diesem Saal bereits von neuen Steuern spricht, muss ich Ih­
nen klar sagen: ohne mich. Das kommt im Moment überhaupt 
nicht in Zuerst müssen die Ueberschüsse abgebaut 
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begriffen haben, dass man um unsere liebe Schweiz nicht ein­
fach ein Gartenhäglein errichten kann. Auch das Jammern 
nützt nichts. Ich meine. wir müssen vorwärtsschauen und uns 
in die heutige Zeit einleben. 
Herr Bundesrat, ich wünsche Ihnen Kraft, damit Sie durchhal­
ten. Es wird nicht einfach sein. Ich kann mich der Linie des 
7. Landwirtschaftsberichts anschliessen und hoffe, dass nicht 
alles Theorie und leere Worte bleibt 

M. Cottier: La politique agricole est sans aucun doute a un 
loumant Sous la pression de circonstances lant internationa­
les que nationales, I'agriculture suisse va etre modifiee dans 
ses racines memes. Sous I'egide du GATT, une tentative de li­
beralisation est entreprise. Aussi le rapprochement entre les 
pays europeens touchera la polit/que agricole. Ces elements 
de portee internationale se repercuteront directement sur no­
tre agriculture. 
A I'interieur du pays, le peuple, les consommateurs et 
consommatrices pressent encore plus pour chan ger de politi­
que. IIs l'ont fait savoir dans les votations sur la viticulture et 
I'economie sucriere, en rejetant tout interventionnisme exces­
sif et ils I'exprimentjournellement en pratiquant le tourisme ali­
mentaire le long de nos frontieres. La reorientation de la politi­
que agricole suisse est des lors indispensable et imminente. 
Dans les rencontres et discussions avec les agriculteurs, nous 
constatons qu'ifs admettent en general la necessite de ce 
changement Leur organisation faitiere les y a inteJligemment 
prepares. Leur acceptation de cette nouvelle politique n'est 
pas etonnante, puisque le secteur agricole est le seul ou, ces 
trois dernieres annees, le revenu a diminue. Les paysans veu­
lent aujourd'hui assumer plus de responsabilites et prendre 
plus d'initiatives, a condition que s'allege I'armada de pres­
criptions et de restrictions qui les treine. IIs cherchent a rationa­
liser leurs exploitations et aspirent a etre regis par les lois du 
marche. IIs so nt entrepreneurs et entendent pratiquer leur me­
tier en consequence. IIs veulent savoir ou ils vont et se sentir 
soutenus dans I'accomplissement de leurs taches d'interet 
general. 
Le nouveau rapport sur I' agriculture, exceflent tant dans I'ana­
Iyse que dans I'appreciation de la politique agricole, indique la 
nouvelle orientation. Elle abandonne le principe de la parite du 
revenu paysan qui s'orientait Er la couverture des frais de pro­
duction et aux conditions materielles des travailleurs des au­
tres branches economiques. Mais ce principe negligeait le jeu 
de I'offre et de la demande, car le prix ainsi forme n'est guere 
compatible avec I'economie de marche. Un changement de 
cap et une nouvelle politique des prix et des revenus sont ne­
cessaires. Les paiements directs en faveur de I'agriculteur ne 
sont pas lies a la production. IIs sont destines en premier IIeu cl 
remunerer des prestations d'interet public, teile la securite ali­
mentaire, la protection de "environnement et la sauvegarde de 
la vie sociale dans les regions rurales et en montagne. En four­
nissant ses services a la collectivite, le paysan a donc droit a 
etre indemnise< Ces paiements directs so nt independants de 
la production. IIs n'agissent done pas sur les mecanismes du 
marche et n'entravent pas le commerce. Mais comment les fi­
nancer en cette periode des caisses vides de la Confedera-
tion? C'est de nombreux 
cufteufs et devenus metiants. IIs attendent des ac-
tes et ne se contentent pas de promesses, ce d'autant moins 
qu' en periode de vaches maigres, le gäteau devient plus petit 
Un projet de financement devra etre pret avec la mise en appli­
eation des paiements directs. L'inquietude et la mefiance des 
paysans seront ainsi attenuees. 
Contrairement aMme Weber, j'estime que I'imposition des ali­
ments par I'Icha ou la TVA presente des avantages. Elle 
sente un notamment par le fait ces produits pro-
viennent de et en vertu de la les 
de ces alimentaires seront nrr,rmOC";\fc,rn,onf 

taxe 
C'est seule-

en assurant I'assise financiere directs 
que la nouvelle sera cnfldible pour ceux qui devront 
I'appliquer: les paysans. 

Nous ne pouvons traiter de I'agriculture suisse sans la mettre 
en rapport avec I'Europe et, je voudrais faire brievement quel­
ques observations sous un autre eclairage que celui de 
M. Uhlmann. Ce contexte europeen preoccupe les paysans. 
Notre vote de Ja semaine derniere, favorable a I'examen de 
I'adhesion cl l'Europe, a donne un signal. A voir les reactions, 
les agriculteurs I'ont per9u. Aujourd'hui deja, les rapports agri­
coles entre la CEE et notre pays sont frequents. Plus de irente 
accords sont passes entre les deux. Cette derniere est le prin­
cipal partenaire commercial de la Suisse. L'eehange commer­
cial entre les deux est important La signature du Traite sur 
l'Espace economique ne changera rien a ces rapports. La 
Suisse maintiendra donc san autonomie dans ce domaine. En 
cas d'adhesion, en revanche, notre pays participera a la politi­
que agricole commune de la CEE, dite PAC. 
Des similitudes existent deja et il y a notamment convergence 
dans le systeme des paiements directs. Neanmoins, nous 
devrons disposer de delais de transition suffisamment longs 
pour nous adapter. Dans les negociations de f'Uruguay 
Round, la Communaute europeenne, bien plus puissante que 
la Suisse, nous sert de bouclier. Or, I'interet de I'agriculture 
suisse sera sauvegarde en cas d'adhesion a l'Europe, surtout 
si I'on place I'agriculture dans le contexte de I'economie gene­
rale. Une politique agricole ainsi con9ue et mise en oeuvre est, 
pour notre pays, une condition du maintien de sa prosperite. 
En conclusion, j'approuve les propositions que nous presente 
le Conseil federal dans son 7e rapport 

Piller: Vor sieben Jahren haben wir den 6. Landwirtschaftsbe­
richt diskutiert Ich habe mir die Mühe genommen, die Debatte 
durchzulesen, und hätte eigentlich mein damaliges Votum 
hervornehmen können. Ich werde Sie aber davor verschonen. 
Ich beginne mit einem Zitat von Herrn Bundesrat Furgler, der 
im Jahre 1985 folgendes sagte: «Der Strukturwandel, der das 
Gesicht unserer Landwirtschaft in den letzten 30 Jahren stark 
veränderte, hat sich seit Mitte der siebziger Jahre deutlich ab­
geschwächt. Weniger Arbeitskräfte sind aus der landwirt­
schaft ausgeschieden, weniger Betriebe wurden aufgegeben. 
Zwar ist nach wie vor ein Trend zu grösseren Betrieben festzu­
stellen, aber auch hier in vermindertem Masse. Die Abwande­
rungsrate, die Mitte der sechziger Jahre noch rund 4 Prozent 
pro Jahr betrug, ist inzwischen auf ungefähr 1 Prozent gesun­
ken. Der Anteil der Beschäftigten in der Landwirtschaft beträgt 
heute rund 6 Prozent, wie mehrfach erwähnt wurde. Ich emp­
finde es als falsch, bei der Frage, ob wir Geld für die Landwirt­
schaft einsetzen wollen, nur diese 6 Prozent vor Augen zu ha­
ben. Richtigerweise muss man die übrigen 94 Prozent, uns 
alle, hinzuzählen.» Weiter führte er folgendes aus: "Geht der 
Schutz der Lebensgrundlagen Boden, Landschaft, Umwelt 
nicht das ganze Volk an? Geht es letzten Endes nicht um die 
Zukunft unserer Eidgenossenschaft, wenn wir mit der Erhal­
tung einer bäuerlich strukturierten Landwirtschaft die Voraus­
setzungen für eine angemessene Besiedlung auch der Rand­
gebiete sichern? Ich bitte Sie, das immer wieder zu bedenken, 
wenn Sie Einzelmassnahmen beraten." Wir werden das mor­
gen sehen. 
Nun, das ist aus dem Jahre 1985. Wir haben 1985 dem 
desrat für den ausgezeichneten Bericht gedankt Wir tun es 
heute für den 7. Bericht. Ich schliesse mich diesem Dank weit­
gehend an. Aber dies aJlein genügt nicht Es ist wohl auch an 
der Zeit, kritisch zu hinterfragen, was aus dem bundesrätli­
chen Bekenntnis aus dem Jahre 1985 geworden ist Betrug im 
Jahre 1985 die Anzahl der BeSChäftigten in der Landwirtschaft 
noch 6 Prozent, so sind es heute noch knapp 5 Prozent Unge­
fähr 12 000 Betriebe sind in der Zwischenzeit eingegangen. 
Dies obwohl wir uns klar zu den vier Oberzielen bekannt ha­
ben, die unser Kommissionspräsident vorgestellt hat Versor­
gung der mit Lebensmit-

bäuerlich 
der dezentralen l::)eSIE,QI!J! 

zu beschliessenden 
nahmen seien an diesen zu orientieren. Es wurde 
auch gesagt, wir müssten mehr Richtung Oekologie gehen In 
Tat und Wahrheit wurde aber die alte Landwirtschaftspolitik 

michael.tellenbach
Textfeld



17. März 1992 S 209 Landwirtschaft 

weitergeführt, basierend auf mehr Produktion, auf einem Ein­
kommen der Landwirte, das vorwiegend über die Produktions­
preise gebildet wird, auf Einsatz von Düngemitteln und Che­
mie, Hors-sol-Produktion und Futtermittelimport Vermutlich, 
Herr Uhlmann, waren die Landwirte, die diese Landwirtschaft 
betrieben, besser als die Landwirtschaftspolitik, die wir in der 
Zwischenzeit betrieben haben. Ich glaube auch, dass wir an 
sich eine gute Landwirtschaft haben. 
Die erhoffte Umkehr nach der Behandlung des 6. Landwirt­
schaftsberichtes ist nicht eingetroffen. Die VKMB-Initiative, die 
die längst fälligen Direktzahlungen und eine vernünftige Ube­
ralisierung an der Grenze anvisierte, wurde vom gleichen Bun­
desrat und vom gleichen Parlament abgelehnt Selbst die Idee 
von Herrn Zimmerti, doch wenigstens einen Gegenvorschlag 
zu machen, der diese neue Agrarpolitik auf Verfassungsstufe 
etwas gefasst hätte, wurde hier abgelehnt Der knappe Volks­
entscheid zeigte allerdings Parlament und Bundesrat doch 
auf, dass im Volk ein Unbehagen besteht; er sollte eine Signal­
wirkung haben. 
Ende 1990 kam dann für mich die Ueberraschung, als ein ho­
her Beamter des Bundesamtes für Landwirtschaft an einer öf­
fentlichen Veranstaltung erklärte, die schweizerische Land­
wirtschaftspolitik sei in eine Sackgasse geraten. Es war ein Be­
kenntnis - an einer grossen Veranstaltung in Zürich -, das ein 
hoher Bundesbeamter des Bundesamtes für Landwirtschaft 
ablegte. Mit Blick auf diese Aeusserung habe ich sehr interes­
siert den 7. Landwirtschaftsbericht erwartet und studiert Teil 1 
und 2 geben, wie das der Kommissionspräsident ausgeführt 
hat und wie zu erwarten war, eine ausgezeichnete vergangen­
heitsorientierte Lagebeurteiiung. Meines Erachtens sehr, zu 
sehr im Unverbindlichen bleibt dann der dritte Teil des 
7. Landwirtschaftsberichts. Die vier Oberziele, die wir im 
6. Landwirtschaftsbericht diskutiert, akzeptiert und unterstützt 
haben, bleiben im wesentlichen erhalten; das finde ich gut 
Darauf sollte aber klar die künftige Agrarpolitik aufgebaut, er­
sichtliCh und verständliCh skizziert werden. 
Aus meiner Sicht - wir sind ja da, um zu debattieren - sollten 
folgende drei Punkte konkretisiert werden: 
1. Es müsste eine klare Aussage getätigt werden, wie viele 
Landwirte der Bundesrat im Jahr 2000 in diesem Lande unge­
fähr noch sieht, wie viele Landwirte eine Existenz in diesem 
Lande haben sollen. Wollen wir die Oberziele ernst nehmen, 
dürfen wir dem Betriebssterben nicht weiter zusehen. Sonst 
werden wir spätestens bei der Behandlung des 10. Landwirt­
schaftsberichtes rund 30 000 bis 40 000 Landwirte - also 
30 000 bis 40 000 Bauernhöfe - weniger haben, wenn wir alle 
sechs bis sieben Jahre einen neuen Landwirtschaftsbericht 
diskutieren. Insbesondere die schon von alt Bundesrat Furgler 
1985 beschworene Notwendigkeit der dezentralen Besied­
lung und der Pflege der Landschaft wären und blieben sonst 
blosse Uppenbekenntnisse. 
Ich erlaube mir, ein Zitat aus der damaligen Debatte einzu­
schieben, damit Sie hören, was damals von der landesregie­
rung gesagt und versprochen wurde. Herr Furglerführte aus: 
"Wir haben in den Prozess des Strukturwandels eingegriffen. 
Denken Sie an die Preispolitik, an die Höchstbestände, an die 
Stallbaubewilligungspflicht. um nur Massnahmen zu 
nennen. Tatsache ist das wurde vielleicht 
etwas zu wenig unterstrichen -, dass wir im Vergleich zu den 
übrigen europäischen Ländern mehr bremsen, dass wir mehr 
Kleinbetriebe erhalten haben - ich nannte die über 50 000 Ne­
benerwerbsbetriebe -, dass wir, verglichen mit anderen euro­
päischen Staaten (bitte, lasten Sie mir das nicht als Prahlerei 
an, es dient nur der Lagebeurteilung), die Betriebe in den Hü­
gel- und Berggebieten besser schützen, dass wir eine gerin­
gere Abwanderung verzeichnen ich sagte bereits: heute 
noch 1 Prozent dass wir mehr bäuerlichen Nach-

das freut mich -. dass wir Grossbe-
ais 
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ben zu stoppen und Massnahmen zu ergreifen. Resultat: ei­
gentlich nichtsl Wir haben in sieben Jahren wiederum mehr 
als 1 Prozent verloren: Der Anteil der Bauern an der gesamten 
erwerbstätigen Bevölkerung ist von 6 auf 5 Prozent zurückge­
gangen. 
Wenn wir echte Massnahmen ergreifen wollen, um dieses Be­
triebssterben zu stoppen, können wir darüber diskutieren, ob 
das überhaupt gewünscht wird. Ich erwarte von der landesre­
gierung diesbezüglich eine klare Aussage. Wenn wir auf Struk­
turerhaltung machen wollen, müssen wir morgen bei den Di­
rektzahlungen entsprechend ein Signa! setzen. 
2. Wir müssen weg von der intensiven Produktion, die uns 
jährlich Milliarden Franken an Kosten für Ueberschussverwer­
tung bringt und unsere Umwelt zu stark belastet; Frau Monika 
Weber wies bereits darauf hin. 
Unser Land, das sich von der Produktionsftäche her nicht sei­
ber ernähren kann, soll vermehrt hochqualitative Produkte bo­
dengebunden und extensiv herstellen. Den naturnahen Bau­
ern muss erste Priorität zukommen. Integrierte Produktion, 
Bioiandwirtschaft und extensive landwirtSChaft dürfen nicht 
weiter so stiefmütterlich behandelt werden. Die Schweiz hat ih­
ren Reichtum über QualitätsprOdukte geschaffen; wir sollten 
uns auch im Zusammenhang mit der landwirtSChaft an diese 
unsere Stärke zurückerinnern. Es wird immer wieder gesagt, 
die Schweiz sei hinsichtlich naturnaher Produktion gesunder 
Nahrungsmittel führend. 
Arthur Dunkel, Generaldirektor des Gatt, äusserte sich in ei­
nem Interview dahingehend, dass die Schweiz - erteilte man 
Medaillen in Sachen Chemieeinsatz-, die GOldmedaille erhal­
ten würde, wenn es darum ginge, im Bereich der landwirt­
schaft eine Rangliste aufzustellen. 
Weiter erstaunte mich kürzlich die "NZz", welche in einer 
Buchvorstellung schrieb: «Wer es sich leisten kann, kauft 
heute wieder vorwiegend natürliche Lebensmittel: Wildlachs 
an statt Zuchtlachs, Freilandeier anstatt Eier aus Legebatte­
rien, Natural beet anstelle des Fleisches von Rindern, die nie 
eine Weide gesehen haben.)} Ja, wollen wir in der Schweiz 
zwei Klassen von Konsumenten, diejenigen, die es sich leisten 
können, wie die "NZZ,. schreibt, und die anderen, die es sich 
nicht leisten können und noch den Rest, das auf sogenannt 
unnatürlicher Basis Produzierte, aufessen? Dagegen wehre 
ich mich vehement Wir müssen nicht zwei Klassen von Konsu­
menten bei uns schaffen. Ich war sehr erstaunt, das in der 
«Neuen Zürcher Zeitung» nachlesen zu müssen! 
3. Folgender Punkt erscheint mir sehr wichtig: Unsere Land­
wirte sollen wieder vermehrt wirklich freie Unternehmer sein. 
Sie sagen immer, sie seien freie Unternehmer. Sie sagen es, 
aber meines Erachtens sind sie überhaupt nicht freie Unter­
nehmer. Nach meiner Schätzung geht es bei den Landwirten 
einem Drittel gut - sehr gut! -, einem Drittel mässig bis gut, 
und ein Drittel lebt und arbeitet knapp am Existenzminimum, 
zum Teil sogar darunter. 
Die staatlichen Stützungsmassnahmen sind so auszugestal­
ten, dass zumindest das erstgenannte Dritte! der Landwirte als 
freie Unternehmer arbeiten können und die Staatskasse mäs­
sig oder gar nicht belasten. Dies ist heute überhaupt nicht der 
Fall. Ein Beispiel: Allein die Ueberschussverwertung bei der 

kostet uns über eine Milliarde Franken im Jahr. Wenn Sie 
das auf die Anzahl Kühe umrechnen, stellen Sie fest, dass 
ein Bauer mit 50 Milchkühen mit 50 000 Franken jährlich bela­
stet Und er spricht immer von freiem Unternehmertum. Ander­
seits belastet der Bauer, der knapp am Existenzminimum lebt 
und 10 Milchkühe hat, unsere StaatSkasse in diesem Bereich 
mit nur 10000 Franken. Aendern wir doch diese Situationl 
Hier drängt sich eine echte Umverteilung zugunsten des letzt­
genannten Drittels auf. 
Wenn wir es mit den vier Oberzielen unserer Landwirtschaft 
ernst meinen, müssen wir die Mitte! so einsetzen, dass diese 
Leute eine echte Ueberiebenschance haben. Ich bin nicht der 

Betrieb 
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michael.tellenbach
Textfeld



210 E 17 mars 1992 

1985 gesagt hat Ich bin natürlich auch gespannt auf die Aus­
führungen unseres Herrn Bundesrat Delamuraz heute, Sieben 
Jahce später. 
Dass/nd meine drei Vorstellungen zu dem, was ganz klar kon­
kretisiert werden müsste. 
Leider kann ich beim 7. Landwirtschaftsbericht nicht einfach 
so in eine euphorische Ruhmesrede einmünden, wie das 
meine Vorredner getan haben. Ich habe mitgeholfen, den 
6. Landwirtschaftsbericht zu diskutieren. Wir haben auch da­
mals in einer gewissen Euphorie gesagt: Jetzt gibt's ein Um­
denken, jetzt gibt's mehr Oekologfe, jetzt wird alles anderes. 
Ich komme dann noch darauf zu sprechen. Sieben Jahr später 
stelle ich fest, dass das gar nicht so gewesen ist Der dritte Teil 
des 7. Landwirtschaftsberichtes bleibt meines Erachtens zu 
stark im Unverbindlichen. 
Der Bundesrat spricht von einer Neuorientierung, von Direkt­
zahlungen. Diese Flächenbeiträge haben wir schon lange ge­
fordert, vor zehn Jahren in einer parlamentarischen Initiative 
im Nationalrat, die Kleinbauern-Initiative hat sie gefordert, das 
ist nicht etwas gewaltig Neues, man vollzieht hier endlich das, 
was nötig war. Aber wenn diese Direktzahlungen nur dazu die­
nen, allen Landwirten das Einkommen zu garantieren, das 
nicht mehr vorhanden ist, weil die Preise nicht angestiegen 
sind, dann bin ich total dagegen. Ich komme jetzt darauf zu 
sprechen, warum mir das derart Sorgen macht das ist auch 
aus dem 7. Landwirtschaftsbericht herauszulesen. Wir wis­
sen, dass uns unsere Landwirtschaft viel kostet Wir sind auch 
künftig bereit, wenn die Oberziele anvisiert sind, diesen Preis 
zu bezahlen. Aber was auch mit Blick auf Gatt und EG wichtig 
ist: Wir können das, wenn unsere Wirtschaft entsprechend gut 
läuft. 
Der Bundesrat hat im Jahre 1985 in diesem Rate versprochen, 
dass die Paritätslohnberechnung überarbeitet und neu ange­
schaut werde. Genau das gleiche wird sieben Jahre später im 
7. Landwirtschaftsbericht wieder versprochen! Und in den 
letzten sieben Jahren ist nichts passiert! Ich werde Ihnen ein­
mal sagen, wie ungerecht ich diese Berechnung empfinde: 
Heute sagt man, dass so viele Bauern einen NebenerWerb 
annehmen müssen, damit sie überleben können; sie sollen 
also nicht Vollerwerbsbauern sein, sondern Nebenerwerbs­
bauern. Zur Berechnung des Paritätseinkommens des Bauern 
dienen Buchhaltungsbetriebe. Nach diesen Buchhaltungsbe­
trieben - ich möchte Sie nicht mit vielen Zahlen langweilen, Sie 
können das auf Seite 157 des Berichtes nachlesen - werden 
die sogenannten Arbeitstage des Bauern berechnet. Das Ge­
samteinkommen wird dann durch die Anzahl Arbeitstage divi­
diert, und das ist dann das Einkommen, das übrigbleibt. Nun 
rechnet man bei der durchschnittlichen Bauernfamilie mit 
421 Arbeitstagen pro Jahr, man rechnet also einen Teil der Ar­
beitsleistung der Frau und der Kinder mit, und den Bauern 
rechnet man voll. Gleichzeitig sagt man dann: Du bist ja nicht 
voll erwerbstätig, du musst noch einen Nebenerwerb anneh­
men!. obwohl er für die Paritätslohnberechnung 421 Tage er­
hält Beim Arbeiter nimmt man nur 240 Tage an. Die Frau, die 
beispielsweise zu Hause Kinder erzieht, wird nicht eingerech­
net Jetzt können Sie sich vorsteIfen: Wenn Sie das relativ 
hohe Einkommen eines grösseren Bauern durch 421 Arbeits-

dividieren, dann kommt er natüClich nicht auf den Paritäts-
Resultat: Die Bauernverbände sagen: Praktisch kein 

Bauer erreicht den Paritätslohn. Dann verteilt man die Finanz­
mittel so, dass man jedem etwas gibt, auch dem ersten Drittel, 
von dem ich gesagt habe, dass es ihm sehr gut gehe. Dann 
bleibt zuwenig für das letzte Drittel, dem es sehr schlechtgeht 
Wir haben heute morgen von der Finanzierung gesprcchen. 
Wenn es dazu kommt, dass wir die Warenumsatzsteuer auf 
Nahrungsmittel ausdehnen und diese Landwirtschaftspolitik 
so weiterführen, dass der Schrumpfungsprozess w~·!r",rn,::>nr 
dass man dieses letzte Drittel, dem es in unserer 
schaft relativ noch eliminieren will. 

nanzieren sollten, die einfach ein Weiterschreiben der heuti­
gen ist, wo dem Reichen mehr gegeben wird und der Arme 
langsam aufgeben muss, Hier könnte ich nicht mitmachen. 
Morgen wird in dieser Frage ganz sicher die Stunde der Wahr­
heit kommen, denn Sie wissen, dass diese Flächenbeiträge 
auch in der Botschaft nichts aussagen darüber, wie der Bun­
desrat diese Gelder verteilt Der Bundesrat wollte die Verord­
nungsentwürfe noch nicht herausrücken, sie seien noch nicht 
bereit Spätestens vor der Beratung des Zweitrates will ich als 
Parlamentarier wissen, wie der Bundesrat diese Mittel zu ver­
teilen gedenkt Ich will wissen, ob er sie eher flächenbezogen 
verteilt, so dass der Grosse noch mehr erhält, oder ob sie wirk­
lich nach Betrieben verteilt werden, so dass man den Kleinen, 
der heute am untersten Seigel der Leiter turnen muss, wirklich 
etwas unterstützt 
Wir leben heute zweifellos in einer bewegten und auch poli­
tisch schwier!gen Zeit Vieles ist im Umbruch, die Schweiz ist 
davon stark betroffen. Gatt und EG fordern uns heraus. Unsere 
starke wirtschaftliche Position ist gefährdet, und zukunftsfä­
hige Lösungen sind gefragt. Dass die Landwirtschaft bei uns 
und in allen anderen Industriestaaten davon auch betroffen ist, 
ist mittlerweHen eine Binsenwahrheit Es wäre aber falsch, 
heute zu glauben, unsere Probleme in der Landwirtschaft 
seien importiert Wir haben zu lange ein überholtes System 
der Einkommenssicherung über die Preise, verbunden mit ei­
ner Produktionssteigerung, am Leben erhalten. Heute müs­
sen wir mutige Reformen wagen. Das können wir aber nicht, 
wenn wir meinen, mit einem Nein zum Gatt und zur EG könn­
ten wir der Landwirtschaft helfen. Nur wenn unsere Wirtschaft 
gut läuft, können wir auch eine gute Landwirtschaft im Sinne 
unserer Oberziele bezahlen, Oberziele, die auch von allen an­
deren Industrieländern früher oder später aus gesellschafts­
politischen, sozialpolitischen und ökologischen Gründen an­
visiert werden müssen. Wir stellen heute bereits ein starkes 
Umdenken im Alpenraum fest Diskussionen mit Oesterreich, 
Italien und Deutschland zeigen dies. Nicht das Gatt und nicht 
die rasch voranschreitende europäische Integration sind für 
uns die Bedrohung. Unser etwas selbstgefälliges Verharren, 
unser manchmal kleinliches Flicken an überholten Strukturen, 
der mangelnde Mut zu echten Reformen in einem Vernehm­
lassungsmechanismus bis zum Gehtnichtmehr: das sind die 
echten Bedrohungen. Zeigen wir bereits morgen bei der Be­
handlung der Direktzahlungen Mut, tun wir einen wirklichen 
und gut plazierten Schritt in Richtung einer besseren landwirt­
schaftspolitik, sonst werden wir in sieben Jahren bei der Be­
handlung des 8. Landwirtschaftsberichtes wieder die gleichen 
Themen wie heute behandeln. 
Ich kann Ihnen sagen, die Diskussion ist praktisch die gleiche 
wie vor sieben Jahren; ich habe sie miterlebt. 

Frau Simmen: Der 7. Landwirtschaftsbericht ist ein ausführli­
ches und interessantes Dokument, das gerade auch für die 
nicht in der Landwirtschaft Tätigen eine Fülle von Informatio­
nen bietet. Der erste und der zweite Teil sind der Bestandes­
aufnahme der letzten acht Jahre gewidmet - so viel Zeit ist ver­
gangen, seit 1984 der letzte Landwirtschaftsbericht erschie­
nen ist -, sie zeigen Entwicklungen auf, wie sie in letzter Zeit 

sind. Der dritte Teil unter dem TItel "Neuori­
entierung der Agrarpolitik» zeigt Perspektiven für die Zukunft 
auf. Der Vergleich des ersten und zweiten mit dem dritten Teif 
zeigt mit aller Deutlichkeit. an welchem Wendepunkt die 
schweizerische landwirtschaftspofitk heute steht Während 
Jahrhunderten und bis vor wenigen Jahrzehnten lautete die 
grosse Frage: Wie kann die Schweiz ihre Bevölkerung ernäh­
ren? Die Landwirtschaft war weitgehend nur Subsistenzwirt­
schaft, und Missernten oder mehrere sich folgende klimatiSCh 
schlechte Jahre führten sofort zu schweren 
""i,wi",rink'AifAn und 

ehe Zustände n"'nl~"tp,n 
daher ist die SI<",n",,,, 

die nicht mehr in auf Produktion ausgerichtet ist, 
durchaus verständlich. Wir steifen aber fest, dass sich die Ver-
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hältnisse zum ersten Mal in unserer Geschichte grundlegend 
geändert haben. 
Das gilt wohlverstanden für die Schweiz als Teil der industriali­
sierten Länder der nördlichen Hemisphäre, nicht aber fü r weite 
Teile der südlichen Halbkugel Dort herrscht nach wie vor­
und mehr denn je - eine Mangelsituation, und das muss bei 
allen Agrardiskussionen, die wir führen stets in unserem Be­
wusstsein bleiben. 
Dass sich für uns die Lage verändert hat, ist im wesentlichen 
aufzwei Gründe zurückzuführen: einerseits auf die gesteigerte 
einheimische Produktion bei praktisch gleichbleibendem 
Konsum, anderseits auf die verbesserten Transportmöglich­
keiten von Lebensmitteln auch über grosse Distanzen. 
1. Neue Pflanzensorten zum Beispiel beim Getreide -liefern 
höhere Erträge. Durch die Anwendung von Dünger und Pflan­
zenschutzmitteln steigen die Erträge weiter. Bei den Tieren er­
geben sich durch neue Züchtungen höhere Leistungen, den­
ken Sie etwa daran, dass Kühe heute bedeutend mehr Milch 
geben als etwa noch vor 10 oder 20 Jahren! Da die Produkte­
preise nicht frei sind, sondern garantiert, besteht ein Anreiz zu 
vermehrter Produktion. 
2. Zu dieser internen Angebotsvermehrung kommt die erleich­
terte Beschaffungsmöglichkeit im Ausland. Nicht nur in be­
nachbarten Ländern, sondern weltweit Die ausländischen 
Produkte können aus verschiedenen Gründen - dazu gehö­
ren bessere klimatische Bedingungen ebensosehr wie weni­
ger strenge Vorschriften grösstenteils kostengünstiger pro­
duziert werden. Wenn dann noch die externen Kosten, die 
Umweltbelastung durch Transport, nicht miteinbezogen wer­
den, resultiert daraus zu den in der Schweiz produzierten Gü­
tern ein starkes Preisgefälle. Während die Importe an den 
Grenzen noch einigermassen beeinflusst werden können, gilt 
dies nicht für Waren, die von den Konsumenten direkt im Aus­
land eingekauft werden. Die Zahl der Grenzgänger, die sich im 
nahen Ausland eindecken, ist heute schon gross, und sie 
wächst noch immer. Doch auch der Grenzschutz mittels Vor­
schriften oder - in Zukunft - eine vermehrte Tarifizierung kann 
bei der fortschreitenden Integration zwischen den Staaten 
nicht unbeschränkt weitergeführt werden. 
Das Zusammentreffen dieser beiden Faktoren - erhöhte Pro­
duktivität im Inland und Druck aus dem Ausland - hat die 
Schweizer Landwirtschaft an einen Punkt gebracht, wo eine 
Richtungsänderung unumgänglich wird. 
Wohin die Reise gehen soll, versucht der 7. LandwirtsChafts­
bericht nun im dritten Teil aufzuzeigen. In Zukunft treten neben 
die Produktion, die nach wie vor wichtig bleibt, verstärkt an­
dere Aufgaben der Landwirtschaft wie die Erhaltung unserer 
Kulturlandschaften und die Besiedlung des ländlichen 
Raumes, aber auch die Wiederherstellung einer vielfältigen, 
an Tieren und Pflanzen reichen Landschaft 
Vom ambitiösen 12-Punkte-Programm, das uns der Bundes­
rat auf Seite 397 des Berichts vorstellt, möchte ich nicht sämtli­
che Massnahmen kommentieren, sondern zwei Punkte her­
ausgreifen. nämlich die Punkte 7 und 12. 
In Punkt 7 erwähnt der Bundesrat die verstärkte ökologische 

der Agrarpolitik mittels gezielter Massnahmen 
Extensivierung, besonders umwelt-

tion und biologischer Es ist dass die in­
tensive Landwirtschaft der letzten Jahrzehnte eine massive 
Verarmung unserer Landschaft mit sich gebracht hat Schnur­
gerade, verbaute oder eingedolte Wasserläufe, ausgeräumte 
Landschaften und verschwundene Blumen und Tiere, die 
heute Rarität sind und früher zu unserem Leben gehörten, zeu­
gen davon. Oder haben Sie dieses Jahr schon einen Kuckuck 
gehört? Früher war das ein Zeichen des Frühlings. Das gibt es 
heute nicht mehr. Es bedarf und vor 
allem 

gerung des Gebrauches von Hilfsmitteln. Bevor wir aber die so 
frei werdenden Flächen mit nachwachsenden Rohstoffen be­
leben. müssen sie für sogenannte Ausgleichstlächen bereit­
gestellt werden, und zwar nicht nur für Wegränder und Bach­
borde, sondern für grosse und zusammenhängende ökologi­
sche Flächen. 
Als zweiten Akzent möchte ich Punkt 12 erwähnen, nämlich 
den Einbezug der vor- und nachgelagerten Sektoren in den 
Reformprozessen mittels Deregulierung, mehr Wettbewerb 
und Strukturanpassungen, mit dem eine Kostensenkung für 
die Landwirte erreicht werden soll. Von den 100 Prozent des 
Preises für ein landwirtschaftliches Produkt entfallen heute nur 
20 Prozent auf den Produzenten. Weitere 20 Prozent gehen zu 
den vorgelagerten Branchen und ganze 60 Prozent in die 
nachgelagerten verarbeitenden Betriebe. Es ist klar, dass eine 
grundlegende Sanierung der Landwirtschaft nur möglich ist, 
wenn die angestrebte Uberalisierung alle Stufen erfasst Hier 
zeigt sich einmal mehr, wie sehr die Landwirtschaft ein Teil der 
Gesamtwirtschaft ist 
Der 7. Landwirtschaftsbericht weist in die Richtung einer diver­
sifizierten, multifaktoriellen Landwirtschaft, bei der der Produk­
tion nach wie vor ein grosser Stellenwert eingeräumt wird. Der 
Bauer soll auch heute noch zum grössten Teil von seinen Pro­
dukten leben können. Auch für allfällige Wechselfälle sollten 
wir gewappnet sein, das heisst, wir müssen unsere Produk­
tionsbereitschaft und -möglichkeiten intakt halten. Wir sollten 
nicht den Fehler machen, den Regenschirm zu verkaufen, nur 
weil die Schönwetterperiode schon lange angedauert hat Es 
ist nicht auszuschliessen. dass wir einmal wieder in eine an­
dere Lage kommen. 
Damit wir eine marktnahe, naturfreundliehe Landwirtschaft be­
treiben können, müssen wir Anreize bieten, und damit bin ich 
beim Thema angelangt, das uns morgen beschäftigen wird, 
nämlich bei den Direktzahlungen oder - richtiger gesagt - bei 
der Abgeltung von echten. erbrachten Leistungen, die nicht 
produktionsbedingt sind. Morgen wird sich in der Diskussion 
und in den Beschlüssen zeigen, wie ernst es uns mit der 
Neuausrichtung unserer Landwirtschaft wirklich ist 
Ich begrüsse den 7. Landwirtschaftsbericht als Standortbe­
stimmung und als Richtungsanzeiger für die Zukunft und 
hoffe. dass es uns gelingt, ihn auch umzusetzen. 

Gemperli: Die früher erschienenen Landwirtschaftsberichte 
hatten die Fortführung und Weiterentwicklung der schweizeri­
schen Agrarpolitik, basierend auf dem Landwirtschaftsgesetz 
von 1951 und dem Agrarsonderstatut im Gatt von 1966, zum 
Gegenstand. Der 7. Landwirtschaftsbericht bringt eine Aende­
rung, indem auf Seite 283 sehr prononciert festgehalten wird, 
«die Weiterführung der bisherigen Agrarpolitik ohne grundle­
gende Anpassungen würde in eine Sackgasse führen.» Es 
wird eine eigentliche Neuorientierung in der Agrarpolitik mit 
dem langfristigen Ziel einer EG-Angleichung gefordert Aen­
derungen im Agrarbereich lassen sich angesichts der biolo­
gisch-technischen Fortschritte und der internationalen Ent­
wicklung nicht umgehen. Dem Bericht ist in dieser Hinsicht zu­
zustimmen. 
Die Veränderungen der agrarpolitischen Massnahmen müs-

aber sein. Es ist fest-
zuhalten, dass viele Bauernfamilien in ihren den 
letzten Jahren grosse Investitionen vorgenommen haben, im 
Vertrauen darauf, dass die Rahmenbedingungen der Agrarpo­
litik dafür sorgen, dass sie die finanziellen Belastungen tragen 
können. Die Oeffentlichkeit trägt hier eine Mitverantwortung. 
Wo durch staatliche oder halbstaatliche Institutionen, Meliora­
tionsämter oder landwirtschaftliche Kreditkassen beispiels­
weise, mit Beiträgen die Investitionen überhaupt erst ermög­
licht wurden, kann nicht einfach sofort eine Kehrtwendung vor-

werden. Der Prozess der der 
,m,'''!-,on lässt. braucht 
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sungen in Gesellschaft und Politik wechseln. Ein Zickzackkurs 
und ein undifferenziertes Stop-and-go sind in der Agrarpolitik 
gefährlich. 
Im"? Landwirtschaftsbericht werden mit der Forderung I)ach 
mehr Markt und besserer Konkurrenztähigkeit mit dem Aus­
land neue Ziele gesetzt Das ist grundsätzlich richtig und ent­
spncht einer realistischen Einschätzung der Situation. Es darf 
aber nicht verkannt werden, dass damit anderseits die Gefahr 
besteht, dass sich Oekonomie und Oekologie unter den zu­
künftigen nationalen und internationalen Bedingungen nicht 
mehr im Gleichschritt entwickeln können. In dieser Beziehung 
fällt auf, dass der 7. Landwirtschaftsbericht etwas wenig kon­
kret in den Aussagen über die Massnahmen ist, die die Vor­
aussetzungen schaffen sollen, dass bei mehr Markt, Abbau 
des Grenzschutzes usw. die Anstrengungen der Bauern im 
Bereiche der Oekologie genügend abgegolten werden. 
Die Landwirte haben nicht zuletzt bei den Trerschutzbestim­
mungen erlebt, wie Theorie und Praxis auseinanderkfaffen 
können. Die strengen Vorschriften in der Schweiz haben zum 
Beispiel zu einem erheblichen Verlust von Marktanteilen bei 
bestimmten Landwirtschaftsprodukten geführt, da für die 
grosse Masse der Konsumenten eben doch der Preis sehr 
stark zählt Bei einer Oeffnung der Grenzen muss sich die 
Landwirtschaft im Markt gegenüber Produkten behaupten, die 
häufig ohne Beachtung von ökologischen Auflagen produziert 
wurden. Zwar ist vorgesehen, die Anstrengungen für eine Pro­
duktion mit speziellen naturnahen Anbaumethoden zu unter­
stützen. Das sagt der Bericht ausdrücklich. Höhere Preise soll­
ten aber zusätzlich ebenfalls erzielt werden. Sie lassen sich 
aber nur erzielen, solange ein Markt für solche Produkte vor­
handen ist. Vorläufig sind es die Nischenproduktionen, die es 
zu nutzen gilt. Die Frage stellt sich aber, ob sich die schweizeri­
sche Landwirtschaft auf eine Nischenproduktion im EG-Raum 
vorbereiten soll, um auf diese Art neue Exportmärkte zu er­
schliessen. Hier ist übrigens auch das Problem der nachwach­
senden Rohstoffe anzugehen. Die strittige Frage zwischen 
Oekonomie und Oekologie, die im Bericht angesprochen 
wird, ist möglichst bald vertieft zu studieren und es sind in die­
ser Beziehung konkrete Programme auszuarbeiten. 
Ein Wort zu den Direktzahlungen. Mit einer vermehrten Tren­
nung von Einkommens- und Preispolitikwerden die Direktzah­
lungen an die Landwirtschaft zu einem festen Bestandteil des 
bäuerlichen Einkommens. Das ist grundsätzlich zu begrüs­
sen. Es ist aber nicht zu verkennen, dass das Konzept einer 
Agrarpolitik mit Direktzahlungen für die Landwirtschaft auch 
zu einer grösseren Abhängigkeit von staatlichen Mitteln führt. 
Deswegen haben sich die Landwirte ja auch relativ lang gegen 
diese Massnahme gewehrt. Damit der Verteilkampf nicht über 
Budgetdebatten stattfinden muss, sind die Direktzahlungen 
als verbindliche Aufgabe des Bundes zu verankern. Die ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen der Landwirtschaft sind als 
Dienstleistung an die Oeffentlichkeit zu betrachten, ähnlich 
wie andere Dienstleistungen, die der Staat seinen Bürgern er­
bringt. Es wäre wünschenswert gewesen, wenn im Bericht be­
reits die Grundzüge einer Finanzierung sichtbar geworden wä­
ren. Ich gehe mit Frau Weber und mit Herrn Piller einig, dass es 
nicht unbedingt neue Steuern sein müssten. Wir müssen uns 
aber grundsätzlich mit dieser Frag<; auseinandersetzen, wenn 
wir längerfristig diese Zahlungen sichern wollen. 
Ich setze ein Fragezeichen hinter die Annahme, dass es mög­
lich ist, Ueberschüsse zu reduzieren sie reduzieren dann 
gleichzeitig das Einkommen der Landwirte und zugleich 
auch die Preise zu stabilisieren und erst noch mit den gleichen 
Mitteln auszukommen. Wenn wir zusätzliche Mittel brauchen 
darüber hätte sich der Bericht aussprechen sollen ~, stellt sich 
die Frage, wo sie zu beschaffen sind. Sie müssten meines 
Erachtens über eine umfassende indirekte Steuer erfolgen. 
die ihrerseits sozial gerecht ausgestaltet ist 
In diesem noch ein Wort zum Paritätslohn. 

dass 

sehen Pensionskasse 
Lohnbestandteii geworden ist 

bezogen werden. Im 7. Landwirtschaftsbericht fehlt diesbe­
züglich ein Hinweis, obwohl schon beim 6. Landwirtschaftsbe­
dcht der entsprechende Mangel kritisiert wurde. 
Zusammenfassend ergibt sich damit tür mich folgendes: 
- Der 7. Landwirtschaftsbericht ist ein umfassendes Nach­
schlagewerk und fordert zu einem neuen Denken über die 
agrarpolitischen Zusammenhänge heraus, Der Bundesrat ver­
dient Dank für diesen 8ericht, der sehr gute Anregungen gibt 

Den Landwirten wird mit der Forderung zu mehr Markt grös­
sere Verantwortung übertragen. Es sind grosse Anstrengun­
gen nötig für den Aufbau eines gemeinsamen Marketings für 
einheimische Produkte. Hier ist die Solidarität der Landwirte 
und der entsprechenden Organisationen gefordert. 
Und schJiesslich darf aus den Ausführungen über die Konse­
quenzen einer Anpassung an die EG nicht der Schluss gezo­
gen werden, dass es gilt, die Agrarpolitik im Schnellzugs­
tempo auf qie EG auszurichten. Anpassungen müssen paral­
lel auch in der übrigen Wirtschaft erfolgen Stichwort: Aufhe­
bung von Kartellen, Abschaffung von Vorschriften für schwei­
zerische Normen usw. Es darf nicht passieren, dass von seiten 
der landWirtschaft erhebliche Vorleistungen im HinbliCk auf 
die Zielsetzungen des Bundesrates für eine Annäherung an 
die EG erbracht werden. Es wäre nicht akzeptabel, wenn sich 
die landwirtschaftlichen Produzentenpreise dem EG-Niveau 
angleichen müssten, auf der nachgelagerten Stufe aber die in­
ländischen Produkte nach wie vor mit den hohen Kosten des 
Binnenmarktes verteuert würden. 
Schliesslich muss es in den Gatt-Verhandlungen gelingen, mit 
den Regeln tür die Aufrechterhaltung einer multifunktionalen 
Landwirtschaft der Bauernschaft in Europa und namentlich in 
der Schweiz ein Ueberleben zu sichern. Bei einer völligen Oeff­
nung der Grenzen und einem Abbau al/er Grenzschutzmass­
nahmen würden die Märkte in sehr kurzer Zeit Strukturen zer­
stören, die für eine flächendeckende Landwirtschaft in der 
Schweiz unerlässlich sind. 

Büttiker: Ich frage mich, ob der 7. Landwirtschaftsbericht und 
die heutige Debatte die bestehende Unsicherheit in unserer 
Bauernschaft beseitigen und junge Menschen überzeugen 
können, in der Schweiz Bauer zu werden beziehungsweise zu 
bleiben. Eine solche Messlatte liegt zweifellos hoch, aber un­
sere Landwirtschaft muss jetzt endlich wissen, wohin der Weg 
der Landwirtschaft in unserem Land führt. Dabei zeigt der 
agrarpolitische Kompass des Bundesrates im ? Landwirt­
schaftsbericht durchaus in die richtige Richtung. Allein, der 
vorgezeichnete Weg ist nur ein Anfang, weil für unsere Bauern 
noch allzu viele Frage offen bleiben. Denn unsere Bauern wis­
sen aus Erfahrung, dass der Inhalt des Berichtes das eine und 
das, was der Bundesrat und das Parament damit anfangen, 
das andere ist 
Sicher ist nur, dass unser Land auch in Zukunft eine multifunk­
tionelle Landwirtschaft braucht und unsere Bauern auch künf­
tig Schutz nötig haben. Obwohl dies viel Geld kostet, ist eine 
Mehrheit des Volkes sicher auch heute nicht bereit, unsere 
Klein- und Mittelbetriebe in ihrer Gesamtheit zu opfern. Bei den 
Direktzahlungen, die Einkommenseinbussen aus der liberali­
sierung der Agrarmärkte kompensieren und 

der Landwirtschaftfür Bevölkerung und 
gelten sollen, vermissen die Bauern verlässliche Grundlagen 
zur Finanzierung. Gewohnt, die Spreu vom Weizen zu schei­
den, istden Bauern nichtentgangen, dassdermehrals400 Sei­
ten aufweisende Landwirtschaftsbericht der Finanzierung der 
Direktzahlungen ganze sechs Zeilen widmet 
Die Bauern erkennen heute die Situation der Bundeskasse wie 
ihre Liesel am Geläut. Sie fürchten zu Recht eine einseitige Li­
beralisierung in Form einer für den einheimischen Nährstand 
ruinösen Kombination von höheren schweizerischen Produk­
tionskosten und tieferen internationalen Einkommen. Ganz 

der Hand zu weisen sind 

wie die 
den. Ohne diese <:>n-tco,..,n<:>irl<>nrian 

Bauern nicht wie sie ihre Zukunft 
Investitionsentscheide treffen 
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In diesem Zusammenhang wäre auch zu prüfen, Herr Bundes­
rat, ob die Effizienz, die Koordination und der Transfer der allzu 
vielen landwirtschaftlichen Forschungsanstalten verbessert 
werden könnten. Vielleicht ist Herr Bundesrat Deiamuraz auch 
in der Lage, uns heute zu sagen, ob es richtig ist, dass die 
landwirtschaftliche Forschungsanstait Reckenholz geschlos­
senwird. 
Unsere Agrarpolitik muss über den 7. Landwirtschaftsbericht 
hinaus gewaltig vereinfacht und erneuert werden. Die Uru­
guay-Runde wird uns, ob wir wollen oder nicht, dazu zwingen. 
Unsere Agrarpolitik muss deshalb jetzt mit allen Kräften darauf 
abzielen, die vorhandene unternehmerische Energie und In­
novationskraft der Schweizer Landwirte auf die Qualitätsver­
besserung, die Kostensenkung, das Marketing und allgemein 
die Nischenpolitik umzupolen. Dabei handelt es sich um einen 
radikalen, schwierigen, schrnerzlichen, aber auch vielverspre­
chenden Prozess. Ein äusserer Schutz, aber ein vereinfachter 
und progressiv geringerer, wird weiterhin notwendig sein. Was 
sich jedoch in Zukunft ändern muss: Die Bauern müssen ihr 
Schicksal in die eigenen Hände nehmen. Dann werden mehr 
überleben, als dies vom Bundesamt für Landwirtschaft in sei­
nen Horrorszenarien heute prophezeit wird. 

Schallberger: Wir Bauern brauchen unser Volk, wir brauchen 
unsere Konsumenten, wir brauchen auch unsere Behörden 
und unseren Staat, um existieren zu können. Wir wissen das. 
Ist es vermessen zu behaupten, auch unser Volk brauche 
seine Bauern, genauso wie es seine Gewerbetreibenden, 
seine Arbeiterschaft, seine Akademiker und Angestellten be­
nötigt Würde eine unserer Wirtschaftsgruppen durch die an­
deren verdrängt, erlitte das ganze Volk Schaden. Der soziale 
Frieden wäre gefährdet Wenn ein grosser Berufsstand in un­
serer Zeit gefährdet ist, so ist es der Bauernstand. Die Entwick­
lungen weltweit, nicht am wenigsten in Europa, haben dazu 
geführt, dass in unseren zivilisierten Ländern ein Ueberfluss 
an Nahrung produziert wird, derweil in sogenannt unterent­
wickelten Ländern sehr viele Menschen hungern. Diese hun­
gernden Völker würden es wohl kaum als ein Landesunglück 
betrachten, wenn sie unsere Probleme hätten. Jene Men­
schen, die genügend Nahrung erarbeiten, würden kaum als 
die grossen Sünder der Nation betrachtet 
Wenn ich diese Gedanken geäussert habe, so wollte ich Ihnen 
in keiner Weise etwas unterschieben, im Gegenteil: Es ist mir 
ein Bedürfnis zu vermerken, dass ich bei den Verhandlungen 
der Kommission für Wirtschaft und Abgaben sozusagen aus­
nahmslos Verständnis für die Lage der Schweizer Bauern er­
fahren durfte. Ich durfte spüren, dass Sie unseren Bauern­
stand erhalten wollen, dass Sie die Leistungen der Bauern 
zum Wohle der Allgemeinheit akzeptieren und schätzen. Ich 
stellte fest, dass auch Sie sich eine Schweiz ohne Bauern nicht 
vorstellen können und niemals wünschen und dass Sie daher 
auch bereit sind, der bäuerlichen Bevölkerung eine anstän­
dige Existenz, ein ehrbares Leben zu ermöglichen. Dafür 
danke ich Ihnen aufrichtig. 
Doch wie kam es dazu, dass wir heute diese Probleme dis­
kutieren müssen? Der Landwirtschaftsbericht zeigt es auf, wo-

vielleicht etwas zu wenig betont wird, dass die Bauern 
schon während der aber 
sehen verflossenen friedlichen Jahrzehnten genau das ge­
macht haben, was von Behörden und Konsumenten verlangt 
wurde: so günstig wie möglich Nahrungsmittel zu produzieren 
und das für die Existenz der Bauernfamilien notwendige Ein­
kommen vorrangig über die Menge statt über Preisaufschiäge 
zu suchen. Wir haben dies getan, und es ist uns zum Verhäng­
nis geworden. 
Damit komme ich zum ersten Punkt, der "im Felde" ganz an­
ders aussieht als vom Bürotisch aus, nämlich die Reduktion 

Ich erinnere an unseren tiefen 

mir als Viehzüchter im Berggebiet am meisten Sorgen macht, 
ist die Tatsache, dass Produktionsmengenkürzungen im Tal 
die Existenz in den Bergen gefährden. Wenn die Milchprodu­
zenten weniger liefern dürften, würden sie vermehrt auf Eige­
naufzucht ihrer Nutz- und Zuchttiere ausweichen. Den Berg­
bauern würde die Existenzgrundlage entzogen, da wegen der 
Naturgegebenheiten ihrerseits kein Ausweichen auf andere 
Produkte möglich ist Ohne Produktionsmöglichkeiten wäre 
die Berglandwirtschaft abgeschrieben. Abgeschrieben wäre 
dann auch die Landschaft in den Fremdenverkehrs- und Nah­
erholungsgebieten, abgeschrieben damit aber auch der wich­
tige Wirtschaftszweig Fremdenverkehr. Ich meine, es sei hohe 
Pflicht unserer Behörden, solche Zusammenhänge zu sehen 
und entsprechend zu handeln. Neue Produktionsmöglichkei­
ten für das Tal sind in Prüfung. Ich danke Herrn Rüesch, dass 
er dies erwähnt hat Der Prüfung muss raschmöglichst die Tat 
folgen. Frau Weber geisseite vorhin die sogenannte Ueberpro­
duktion, vergass aber zu erwähnen, dass "dank» hohem Pro­
pagandaeinsatz der Importeure und Grossverteiler ein teilwei­
ses Ausweichen von der Milchproduktion auf bestimmte 
Ackerprodukte verhindert wurde. Sie sprach von Umweltbela­
stung im Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Pro­
duktion. Als sie aber jene Schweizer lobte, welche mit ihren 
Autos im Ausland Nahrungsmittel einkaufen und mit Schwei­
zer Löhnen bezahlen, vergass sie den Hinweis auf diese Um­
weltbelastu ng. 
Der zweite Punkt betrifft die Strukturveränderung: Sie ist seit 
Kriegsende im vollen Gange und wird nicht aufzuhalten sein. 
Wenn Sie über einen harmonischen Strukturwandel vor allem 
beim Generationenwechsel hinausgehen und eine rasche 
Gangart erzwingen wollten, vergessen Sie die grossen 
menschlichen Härten: Bauer ist nicht irgendein Beruf - es ist 
eine Lebensart von hoher kultureller Bedeutung für alle, es ist 
eine Lebensart mit tief verankerten Familientraditionen, eine 
Lebensart ohne Arbeitsstunden- und Ferientagestatistik. Der 
Bauer verzichtet auf vieles, was angenehm wäre, um aber an­
dererseits Werte erleben zu können, die er höher einschätzt 
Es darf nicht vergessen werden, dass eine Zusammenlegung 
von zwei Betrieben hohe Gebäudeinvestitionen erfordert Zu­
dem würde eine allzurasche Strukturvergrösserung die land­
schaft massiv und negativ verändern. Die besorgniserregende 
Abnahme der Schülerzahlen in den landwirtschaftlichen 
Schulen lässt befürchten, dass die Veränderung der Struktu­
ren so rasch erfolgt, dass sie vielleicht in 20 Jahren selbst von 
jenen bedauert wird, die sie heute herbeiwünschen. Die Bau­
ern aber, die sich für diesen zwar anstrengenden, aber schö­
nen Beruf entSChieden haben, wollen weiterexistieren. Sie 
sind sich der hohen Verantwortung nicht nur gegenüber ihren 
Familien, sondern auch gegenüber unserem Volk und unse­
rem Land, das sie zutiefst lieben, bewusst Sie lehnen mensch­
lich zumutbare Veränderungen keineswegs ab, wollen aber 
nicht die Prügelknaben verfehlter Agrarentwicklungen in Eu­
ropasein. 
Gehen wir ans Werk, korrigieren wir, was vernünftigerweise zu 
korrigieren, für die Beteiligten aber auch machbar ist! Aber las­
sen Sie uns ehrbar weiterexistieren ! Darum bitte ich Sie. 

Delalay: element que 
dans ce 7e rapport sur est '",rrirm::lf!r)!"1 

lement ci la base de tout ce que le Conseil federal a prevu pour 
!'avenir: tout d'abord que le degre d'auto-approvisionnement 
de la Suisse en matiere agricole est satisfaisant, ensuite que la 
penurie en matiere de produits alimentaires agricoles est peu 
probable, Je voudrais tout de meme apporter une nuance a 
cette analyse, a savoir que le degre d'auto-approvisionnement 
de notre pays est en moyenne de 65 pour cent, ce qui signifie 

certains produits agricoles on est evidemment bien 
cu ...... "'''''''",'u''' de cette rT1f)\fp'nrIP 
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Ma premiere observation, c' est donc que I' analyse de base qui 
prevaut dans ce 7e rapport sur I'agriculture est fort optimiste, 
parce qu'inspiree par la conjoncture internationale faite de 
concurrence ouverte et de paix perpetuelle, Or, c'est eette 
analyse de base diseutable qui fonde en fait toute la reorienta­
tion de la politique agricole, 
Cela dit je voudrais aborder une deuxieme idee-force, a sa­
vOlr que nous voulons 3 I'avenir remplacer les prix administres 
dans I' agriculture par une aide au moyen de paiements directs 
independants de la production. Je sais que cette volonte re­
pose sur le fait qu 'jf faut absolument limiter les excedents agri­
coles, Le rapport dit encore que la transformation de Ja forme 
de soutien 3 I'agriculture doit tout de me me reposer sur le 
maintien du prindpe du revenu equitable, J'ouvrirai tout 
d'abord une parenthese pour relever que, si I'on comprend 
fort bien que les paiements direets representent une formule 
adequate pour lutter contre les excedents agricoles, ils ont 
aussi leurs defauts et, en particulier, un c6te paperassier et 
bureaucratique dont on aura beaucoup de peine 3 se debarra­
ser lorsqu'ils seront generalises, J'en veux pour preuve un 
exemple tres recent, 3 savoir I'ordonnance du Conseil federal 
sur I'orientation de la production vegetale qui ne prevoit pas 
moins de huit sortes de paiements direets, 11 est evident que, 
lorsque le systeme sera generalise, nous aurons un accroisse­
ment des contraintes administratives, C' etait une parenthese, 
La question essentielle quant 3 ces paiements directs, qui a 
d'ailleurs ete abordee par divers orateurs et meme par le presi­
dent de la commission, est la suivante: d'ou proviendra te fi­
nancement des paiements directs? A ce jour, aucune reponse 
ne nous a ete donnee cl. cette question fondamentale, ni dans 
le rapport, ni dans les travaux de la commission, En tout etat 
de cause, je voudrais souligner ici un principe tout cl. fait clair: 
le secteur agricole subordonne ta suppression du soutien ac­
tuel 3 la mise en place, avec un tinancement adequat et preala­
ble, des paiements directs, Nous ne pourrions pas supporter, 
dans le secteur agricole, un demontage du soutien qui prevaut 
aujourd'hui sans que, prealablement, tout le systeme de finan­
eement de ces paiements soit regle. 
Reste ouverte la question de leur financement puisqu'ils sont 
destines cl. compenser les baisses de prix recherchees afin 
d'adapter les prix des produits agricoles au marche. La iI Y a 
encore toute une zone ou la compensation n'est pas du tout 
fixee aujourd'hui, et je serais tres heureux si M, Delamuraz, 
conseillerfederal, pouvait nous eclairer sur les vues prospecti­
ves quant aux sources de financement des paiements directs, 
Accessoirement, je voudrais encore aborder I'idee que le prin­
cipe de la parite du revenu est bien affirme dans le rapport du 
Conseil federal- je me refere cl. la page 365, Cependant, cette 
parite du revenu equitable est une notion qui est peu claire, 
Elle est notamment quelque peu reduite dans la force de son 
expression car on trouve plus loin egalement I'idee que, par 
exemple, le choix des exploitations temoins pour la determina­
tion du revenu equitable sera plus severe 31'avenir. Or, ced 
m'apparait comme un changement des regles du jeu en eours 
de partie, Toujours au sujet du revenu equitable eu egard au 
rapprochement des prix agricoles suisses de ceux de la Com­
munaute europeenne, je souligne encore qu'aucune proposi-

concrete nous est faite dans rapport 
concerne I'adaptation des coOts de production, On sait 
bien qu' en economie les prix so nt fonction des eoOts et que les 
couts determinent les revenus. Or, si I'on veut baisser les prix, 
il s'agira egalement de reduire les coOts, sinon on aboutira ine­
vitablement cl. une reduction du revenu paysan, 
11 y a donc dans tout ce projet un risque evident de demantele­
ment de J'acquis sodal agricole, parce que le salaire paritaire 
et la couverture des frais de production ont constitue jusqu'ici 
les elements eies de la convention colleetive entre ia nation et 

Ce est On 
solution 

res et j en 
bien ces activites accessoires et ces cultures speciial!~s 
mettent une diversification de notre production 

crais que c'est dans la diversification que nous trouverons 
peut-etre egalement un remede aux excedents. C' est en diver­
sifiant qu'on evitera les monocultures excooentaires dans no­
tre pays. Ensuite, e'est egalement dans ces aetivites accessoi­
res et ces cultures speciales que nous pourrons veritablement 
faire la promotion des cultures proches de la nature. C'est ce 
que tout le monde veut et ce n'est pas dans les produetions de 
masse que I'on pourra le realjser, 
11 ya, me semble+il, une inconsequence a vouloir promouvoir 
3 la fois le Iibre-echange, I'ouverture du commerce internatio­
nal et des cultufes proches de la nature, alors que nous sa­
vons parfaitement que nous n'avons aucun contrale sur la 
quaJite des produits importes, sur I'usage que I'on fait 3 I'etran­
ger des engrais et des produits antiparasitaires, 11 serait done 
tout de meme un petit peu curieux de nous approvisionner 
massivement cl. I'etranger sous pretexte que nous voulons 
chez nous des cultures proches de la nature, aJors que les pro­
duits etrangers ne so nt soumis a aucun contrale en la matiere, 
J'en reviens aux activites accessoires. Le rapport precise sim­
plement que I'accord est realise en ce qui concerne ces activi­
tes accessoires agricoles, qu'elles ne seront I'obiet ni de me­
sures de soutien ni de discrimination. J'aimerais alors surtout 
obtenir ici la confirmation de la part du Conseil federal que ces 
aetivites accessoires ne subiront aucune discrimination, Je ne 
parle pas id des «Hobbybauep, qui sont une activite vraiment 
mineure, mais des activites accessoires qui representent tout 
de meme quelque chose de relativement important dans I'en­
semble de notre produetion agricole. 
Pour donner une appreciation generale et en conclusion sur 
ce 7e rapport, je souligne taut de meme positivement que ce 
rapport est exeellent du point de vue de la documentation et 
de !'information qu'iI fournit 11 est directement ouvert sur les 
problemes poses par nos rapports avec l'Europe et le GATT et 
le multilateraJisme ambiant, iI a pour but de decoupler te sou­
tien cl. I'agriculture que nous donnions au moyen des prix ad­
ministres jusqu'ici par des paiements directs, mais sans pro­
position eoncrete de financement, ce que je deplore, 
Ce 7e rapport sur I'agriculture mentionne la necessite de faire 
mieux face 3 la concurrence de la part de notre secteur pri­
maire, par I'abaissement des prix a la eonsommation, mais 
13 encore, i! n'y a aucune proposition concrete concernant 
I'abaissement des couts de produetion, 
Des lors, iI n'est pas etonnant que malgre toute la valeur qu'on 
peut lui reconnaj'tre sur le plan de sa qualite informative, nous 
accordions tout de meme un accueil reserve cl. ce rapport, en 
raison des quelques contradictions sur le plan economique 
qu'lI nous reserve, mais surtout du fait de la disparite qu'il ya 
entre les ambitions de celui-ci et les moyens qu'il met 3 la dis­
position du Conseil federal et du Parlement pour atteindre les 
objectifs qu'jj se pro pose. 

Seiler Bernhard: Der 7. Landwirtschaftsbericht ist in einer für 
die Landwirtschaft selber sehr unsicheren Zeit entstanden, 
Seit dem Zweiten Weltkrieg waren die Zukunftsaussichten un­
seres Bauernstandes nie so ungewiss wie heute, Auch der 
Bundesrat erkennt in der heute sich rasch ändernden Zeit 
kaum eine klare Richtlinie, Trotzdem hat er mit diesem 

Landwirtschaftsberieht ein brauchbares, gutes Instrument 
geschaffen - ich möchte ihm dafür danken - und gibt damit 
mindestens eine Marschrichtung an, Ganz klar bekennt er sich 
zu einer multifunktionalen Schweizer Landwirtschaft Akzente 
werden gesetzt auf Oekologfe und naturnahe Produktion; 
gleichzeitig auf mehr Markt und eine bessere Konkurrenzfä­
higkeit der Landwirtschaft 
Problematisch werden diese Zielsetzungen vor allem im Hin­
blick auf die anstehenden internationalen Verhandlungen, 
zum Beispiel beim Gatt Glaubt der Bundesrat ernsthaft, dass 
er bei diesen durchbrin­

kann, das heisst, dass 

noch 
diskutieren können? 
Aehnlich verhält es sich auch mit der eines EG-Beitntts, 
Der Landwirtschaftsbericht vermittelt nämlich den klaren 
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Eindruck, ein rascher EG-Beitritt der Schweiz sei bereits be­
schlossene Sache. Zumindest bis heute wäre auch eine multi­
funktionale Landwirtschaft in der EG eher eine Illusion. Natür­
lich sehe ich auch, dass die Nahrungsmittel in der EG tiefere 
Preise aufweisen als bei uns. Als Grenzanwohner beobachte 
ich den Einkaufstourismus sehr genau. Mir ist deshalb klar, 
dass sich die Produzentenpreise längerfristig denjenigen der 
Nachbarländer annähern müssen. Aber solange das Kosten­
umfeld für unsere Bauern viel teurer ist als dasjenige ihrer Be­
rufskollegen im benachbarten Ausland, werden auch stagnie­
rende oder gar tiefer angesetzte Produzentenpreise nur wenig 
bringen. Die Landwirte sind deshalb besorgt, dass sie im Falle 
Gatt und ebenso bei einem raschen EG-Beitritt ~ in einen 
überproportionalen Anpassungszwang hineingeraten, ohne 
dass auf der Kostenseite etwas passiert 
Bekanntlich erhält der Landwirt als Produzent der Nahrungs­
mittel heute noch etwa 20 bis 40 Prozent vom Endpreis, den 
der Konsument bezahlt Solange sich aber die vor- und nach­
gelagerten Preise eines Produktes nicht verändern oder 
wenn sie wegen der Teuerung sogar noch ansteigen~, wer­
den die Konsumenten auch bei rückläufigen Produzentenprei­
sen keine billigeren Nahrungsmittel kaufen können. Ein sol­
ches praktisches Beispiel haben wir in jüngster Vergangenheit 
auf dem F!eischmarkt miterleben können; deshalb ~ glaube 
ich ~wäre ein EWR-Vertrag für die Schweizer Bauern ein gang­
barer Weg, um wenigstens unter ähnlichen wirtschaftlichen 
Bedingungen produzieren zu können, wie es im umliegenden 
Ausland der Fall ist Der Vorteil eines EWR-Vertrages wäre zu­
dem, dass unsere Agrarpolitik nach wie vor hauptsächlich in 
Bern gemacht werden könnte und nicht von Brüssel aus. Auch 
der Bundesrat sollte einsehen, dass er seine hochgesteckten 
Ziele ~ eine multifunktionale bäuerliche Landwirtschaft zu er­
halten praktisch nur in diesem Falle verwirklichen kann, kei­
neswegs aber mit dem EG-Beitritt 
Ich möchte auf zwei Problemkreise noch detaillierter einge­
hen, die zum Teil auch bereits angeschnitten worden sind: 
1. Im Bericht wird auch von der landwirtschaftlichen For­
schung gesprochen. Unter anderem ist nachzulesen, dass 
z B. im Zusammenhang mit der Stoffverordnung und den ho­
hen Ansprüchen an die Verwendung von Hilfsstoffen den land­
wirtschaftlichen Forschungsanstalten immer mehr und neue 
Aufgaben zugewiesen werden. Mir ist bekannt, dass diese 
Forschungsanstalten in ihren Aktivitäten die spezifischen Be­
dingungen der Schweiz zu berücksichtigen haben. Sie sehen 
ihre Aufgabe auch darin, den Forschungsplatz Schweiz lang­
fristig zu sichern, dies, um die Wettbewerbsfähigkeit auch im 
Hinblick auf die Oeffnung unseres Landes nach Europa zu er­
halten. 
Die berechtigten Forderungen nach Schonung unserer Um­
welt verlangen vertiefte Forschungen im Bereich der Oekolo­
gie und der Qualitätssicherung. Die ganZheitliche Umsetzung 
dient nicht nur der Landwirtschaft, sondern der gesamten 
Volkswirtschaft; sie ist Grundlage zur Erhaltung unseres Le­
bensraumes. Nicht verständlich ist mir deshalb die Absicht 
des Bundesrates, im Rahmen der Sparrnassnahmen unter an­
derem eine Reduktion der Tätigkeiten dieser landwirtschaftli-
chen um sage und schreibe 14 Millio-
nen Franken vorzusehen; ab 1995 sol! die 
sogar 22 Millionen Franken betragen. Das sind im ersten 
etwa 130 Arbeitsplätze und ab 1995 sogar 200 Arbeitsplätze 
oder 18 respektive 28 Prozent der Nettokosten von 78 Millio­
nen Franken der landwirtschaftlichen Forschungsanstalten. 
Da kann man nicht mehr von sparen reden, hier soll massiv 
abgebaut werden, und das in einer Zeit, wo der Landwirtschaft 
zum Teil ganz neuen Aufgaben zugeführt werden sollen. Ich 
kann das nicht hinnehmen, vor allem auch deshalb nicht, weil 
die landwirtschaftliche in der Schweiz im interna-

erst an eifter der siebzehn wit'hti'f1c:ir",n 

betrachtet; er sieht nämlich als Ersatz auch die Produktion von 
Raps und anderen geeigneten Rohstoffiieferanten. Inzwi­
schen ist bekannt, dass bereits Versuche mit RME - das ist 
Rapsmethylester oder sogenannter Biodiesel - laufen. Man 
weiss aber auch, dass solcherart produzierter Dieseltreibstoff 
sehr umweltfreundlich ist, aber auch sehr teuer zu stehen 
kommt Neueste Versuche mit einem Chinaschilf, unter der 
Abkürzung C 3 bekannt, laufen im Kanton Baselland an, übri­
gens auch mit der Unterstützung des Bundes, d. h. des EVED. 
Aus Chinaschilf können Alkohol und andere Industriestoffe, 
z B. Cellulose, Pressplatten und Brennmaterial hergestellt 
werden, und zwar, wie es heute den Anschein macht, zu be­
deutend günstigeren Kosten als Biodiesel. Ich frage mich nur, 
ob für die Produktion solcher Gräser wie Chinaschiif und an­
dere auch wieder zuerst ein Gesetz geändert werden muss 
oder ob das Getreidegesetz den Anbau von Chinaschiif er­
möglicht Ich wäre um eine KlarsteIlung von Herrn Bundesrat 
Delamuraz dankbar. 

Küchler: Ich möchte mich aus Gründen der Zeitersparnis und 
in Anbetracht der Rednerliste lediglich zu einem Spezial be­
reich des 7. Landwirtschaftsberichtes äussern. In meiner Ei­
genschaft als Präsident der Schweizerischen Käseunion sehe 
ich mich veranlasst, zum Thema Milch- und Käsewirtschaft 
bzw. zur Produktions- und Verwertungslenkung ein paar Ak­
zente zu setzen. 
Entgegen der Auffassung von Frau Kollegin Weber ist die 
Schweizerische Käseunion aufgrund der getroffenen Reorga­
nisationen sehr zeitgemäss, und aufgrund der nach wie vor 
bestehenden Aufgaben ist sie nach wie vor auch äusserst 
wichtig. Ich frage Sie deshalb, Frau Weber: Wer anders als die 
Schweizerische Käseunion hätte beispielsweise bei diesem 
Konkurrenzdruck im In- und Ausland im vergangenen Jahr 
1991 über 80000 Tonnen Hartkäse vermarktet? Wohl kaum 
die Migros. Die Bedeutung der Schweizerischen Käseunion 
ersehen Sie auch daraus, dass zurzeit die Käselager prallvoll 
sind und völlig aus den Fugen zu gehen drohen. So hat der 
Lagerbestand an Emmentaler aufgrund der gewaltigen verkä­
sten Milchmengen Ende Februar 1992 mit über 14 000 Ton­
nen einen historischen Höchststand erreicht Auch beim 
Sbrinz ~ das weiss Herr Bundesrat Delamuraz - haben wir mit 
6500 Tonnen einen Lagerbestand, der eine kritische Höhe er­
reicht hat Einzig beim Gruyere haben wir seit längerem einen 
gewissen NachfrageillieThang zu verzeichnen. Aber die erfor­
derlichen Produktionsumstellungen wurden bereits eingelei­
tet 
Nachdem aber auch die umliegenden Länder gleiche Ueber­
bestände zu verzeichnen haben, wie wir dies ja heute morgen 
gehört haben, sieht sich die gesamte Milch- und Käsewirt­
schaft ~ gerade im Zusammenhang mit diesem 7. Landwirt­
schaftsbericht ~ vor besonders grosse Herausforderungen 
gestellt Bereits im sogenannten Expertenbericht der Kommis­
sion Arnold, der zu Beginn des Jahres 1990 veröffentlicht 
wurde, werden eine ganze Reihe von Massnahmen und Vor­
aussetzungen tür die künftige Wettbewerbssituation unseres 
schweizerischen Hartkäses umschrieben und teilweise auch 
konkret \lr\irn<'"rh 

In dem Bundesamt landwirtschaft 
sind inzwischen umgehend verschiedene Anpassungen vor­
genommen und Vorschläge der Expertenkommission bereits 
in die Praxis umgesetzt worden, soweit dies ohne Gesetzesän­
derungen überhaupt möglich war. Die Konkurrenzsituation 
auf den in- und ausländischen Märkten, die auch von Frau We­
ber angesprochen wurde, Hess uns jagar keine andere Ueber­
lebensstrategie, als uns möglichst rasch und zielkonform auf 
neue Gegebenheiten einzustellen. Dazu gehören beispiels­
weise die Reorganisation des Unternehmens Schweizerische 
Käseunion als solche, ein neues die Koor­
dination des internationalen Auftretens 

zum Handel. 
Diese Massnahmen 
rung der WEltttl8\1\1er'bstärlialKeit 
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trächtigt, als sich unsere agrarpolitische Gesetzgebung nicht 
mitverändert und uns keinen oder mindestens zuwenig Hand­
lun€lsspielraum gibt So wird im Bericht der Kommission Ar­
nold beispielsweise verfangt, dass die Milchkontingentierung 
flexibler zu gestalten sei. Die weitgehende Zementierung der 
heutigen Kontingentsverteilung und die vielfach verkrusteten 
Strukturen im legislatorischen Bereich fördern weder die Ei­
genverantwortung des Milchproduzenten gegenüber dem 
Marktgeschehen, noch können die Milchlieferungen den tat­
sächlichen Marktbedürfnissen genügend angepasst werden, 
Ein Postulat - übrigens mit gleicher Stossrichtung, Herr Bun­
desrat des Ständerates aus dem Jahre 1989 liegt noch bei 
Ihrem Departement Ich möchte Sie ersuchen, dieses Dos­
sier doch weiterzubearbeiten und einer Lösung entgegenzu­
führen. 
Es ist denn auch nicht glaubwürdig, von den landwirtschaftli­
chen Verantwortungsträgem und Organisationen immer mehr 
Initiative, immer mehr Wettbewerbsfähigkeit, mehr marktwirt­
schaftliches Denken zu verlangen, wenn nicht gleichzeitig die 
gesetzgeberiSChen Rahmenbedingungen mit diesen Forde­
rungen Schritt halten. 
Aber nicht nur der Bereich der Milchkontingentierung ist damit 
angesprochen, vielmehr sind nicht minder wichtige rechtliche 
Anpassungen im Sinne der Vorschläge im 7. Landwirtschafts­
bericht rasch anzupacken, insbesondere die gesetzliche De­
regulierung in Verwertung und Handel. Hier gehe ich mit Frau 
Weber einig. 
Der Markt muss in der Milch- und Käsewirtschaft generell eine 
wichtigere Rolle spielen. Vergessen wir nämlich nicht, dass 
die Hälfte der Milch verkäst und von dieser Menge wiederum 
die Hälfte exportiert wird. Also jeder vierte Landwirtschaftsbe­
trieb hängt damit gewissermassen an der Nabelschnur des 
Exportes. Gerade diesem Umstand müssten doch die Land­
wirte bei den künftigen Europadebatten und im Zusammen­
hang mit den EWR-Verhandlungen Rechnung tragen und ihn 
in ihre Ueberlegungen miteinbeziehen. Die Notwendigkeit ei­
ner besseren und auch gebührend zur Kenntnis zu nehmen­
den marktwirtschaftlichen Ausrichtung und der gleichzeitige 
Abbau einengender Vorschriften stellen meines Erachtens die 
einzige Alternative dar, um den Agrarsektor im heutigen in­
und ausländischen Konkurrenzdruck eXistenzfähig zu halten. 
Ein letzter Gedanke: Mit Blick auf die erwähnten überquellen­
den Käselager auf der einen Seite und auf die prekäre Versor­
gungslage mit Nahrungsmitteln im osteuropäischen Raum auf 
der anderen Seite - ich denke an Rumänien, an Albanien, an 
die GUS-Staaten halte ich dafür, dass die Schweiz häufiger 
und in grösserem Umfange unsere Milchprodukte für humani­
täre Hilfe einsetzen sollte als bisher, statt für teures Geld im 
Ausland beispielsweise Fischkonserven einzukaufen. Ich 
habe einfach Mühe, wenn solche Aktionen als Eigennutz einer 
zuviel produzierenden einheimischen Landwirtschaft diffa­
miert werden. Es ist doch keine Schande und da teile ich die 
Auffassung von einigen Vorrednern -, diesen Ländern aus un­
seren grossen Ueberbeständen von ernährungsphysiolo­
gisch vielgerühmten Produkten punktuell zu helfen, wie der 
Kommissionspräsident selber heute morgen in seinem Einlei­
tungsreferat dargelegt hat 
Ich möchte deshalb den Bundesrat einladen, diesen Aspekt 
der humanitären Hilfe, der zugegebenermassen auch der ge­
samtschweizerischen Landwirtschaft dient, nicht als billige In­
teressenvertretung abzutun, sondern über das EDA auch sol­
che Hilfestellungen vermehrt zu fördern. Herr Bundesrat, ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die diesbezügiiche Zusammen­
arbeit mit dem EDA noch intensivieren und entsprechende Hil­
felieferungen von schweizerischen Milchprodukten vergrös­
sem könnten. Ich bin überzeugt, dass sich die vollen Lager 
und unser Butterberg innert nützlicher Frist auf ein erträgliChes 
Mass reduzieren lassen. 
Generel! halte also den Bericht als 

des Landwirt-
jetzt noch 

Aufmerksamkeit erfahren haben. Ich tue dies unter fünf Ge­
sichtspunkten: 
1. Minderheitenschutz und Europa: Die schweizerische Land­
wirtschaft gerät immer mehr in die Position einer Minderheit 
Die einst stolze Bauernschaft büsst in der modernen Industrie­
und Dienstleistungsgesellschaft ihren früheren Rang ein. Herr 
Schal/berg er hat dies anklingen lassen. Die Mehrheit der Be­
völkerung hat Mühe, die LandwirtsChaftspolitik nachzuvollzie­
hen. Die Bauern werden zu einer neuen Minderheit in unserem 
Staat Das ist nicht zahlenmässig gemeint, sondern sozialpsy­
chologisch. Es entstehen bei der bäuerlichen Bevölkerung 
ähnliche Gefühle wie bei Sprachminderheiten oder bei sozia­
len Minderheitsgruppierungen. Das Minderheitenproblem 
wird durch die Integrationsbestrebungen im Rahmen der EG 
verschärft 
Die Schweiz ist, durch historische Erfahrung gewitzigt, ein 
Land, das seine Kraft und Geschlossenheit dadurch gewon­
nen hat, dass es die Minderheiten schützt Der Minderheiten­
schutz ist ein staatspolitisches Prinzip, das Ausgleich, Kon­
sens und Zusammenhalt schafft Wohin es führt, wenn dieses 
Prinzip verletzt wird, erfahren wir heute fast täglich durch die 
Schreckensnachrichten aus aller Welt. Die überall aufflackern­
den Kriege und die schwelenden KriegSherde entstehen 
durch die Vernachlässigung des Minderheitenschutzes. Erge­
hört als zentrales Prinzip zu unserer schweizerischen politi­
schen Ku Itur. Wir tun sehr viel tür die Anliegen der Minderhei­
ten in unserem Land und sorgen tür kulturellen, sozialen, wirt­
schaftlichen und regionalpolitischen Ausgleich. 
Die Europaidee muss sich an der Frage messen lassen, wie es 
die EG mit dem Minderheitenschutz hält Darüber hört man 
sehr wenig. 
Ich bitte Herrn Bundesrat Delamuraz, bei den EWR- und bei 
den späteren EG-Verhandlungen auf diese Problematik hinzu­
weisen. Eine EG, die den Minderheitenschutz nicht zu einem 
erklärten Ziel der Integrationsbemühungen macht, schafft 
eine dissoziale Staatengemeinschaft mit sehr viel regionaler 
und berufsständischer Sprengkraft. Die Landwirtschaft kann 
zu einem Unruheherd in Europa werden. 
2. Wir haben einen neuen Stadt-Land-Gegensatz. Heute geht 
ein Riss durch unsere Bevölkerung, die als Stadt-Land­
Gegensatz bezeichnet werden kann. Die Städter benehmen 
sich auf dem Land, als ob die Wiesen ihnen gehörten. In der 
Art, wie sie im Rahmen des meChanisierten Erholungstouris­
mus auf das Land fahren, kommt die gestörte Stadt-Land­
Beziehung zum Ausdruck. Die Bauern fühlen sich immerweni­
ger verstanden und von der Bevölkerung getragen. Dies hat 
eine demotivierende Wirkung. Eine Land- und Forstwirtschaft, 
die demotiviert ist, die keine klar definierten Aufgaben mehr 
hat und die unsicher über ihren Stellenwert in der Gesellschaft 
ist, wird zu einem Problem. Bei Bauerndemonstrationen 
kommt dies zum Ausdruck. Die Beziehungsstörungen, die 
sich zwischen städtischer und bäuerlich-ländlicher Bevölke­
rung abzeichnen, verdienen unsere volle Aufmerksamkeit. 
Der Bericht geht darauf nicht ein. Um so wichtiger scheint mir 
das Postulat der Kommission, das die langfristige Entwicklung 
des Berggebietes im Auge behalten will. 
3. Das Dilemma der Landwirtschaft Die moderne Fortschritts~ 
gesellschaft hat die Bauern Dilemma Es ist das 
Spannungsverhältnis zwischen dem Bauerntum und dem 
Agrobusiness. Die Bauern mussten aufgrund von Konsumen­
tenwünschen und der daraus abgeleiteten POlitik zu einer 
Renditenbewirtschaftung ihres Bodens übergehen. Frau We­
ber, das darf man nicht vergessen. Rendite und Nutzenden­
ken verändern die Einstellung zu Landschaft und Natur. Dem 
Zwang ausgesetzt, den Betrieb zu technisieren, zu rationalisie­
ren, bekommt das Bauerntum eine andere Dimension. Die 
ländliche Kultur verändert sich. Das Fortschrittsdenken stürzt 
die Bauern in materielle, soziale und aelstlla~;seEmSCI 

Wer heute mit Bauern 
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schrittsdenken der städtischen Bevölkerung, von der ich unter 
Punkt 2 gesprochen habe. Es ist nicht zu bestreiten, dass die 
landwirtschaft in der modernen Fortschrittsgesellschaft im­
mer mehr in die Defensive gerät Wo Mobilität und Rentabili­
tät übrigens hat heute morgen Herr Rüesch in bemerkens­
werten Worten auf den Einfluss der Mobilität hingewiesen - zu 
leitmotiven des Handeins werden, verschwindet die traditio­
nelle bäuerliche Kultur; sie verarmt Es braucht viel Selbstbe­
wusstsein und Stolz, um die alten Werte dennoch zu pflegen 
und zu erhalten. Der Druck auf die landwirtschaft durch ein 
modemes Planungsdenken und durch ein rein rationales Fort­
schrrttsdenken ist sehr gross. Der Bericht schweigt sich über 
die Folgen dieses Denkens aus. 
Es wird nirgends auf die seelisch-geistige Verarmung des 
Bauemtums hingewiesen. Es wird auch nicht ergründet und 
dargetan, was dies für die bäuerlichen Gegenden zur Folge 
hat. Was im Bericht sichtbar wird, sind die Folgen der Bewirt­
schaftung des Bodens. Der Boden ist übernutrt In den letzten 
Jahren waren die Bauern gezwungen, von der sanften, natur­
nahen Bodenbewirtschaftung abzugehen. 
Ich halte dem 7. LandwirtSChaftsbericht zugute, dass er die 
Gefahren der Uebernutzung des Bodens und dessen Ausbeu­
tung erkannt hat Oekologie und ökologischer Ausgleich bil­
den ein neues Schwergewicht Die vorgesehenen Direktzah­
lungen begünstigen besonders die ökologischen Leistungen. 
Die Trendwende in der landwirtschaftspolitik bedeutet eine 
Chance. Sie kann zu mehr Verständnis für das Bauerntum 
führen. 
Wir geben uns zu wenig Rechenschaft über die Folgen eines 
erzwungenen Gesinnungswande!s bei der landwirtschaft 
Bäume, die nichts abwerfen, soll man nach den Instruktionen 
der Landwirtschaftsschulen fällen. Obwohl die Bauern nach 
ihrem Verständnis an den alten, prächtigen Bäumen hängen, 
wird ihnen beigebracht, dass gefühlsmässige Ueberlegungen 
nichts zählen. Heute gehen wir daran, die Erhaltung der hoch­
stämmigen Bäume zu subventionieren. Aehnlich ist es mit den 
Hecken. Die moderne landwirtschaftliche Planwirtschaft 
nimmt leider keine Rücksicht auf die Gefühle der Bauern. Es 
heisst, wir können sie uns nicht leisten. Folge davon ist, dass 
wir nun via Direktzahlungen dorthin zurückkommen müssen, 
wo wir vor 20,30 Jahren noch waren. Die Bauernschaft erfüllt 
einen wichtigen Auftrag im Staat Noch immer ist es eine Tatsa­
che, dass mit dieser Erfüllung auch die Freiheit und Unabhän­
gigkeit eines Landes verbunden ist 
4. Strukturziele der Landwirtschaftspolitik: Schöne und aner­
kennende Worte über die Bedeutung des Bauernstandes für 
unser Land genügen freilich nicht Die Bauern dürfen nicht im 
unklaren gelassen werden, worin zukünftig der leistungsauf­
trag der Gesellschaft besteht Der Bericht geht viel zuwenig auf 
die Frage ein, wie der Produktionsauftrag und der ökologische 
leistungsauftrag unter den veränderten Bedingungen reali­
siert werden sollen. Die Produkte der Landwirtschaft sind eine 
echte, eigenständige Wertschöpfung aus unserem Boden. 
Dies anerkennt der Bericht durchaus, aber er legt diesbezüg­
lich keine konkreten Ziele fest Er sagt nicht, wie gross in Zu­
kunft zum Beispiel der Selbstversorgungsgrad unseres lan­

sein soll. Würde der Bundesrat zum Beispiel klar festhaI­
unter 

sinken, liessen sich ableiten. Die schwei­
zerische Landwirtschaft darf nicht zur LandsChaftsgärtnerei 
degradiert werden. Das würde den leistungswillen der Bau­
ern lähmen und das Selbstbewusstsein empfindlich schwä­
chen. Dem Bauernstand muss ein klar definierter Produktions­
auftrag erteilt werden; dieser fehlt im Bericht Das verunsichert 
die Landwirte und gibt ihnen das Gefühl, die Politik wisse 
nicht, was sie von ihnen wolle. 
5. Leitbild der Landwirtschaft: Abschliessend möchte ich an 

Adresse Landwirtschaft dass weder in einem 

scrlartsp()I!tIK muss 
wegkommen, das sich allein an der Produktivi-
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tät, der Rationalität, der Spezialisierung und der Rendite orien­
tiert Die landwirtschaft hat noch viele andere Werte, die, sorg­
fältig gepflegt, langfristig mehr zählen. Wir unterschätzen die 
Wirkungen des geistig-seelischen Bereichs. Die Tatsache, 
dass sie im voriiegenden Bericht kaum erwähnt werden, muss 
uns nachdenklich stimmen. Zwar wird bei den Oberzielen der 
landwirtschaftspolitik auf den Beitrag zum wirtschaftlichen 
und kulturellen Leben im ländlichen Raum hingewiesen. Aber 
diese Erörterungen bleiben eigenartig vage, blass und dürftig. 
Bei ganzheitlicher BetraChtung müsste eine vertiefte, eine qua­
litative Auseinandersetzung mit der landwirtschaft ins Auge 
gefasst werden. Diese fehlt aber im Bericht 
Trotz dieser Kritik danke ich dem Bundesrat für den sehr inter­
essanten Bericht, den er uns vorgelegt hat 

Danioth: Die unaufhaltsam hereinbrechende Uberalisierung 
der Agrarmärkte wird in Reinkultur propagiert durch die Ziele 
des Gatt, sie ist aber auch Bestandteil des freien europäischen 
Marktes. Diese von den Produktionsgrossmächten mit land­
wirtschaftlichen Betrieben anderer Grössenordnungen und 
Dimensionen propagierten Ideen bringen eine neue Dynamik 
in den Agrarhandel, die bei aller wünschenswerten Beseiti­
gung von protektionistischen Auswüchsen weit über das Ziel 
hinaus schiesst Ja. sie trägt Züge eines Neo-Manchesterlibe­
ralismus, der Wirtschaftswachstum, Verdrängungsmechanis­
men und Kamof um Marktanteile zu den obersten Zielen er­
klärt Dieser Dynamik liegt letztlich der unlösbare Konflikt zu­
grunde, dass die Marktkräfte und die durch eine hochent­
wickelte Technik überproportional angekurbelten Wachs­
tumsprozesse an die Grenze der nicht vermehrbaren und 
wachstumsfähigen Natur stossen und die biologischen Kreis­
läufe in verhängnisvoller Weise stören. Die industrialisierte 
LandwirtSChaft gibt den Ton an. Die Natur, der Mensch in sei­
nem kleinräumigen Umfeld, alles Gewachsene, Erhaltens­
werte drohen unter die Räder zu geraten. Herr Kollege Schall­
berger hat es mit der Ueberzeugungskraft des Betroffenen ge­
schildert. Es wäre bedauerlich, wenn eine solche, an rein 
quantifizierbaren Grössen orientierte Landwirtschaftsphiloso­
phie auch die Schweiz überrollen würde; dies mit der Wirkung, 
dass im Flachland diese marktwirtschaftlich effiziente Produk­
tion toleriert würde, toleriert werden müsste, während das 
Berggebiet mit den natürlichen Grenzen der Topographie und 
der Kleinheit von Betriebsstrukturen dann kurzerhand als Na­
turreservat ausgesondert würde, wo der Bauer sein Leben ins­
künftig nur noch als landSChaftsgärtner fristen könnte, gesi­
chert durch entsprechende staatliche Stützungsgelderl 
Meine Sorge gilt daher nicht nur der Anpassung unserer land­
wirtschaft im gesamten an die Bedingungen aufgrund der aus­
ländischen Konkurrenz, sondern ebenso der Vermeidung von 
Spannungen und Konfliktgefällen zwischen Berg und Tal im 
eigenen Land Gerade auch mit Blick auf die zunehmende Be­
deutung von Zuerwerbsbetrieben brauchen wir eine gezielte 
und integrale Berggebietsförderung. Sektorielles Denken und 
Sparaktionen, beispielsweise zu Lasten des wichtigen IHG­
Fonds, laufen solchen Zielen allerdings klar zuwider. Ich teile 
hier die Meinung von Herrn Kollege Seiler Bemhard. 
Wir müssen aus einem wahren Teufelskreis ausbrechen. Wir 

wettbewerbs- Land-
wirtschaft in der Schweiz erhalten. Dieses einer pU"AnAn 

multifunktionalen landwirtschaft können wir für die 
nur sichern, wenn sich die Landwirtschaft den gewandelten 
Bedingungen anpasst Denn die Schweiz, wo fast jeder dritte 
Franken im Export verdient wird und nur jeder zwanzigste Ein­
wohner von der landwirtschaft lebt, kann sich die beträchtli­
chen staatlichen Leistunaen für eine zukunftsorientierte land­
wirtschaft nur leisten, wenn dem Staat die erforderlichen Mittel 
dank einer Wirtschaft zur Verfügung stehen. Auf 

der internationalen Politik der offenen 
schweizerischen Bauern-
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gen auszugleichen. Die Bauern müssen davon überzeugt wer­
den, dass sie für positive und unerlässliche Leistungen ent­
schädigt werden, nicht für ein passives Verhalten oder eine 
Nichtleistung. 
Der Bauernstand muss gestärkt aus diesem Prozess hervor­
gehen: stark in seiner wirtschaftlichen Postitlon, stark aber 
auch in seinem Selbstbewusstsein, ein wichtiger, ja unerlässli­
cher Wirtschaftszweig und ein unentbehrlicher kultureller Fak­
tOI' unserer staatliche Gesellschaft. Die im 7. landwirtschafts­
bericht und in der Botschaft zur Revision des landwirtschafts­
gesetzes aufgezeigte Neuorientierung ist positiv und verheis­
sungsvoll und verdient allgemeine Zustimmung. 

M. Flückiger: La nouvelle orientation de la politique agricole 
suisse ne manque pas d'interpeller, en premier lieu et naturel­
lement, les agriculteurs eux-memes, ensuite les consomma­
teurs contribuables pour lesquels revolution de la qualite des 
produits agrico!es et leur prix, le coutfiscal et social egalement 
de I'agriculture sont loin d'etre indifferents. La pierre angulaire 
de la politique agricole renovee reside dans la volonte an non­
cee de liberaliser I' agriculture avec, pour compenser la baisse 
previsible du revenu agricole durant une periode de stabil isa­
tion au moins, I'extension des paiements directs lies ades 
prestations non productives alnsi qu'a des modes de produc­
tion plus respectueux de I'environnement Le principe con­
siste a liberaliser une branche de I' economie pour laquelle des 
mesures dirigistes ont ete prises a partir de normes constitu­
tionnelles et, des la fin des annees vingt, avec f'introduction de 
dispositions legislatives, cornme la loi sur les bles en 1932, qui 
marquaient un changement de politique par un intervention­
nisme qui devait encore s'elargir avec la lai sur I'alcool concer­
na nt la production des pommes de terre et des fruits. Aujour­
d'hui encore, nous le savons, ces secteurs so nt subordonnes 
au monopole de Ja Gonfederation sur les bJes ainsi qu'a la Re­
gie des aJcools pour les denrees precitees. 
Des lors, des taches precises ont pu etre assignees a la pay:­
sannerie. Elles sont bien identiftees, donc inutile de les decli­
ner a nouveau. Or, ces taches continuent de figurer au catalo­
gue des objectifs de notre politique agricole. Gomment, de ce 
fait, ne pas voir une contradiction - difficilement evitable sans 
doute et peut-etre apparente sous certains aspects entre la 
dereglementation qui doit conduire a plUS de march€! et les im­
peratifs d'approvisionnement de la population, de protection 
de I'environnement, du maintien d'une agriculture, notam­
ment de montagne, basee sur des structures familiales? 
Liberalisme accm et paiements directs, ces notions sont-elles 
compatibles? Des credits et aides directs, directement lies a 
des conditions ecologiques, pourraient conduire ades abus 
tant iI est vrai que I'on ne peut escompter une discipline totale 
de la part des exploitants. Permettez-moi d'illustrer mon pro­
pos par un exemple: dans mon canton ou le morcellement des 
terres est important - ce qui n'est pas un mal en soi du point de 
vue foncier, considerant une large repartition de la propriete 
une exploitation agricole de moyenne importance, soit d'une 
surface de 50 hectares environ 15 pour cent des exploita­
tions jurassiennes en comptent plus - travaille avec pres de la 
mottie des terres louees. Le versement de paiemants directs 
pour une eeolag/que de ces eultures 
tsr - et c'sst le but des exploitants a produite des lors 
qu'ils percevront un revenu equivalent, vo/re plus eleve, Ei 
moindres frais pour des types de cultures ecologiques. Des 
lors qu'une parcelle genererait un revenu plus eleve qu'en ex­
ploitation traditionnelle, n'est-il pas juste de penser que les 
proprietaires fonders ne manqueront pas d'augmenter le prix 
des locat/ons, avec pour eonsequence d'eventuelles diffi­
cultes flnancieres pour I'exploitant? Subsidiairement, les agri­
culteurs ne seront-i1s pas demotives l'application de syste­
mes moins exigeants en temps, 

connaissances 

cv',..,o,,,r-<>c, de la conCUf­
n",,~nrIP<: et dans le cadre 

grandes, da ne 

performantes. 11 y a egalement une question qui se pose sur 
ces objectifs de limitation et les mesures generalement admi­
ses comme necessaires pour I'arnelioration de la concur­
rence. 11 est vrai - et nous le savons - que nous sommes en 
plein conflit d'interets entre les exigences d'une politique mar­
quee par les contraintes exterieures au pays et celles du main­
tien de notre agriculture. 
Dans I'inventaire non 6:xhaustif des mesures susceotibles 
d'engendrer des difficultes dans le secteur agricole, j'ai en­
core note la roouetion de certaines exigences concernant les 
reserves de stockage. Alors, ne craint-on pas que les entrepri­
ses de distribution ne subissent un contre-coup financier de 
ces dispositions? Ainsi, chez moi, en Ajoie, les silos de Gen­
tre-Ajoie a Alle et d'Agros-centre a Porrentruy servent de silos 
de reception pendant les moissons et de silos de stockage. La 
Gonfederation peut les utiHser comme reserve apres le triage 
et le sechage de la recolte jusqu'a la prochaine recolte. Le 
montant de stockage paye par la Gonfooeration, de 1 franc a 
4,50 francs le quintal, represente une partietres importante du 
revenu de ces centres. Qu'en sera-t-i! si les quantites de cerea­
les stockees diminuent trap fortement? 
Enfin, on entend Ei juste titre influencer la production de pro­
duits pour lesquels des traitements chimiques ne devraient 
plus intervenir, ou dans une quantite bien moins importante 
que jusqu 'ici. A mo ins d' engager une armee de fonctionnaires 
pour veiller au renoncement de I'utilisation plus ou moins in­
tensive de produits phytosanitaires, I'evolution vers de nouvel­
les pratiques prendra beaucoup de temps. Aussi faudrait-iI 
compter avec un engagement volontaire des agriculteurs qui 
seront d'abord et c'est naturel- interesses a la stabilite ou a 
I'equilibre economique de leurs exploitations avant d'interve­
nir avec de nouvelles formes de production. Le succes de ces 
incitations va dependre egalement d'une certaine methodolo­
gie que "on deploiera pour, en quelque sorte, pousser nos 
agriculteurs au changement Aussi, je constate que si les 
consommateurs suisses sont soucieux de s'approvisionner 
en produits natureis, ils n'ont pas les moyens de verifier que 
les produits agricoles importes repondent a leur attente. Sa­
chant qu'en Suisse 60 molecules chimiques sont utilisees 
contre 90 en France et 200 aux Pays-Bas, on a töt fait de cons­
tater les differences importantes qui existent entre I'emploi de 
produits chimiques dans notre pays et a I' etranger. Une foiS de 
plus, il convient de se souvenir que la Suisse n' est pas une Ile. 
Je n' ai pas que des questions, plus ou moins pertinentes sans 
doute, aposer. J'entends aussi me faire I'echo de la satisfac­
tion exprimee par la Gharnbre d'agriculture de mon canton au 
sujet d'un 7e rapport juge globalement positif, pour m'en tenir 
a I'expression consacree. La partie prospective, notamment, 
dudit rapport va dans le sens d'amenagements reconnus in­
dispensables. Les solutions sont soupies, donc susceptibles 
d'engendrer des ordonnances adaptables a une evolution de 
plus en plus rapide. Le 7e rapport sur I'agriculture represente 
une somme impressionnante d'observations, de donnees et 
de projections pratiques pour I' avenir de la branche. Le Depar­
tement federal de I'economie publique et, en particulier, l'Of­
fice federal de I'agriculture doivent etre complimentes et re-
mercies une contribution qui fera date. 
En des mutations importantes sont contenues 
germes c'est le cas de le dire ~ dans ce rapport L'engage­
ment de l'Etat ne diminue pas, certes; ce sont les orientations 
de cet engagement qui sont revues et corrigees. Comme par 
le passe, il appartiendra a nos agriculteurs d'assurer la secu­
rite alimentaire du pays. 11 taut le leur dire car ils le meritent Les 
produits alimentaires les plus importants ne doivent pas subir 
de trop fortes variations de prix ou devenir objets de specu­
lation. 
Enfin, iI est inrti<:r,,,rl<:,,,hl,, 

collaborent, 

Morniroli: Der Landwirtschaftsbericht sieht 
Landwirtschaft welche verstärkt U"'~IU'!J'::iC;1 
ist Damit setzt der Bericht einen zeitgemässen S"hlA.f""rll 

Im Bericht wird auch kurz auf die Aktivitäten der sieben land-
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wirtschaftlichen Forschungsanstalten hingewiesen. Die öko­
logische Ausrichtung der Landwirtschaft, wie sie in den Ober­
zielen des Landwirtschaftsberichtes formuliert ist, bringt auch 
diesen Forschungsanstalten zusätzliche Aufgaben im Berei­
che von Forschung und Entwicklung, aber auch im Bereiche 
des Vollzuges von gesetzlichen Aufgaben. Ich habe vernom­
men. dass im Rahmen der Rationalisierungsmassnahmen 
eine bundesinteme Arbeitsgruppe den Bereich Bundesamt 
für Landwirtschaft und landwirtschaftliche Forschungsanstal­
ten überprüft und auch Einsparungen in der Höhe von etwa 
10 Prozent gefordert hat, was vertretbar ist Ueber die vorgese­
henen, viel höheren Kürzungen wurde heute morgen schon 
referiert; ich brauche darauf nicht mehr einzugehen. 
Hingegen spreche ich von den daraus erwachsenden Folgen. 
Es soll vor allem die pflanzenbauliche Forschung redimensio­
niert werden, und inoffiziell hat man im Bundesamt für Land­
wirtschaft sogar von der Schliessung einer Forschungsanstalt 
gesprochen - wie heute morgen schon gesagt worden ist, 
geht es um die Forschungsanstalt Reckenholz, welche gerade 
im Bereich des Feldbaus auch den Tessin bedient Wenn man 
den ökologischen Anforderungen an unsere Landwirtschaft 
im Dienste unserer Gesellschaft Rechnung trägt, wenn man 
sich klar wird, dass gerade in den Ostschweizer Kantonen und 
im Tessin die Gras-, Weide- und Alpwirtschaft mit allen ihren 
landschaftsökologischen Komponenten eine wesentliche 
Rolle spielt, wenn man zugunsten des Ackerbaus seitens der 
Forschung grosse Anstrengungen unternimmt, um umwelt­
schonende Produktionsweisen zu entwickeln, wenn man an 
die zusätzlichen Aufgaben im Bereich der Nutzung freiwerden­
der Acker- und Futterflächen denkt - beispielsweise durch 
Nutzung im Sinne von nachwachsenden Rohstoffen -, dann 
ist eine Redimensionierung der landwirtschaftlichen For­
schung, welche 10 Prozent übersteigt, rundweg nicht vertret­
bar. Man spart am falschen Ort 
Insbesondere ist unverständlich, dass die pflanzen bauliche 
Forschung, welche sich in starkem Masse mit ökologischen 
Fragen auseinandersetzt, speziell redimensioniert werden 
soll. Die Schliessung der Forschungsanstalt Reckenholz ist 
bereits aus diesem Grunde undenkbar. 

M. Roth: Ce n'esteffectivement pas les heuresou I'on faitsau­
ter I'audimat, mais comme j'avais pn3pare une intervention, je 
ne voudrais pas vous priver du plaisir de vous la faire partager, 
malgre I'heure tardive a laquelle nous vivons! 
Lorsqu'on fit ce 7e rapport, on prend naturellement la me­
sure de I'effort d'adaptation auquel notre agriculture devra 
s'astreindre dans les prochaines annees. La crise agricole ac­
tuelle revele un probleme de societe. Une nouvelle echelle de 
valeurs d'existence est en train de se mettre en place. Les posi­
tions de la sodete envers I'agriculture ne manquent pas d'am­
biguire: d'une part, la sodete s' eloigne de la terre; d'autre part, 
elle se fait plus exigeante envers elle. Une teile ambiguIte n'est 
pas saine, elle appelle une definition nouvelle du röle de I'agri­
cu Iture. Elle atteste aussi de la necessite de conferer une mis­
sion nouvelle a notre agriculture consideree dans ses fonc­
tions multiples. D'ailleurs, I'agriculture serait-elle reticente a 
ces changements la pression internationale se chargerait 

Ja convaincre est une 
tion de survie pour elle. 
La politique agricole que nous allons mettre en place doit taut 
a la fols indiquer la direction des nouvelles mutations et les ac­
compagner par des conditions-cadres propres a rendre notre 
agriculture competitive a I'heure de I'ouverture des marches. 
C'est le but de ce 7e rapport dont on peut dire deja qu'en ce 
qui concerne I'analyse de la problematique il tient tout a fait 
ses oromesses. 
La question centrale de ce rapport me paralt etre I'enonce de 

nouvelle structure du cevenu sur laquelle j'aimerais 

ecologique esquisse par le 6e rapport. qui laissait entrevoir 
une augmentation du revenu agricole, en fait il n'en arien ete; 
au contraire. je revenu a diminue. Le lien deja bien lointain 
entre le cout de la production et les prix est en train de disparaf­
tre pour s' effacer devant le regime des paiements directs com­
plementaires et devant d'autres prestations d'ordre ecologi­
que. Si !'on ajoute a cela les subventions, on obnent le nou­
veau contour du revenu agricole. 
Gomment cette nouvelle structure du revenu sera-t-elle rec;::ue 
par le public? Jusqu'ici, la regle qui a prevalu pendant long­
temps etait que les paysans constituaient leur revenu au 
moyen des prix de leurs produits et s'adressaient ainsi aux 
consommateurs pour etre retribues. Maintenant, a la part des 
subventions payees par les contribuables viendront s'ajouter 
les paiements directs. Retribuant des prestations d'interet pu­
blic, ces paiements directs, s'lIs etaient finances par les res­
sources generales de la Confederation sous forme de remu­
nerations, viendraient sans doute aggraver dans I'opinion pu­
blique I'idee que le paysan est privilegie a double titre. Et cela, 
a mon sens, il faudrait I'eviter en etudiant ou en envisageant en 
tout cas serieusement un lcha sur les produits alimentaires, 
dans le but d'attenuer ce decrochement toujours plus grand 
entre les couts de production et les prix, qui peut avoir pour ef­
fet de demotiver !e paysan et de ne pas faire apprecier au pu­
blic la juste valeur d 'un travail qui inc!ut une part importante de 
prestations d'inten3t public. 11 faut d'ailleurs reconnaitre que le 
financement des paiements directs demeure dans I'ombre de 
ce 7e rapport et constitue certainement une de ses faiblesses. 
Partant de ces constatations, I1 me parait que ce rapport pres­
crit une politique des revenus que les paysans ont a present 
peu a peu acceptee sous reserve d'un financement garanti, 
encore que les perspectives permettent tout au plus d'envisa­
ger un plafonnement de ce revenu, si ce n'est une diminution, 
accompagne de ce que le rapport appelle «revolution des 
structures». Autrement et plus crOment dit, iI faut admettre 
qu'on assistera dans le futur a la disparition d'un certain nom­
bre de domaines agricoles dans notre pays, et ne pas se ca­
cher que I'agriculture souffrira encore. 
J'aimerais conclure par cette remarque: depuis la guerre, la 
population suisse a voue un grand attachement a la paysan­
nerie. Mais ce lien spontane, fonde sur la reconnaissance, 
s'est sans doute peu a peu estampe depuis une dizaine d'an­
nees. Je constate, dans ce 7e rapport, I'opportunite de retablir 
une certaine solidarite entre le 5 pour cent de la population 
agricole et les 95 autres pour cent, tant il est vrai que, si le re­
venu agricole est mis sous la pression de la concurrence inter­
nationale, d'autres secteurs de I' economie seront confrontes a 
terme a la meme evolution, et qu' on pourrait en effet, dans ces 
tout prochains mois, s'apercevoir assez vite que les paysans 
inaugurent une evolution que pourraient connaitre d'autres 
branches de I'economie. Ge ne serait donc pas le moindre 
merite de ce 7e rapport que d'avoir falt prendre consdence 
qu'entre s'adapter ou perir la marge n'est pas grande, mais 
que si les paysans y so nt confrontes aujourd'hui d'autres 
pourraient bien y etre confrontes demain. 

Bisig: Seit vielen Jahren wird eine Neuorientierung der Agrar-
politik Mit dem 7. LandWirtschaftsbericht wird nun 
eine im Berufsverständnis des Landwirts eingeläutet, 
und diese wird mit lediglich zwei neuen Artikeln im Landwirt­
sChaftsgesetz auch gleich vollzogen. mindestens in ihren 
Grundzügen. Es hat äusserst lange gedauert, bis dieses Pro­
blem - der Zieikonflikt Preisstützung sowohl bezüglich Pro­
duktionslenkung als auch bezüglich Einkommenssicherung 
schien lange Zeit ein gordischer Knoten zu sein - gelöst wer­
den konnte. Jetzt scheint es gelungen zu sein, die Antwort lau­
tet: Direktzahlungen. 
Unsere Bauern, schon immer freiheitsliebend und selbstän· 

sind immer mehr die Staates 
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musste ihr Leistungswiile doch laufend zurückgebunden wer­
den. Dass diese Situation niemanden befriedigen konnte, 
aueh die Bauern nicht, ist wohl selbstverständlich. Möglicher­
weise brauchte es auch den Druck von aussen und ein neues, 
ökologisches Verständnis der gesamten Bevölkerung, bis die 
unterschiedlichen Interessen der Tal- und Berglandwirtschaft 
unter einen Hut gebracht werden konnten. 
Wir alle mussten und müssen lernen, dass die Landwirtschaft 
unverziehtbare und unschätzbare gemeinwirtschaftliehe Lei­
stungen erbringt, die ihrem Wert entsprechend abgegolten 
werden müssen. Erst diese Wertschätzung macht es für den 
Landwirt erstrebenswert, vom reinen Produktionsdenken 
wegzukommen. Mit der Gesetzesänderung werden wir mor­
gen den entscheidenden Schritt in die richtige Richtung tun. 
Die Regelung der Details dürfte aber noch einiges Kopfzerbre­
chen bereiten. Vor allem die Uebergangsregelungen schei­
nen noch nicht gefunden zu sein, muss doch die Einkom­
menssicherung auch in der Phase des Systemwechsels gege­
ben sein. Wir haben diese Problematik im Rahmen der Kür­
zung des Budgets 1992 erfahren, und auch künftige Sparan­
strengungen müssen von Objektivität und Verständnis für die 
Situation der Landwirtschaft getragen sein - Streichung von 
Ausmerzbeiträgen und Milchkontingentskurzungen sind dies­
bezügliche Stichworte. Mit den Anträgen der Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben dürften die wesentlichen Vorbehalte 
der Landwirtschaftskantone berücksichtigt sein. Im Sinne ei­
ner Aufgabenteilung können die Aufgaben des Bundes auch 
bei knappen Bundesfinanzen nicht einfach auf die Kantone 
abgewälzt werden. Solche Aktionen des Bundesrates sind für 
die Kantone nur schwer verständlich. 
Ein aus meiner Sicht wesentlicher Bereich ist beim 7. Landwirt­
schaftsbericht und bei der Aenderung des Landwirtschaftsge­
setzes untergegangen oder schlicht vergessen worden: die 
Auswirkung auf die Raumplanung. Der Kommissionspräsi­
dent hat in seinem Eintretensvotum mindestens ansatzweise 
versucht, diesen offensichtlichen Mangel zu beheben. Wohl 
werden unter Abschnitt 221 unter dem Titel «Raumplanung 
und Bodenrecht» einige allgemeingültige Grundsätze wie 
zum Beispiel die haushälterische Bodennutzung zitiert Dass 
die Gewichtsverlagerung von der Produktion zur Oekologie 
eine zwingende Aenderung von verschiedenen Teilen des 
Raumplanungsrechtes bedingt, wird aber verschwiegen. Der 
Hinweis auf die Motion Zimmerli und der eine Satz, dass im 
Rahmen der Zusammenarbeit von Raumplanung und land­
wirtschaft nach flexibleren Lösungen zu suchen sei, werden 
der Wichtigkeit dieser Querbeziehung bei weitem nicht ge­
recht Es sei daran erinnert, dass der Landwirtschaft im Raum­
planungsrecht eine einmalige Sonderstellung eingeräumt 
wurde - dies sicher zu Recht Der Boden ist tatsächlich die un­
entbehrliche Produktionsgrundlage der Landwirtschaft, mit 
Ausnahme vielleicht von modernen, aber nicht ganz unum­
strittenen Produktionstech niken. 
Wenn nun aber der Produktionsfaktor an Bedeutung verliert, 
wenn diese traditionelle, ursprüngliche und lange Zeit zentrale 
Aufgabe der Landwirtschaft korrigiert wird und eine Abwer­
tung erfährt, müssen andere Teilnehmer am Boden markt ei­
nen grösseren Spielraum erhalten. Boden ist nun einmal nicht 
vermehrbar und dessen haushälterische 

Artikel Absatz Buchstabe ader Raumplanungsverord­
nung wird festgehalten, dass die Behörden bei der Planung 
prüfen, wieviel Raum für eine Tätigkeit benötigt wird. Nach bis­
herigem Verständnis der Aufgabe der Landwirtschaft haben 
andere Bedurfnisse zurückstehen müssen. Am flachen und 
damit maschinell gut bearbeitbaren Land hat aber nicht nur 
die Landwirtschaft Interesse, auch Industrie, Gewerbe, Sport­
anlagen und anderes mehr sind auf diese topographischen 
Vorteile angewiesen. Diesen Bedürfnissen ist vermehrt Rech­

zu tragen. 
die Landwirtschaft stellt nach neuem f-.lnilo''1'!l,,<;,<t'''r,rln 

rungen der einschlägigen Rechtssätze sind die erforderlichen 
Strukturbereinigungen wie Güterzusammenlegungen und 
Nebenerwerbsmöglichkeiten toter Buchstabe. 
Die Neuorientierung der Agrarpolitik lässt sich vielverspre­
chend an. Es ist erfreulich, dass die Betroffenen, die Bauern, 
grundsätzlich ihre Bereitschaft signalisieren, von Gewohntem 
und Uebgewonnenem abzurücken. Wenn die Uebung erfolg­
reich durchgezogen werden soH, sind aber alle Komponenten 
zu berücksichtigen, die Bedürfnisse der Tal- und der Berg­
landwirtschaft, aber auch die Bedürfnisse der anderen Teil­
nehmer am Boden markt 
Ich hoffe sehr, dass meine Anregungen bezüglich Anpassung 
der Raumordnung Aufnahme finden. Ich danke dafür, wenn 
diese möglichst bald realisiert wird. 

Bloetzer: Ich möchte an die anerkennenden Worte der Vor­
redner anschiiessen und diesen Bericht ebenfalls verdanken. 
Er stellt eine gute Vordenkerarbeit dar, enthält eine gründliche, 
umfassende Lageanalyse und entwickelt kreative, zukunftsge­
richtete konzeptionelle Vorschläge. Insgesamt ist er als eine 
gute Grundlage für die Neuorientierung unserer Agrarpolitik 
zu werten. Ich kann den Zielsetzungen zustimmen. Gestatten 
Sie mir aber, hier eine grundsätzliche Ueberiegung anzu­
fügen. 
Es kann im Rahmen dieser Debatte nicht genügend unterstri­
chen werden, welche soziaie, kulturelle und staatspolitische 
Bedeutung einem gesunden Bauernstand in unserem Lande 
zukommt Unsere Bauernschaft, bestehend aus bäuerlichen 
Familien und Nebenerwerbsbetrieben, ist die Voraussetzung 
für die Gewährleistung der ländlichen Besiedlung und für die 
Pflege und Erhaltung unserer Kulturlandschaft, insbesondere 
auch in den Randgebieten und in der Bergregion. 
Unsere Bauernschaft ist aber auch Trägerin von Kultur und 
Tradition. Die bäuerliche, ländliche Tradition ist auch in unse­
rer Zeit von grosser Bedeutung. Es wäre falsch, Traditionen 
über Bord zu werfen, in der Auffassung, dass sie ein Hindernis 
für den Fortschritt darstellen; das Gegenteil ist richtig: Tradi­
tion ist Voraussetzung und Nährboden für echten Fortschritt 
Sie ist insbesondere ein bedeutendes Element der Identität 
unseres Landes. Gerade in einer Zeit der Oeftnung und der 
Dynamik, in der wir gezwungen sein werden, unsere Souverä­
nität teilweise aufzugeben, kommt der nationalen Identität -
und damit auch den Trägern dieser Identität - eine besondere 
Bedeutung zu. Soviel zu den Zielsetzungen. 
Was die Massnahmen anbetrifft, so kann ich diesen insgesamt 
zustimmen. Ich glaube, dass sie zweckmässig sind, um unser 
Hauptziel, die Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft, si­
cherzustellen. Bei der Umsetzung dieser Massnahmen wird es 
aber darum gehen, dass wir die Ungerechtigkeiten, die heute 
bestehen, ausmerzen und sie nicht zementieren. Ich will in die­
sem Zusammenhang auf zwei Punkte hinweisen: 
1. Aus dem Bericht geht klar hervor, dass das Einkommens­
wachstum der Bauernschaft im Berggebiet ganz eindeutig 
hinter demjenigen der Talgebiete nachhinkt. Mit dem neuen 
System darf diesem Zustand nun nicht noch eine Unterstüt­
zung gegeben werden, sondern es muss für Abhilfe gesorgt 
werden. Es müssen dabei nicht nur die bäuerliche Famiiie, 
sondern auch der Nebenerwerbsbauer und der Hn,nn"""" 

berücksichtigt werden, denn ohne diese ist es in den Berg­
und Randgebieten schlicht und einfach nicht möglich, die 
Ziele zu erreichen. 
2. Zu den Strukturverbesserungen: Es ist von entscheidender 
Bedeutung für das Berggebiet - der 6. Landwirtschattsbericht 
hat bereits darauf hingewiesen aber auch für die übrige 
Landwirtschaft, dass wir die Strukturverbesserungen effizien­
ter an die Hand nehmen. Will man Ungerechtigkeiten in Zu­
kunftvermeiden, so muss man berücksichtigen, dass es Land, 
wirte gibt, die in strukturierten Gebieten arbeiten, WCIQEiQEln 
andere in arbeiten, in welchen die 

das Hor"!"",,,,", 

diesen Gebieten die den n",rn"TPn 

Jahren so oder so einen scnweren Stand haben, und 
der Infrastrukturen laufen weite Gebiete Gefahr 
Das kann und darf nicht unser Ziel sein. 
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Im Anschluss an die Beratung des 6. Landwirtschaftsberich­
tes hat unsere Kommission ein Postulat eingereicht Aufgrund 
dieses Postulates wurde von den kantonalen Meliorationsäm­
tern eine Erhebung durchgeführt Es wurde berechnet, dass in 
der Erhebungsperiode bis zum Jahr 2000 insgesamt ein Inve­
stitionsbedarfvon rund 8 Milliarden Franken anfallen wird, das 
heisst Bundesbeiträge in der Höhe von rund 2 Milliarden Fran­
ken. Umgerechnet auf den Bedarf pro Jahr kommt man ohne 
Indexierung auf rund 150 Millionen Franken. Wir stellen fest, 
dass im Budget für das laufende Jahr lediglich 100 Millionen 
Franken vorgesehen sind Für den Kanton Wailis z. B. liegen 
heute insgesamt Subventionsgesuche für rund 80 Millionen 
Franken vor. Das entspricht einem Ueberhang von ungefähr 
zehn Jahren. 
Ein weiterer Hinweis: Wenn wir die Entwicklung der Budgetbe­
träge ansehen, stellen wir fest, dass in der Zeit von 1990 bis 
1992 die Direktzahlungen um rund 30 Prozent zugenommen 
und die Beiträge für Strukturverbesserungen in der gleichen 
Grössenordnung abgenommen haben. Man sieht, dass der 
Bericht einerseits den Strukturverbesserungen eine grosse 
Bedeutung beimisst, dass aber andererseits in der Praxis die 
Mittel nicht zur Verfügung gestellt werden. 
Als Schlussfolgerung beantrage ich deshalb, dass wir unsere 
Kommission beauftragen, im Rahmen ihres Postulates und ih­
rer Kommissionsarbeit uns zu diesem Punkt entsprechende 
Anträge zu unterbreiten, damit für die Mittelaufstockung ge­
sorgt ist. Der Bundesrat soll eingeladen werden, diesem Um­
stand bei der Festlegung der Regierungsrichtlinien und des Fi­
nanzplanes Rechnung zu tragen und sicherzustellen, dass die 
notwendigen Mittel für die Bodenverbesserung nicht den 
Sparmassnahmen geopfert werden. 

Rhyner: Ich danke dem Bundesrat für diesen Bericht, der 
dazu beitragen wird, dass unsere Bauern wieder zuversichtli­
cher sein können. Ich habe am Schluss der heutigen Debatte 
lediglich noch einige Fragen an Herrn Bundesrat Delamuraz 
«Leitbild für die schweizerische Landwirtschaft bleibt der Fami­
lienbetrieb, in dem die bäuerliche Familie gleichzeitig Finanz­
ierung, Betriebsleitung und einen wesentlichen Teil der Arbeit­
serledigung besorgt» Man will also die bäuerlichen Familien­
betriebe erhalten. Das steht auf Seite 394 des Berichts und 
freut mich sehr. 
Herr Bundesrat, nun ist es aber für mich unverständlich, wie 
das gewährleistet werden soll, wenn man die Tierbestandsbe­
grenzung gleichzeitig fallenlassen will. Nach meiner Meinung 
können die Familienbetriebe nur erhalten werden, wenn für 
die Viehhaltung eine Limite festgelegt wird. Es ist für die Zu­
kunft der Landwirtschaft eine Grundsatzfrage, für die Berg­
landwirtschaft jedoch zudem eine Existenzfrage, ob am Prin­
zip der Familienbetriebe festgehalten wird oder ob es - und 
das wäre ohne Begrenzung und ohne Limite, so wie ich das 
verstehe, der Fall - Richtung industrielle Produktion weiterge­
hensoll. 
Was mich zudem noch beunruhigt, ist der Hinweis, dass man 
die Viehabsatzmassnahmen (Ausmerz- und Exportbeiträge) 
auslaufen lassen will. Gerade diese Massnahmen waren es, 
die allem den letzten Jahren dem Bauer Preis­
garantien für Tiere, die er absetzen musste, um sein Einkom­
men einigermassen im Gleichgewicht zu halten, sicherten. 
Nicht einverstanden bin ich, dass man neu die Kantone an den 
Kosten beteiligen will, und 7)/ifar nicht nur aus finanzpolitischen 
Ueberlegungen. Die Landwirtschaftspolitik ist eine markante 
Aufgabe des Bundes, und sie sol! beim Bund bleiben. Deshalb 
kann man nicht einen Teil der Kosten kantonalisieren. Das 
würde zu einer weiteren ungleichen Behandlung der Landwirt­
schaft in reichen und weniger reichen Kantonen führen. Da­
mit würde aber auch und das ist ein wesentlicher Grund tür 

des Bundes verletzt. denn die 
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Bericht 
hin spielt 

Zum letzten sehe ich eine Gefahr darin, dass die Direktzahlun­
gen zu stark an die Fläche geknüpft werden sollen. Man trägt 
dabei den topographischen Unterschieden in unserem Lande 
zu wenig Rechnung. Schliesslich steht und fällt die ganze 
Landwirtschaftspolitik mit der Finanzierung. Man muss nach 
meiner Auffassung - dafür sorgen, dass wir eine Finanzierung 
schaffen, die aufzweckgebundene Einnahmen zugunsten der 
Direktzahlungen abgestützt ist. 
So, nun haben Sie im wahrsten Sinne des Wortes den letz­
ten Redner des heutigen Tages gehört Ich komme dem 
Wunsch unserer Präsidentin durch den Weibel schriftlich 
überbracht - geme nach und spreche: Amen. 

PräSidentin: Wir unterbrechen hier in der Tat diese Beratung. 
Herr Bundesrat Deiamuraz möchte jetzt noch Zeit darauf ver­
wenden, seine Antworten möglichst kurz und prägnant zu ge­
stalten. (Heiterkeit) Wir werden ihm morgen das Wort erteilen. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.35 Uhr 
La sElance est fevEle a 13 h 35 

michael.tellenbach
Textfeld



92.010 

landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
loi sur I'agriculture. 
Modification (1ere partie) 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 200 hiervor - Voir page 200 ci-devant 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de fa commission 
Entrer en matiere 

Jagmetti, Berichterstatter: Die gestrige umfangreiche Diskus­
sion zum 7. Landwirtschaftsbericht bildete schon weitgehend 
die Eintretensdebatte zur Vorlage über die Aenderung des 
Landwirtschaftsgesetzes, weshalb ich mich kurz fassen kann. 
Namens der Kommission beantrage ich Ihnen: 
1. die Botschaft über die Revision des Landwirtschaftsgeset­
zes im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 Geschäftsverkehrsgesetz 
zu behandeln und die beiden darin enthaltenen Gesetzesvor­
lagen getrennt zu beraten sowie darüber getrennte Gesamtab­
stimmungen durchzuführen; 
2. auf Teil I der Vorlage, nämlich die beantragten neuen Be­
stimmungen über die Direktzahlungen, einzutreten. 
Zu Teil 11 der Vorlage mit den geänderten Bestimmungen über 
die Berufsbildung wird Ihnen die Kommission in der Sommer­
session Antrag stellen. 
Den Eintretensantrag zu Teil I stellt Ihnen die Kommission ein­
hellig. 
Zwei al/gemeine Hinweise nur möchte ich Ihnen im Rahmen 
der Eintretensdebatte geben, einen materiel/en und einen for­
mellen. 
Der materielle Hinweis gilt dem Uebergang von der Einkom­
menssicherung über den Preis zu einem gemischten System 
mit Direktzahlungen. Von vielen Rednern wurde in der gestri­
gen Debatte und heute vom Bundesrat auf die grundlegende 
Umstellung hingewiesen, dass die Einkommenssicherung 
nicht mehr über den Preis allein erfolgen sol/, sondern dass 
nach der Vorlage Direktzahlungen hinzutreten werden. Ganz 
neu ist dieses System allerdings nicht, denn im Voranschlag 
1992 sind, gestützt auf geltendes Recht, Direktzahlungen im 
Umfang von 916,5 Millionen Franken vorgesehen. 
Die vorgeschlagenen neuen Zahlungen unterscheiden sich 
von den bisherigen durch Zielsetzung und Ausgestaltung. Da­
bei enthält die Vorlage zwei Gruppen von Beiträgen, nämlich 
die in Artikel 31 a vorgesehenen Zahlungen, die der Einkom­
menssicherung dienen und selbstverständlich von der Einhal­
tung der gesetzlichen Vorschriften, namentlich auch 
über Umweltschutz und Tierschutz, sind, 
die in Artikel 31 b zu verankernden Zahlungen. mit denen zu 
ökologischen Sonderleistungen angeregt werden soll. 
Noch stärker an Schutzvorkehrungen gebunden sind die Zah­
lungen, die wir bei der Neuordnung des Biotopschutzes 1987 
ins Natur- und Heimatschutzgesetz eingebaut haben. Danach 
haben die Grundeigentümer oder Bewirtschafter Anspruch auf 
angemesseneAbgeltung, wenn sie im Interesse des Schutzzie­
les die bisherige Nutzung einschränken oder eine Leistung 
ohne entsprechenden wirtschaftlichen Ertrag erbringen. 
Wir kommen damit zu einem dreistufigen S\/<:tprn' 

dem neuen 
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Es geht somit bei diesen Direktzahlungen um zwei Ziele zu­
gleich: um Einkommenssicherung über Direktzahfungen statt 
wie bisher über den Preis und um Ansporn zu verstärkten Um­
weltschutzvorkehren. Ueber die Ausgestaltung wird dann bei 
der Detailberatung zu sprechen sein. 
Meine formelle Bemerkung gilt dem Verhältnis Gesetz und 
Verordnung. Der Bundesrat schlug uns einen Gesetzestext 
vor, der die Direktzahlungen nur als Möglichkeit vorsah und 
anschliessend alternativ als denkbare Kriterien für deren Aus­
richtung Fläche, Betrieb und andere Faktoren nannte, womit 
alles offen gewesen wäre. Das Gesetz hätte damit zwar den 
Weg geebnet Die Entscheide aber wären umfassend in der 
Verordnung getroffen worden, 
Dieses Vorgehen übersteigt nach Auffassung der Kommission 
den Rahmen, in welchem sich eine Delegation rechtfertigen 
lässt Bei einem Systemwechsel wie dem vorliegenden hat der 
Gesetzgeber selbst die Grundentscheide zu treffen. Er darf die 
Verantwortung nicht einfach weitergeben, sondern muss sie 
wenigstens durch Festsetzung der Grundzüge selbst wahr­
nehmen. 
Es war daher naheliegend, dass in der Kommission der 
Wunsch geäussert wurde, die Verordnungsentwürfe zu se­
hen, bevor das Gesetz beschlossen werde. Da die Verordnun­
gen aber noch nicht fertig ausgearbeitet sind, erwies sich die­
ser Weg als nicht gangbar. Er hätte das Problem auch nicht 
voll gelöst, weil der Entscheid ja dann doch beim Bundesrat 
gelegen hätte, 
Schon bei der Beratung des Landwirtschaftsgesetzes vor 
mehr als vierzig Jahren war die Frage nach der näheren Aus­
führung der sehr allgemein gehaltenen Gesetzesbestimmun­
gen aufgeworfen worden. Die Bundesversammlung behielt 
sich damals die Befugnis zur näheren Ausgestaltung der 
milchwirtschaftlichen Massnahmen selbst vor und legte in Arti­
kel 26 Absatz 1 die Grundlage für den Milchbeschluss, einem 
dem Referendum entzogenen Bundesbeschluss. 
Die Kommission schlägt Ihnen nicht vor, bei den DirektzahJun­
gen jenen Weg wieder zu gehen. Aber sie hat die Bestimmun­
gen von Artikel 31 a Absatz 1 und Artikel 31 b Absatz 1 ver­
pflichtend formuliert und in Artikel31a Absatz 2 die Kriterien 
bestimmt, nach denen die Direktzahlungen auszurichten sind, 
wenn auch nicht in quantitativer Gewichtung. Damit würde der 
Gesetzgeber nach den Anträgen der Kommission wenigstens 
im Mindestmass die EntSCheidungen in dieser politisch be­
deutsamen Frage selbst treffen. Ich bitte Sie im voraus, den 
entsprechenden Anträgen der Kommission, die in dieser Hin­
sicht übrigens unbestritten waren, zuzustimmen. 
Ich bitte Sie namens der einhelligen Kommission, auf diese 
Vorlage, nämlich auf den Teil I der Revision des Landwirt­
schaftsgesetzes, einzutreten. 

Schüle: Ich steUe mich selbstverständlich auch hinter die Er­
kenntnisse des 7. Landwirtschaftsberichtes, dass unsere 
Landwirtschaft nachtrage- und umwe!tgerecht und dazu ko­
stengünstig produzieren muss und dass dazu ein neues In­
strumentarium nötig ist Und ich stelle mich voll und ganz hin­
ter dieses heute zur Diskussion stehende neue System, hinter 
die Idee der Direktzahlungen zum Ausgleich der absehbaren 
Einkommenslücken und zur Zusatzkosten, 
die durch besondere ökologische Leistungen entstehen. 
Die Direktzahlungen müssen allerdings zwingend eingeführt 
werden, und zwar in einem ersten Schritt möglichst bereits auf 
das nächste Jahr hin. Die Priorität kommt dabei ganz eindeu­
tig den ergänzenden Direktzahlungen nach Artikel 31 a zu. Zu 
Recht ist die Kommission von der biossen Kompetenznorm 
abgerückt und verpflichtet den Bundesrat zum Handeln. 
Die Direktzahlungen sollen dabei einen direkten Bezug zu den 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen haben, die von den Bau­
ern im Sinne der multifunktionalen Landwirtschaft 

sind. Es sollen also 

L-~,"',~;:~~ Die muss ihren umfassen-
erfüllen. Vor allem dürfen von den 

nach Natur- Heimat- zahlungen keine neuen Produktionsanreize ausgehen. Die 
rektzahlungen sollen meines Erachtens nur an bäuerliche Fa-
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milienbetriebe mit einer bodenabhängigen Produktion gehen. 
Der Kreis der Bezüger ist in diesem Sinne eng zu fassen. Die 
Direktzahlungen sollen selbstverständlich wettbewerbsfähige 
Betriebsstrukturen fördern und nicht behindern. Sie dürfen an­
dererseits aber den Strukturwandel nicht zu Lasten der bäuer­
iichen Familienbetriebe generell und zu Lasten des Bergge­
bietes forcieren. 
Die Kompetenzdelegation an den Bundesrat sollte in diesem 
Sinn eingeengt werden. Das ist nötig, weil ja der Bundesrat auf 
die Definition eines Strukturzieles im Landwirtschaftsbericht 
verzichtet hat Wenn der Bundesrat nun auch noch umfas­
sende Kompetenzen zur Ausgestaltung der Direktzahlungen 
für sich beansprucht, so läuft das faktisch auf eine Generalvoll­
macht, auf Pleinpouvoir hinaus. Die Bedenken innerhalb der 
Kommission in diesem Punkt waren denn auch unüberhÖrbar. 
Der Kommissionspräsident hat sie vorhin hier zum Ausdruck 
gebracht Es wäre wünschbar gewesen, wenn der Bundesrat 
seine Vorstellungen über die Ausgestaltung der Direktzahlun­
gen bereits in einem Verordnungsentwurf weiter konkretisiert 
hätta 
Ein Weiteres: Die Direktzahlungen dürfen nicht zu einer 
neuen, zusätzlichen Verteilungsbürokratie führen. Es sind im 
Gegenteil administrative Vereinfachungen anzustreben, vor 
allem auch durch den Einbezug und durch den Ersatz der bis­
herigen Direktzahlungen im neuen System. Ich habe mit Inter­
esse zur Kenntnis genommen, dass der Bundesrat der Ueber­
zeugung ist, dass das neue System den Vollzug vereinfachen 
(simplifier) werde. 
Die im Finanzplan für das nächste Jahr eingesetzten Anfangs­
kosten für Direktzahlungen - 150 Millionen Franken für jene 
nach Artikel31a und 20 Millionen Franken für die sogenann­
ten Oeko-Ausgleichsbeiträge - scheinen realistisch. In den 
Folgejahren wären gemäss Botschaft die allgemeinen Direkt­
zahlungen nach den Erwägungen des Bundesrates um jähr­
lich 200 bis 300 Millionen Franken zu erhöhen, ausser die Pro­
duzentenpreise liessen sich in den entsprechenden Jahren 
um 2 bis 3 Prozent heraufsetzen, was - wie wir wissen - äus­
serst unwahrscheinlich ist 
Diese finanziellen Perspektiven zeigen eines: Wir dürfen der 
Finanzierungsfrage nicht ausweichen. Die prekäre Situation 
des Bundeshaushaltes zwingt uns im Gegenteil, auch die Fi­
nanZierung der Direktzahlungen klar zu regeln. Es ist bedauer­
lich, dass Bundesrat und Kommission nicht bereits die Finan­
zierung konkret vorschlagen können. Diese entscheidende 
Frage erträgt keinen Aufschub. 
Die entsprechenden VorSChläge müssen - wo immer mög­
lich - auf die nächste Session hin auf den Tisch. Es muss uns 
gelingen, die Finanzierung eigenständig zu regeln oder in 
eine neue und tragfähige Bundesfinanzordnung einzubauen; 
sonst wird das allseits begrüsste agrarpolitische Instrument 
der Direktzahlungen wirkungslos bleiben. Gerade das können 
wir uns angesichts der internationalen Herausforderung aber 
nicht leisten. 

Büttiker: Der Bundesrat ist bei der Berichterstattung durch un-
seren Herrn etwas zu 

setz für Direktzahlungen hat der Bundesrat ein R::.hrrIAn:nA'<:At7 

ohne Rahmen geschaffen. Der Bundesrat hat die Grenze zwi­
schen Gesetz und Verordnung beziehungsweise zwischen 
RegIerung und Parlament extrem einseitig auf seine Seite ver­
schoben. Wenn das so weitergeht, wird der Bundesrat bald 
ohne Parlament und Volk einfach alles in Verordnungen re­
geln. Die Verordnung zu den Direktzahlungen in den Schubla­
den des Bundesrates lässt grüssenl 
Herr Bundesrat hier sind Sie zu 

schutz, landschaftsschutz und Tierschutz, die in diesen Di­
rektzahlungen berücksichtigt werden. 
Bei Artikel 31 a gemäss Vorschlag des Bundesrates besteht 
die grosse Gefahr, dass alle, die irgendwie mit Landwirtschaft 
etwas zu tun haben, diese Direktzahlungen beanspruchen. 
Wo bleibt da die klare Abgrenzung zugunsten der bodenab­
hängig produzierenden, bäuerlichen Familienbetriebe? Wir 
müssen nämlich sehr aufpassen, dass beim Anpassungspro­
zess an internationale Marktbedingungen, den wir ja anstre­
ben, die gewerbliCh-industrielle Landwirtschaftsproduktion 
nicht unsere Familienbetriebe killt 
Die Auflagen gemäss Artikel 31 a Absatz 4 sind unklar formu­
liert und werden wohl in dieser Form international kaum als 
Green-box-Zahlungen anerkannt 
Bei Artikel 31 b müssen wir von allem Anfang an klarstellen, 
dass es keine Beiträge a la carte gibt und dass ein gesamtbe­
triebliches Minimalanforderungsprofil gemäss Artikel31a er­
füllt werden muss. Hier ist allerdings die Kommissionsmehr­
heit dieser Anforderung gefolgt 

M. Flückiger: Comme cela a ete mentionne hier lors de la dis­
cussion sur le 7e rapport sur I'agriculture, I'introduction des 
articles 31a et 31b dans la loi sur I'agriculture constitue I'ele­
ment fondamental des nouvelles orientations de la pOlitique 
agricole. Cette evolution est accueillie comme la conse­
quence des ajustements commandes par une evolution cer­
taine dans le secteur des productions agricoles, non sans que 
les praticiens - vous I'avez dit Monsieur le Conseiller federal 
laissent percer des inquietudes face aux effets pervers du sys­
teme des paiements directs. 
Les agriculteurs jurassiens en particulier, considerant des 
specificites regionales bien marquees, souhaitent que les limi­
tes maximales prevues cl I'article 31a, alinea 3, lettre b, soient 
fixees dans I'ordonnance d'application a un niveau suffisam­
ment eleve pour eviter de penaliser les exploitations etendues, 
iesquelles, par la force des choses, sont generalement les 
plus extensives. 11 s'agit aussi d'eviter les divisions d'exploita­
tions, contraires aux evolutions preconisees dans le 
7e rapport sur I'agriculture. Ace propos, j'ai souligne que c' est 
dans le canton du Jura que I'on trouve la surface moyenne 
d'exploitation la plus elevee de Suisse: pres de 15 pour cent 
des exploitations jurassiennes ont une surface superieure a 
50 hectares, avec pour consequence negative que 20 pour 
cent des exploitants jurassiens ne touchent pas ou que partiel­
lement la contribution aux detenteurs d'animaux en raison de 
la limite de la surface. Oe meme, le systeme de reduction appli­
que des cette annee pour les supplements aux primes de 
culture porte prejudice a certaines exploitations jurassiennes. 
La compensation est enMre jusqu'ä 40 hectares; I1 convien­
drait d'etendre cette couverture a 50 hectares au maximum, 
plutöt que d'appliquer une reduction proportionnelle a partir 
du maximum de 40 hectares. 
A I'epoque du debat sur I'arrete sur I'economle lalMre, j'etais 
intervenu pour que I'on tienne compte, dans la fixation des 
contingents, des familles multiples vivant sur la me me exploi­
tation. On a fait droit acette demande, meme si les resultats 
n 'ont ete que partiels. Dans le meme ordre d'idees, i! faudra te-

de de situation dans la fixation des limites 
pour des paiements directs. 

contraire, on assisterait au demembrement de ces exploita­
tions. au detriment de la rationalisation des entreprises. 
Autre particularite de I'agriculture jurassienne sur laquelie 
je me dois d'attirer votre attention, Monsieur le Conseiller 
Tederal: les agriculteurs jurassiens exploitent environ 
1000 hectares dans la zone transfrontaliere franc;:aise, en vertu 
de la convention internationale qui vous est bien connue, la­

I'importation des produits agricoles en fran-
douane. C'est ainsi que chez nous, certaines 

structurees sur une base transtrontaliere, 
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sachant que tout accroissement des surfaces exploitees en 
France est desormais impossible et que du point de vue faisa­
billte et controle, le Service de l'economie rurale du canton 
He nt a jour le cadastre des surfaces travaiilees par des Suisses 
sur territoire franc;:als. 
Pour cone/ure, d'un point de vue plus general, je dirai que les 
paiements directs ne devront intervenir qu'autant que neces­
saire. La remuneration equitable des produits doit etre prefe­
ree aux paiements directs. L'agriculteur, en effet, trouvera da­
vantage de motivation dans une juste remuneration de son tra­
vall plutöt que dans des versements pour des prestations plus 
ou moins abstraites. J'entrerai naturellement en maUere sur le 
projet de modification de la loi sur I' agriculture. 

Jagmettl, Berichterstatter: Nur ein kurzes Wort an Herrn Bütti­
ker. Sein Vorwurf, ich hätte mich zu wenig mit dem Verhältnis 
GesetzNerordnung befasst, trifft mich tief, weil ich so gern in 
aller Ausführlichkeit darüber gesprochen hätte. 
Ich habe seinerzeit eine Dissertation über das Thema ge­
schrieben, in der gerade das LandwirtsChaftsgesetz damals 
noch in den jüngsten Jahren - eines der reichhaltigsten Bei­
spiele für das Problem geliefert hat Die Frage hat uns in der 
Kommission beschäftigt Wenn wir uns hier auf die grundle­
genden politischen Aussagen konzentrieren, ist das Problem 
deswegen auf lange Frist nicht vom Tisch. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en maliöre 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

ntre et preambule, eh. I introduetion 
Proposition de fa commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 29 
Antrag der Kommission 
Titel 
E. Preise und Einkommen 
I. .... 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Schmid Carfo 
Abs. 1 
.... erzielt werden können, die in Verbindung mit anderen Ein­
kommensbestandteilen, die mittleren .... 

Art. 29 
Proposition de la commission 
ritre 

Prix et revenu 

AI. 1,2 
Adherer au arojet du Conseil federal 

Proposition Schmid Carfo 
AU 
.... d'atteindre des prix qui, combines avec les autres elements 
du revenu. couvrent les frais .... 

Jagmetti, Berichterstatter: Artikel 29 war uns vom Bundesrat 
nicht zur Revision 

Debatte, ob wir denn nicht auch Artikel 29 ändern sollten und 
diese Bestimmung der neuen Konzeption anzupassen hätten. 
Vergessen wir dabei etwas nicht: In diesem Artikel steht nichts 
vom Paritätslohn, der dann erst in der Allgemeinen Landwirt­
schaftsverordnung mit den entsprechenden Angaben um­
schrieben wird. Vom Bundesrat hörten wir den Wunsch, 
nicht an Artikel 29 etwas zu ändern, sondern die abSOlut not­
wendige Aenderung des Artikels 29 später vorzunehmen, 
wenn auch die Verordnungsregelung bereit sei und wir eine 
Weiterführung der hier enthaltenen und neu zu formulieren­
den Regeln über die Einkommenssicherung besch/iessen 
könnten. 
So ganz liess sich die Kommission von dieser Argumentation 
nicht überzeugen. Sie hat wenigstens markiert, dass hier eine 
Aenderung eingetreten sei, indem sie nämlich den Randtitel, 
Buchstabe E, der heute "Preise" heisst und unter welchem 
auch die Direktzahlungen eingebaut werden sollen, wenig­
stens geändert hat Damit wollte sie die Umstellung signalisie­
ren; sie verzichtete aber auf die Revision von Artikel 29 im Hin­
blick darauf, dass die Weiterführung der Revisionsarbeiten auf 
Verordnungsstufe noch nicht bereit ist 
Ich muss Ihnen allerdings gestehen, dass der Antrag von 
Herrn Schmid Carlo ein absolut richtiges Anliegen aufgreift 
Die Kommission wollte sich einstweilen auf die Anpassung 
des Randtitels konzentrieren. 

Schmid Carlo: Man kann natürlich, nachdem der Herr Korn­
missionspräsident und auch der Herr Bundesrat als abschlies­
sendes Votum bei der Debatte über den 7. Landwirtschaftsbe­
richt bereits gesagt haben, dass sie das Anliegen anerkennen, 
einigermassen seren in diese Diskussion einsteigen. Ich will 
Ihnen auch ganz deutlich sagen, dass es mir hier nicht um ir· 
gendwelche versteckten Dinge geht, sondern um die Logik 
der ganzen Geschichte. Der Kommissionspräsident hat Ihnen 
gestern deutlich gesagt, dass verschiedene gegenläufige An­
forderungen, die heute an die Landwirtschaft gestellt werden, 
dazu führen, dass wir auf die Einkommenssicherung über 
Menge und Preis verzichten müssen und eine Teilkompensa­
tion durch den verstärkten Rückgriff aufTeilzahlungen vorneh­
men müssen. 
Der Bundesrat selbst hat im 7. Landwirtschaftsbericht die Um­
gestaltung der Einkommenspolitik zu einem Kernpunkt der 
sogenannten Neuorientierung der Landwirtschaftspolitik er­
klärt In seiner BotSChaft zu dieser Vorlage, die wir jetzt behan­
deln, geht der Bundesrat ausdrücklich davon aus, «dass die 
bisherige Preispolitik nach dem Grundsatz der kostendecken­
den Preise" - er verweist ausdrücklich auf Artikel 29 des Land­
wirtschaftsgesetzes - "nicht mehr so weitergeführt werden 
kann». Gestern und heute habe ich kein Wort gehört, mit dem 
gegen diese grundsätzliche Neuorientierung Stellung genom­
men worden wäre. Es ist der grosse Systemwechsel, der ei­
gentliche Paradigmawechsel des 7. Landwirtschaftsberichtes 
und dieser Botschaft, dass man vom System der kosten­
deckenden Preise wegkommt Das ist aber immer noch Inhalt 
und Grundlage von Artikel 29. Sie können in den Artikeln 31 a 
und 31 b die ergänzenden Direktzahlungen besch/jessen, Sie 
können die besondere Abgeltung von besonderen OKIJIOQI-

wenn Sie Artikel 29 nicht 
dem, machen einen logischen Bruch im Gesetz. Denn der 
Artikel 29 geht - das ist seine Philosophie - davon aus, dass 
die Preise kostendeckend sein sollen; das sind sie aber in Zu­
kunft nicht mehr. 
Der Hinweis des Bundesrates, wir sollten hier noch nichts än­
dern, weil über die Frage des Paritätslohns noch nicht gespro­
chen worden sei, geht meines Erachtens am Ziel vorbei. Denn 
der Artikel 29 Absatz i sagt vom Paritätslohn selbst nichts. Die 

des Paritätslohns kann dann immer noch so oder an· 
und behandelt werden. Aber scheint es 

dass 
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deutig auf den Tisch zu legen das hat auch Kollege Büttiker 
gesagt -: Unsere Bauern müssen wissen, was auf sie zu­
kommt, und ich glaube. das ist eine Möglichkeit, den Bundes­
rat in dieser Richtung zur Eile zu bewegen. 
Ich bitte Sie daher, dieser Formuiierung - auch wenn sie nicht 
das Gelbe vom Ei ist - zuzustimmen und somit meinen Antrag 
anzunehmen. 

M. Delamuraz, conseillerfederal: J'ai expose les raisons que 
j'avais d'accepter cette formule et celles du Conseil federal de 
vouloir l'introduire dans quelque temps. Formellement, je ne 
veux pas conduire un combat artificiel qui nous prendrait du 
temps, par consequent je declare voulojr accepter I'idee pro­
posee par M. Carlo Schmid. 

Titel, Abs. 2 - Titre, al. 2 
Angenommen - Adopte 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen gemäss Antrag Schmid Carlo 
Adopte selon la proposition Schmid Carfo 

Art. 31a (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Der Bund richtet zur Sicherung eines angemessenen Einkom­
mens nach den Grundsätzen dieses Gesetzes ergänzend Di­
rektzahlungen an die Landwirte aus. 
Minderheit 
(Simmen, Büttiker, Piller) 
.... aus. Diese Zahlungen sollen es der Landwirtschaft zusam­
men mit jenen nach Artikel 31 b dieses Gesetzes ermöglichen, 
die von ihr verlangten Aufgaben und gemeinwirtschaftlichen 
Leistungen zu erfüllen. 

Abs.2 
Die Direktzahlungen werden nach Betrieb und Fläche ausge­
richtet Der Bundesrat kann weitere Kriterien berücksichtigen. 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(PilIer, Büttiker, Schüle, Simmen, Weber Monika) 
Der Bundesrat 
a stuft die ergänzenden Direktzahlungen nach den natürli­
chen Produktionsverhältnissen, der Ertragskraft des Bodens 
und anderen Kriterien ab; 
b. legt Mindest- und Höchstgrenzen fest; 
c. legt Vermögens- und Einkommensgrenzen fest; 
d. kann für Bezüger eine Altersgrenze festsetzen. 

Abs.4 
Mehrheit 

nn."nt'If'IP Produktion bäuerlichen Familien-

b. die Landwirte veranlassen. auf dem ganzen Betrieb markt­
konform, umweitschonend und tiergerecht zu produzieren; 
c. 
Minderheit 
(Büttiker, Piller, Schüle, Simmen, Weber Monika) 

a den Kreis der Bezüger auf boden bewirtschaftende, bäuerli­
che Familienbetriebe beschränken: 

Minorite 
(Simmen, Büttiker, Piller) 
.... agriculteurs. Les paiements doivent, conjointement a ceux 
prevus a I'article 31 b de la loi, permettre aux agriculteurs d'ac­
complir les täches et les prestations d'interet general exigees 
d'eux. 

AI. 2 
Les paiements directs sont determines en fonction de I'exploi­
tation et de la surfaca Le Conseil federal peut tenir compte 
d'autres critares. 

AI. 3 
Ma;orite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Piller, Büttiker, Schüle, Simmen, Weber Monika) 
Le Conseil federal 
a echelonne les paiements directs complementaires selon 
les conditions naturelles de production, le rendement du sol et 
d'autres facteurs; 
b. fixe des minima et maxima; 
c. fixe des limites de fortune et de revenu; 
d. fixe une limite d'age pour les beneficiaires; 

AI. 4 
Majorite 

a Soutenir les exploltations paysannes de type familial culti­
vantlesol; 
b. Inciter les agriculteurs a adapter leur production aux be­
soins du marche et a tenir compte de la protection de I'environ­
nement et des animaux sur I'ensemble de leur exploitation; 
c ..... 
Minorite 
(Büttiker, Piller, Schüle, Simmen, Weber Monika) 

a !imiter le cercle des beneficiaires aux exploitations familiales 
paysannes cultivant le sol. 

Abs. 1-AI. 1 

Jagmetti, BeriChterstatter: Bei Mikel 31 a behandeln wir jetzt 
die sogenannt ergänzenden Direktzahlungen, die allgemei­
nen Direktzahlungen, die die ergänzende Funktion haben, mit 
dem Preis zusammen das Einkommen zu sichern. Es geht so­
mit um die Einkommenssicherung mit der Bindung an die ge­
setzlichen Voraussetzungen; ich habe es schon erwähnt und 
möchte es noch einmal betonen. 
Was hier vorgesehen wird, ist Entschädigung für Arbeit, es ist 
nicht Entschädigung für Nichtstun. Das wollen wir mit Nach­
druck hervorheben. Es ist Entschädigung für Arbeit in eigener 
Verantwortung, für die die geltende gesetzliChe Ordnung den 
Rahmen bildet Darin unterscheiden sich diese Leistungen 
nach Artikel 31a von den vorher schon erwähnten Abgeltun­
gen nach Artike! 18c Absatz 2 Natur- und Heimatschutzge-
setz, wo die Biotop-Pflege wird. Hier handelt der 
Landwirt in seiner Verantwortung der Bestimmun-
gen, und hier soll über die Direktzahiungen die Einkommens­
sicherung erfolgen, soweit sie nicht mehr über den Preis ge­
währleistet wird. 
Demgemäss beantragt Ihnen die Kommission mehrheitlich, 
Absatz 1 in der Fassung, wie sie vorliegt, zuzustimmen. Auf die 
Anträge der Kommissionsminderheit glaube ich, nachher 
nicht zurückkommen zu müssen. Die Kommissionsmehrheit 
dachte, die Grundidee, die ich geschildert habe, komme mit 
dem einen Satz zum Ausdruck, und man könne sich mit 
diesem Satz 

Bund 
Privatschatulle des 

nehmen müssten, wäre Ihnen dankbar, wenn 
Korrektur auf der Fahne vornehmen würden. 
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Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: Direktzahlungen 
sind als Abgeltung für Leistungen zu verstehen, die wir von 
den Bauern verlangen und die von ihnen auch erbracht wer­
den, nicht etwa als Unterstützung eines notleidenden Wirt­
schat!szweiges. Sie sind vor allem Ausdruck dafür, dass die 
landwirtschaft für uns nicht ein Wirtschaftszweig wie jeder an­
dere ist und dass wir im Unterschied zu anderen Berufen, die 
mit der Zeit und aufgrund der veränderten Umstände ver­
schwunden sind, den Beruf des Bauern, sei es als Haupt- oder 
Nebenerwerb, behalten möchten. Dieser Unterschied ist für 
die Bauern etwas sehr Wichtiges. Ich habe in vielen Gesprä­
chen mit Bäuerinnen und Bauern immer wieder festgestellt, 
dass ein grosser Teil des Widerstandes, den sie gegen die Di­
rektzahlungen empfinden, vom Beigeschmack der milden 
Gabe für das Nichtstun herrührt, und das sollen diese Zahlun­
gen ja genau nicht sein. 
1. Es ist mir und der Minderheit wichtig, dass der Begriff der 
gemeinwirtschaftlichen Leistung, der in der Botschaft und im 
Titel «Landwirtschat!sbericht» eine grosse Rolle spielt, expres­
sis verbis auch im Gesetzestext erwähnt ist Sie werden sagen, 
das sei klar, das sei damit gemeint, das Ganze drehe sich ja 
um die gemeinwirtschaftliehen Leistungen. Aber ich muss Ih­
nen sagen: Ich bin bezüglich Begriffen und Personen, die 
selbstverständlich auch immer mitgemeint sind, ein gebrann­
tes Kind, und deshalb möchte ich diesen Terminus im Geset­
zestext drinhaben. 
2. Die Leistungen müssen über das hinausgehen, was in der 
heutigen Landwirtschaft üblich ist Allein die Einhaltung der 
Gesetze ist noch kein Grund für zusätzliche Beiträge des 
Staates. Auch im internationalen Vergleich ist es so, dass Di­
rektzahlungen bestimmten Forderungen entsprechen müs­
sen, um in der Green box der erlaubten Zahlungen Platz zu 
finden. Es soll niemandem verwehrt sein, unter Ausschöp­
fung aller legalen Möglichkeiten intensiv zu wirtschaften. 
Aber dafür soll es keine Beiträge geben; dafür genügt der 
Markt Es würde nicht verstanden, wenn wir die intensive Pro­
duktion mit all ihren Nebenwirkungen, die wir heute kennen, 
zusätzlich mit Zahlungen unterstützen würden. Wir wolfen ja 
mit diesen Direktzahlungen u. a. auch einen Umsteigeffekt in 
Richtung naturnäherer Landwirtschaft erzielen, in Richtung 
einer Landwirtschaft, wie sie die Bauern ganz selbstverständ­
lich betrieben haben. bevor wir Nichtbauern ihnen vor dreis­
sig Jahren eingeredet haben, sie sollten ohne Rücksicht auf 
Nebenwirkungen soviel wie möglich produzieren; wir würden 
für den Rest dann schon sorgen. Heute müssen wir Gegen­
steuer geben in Richtung von qualitativem statt quantitativem 
Wachstum und die extensive Produktion tür tüchtige Land­
wirte attraktiv machen. 
Es ist im Eintreten gesagt worden, dass die Verordnung nicht 
bekannt sei. Das ist richtig, und ich empfinde das ebenfalls als 
einen Mangel. Ebenso ist die Verteilung der Mittel zwischen 
den Zahlungen nach den Buchstaben a und b nur abrissartig 
bekannt 
Es gibt Indizien dafür, dass ein Grossteil der Mittel der Zahlun­
gen im Verhältnis etwa 1 zu 5 im optimalen Fall - nach Arti­
kel 31 atliessen wird. Herr Bundesrat Delamuraz hat einmal in 
der Kommission kurz von der somme" für Artikel 31 b 

das hat mich sehr 
nämlich die Mittel noch knapper werden und die Zah­

lungen nach Artikel 31 a keinerlei ökologischen Bedingungen 
unterworfen sind, dann wird es bald dazu kommen, dass wir 
beim Status quo landen, dass der Umsteigeeffekt und das 
Umdenken, von denen der 7. Landwirtschaftsbericht spriCht, 
eben nicht stattfinden. vor allem bei wirtschat!lich denkenden 
und handelnden Bauern nicht; gerade diese möchten wir aber 
an einer extensiveren Produktion interessieren. 
Aus diesem Grunde Ihnen die Minderheit. die Höhe 
der in drei 

der Minderheit schaffen Sie 
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auch die Grundlage für eine Verordnung, die genügend Mittel 
für Zahlungen nach Artikel 31 b bereitstellt 

Frau Weber Monika: Nur etwas zur KlarsteIlung: Ich glaube, 
dass dieser Minderheitsantrag, den ich nicht bekämpfe, ei­
gentlich aus der gleichen Konfusion heraus entstanden ist. die 
jetzt an sich gelöst wurde, indem man Artikel 29 geändert hat 
Dagegen möchte ich etwas zum Wort des Kommissionspräsi­
denten sagen: Herr Jagmetti spricht immer von den Biotopen. 
Artikel 31 a hat überhaupt nichts mit Biotopen zu tun. Vor lauter 
Biotopen sehe ich am Schluss die SChweiz als ein Biotop. 
Mit Artikel31a um das noch einmal präzise zu sagen - will 
man einkommenspolitische Massnahmen, die die landwirt­
schaft stützen sollen, wenn die Preise sinken. ergreifen. Also 
es handelt sich um etwas ganz Nüchternes, gebunden an Auf­
lagen in Absatz 4. Man geht davon aus, dass man in dem Mo­
ment, in dem die Preise fallen, einkommenspolitische Stüt­
zungsmassnahmen vorsehen kann. Das ist sehr wichtig; wir 
brauchen diese doppelte Fahrt: auf der einen Seite den Um­
weltaspekt - der wird in Artikel 31 b betont - und auf der ande­
ren Seite die einkommenspolitischen Stützmassnahmen, 
nämlich dann, wenn die Preise fallen, das ist Artikel 31 a Das 
wollte ich noch einmal zur Klärung sagen. Das hängt auch mit 
dem marktwirtschaftlichen Aspekt zusammen. Wir haben zwar 
gesagt, die Landwirtschaft sol/e marktwirtschaftlich ausgerich­
tet sein, wir haben aber nicht von den nicht kostendeckenden 
Preisen gesprochen. Aber genau für diese Kompensation soll 
jetzt einkommenspoiitisch etwas geschehen. Das wird in Arti­
kel 31 a formuliert 

Schallberger: Zusätzliche, besonders ökologische Leistun­
gen, die wir in Artikel 31 b umschrieben haben, sind nicht für 
jeden Betrieb möglich und sinnvoll. Dies kann gerade für 
kleine Betriebe zutreffen. Es wäre eine sehr grosse Ungerech­
tigkeit, wenn solche Betriebe kein ausreichendes Einkommen 
erarbeiten dürften. Ich muss daran erinnern, nachdem Frau 
Simmen auf die Gesetzmässigkeit hingewiesen hat, dass ge­
rade in neuester Zeit eine Verschärfung zweier Gesetze einge­
treten ist: Das neue Tierschutzgesetz ist auf Neujahr 1992 in 
Kraft getreten; das verschärfte Gewässerschutzgesetz wird 
ebenfalls seit kurzem angewandt. Diese beiden neuen Ge­
setze bringen einem Teil der Bauern höhere Kosten oder eine 
Reduktion der Existenzgrundlage. 
Dazu ist noch zu sagen, dass beabsichtigt ist, die Produkte­
preise zum Teil zumindest zu blockieren, trotz grosser Kosten­
steigerungen; ich erinnere an die Milch. Teilweise ist ein emp­
findlicher Preisabbau Tatsache geworden; ich erinnere an das 
Fleisch. In einem Gesetz indirekt zu verankern, dass ein gros­
ser Teil der Bauern keinen Anspruch auf ein existenzsichern­
des Einkommen hat - das dürfen wir nichttunl Das würden wir 
auch keinem anderen Berufsstand antun! 
Ich bitte Sie, den Zusatz gemäss Antrag der Minderheit Sim­
men ganz klar abzulehnen. 

Uhlmann: Auch ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Sim­
men abzulehnen. Wenn wir die gestrigen Voten in diesem Saal 
gehört haben, dann sind dieser Antrag und vor allem die Be­

Simmen heute gebracht hat, voller Wider­
sprüche zu den gestrigen Aussagen. Herr Schallberger hat die 
Begründung eigentlich schon gebracht 
Ich möchte Sie zusätzlich noch auf etwas anderes hinweisen. 
Wenn Sie glauben, dass Sie lauter Einschränkungen machen 
können - das kann man tun -, müssen Sie auch die Konse­
quenzen bei den Kosten tragen. Frau Simmen, Sie vermi­
schen Artikel 31 a mit Artikel 31 b, wo besonders ökologische 
Auflagen honoriert werden sollen. Wenn Sie das vermischen, 
dann tun Sie der LandWirtschaft einen schlechten Dienst 

und Naturlandschaften 
treffen natürlich das Ganze, und betrachte die Artikel a 

31 b nicht als total separierte Artikel. Das ist ein Ganzes, 
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Mit diesen beiden Artikeln wollen wir die vier Oberziele unserer 
künftigen Landwirtschaftspolitik weiterführen. Im Prinzip sind 
es die gleichen Oberziele wie beim 6. Landwirtschaftsbericht 
Ich finde diese Verbindung, die Frau Simmen vorschlägt, sehr 
gut: die Artikel 31 a und 31 b sind gemeinsam eben auf dieses 
Ziel hin orientiert Ich finde das kohärent, sehr gut und logisch, 
nachdem wir gestern zu den vier Oberzielen ja gesagt haben. 

Frick: Ich nehme zu diesem Minderheitsantrag als Vertreter ei­
nes Kantons Stellung, dessen Landwirtschaft vor allem in der 
voralpinen Hügellandschaft und im Berggebiet liegt Ich bitte 
Sie dringend, ihn abzulehnen. Er bringt nicht nur eine Vermi­
schung, wie es Herr Kollege Uhlmann gesagt hat, sondern er 
bringt viel mehr: nämlich ein Junktim zwischen den ordentli­
chen Direktzahlungen und jenen für besondere ökologische 
Leistungen nach Artikel 31 b. 
Diese zwingende Verbindung darf aus zwei Gründen nicht hin­
genommen werden: 
1. Sie ist sachlich falsch. 
2. Wir behindern dadurch die ökologische Landwirtschaft so­
gar mehr, als dass wir sie fördern. Das kann doch nicht das 
Ziel sein! 
Zum ersten Grund: Mit dem Antrag wird unterstellt, unsere 
Landwirte würden normalerweise niCht umweltschonend ge­
nug produzieren, die besonderen ökologischen Massnahmen 
seien allein selig machend und nur sie würden den Landwirt zu 
einem genügenden Einkommen berechtigen. Damit wird 
auch allen Landwirten, die sich an die gesetzlichen Vorschrif­
ten halten, vorgehalten, dass die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorschriften zu wenig sei, um ein genügendes Einkommen er­
wirtschaften zu dürfen - und das will ich nicht hinnehmen. 
Die Bauern sind umweltbewusst, und zwar keinesfalls weniger 
ais die übrigen Gewerbe- und Berufszweige. Sie halten ihre 
Vorschriften in aller Regel gut ein. Zudem das ist zu beach­
ten - werden nach Absatz 4 die Zahlungen ohnehin mit Aufla­
gen und Bedingungen der umweltgerechten Produktion ver­
knüpft Die Verbindung zur umweltgerechten Produktion ist 
also ohnehin gegeben. Wir dürfen sie aber nicht mit den be­
sonders ökologischen Produktionsmethoden vermischen. 
Und, was wichtig ist: Die besonders ökologische Produktion, 
die Integrierte Produktion, ist nach der Botschaft des Bundes­
rates heute noch in der Experimentier- und Reifephase; sie ist 
zum Teil noch gar nichtfür alle Betriebe möglich. Unter diesen 
Voraussetzungen dürfen wir die Verknüpfung nicht schaffen. 
Nun aber noch ein Wort zum zweiten Grund. Ich bin der Ueber­
zeugung, dass dieser Antrag die Integrierte Produktion und 
besondere ökologische Leistungen eher behindert als fördert 
Wenn wir die Artikel 31a und 31 b zwingend verknüpfen, wer­
den wir darauf hinwirken, dass Zahlungen nach Artikel 31 b 
(neu) an sehr viele Landwirte ausgerichtet werden müssen 
mit der Zeit an die Grosszahl. Das führt zur Verwässerung zwi­
schen den ordentlichen Beiträgen (nach Art 31 a) und den 
ausserordentlichen Beiträgen (nach Art 31 b). 
Wenn wir anfangen, diese Beiträge an alle oder wenigstens an 
sehr viele auszurichten, so werden wir nicht mehr jene hono­
rieren. die eine wirklich besondere Leistung erbringen; wir 
würden die Pioniere der Landwirtschaft nicht 

das 
will ich auch nicht 
Darum bitte ich Sie im Sinne einer echten Förderung der öko­
logischen Leistungen, den Minderheitsantrag abzulehnen. 

Jagmetti, Berichterstatter: Es geht um die Ergänzung des Ein­
kommens, soweit es nicht mehr über den Preis geWährleistet 
wird. Es geht hier also nicht um Sondermassnahmen zugun-
5ten des Umweltschutzes. Aber selbstverständlich sind die 

an die verankerten ökOlogischen Vor-
die der Debatte alle erwähnt 

jene nach Natur- und Heimatschutzgesetz abzugrenzen, 
nicht, um die Dinge zu verwischen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je voudrais vous faire part 
de trois remarques ä propos de I'alinea premier de 
I'article 31 a 
Premierement, la commission unanime vous propose la forme 
imperative. Dans son projet, le Conseil federal vous proposait 
la forme potestative pour la raison suivante: vous avez pris, en 
son temps, lorsque vous avez vote la loi sur les subventions, 
une decision qui oblige le Parlement ä utiliser la forme faculta­
tive. Le Conseil federal a donc respecte la decision du Parla­
ment - vous voyez, Monsieur Büttiker, que cela arrive de 
temps en temps. Maintenant vous voulez introduire la formule 
imperative. Personnellement, je ne serai pas plus royaliste que 
le roi et plus parlementaire que le Parlement Si vous desirez 
catte forme imperative, je me plierai de bonne grace. Je cons­
tate en effet que c' est une contribution psychologique en tout 
cas ä la reassurance des paysans et ä I'octro! de quelques ga­
ranties de votre volonte. Nous sommes par consequent d'ac­
cord sur ce point 
Deuxiemement, la formule qu'avait retenue le Conseil federal 
dans la redaction originelle consistait en effet ä parler du 
"Conseil federal". Vous desirez y substituer les termes «la 
Confederation». A votre bon coeur, je me plie tres volontiers ä 
cette heureuse transformation du texte, qui est de nature a as­
surer mes fins de mais de maniere plus sure que la formule 
qu'avait choisie le Conseil federal lui-meme, d'une maniere 
quelque peu masochiste. Je me rallie entierement ä la modifi­
cation formelle que vous proposez. 
Ma troisieme remarque nous rapproche du centre du debat, ä 
savoir des preoccupations ecologiques - dont nous devrons 
tenir campte dans I'ensemble de cette transformation de la loi 
sur I'agriculture - qui figurent aux artieles 31 a et 31 b (nou­
veaux). A I'occasion de ce premier alinea, mais on y reviendra 
certainement apropos de I'alinea 4, je voudrais vous dire tres 
clairement deux choses: tout d'abord, I'article 31 a, en tantque 
tel, est un article general qul permet au Conseil federal d'intro­
duire le paiement complementaire corrigeant, du moins dans 
une certaine mesure, ce que nous ne pourrons et ne voulons 
plus faire a I'avenir s'aglssant des prix, solt le paiement direct 
non seulement aux detenteurs d'animaux - c'est un instru­
ment dont nous disposons deja aujourd'hui - mais aussi aux 
paysans qui s' adonnent a la production vegetale. Cet element, 
c'est le contenu de I'artiele 31 a, Jequel estvralment I'artiele es­
sentiel. Quant ä I'article 31 b, iI entend accorder une prime a 
ceux qui, le voulant sans y etre obliges, se montreraient parti­
culierement ze\es dans le choix de leur production, iraient en 
quelque sorte au-dela des minima exiges par la loi dans la pro­
tection de I'environnement, et se consacreraient ä ce type de 
production agricole. Dans cet article 31 b, on entend donner 
en quelque sorte une prime supplementaire ä ceux qui brillen! 
par leur zele, dans ce domaine, mais personne n'est oblige de 
s'y soumettre, alors que I'artic!e 31 a est I'article general au­
quel on doit se soumettre si I'on veut pretendre obtenir des 
paiements directs nouvelle formule, que nous proposons ici. 
Que cela soit bien dit, I'article 31a est I'artide essentiel, le 32b 

I'artide tend a donner une 
ceux vont au-dela des du 3ia Si le 
ral vous propose le 31 b, parce que ce soin particuiiere-
ment attentif que prendraient certains producteurs-paysans a 
la protection de I'environnement va dans le sens de I'interet 
general et que, pour cette raison, nous voulons hcnorer parti­
culierement une teile disposition d'esprit 
Mais - cela est essentiel - ce qui doit rester connu de nous 
tous - c'est ma deuxieme remarque sur cet artiele c'est que 
les exigences ecologiques pour I'appiication de I'article 31a 
sont purernent et simplement le respect des 

sont ce concerne Ja rvr,fa,,,tirm 
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i'on ne puisse pas suspecter le Conseil federal, beneficiant 
d'une trap large latitude du Parlement, de vouloir profiter astu­
cieusement du 31a pour alourdir encore le catalogue des ex/­
gences des producteurs en mat/ere de pretection de I'enviren­
nement et de proteet/on des an/maul<. Non I'art/cle 31 a, art/cle 
general, demande simpfement le respeet des conditlons lega­
les teiles qu'eHes existent dans ces domaines. Tout autre 
chose est le 31 b, mais nous n'en parions pas pour I'instant 
Pour term/ner, je vous propose, comme Ja majorite de la com­
mission et comme plus/eurs orateurs, de ne pas suivre la pro­
position qui nous est faite par la minorite de Mme Simmen. La 
phrase qu'elle voudrait introduire est superflue et engendre, 
de surcrolt, des risques de confus/on. Je creis avoir ete suffi­
samment clair - du moins je I'espere - en ce qui cancerne ces 
articles 31 a et 31 b respectivement, quant a ce que signifie 
M. Uhlmann m'avait pose la quest/on en commission -I'appli­
cation du 31 a s'agissant de la proteet/on des animaux et de 
I'environnement Vouloir encore ajouter cette phrase pourrait 
conduire a la confusion et insinuer que les pa/ements du 31a 
ne seront verses que lorsque I'agriculture remplit des presta­
Hons d'interet pUblic, par consequentva encore au-dela du ni­
veau minimum des ex/gences legales, et cela, nous ne le vou­
Ions pas. Restons-en donc a la formule proposee par la majo­
rite de la commission ainsi que le Conseil federal et refusons 
I' amendement de Mme Simmen. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 2-AI. 2 

27 Stimmen 
5 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Absatz 2 wollen wir nicht klein­
lich sein, aber ich muss Sie doch bitten, die Formulierung des 
Bundesrates genau mit jener der Kommission zu vergleichen. 
Als Kriterien tür die Direktzahlungen nannte uns der Bundesrat 
Fläche, Betrieb oder andere geeignete Kriterien. Damit blieb 
völlig offen, nach welchen Gesichtspunkten diese Leistungen 
erbracht werden. 
Die Kommission hat hier eine Option getroffen. Die Option 
geht dahin, dass zwei Faktoren bindend sein sollen, nämlich 
sowohl Betrieb als auch Fläche. Andere Faktoren können 
gleichsam als sekundäre Abstufungsmöglichkeiten mitbe­
rücksichtigt werden, wobei insbesondere an besonders ar­
beitsintensive Bewirtschaftungsmethoden zu denken ist Die 
Kommission schlägt Ihnen also vor, die beiden Faktoren, Be­
triebs- und Flächenbeiträge, vorzusehen; sie nimmt keine 
quantitative Gewichtung vor, sondern überlässt diese dem 
Bundesrat Damit ist die Kommissionsfassung zwar klarer als 
der bundesrätliche Text, sie lässt aber dem Bundesrat immer 
noch einen ganz erheblichen Spielraum bei der Ausgestal­
tung. 
Man kann sich fragen, ob die Kommission mit ihrem Antrag in 
der Präzisierung weit genug vorgedrungen sei. Aber immerhin 
hat sie die beiden Faktoren als verpflichtend festgelegt, sich zu 
beiden F.aktoren bekannt und dabei auf eine quantitative Ge­
wichtung verzichtet Die Reihenfolge ist in diesem Sinne nicht 
etwa so zu verstehen. dass bestimmter Prozentsatz 
weg in auszurichten sei, sondern es sind 
beide Faktoren massgebend, und die quantitative Gewich­
tung wird dann dem Bundesrat obliegen. 
In diesem Sinne hat sich die Kommission zu einer einheitli­
chen Formulierung entschlossen. Ich verkenne aber nicht 
und verschweige es Ihnen auch nicht -, dass die Meinungen 
über die Gewichtung der Betriebsbeiträge und der Flächen­
beiträge innerhalb der Kommission nicht einheitlich waren. 

sich dafür ausgesprochen haben. Und weiter: «Das Kriterium 
'Betrieb' erhält ebenfalls die Unterstützung einer breiten Mehr­
heit, insbesondere der CVP, der SPS, derVKMB, der UPS." 
Er hat dann aber ganz gezielt die Fläche an den Anfang ge­
steilt, der Betrieb kommt nachher, d. h., diese Beiträge sollen 
nach Meinung des Bundesrates vorwiegend flächenbezogen 
ausgerichtet werden. 
Leider hat er bis heute weder in der Kommission noch hier im 
Rate gesagt, wie er das gewichten wird. Die Verordnungen Ii€­
gen nicht vor, wir wissen es nicht 
Herr Schüfe hat gesagt, wir sollten die Beiträge in diesen Di­
rektzahlungen einbauen; das wären beispielsweise die Tier­
halterbeiträge. Das sind heute Sockefbeiträge, Betriebsbei­
träge, die -eine Erhöhung in der Höhe von 6000 Franken errei­
chen. 
Wenn wir und der Bundesrat mit dieser neuen Formulierung 
hier zurückgehen und die Fläche stärker gewichten als den 
Betrieb, so dass am Schluss dieser Sockelbeitrag sogar redu­
ziert wird, dann werden Sie sofort erkennen, dass ein Drittel 
unserer Bauern keine Ueberlebenschance mehr hat Dieses 
heisse Politikum wird einfach nicht angefasst 
Ich habe das Gefühl, man will hier auf dem Verordnungswege 
den Hahn ohne Rücksicht auf Verluste zudrehen und so in den 
nächsten zehn Jahren 10000, 15000, 20000 Betriebe zum 
Aufgeben zwingen. Dagegen wehre ich mich. Ich möchte vom 
Bundesrat klar wissen und zwar, ich sage das noch einmal: 
bis zur Schlussabstimmung hier im Rat -, wie diese Beiträge 
auszugestalten sind. 
Herr Flückiger hat vorhin die Jura-Bauern erwähnt, die ihr Vieh 
in Frankreich grasen und weiden lassen. Es wäre dann schon 
etwas Verrücktes Entschuldigung, wenn ich das so sage -, 
wenn wir hier in der Schweiz Kleinbauern zum Aufgeben ihrer 
Betriebe zwingen, nur Flächenbeiträge geben und dann diese 
Flächenbeiträge erst noch auf Flächen berechnen, die im Aus­
land bewirtschaftet werden. Es geht doch nicht, dass Frank­
reich und Deutschland Flächen stillegen und wir Schweizer 
dann Direktzahlungen ausrichten, bezogen auf Flächen im 
Ausland, die von Schweizer Bauern bewirtschaftet werden. 
Ich warte gespannt auf die Ausführungsverordnungen des 
Bundesrates; denn in diesem Absatz 2 von Artikel 31 a liegt die 
Zukunft der Landwirtschaftspolitik Geben wir mehr betriebs­
bezogen oder mehr flächenbezogen? Geben wir die Sockel­
beiträge, die heute existieren, geben wir sogar die Tierhalter­
beiträge noch auf, weil wir sie ja einbauen? 
Hier muss Klarheit geschaffen werden, bevor wir zur Schluss­
abstimmung gelangen, sonst - ich sage es Ihnen offen -
werde ich gegen dieses Gesetz stimmen. Ich will eine klare 
Politik, sonst mache ich da nicht mehr mit 

Uhlmann: Leider muss ich mich noch einmal melden. Aber 
ich melde mich jetzt gerade zu den nächsten drei Absätzen 
auch. 
Diese Schwarzmalerei, die Herr Piller jetzt hier betrieben hat, 
kann nicht unwidersprochen belassen werden. Herr Piller, Sie 
müssen einmal in der Botschaft die Seiten 46,47 und 48 ge­
nau lesen. Natürlich ist die Verordnung noch nicht auf dem 
Tisch. Aber der Bundesrat sagt klar, welche Voraussetzungen 

sieht, eben diese Direktzahlungen aufzuteilen. Da sagt 
er klar: einen Sockel beitrag je Betrieb, ergänzt mit einem nach 
oben begrenzten Flächenbeitrag je Hektar landwirtschaftli­
cher Nutzfläche. Man kann doch nicht so tun, als stünde hier 
nichts. 
Wir müssen doch dem Bundesrat soviel Freiheit, soviel Flexibi­
lität lassen, damit dann in zwei, drei oderfünf Jahren auch An­
passungen möglich sind. Es ist mir allmählich zuwider, jedes­
mal Ihre Behauptungen zu widerlegen. Aber das sind nun 
wirklich Behauptungen und Unterstellungen, die nicht korrekt 
sind. 

auszlJaI,elc:he·n - das 
-, wenn eben noch stärker 

den der internationalen Märkte kommen. Das ist doch 
die Situation. 
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Nun noch zu Absatz 4. Bei Absatz 4 sind die Auflagen noch 
einmal spezifiziert Auch dort ist in der Botschaft geschrieben, 
was verlangt wird. Ich habe mich in der Kommission gewehrt, 
dass in diesem Absatz 4 eine besondere Oeko-Bestimmung 
eingebaut wird. Hier hat mir der Herr Bundesrat versichert, 
dass es darum gehe, dass die gesetzlichen Bestimmungen 
überall anzuwenden und einzuhalten sind, und dann sind die 
Bestimmungen eben erfüllt So ist der Artikel 31 a im ganzen 
korrekt, und Artikel 31 b ist dann etwas anderes. 
Ich bitte Sie also, diesen Minderheitsantrag abzulehnen. 

M. Reymond: Au moment d'examiner I'alinea 2, mais aussi 
les alineas 3 et 4 de I'article 31a, il convient de voir comment 
les paiements directs doivent etre consentis pour qu'ils n' alent 
pas une influence contraire au but recherche. Celui-ci est bien 
sur la garantie du revenu paysan, mais en tenant compte 
d'une certaine evolution normale des stru ctu res , d'une cer­
taine contrainte d'utiliser rationnellement des intrants dont 
M. le conseiller federal a dit ce matin, avec raison, qu'on sou­
haitait les voir baisser de prix, de la necessite d'etre rationnel 
dans la distribution de ces subsides parce que nous devons 
aussi menager les deniers de l'Etat Or, selon les criteres d'at­
tribution retenus, les paiements directs peuventtres nettement 
freiner les structures, le developpement des collaborations 
interentreprises et ne pas du tout aboutir au but recherche. 
Les propositions de M. Piller et de la minorite de la commis­
sion aux alineas suivants vont precisement dans ce mauvals 
sens. Sans une evolution normale, courante des structures et 
sans des collaborations interentreprises, nous n'aurons pas 
un developpement favorable des couts de production. Nous 
travaillerons dans I'illusion. Ainsi, par exemple, si !'on octroie 
des paiements directs identiques forfaitaires a chaque entre­
prise, il est evident qu'on bloque les structures, qu'on favorise 
n'importe lesquelles de celles qui existent aujourd'hui, qu'on 
aide plus ceux qui ont une faible surface, voire pas de surface 
du tout, car II y ades paysans qui n'en ont pas du tout comme 
les «Bahnhofbauern» et les «Aufstockungsbetriebe». 
11 est evident, au cas ou I'aide directe estainsi figee par exploi­
tation, qu'on tendra a multiplier celles-ci, certaines etant 
meme divisees en deux pour toucher deux fois le subside par 
exploitation. A la limite, on remunere plus une presence qu'un 
veritable service rendu au pays. Voila ce que signlfierait le sub­
side forfaitaire cl I' exploitation. 
Aujourd'hui deja, avec la contribution fixe ci I'exploitation desti­
nee aux detenteurs d'animaux, qui existe depuis une annee et 
qui est supprimee a partir d'un effectif donne, on constate que 
ceux dont le nombre d'animaux est trop important pour etre 
beneficiaires partage leur exploitation en deux: celle du pere 
et celle du fils, pour toucher le subside. Ainsi, au lieu de rece­
voir 6000 francs de base, Ils regoivent deux fois 6000, c'est-ci­
dire 12 000 francs. Si on avait maintenu I 'exploitation dans son 
integralite, en I'etat actuel de la legislation, on ne toucherait 
rlen, puisqu'ci partir d'une certaine dimension le subside 
tombe. Je ne erois pas que ce soit avec de teiles pratiques 
qu'on ameliore vraiment I'agriculture suisse. 
Paur nous, il a pas de doute que les paiements directs de-
vraient avoir - dis "devraient avoir" car je sais bien qu'il 
aura quelques nuances la surface camme 
tere d'attribution. Du moment s'agit de remunerer une 
fonction d'entretien du sol autre que la production alimentaire, 
ie critere de la surface s'impose et exige que les subsides 
soient proportionnels et non degressifs camme le veut la mi­
norite de la commission a I'alinea suivant, qu'iI ne soit pas non 
plus limite par la fortune ou le revenu du beneficiaire, qu'il n'y 
alt ni maximum ni minimum, ni non plus de limite d'age pour 
les beneficiaires. A quoi bon en avoir une pour ces derniers? 
Est-iI criminei d'entretenir le sol EI 67 ans, aiors n'a que 
I'assurance-vieillesse et survivants? On m'a don ne des 
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ral foumies par ceux qui exploitent le so! agricole. C'est donc 
bien la surface qui est le crltere. La prestation du paysan n'est 
rien d'autre que la culture ou I'entretlen du sol du pays. 11 faut 
donc qu'iI y ait une proportionnalite absolue et exacte entre les 
contributions versees et la surface exploitee. Si au contraire on 
s'orientait vers des subsides degressifs ou disparaissant a 
partir d'une certaine dimension d'entreprise, ou des subsides 
bases sur un fixe par exploitation, on !rait a I'encontre de tous 
les buts vises, on favoriserait meme les entreprises sans sol, 
pas du tout ecoiogiques, ou avec peu de sol au detriment 
d'une agriculture plus douce, plus extensive. 
Certains craignent M. Piller I'a dit - que des paiements dl­
rects proportionnels ci la surface - c'est ce que nous deman­
dons - contribuent a accelerer I'evolution des structures. Cela 
est faux. Toute aide directe, quelle qu'elle soit, contribue par 
elle-meme a figer les entreprises, quel que solt le cntere d'attri­
bution choisL C'est pourquoi, si I'aide directe a la surface de­
croit avec la grandeur des domaines, elle freine encore plus, 
voire bloque I'evolution des structures. Si elle est proportion­
nelle ci la surface, elle est sans incidence sur les structures. Ce 
sont d'autres elements qui les font evoluer. En revanche, si on 
voulait vraiment accelerer les reform es de structure par les 
paiements directs, I1 faudrait que ceux-ci soient progressifs, 
qu'i1s augmentent POUf chaque hectare supplementaire a par­
tir de paliers de 5, de 10, de 20 ou de 30 hectares. La, nous au­
rlons une politique d'acceleration des structures. Ce n'est pas 
du tout ce que nous voulons, nous voulons accueillir les struc­
tures teiles qu'elles evoluent naturellement, et c'est pourquoi 
nous sommes favorables au critere primordial de la surface, 
sans degression et sans maximum. 
Si je n'ai pas fait de proposition de minorite tendant cl exclure 
tout autre critere que celui des surfaces et de la proportionna­
lite, c'est que durant le debat en commission M. Delamuraz, 
conseiller federal, nous a clairement affirme que ce que je 
viens d'expliquer correspondait a la politique qU'entend 
conduire notre gouvernement dans ce domaine. C'est ainsi 
que je puis dire que la surface sera le critere essentiel, primor­
dial, que I'aide directe sera proportionnelle acette surface et 
que le critere du subside ci I'exploitation ne sera qu'une base 
symbolique dont le niveau sera suffisamment faible pour 
exclure tout privilege aux «paysans de gare» et aux «Aufstok­
kungsbetriebe» afin d'assurer un entretien et une occupation 
du sol aussi extensifs et ecologiques que possible. 
Je souhaite vivement que M. Delamuraz, conseiller federal, 
puisse confirmer, apres I'expose du president de la commis­
sion, cette prise de position qUi, compte tenu des textes de la 
majorite de la commission, est de nature ci eclairer le debat qui 
aura Ileu ensuite au Conseil national. 
C'est dans cet esprit que je soutiens, en ce qui me concerne, 
les propositions de la majorite de la commission, en etant 
conscient que j'aiete beaucoup plus rassure jusqu'ici par les 
pro pos tenus par M. le conseiller federal en commission que 
par ceux de M. Piller, minoritaire en I'occurrence. 

Frau Weber Monika: Ich glaube, rechtlich gesehen kann man 
nicht dass der eine oder andere Ausdruck einen Vorteil 

es vor allem dass beide Kriterien 
ben sind, also "Betrieb" und oder "Fläche» 
trieb», wie Sie wollen. 
Ich verstehe aber Herrn Piller sehr gut Er war immer ein Vertre­
ter der kleineren und mittleren Bauern. Ich verstehe seine 
Sorge und verstehe, weshalb er vom Bundesrat eine klare Ant­
wort haben will. 
Ich kann mir aber vorstellen, dass es für den Bundesrat sehr 
schwierig ist, hier zu antworten, weil man ja nicht genau weiss, 
wie die Zukunft aussehen wird. Man weiss auch, dass man in 
einem Strukturwande! ist Ich möchte das Kind insoweit beim 
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von Betrieben gibt, das ist ganz klar. Aber wahrscheinlich wird 
es so sein, dass es einige Opfer gibt. Die Frage ist nun, wie wir 
das handhaben, wie wir diese Opfer auffangen, wie wir Härte­
fälle auffangen oder - wenn möglich gar nicht entstehen las­
sen. 
Ich möchte hier doch etwas in die Runde werfen und das vor 
allem auch zuhanden der Presse sagen, damit das bekannt 
wird. Ich muss das leider so sagen, weil ich finde, es ist für un­
ser Land sehr wichtig, dass man das betont: Es ist so, dass un­
gefähr 30 Prozent der Betriebe - das sind nicht meine, son­
dern die offiziellen Zahlen von Brugg - keine gesicherte Nach­
folge haben. Ich bin der Meinung, das diese Betriebe eine Ma­
növriermasse sind, eine Erleichterung in dieser schwierigen 
Strukturfrage. Wenn es wirklich zutrifft, dass etwa 30 Prozent 
der Betriebe keine gesicherte Nachfolge haben, können wir 
Arrangements finden, um Härtefälle zu verhindern. 
Ich kenne im Kanton Zürich eine Gemeinde mit 22 Betrieben. 
Neun davon sind ohne Nachfolge. Bei diesen neun Betrieben 
beginnt man jetzt bereits vom Gemeinderat aus, nach Lösun­
gen zu suchen, Lösungen, die in Zusammenlegungen und in 
weiteren Massnahmen bestehen. Also ist es möglich, durch 
eine geschickte Handhabung in den nächsten fünf bis zehn 
Jahren Härtefälle zu verhindern. Das finde ich vor allem wich­
tig. 
Ich möchte also - um den Streit ein bissehen beizulegen - vor 
allem darauf hinweisen, dass es sinnvoll ist, dass beide Krite­
rien angegeben sind. Die Zukunft - vor allem die Verordnung-­
wird uns ja noch einmal Gelegenheit geben, zu intervenieren, 
wenn uns die Umsetzung nicht ganz passt. 

Frick: Das Votum von Herrn Kollege Reymond fordert mich 
heraus, doch noch etwas zu sagen, und zwar als Vertreter ei­
nes Innerschweizer Kantons, in dem in einer anderen geogra­
phischen und strukturellen Situation Landwirtschaft betrieben 
werden muss. 
Die Kommission hat den Absatz 2 inhaltlich zweimal geändert: 
Erstens hat sie die Oder-Version gestrichen. Es gibt nur hoch 
zwei kumulative Kriterien, und keine alternativen. Zweitens hat 
sie ganz klar das Wort «Betrieb» vor das Wort «Fläche» gestellt 
und hat deshalb - ich meine richtigerweise - dem Kriterium 
des Betriebs eine zumindest gleiche, wenn nicht leicht erhöhte 
Priorität gegeben. Das bedeutet inhaltlich, dass wir in jedem 
Fall den einzelnen Betrieb - sei es mit einem Sockelbeitrag, 
sei es in anderer Form unterstützen müssen. 
Herr Reymond, auch unsere Bauern wissen, dass es eine Um­
strukturierung, eine grosse Redimensionierung der Betriebs­
zahlen geben wird. Wir sind seit Jahrzehnten daran -auch das 
Erbrecht wird das seinige dazu tun, Frau Weber; auch in der 
Innerschweiz haben wir die gleichen Zahlen -, aber wir dürfen 
diese Betriebe nicht wegfegen, nicht durch Weglassen der Be­
triebsbeiträge wegrationalisieren, denn die Nebenerwerbsbe­
triebe sind in der voralpinen Zone und im Berggebiet wün­
schenswert. Sie erfüllen nämlich auch eine besondere Auf­
gabe im Landschaftsschutz und in der Landschaftspflege, die 
Grossbetriebe kaum in dieser Art wahrnehmen können. Aber 
sie haben in der Schweiz auch kulturell und staatspofitisch ei­
nen ganz besonderen Rüesch hat ge-

eindrücklich darauf 
Es gibt noch einen weiteren die Betriebsbefträge nicht 
zu streichen oder nur schon mit dieser Lösung zu liebäugeln: 
Im Berggebiet liegt das bäuerliche Einkommen auch das 
aus den Vollerwerbsbetrieben mindestens 30 Prozent tiefer 
als im Mittelland und in der Westschweiz. soweit es sich dort 
nicht um das Berggebiet handelt, weil in unseren Gebieten die 
Landwirtschaft viel arbeitsintensiver ist und viel weniger ertrag­
reiche Produktionszweige gepflegt werden können. Wir sind 

"rC1",,,tPn Teil auf Milchwirtschaft und Viehzucht 
Bauern haben sich schon 

M. Cottier: Sans vouloir prolonger le debat, je tiens cl dire que 
la modification, teile qu'elle a ete apportee par la commission, 
est d' ordre purement redactionnel. 11 est faux de pretendre que 
la commission aurait voulu mettre la priorite sur la notion de 
I'exploitation plut6t que sur celle de la surface. Je demanderai 
a M. le conseiller fMeral de preciser ce point, comme ill'a fait 
en commission. Les deux termes, les deux notions sont tout cl 
faft equivaJentes. 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir haben einen einZIgen Vor­
schlag, nämlich jenen, der auf der Fahne steht und dem der 
Bundesrat zustimmt. 
Dieser Vorschlag legt zwei Kriterien fest, die beide zu berück­
sichtigen sind: Betrieb und Fläche. Wir haben also keine 
Lösung mit reinen Betriebsbeiträgen, und wir haben keine 
Lösung mit reinen Flächenbeiträgen, sondern wir haben eine 
Lösung, die .beide Arten von Beiträgen einschliesst. 
Wir haben in der Kommission keine quantitative Aufteiiung auf 
die beiden Elemente vorgenommen ich habe darauf schon 
hingewiesen und wiederhole das -, sondern die quantitative 
Gewichtung beider Kriterien wird in der Verordnung vorzuneh­
mensein. 
Damit wir aber dazu eine Idee haben, hat der Bundesrat in der 
Botschaft seine Absichten schon angedeutet. Auf Seite 47 fin­
den Sie diese Angaben mit einem Sockelbeitrag je Betrieb, er­
gänzt mit einem nach oben begrenzten Flächenbeitrag je 
Hektare landwirtschaftlicher Nutzfläche inklusive Spezialkultu­
ren. 
Angesichts dieser Grundoption schien es der Kommission 
nicht notwendig, weitere Einzelheiten festzulegen, sondern 
von dieser Grundoption Kenntnis zu nehmen und die Formu­
lierung vorzulegen, wie wir sie Ihnen vorschlagen. Sie legt die 
beiden Kriterien verpflichtend fest und nicht zur Auswahl vor, 
aber sie lässt für besonders intensive Bewirtschaftungsformen 
im zweiten Satz einen gewissen Spielraum und überlässt dem 
Bundesrat nach Kenntnisnahme seiner Absichten die Festle­
gung der quantitativen Aufteilung. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsfassung zu folgen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je ne profiterai pas läche­
ment de votre neutralisation au perchoir, Monsieur le Vice-pre­
sident, ou vous vous etes condamne a etre le «muet du serail" 
pour la fin du debat, etj'aurai la grandeur d'äme de compren­
dre vos argumentations et d'essayer d'y repondre tres hum­
blement, comme le gouvernement doit etre humblement pros­
terne aux pieds du presidentl 
Je voudrais vous dire que la question de principe evoquee 
par M. Büttiker et, dans une certaine mesure, par M. Schüfe 
lors du debat d' entree en matiere de cette loi - de savoir ce qui 
appartient cl la loi et ce qui appartient a I'ordonnance me per­
met, je I'espere, de dissiper un certain nombre de confusions. 
Je parle lei essentieHement de I'alinea 2, je reviendrai tout a 
I'heure apropos des alineas 3 et 4, comme je suis intervenu a 
pro pos de I'alinea 1, et je crais que le Conseil federal a claire­
ment annonce la couleur, dans le message, lorsque nous 
avons pose les principes qui servira/ent de base cl la redaction 
des ordonnances, Je ne veux pas les fastidieusement, 
mais que/ques la 
foi du plus fondamentalement, quant cl ses 
idees - si tant est qu'il en alt - je me permets de les renvoyer au 
message, au chapitre 225, page 20 de I'edition franc;;aise, et 
aux chapitres 242 et 243, qui sont consacres aux commentai­
res des deux artieles nouveaux, aux pages 50 et suivantes de 
I'edition franc;;aise toujours. La Conseil federal annonce la cou­
leur, i/ dit comment iI envisage fes lignes principales des or­
donnances futures, I1 ne vous demande donc pas de voter au­

une loi la tete dans le sac, avec ensuite toutes les 
et lais sees au 

gouvernement. Non, 

a commission, ou en ,or1('\r,<>", 

interventions de M. Büttiker. J'ai 
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I'ordonnance d'application de I'artic!e 31a comprendraient 
tres vraisemblablement I'incorporation des paiements directs 
que nous delivrons aujourd'hui dejä selon d'autres criteres, 
notamment en faveur des detenteurs d'animaux, de maniere 
que I'on ait une vue globale et synthetique de i'ensemble de la 
politique des paiements directs et que I'on n'ait pas a piquer 
dans plusieurs textes epars, d'ou une certaine unite de com­
mandement a retrouver. 
Ensuite, j'ai dit que les contributions a disposition du Conseil 
federal seraient attribuees selon le critere de la surtace des ex­
ploitations, cependant qu'une contribution-socle serait attri­
buee a chaque exploitation. Nous avons ajoute - et je le 
confirme - que cette contribution-socle ne devra pas etre ele­
vEla a un degre tel qu'elle freinerait I'evolution des structures. 
Pour etre encore plus concret, j'affirme que cette contribution­
soele devrait EHre certainement inferieure ä la contribution ver­
see actuellement aux detenteurs d'animaux. 
Je poursuis dans ma reflexion en ajoutant que si la contribu­
tion a la surtace sera sans doute en soi plus determinante que 
la contribution-socle ä I'exploitation - cela est vrai essentielle­
me nt pour le gros des exploitations de plaine - dans certaines 
conditions geoclimatiques particulieres, iI faudra jouer, natu­
reHement, sur les criteres d'importance relatifs, donnes aces 
differents moyens d'attribution. 11 est bien clair, Monsieur Frick, 
que nous aurons ä prendre en compte,la ligne generale etant 
donnee elle veut davantage d'efficacite - un certain nombre 
de conditions particulieres ce que seule une ordonnance mi­
nutieusement preparee et examinee pourra nous permettre de 
realiser. 
Je continue de dire ä ceux qui, comme Thomas I'incredule, ne 
croient que ce qu'il vOient, qu'une surtace minimale sera exi­
gee aussi bien pour ia contribution ä la surface que pour la 
contribution par exploitation et que nous pourrions peut-etre 
retenir - mais cela n'est pas un chiffre definitif une limite de 
trais hectares, teile qu'elle est appliquee actuellement deja 
pour les detenteurs d'animaux. Mais sur ce point, la question 
doit encore rester ouverte. Nous pourrions egalement fixer 
une limite maximale de surtace, mais il s'agira bien sur de ne 
pas la fixer ridiculement bas, au point qu'elle rendrait inope­
rante I'aide aux exploitations qui veulent se rationaliser en­
core, bien qu'elles aient dejä une certaine dimension. La ques­
tion de I' echelonnement de la contribution par exploitation est 
ouverte; la reponse dependra de I'importance de la contribu­
tion de base. Voilä ce que sera I'element de prise en compta 
Je repete ce que rai dit ä M' Uhlmann apropos de I'alinea pre­
mier quant a la prise en compte a I'article 31a des conditions 
ecologiques: seules les conditions ecologiques prevues dans 
la loi sur la protection des animaux et dans la loi sur I'enviran­
nement seront prises en compte. Cela etant, vous avez une 
grande connaissance, une information limpide quant ä 
l' usage que pourra faire le gouvernement du texte de loi que le 
Parlement aura vote. Vous ne pouvez donc pas craindre que la 
seeleratesse du Conseil federal trahisse les propos du Parle­
ment et les decisions que celui-ci aura prises. 
Alors, si tout est si clair, pourquoi ne le met-on pas dans la loi? 
Eh bien, parce que tout d'abord la lai c'est la loi, c'est-ä-dire un 
ensemble de dispositions et de principes so nt 

destines Ei doit entrer 
en I'occurrence, profondement dans le detail et qua cela ne 
se fegle pas immediatement, que ce la exige une approche 
plus longue, plus approfondie, que cela n'est possible que 
lorsque vous aurez vote la loi. que cela permet ensuite au 
Conseil federa! et ä ses organes d'examiner le detaii des or­
donnances, conformement aux principes que nous avons dis­
poses. Ces mesures, Messieurs Büttiker et Schüle, dans I'or­
donnance, etre matiere a approches successives et 

'",,,nA!r;,,,,"<'<',,, d'etre modifiees sur un point 
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le Conseil federal adoptent un beau mercredi matin, par inspi­
ration spontanee. Elle est egalement sau mise ä la consuita­
tion des milieux interesses, tout comme la loi, et cela nous le 
ferons, atin de preparer un outil d'application que nous ayons 
bien en main et qui soit le prolongement, le bras seculier, des 
dispositions de la loi que vous allez voter. Pour permettre cette 
consultation, cette adaptation en fonction de I'evolution, lais­
sez-nous I'instrument soupie qu'est I'ordonnance et ne nous 
entermez pas dans un monde definitivement eloisonne et art/­
eule qui serait celui d'une loi difficilement mobila 
En definitive, le Conseil federal se raUle ä la proposition redac­
tionnelle de la commission qui dit qu'i1 y a deux crITeres sur les­
quels le Conseil travaille et qu'lI peut en utiliser d'autres. Les 
autres, Monsieur le President de la commission, ce pourrait 
etre, par exemple, la prise en compte d'un elementtenant ä la 
main-d'oeuvre d'une exploitation, suivant le caractere specia­
!ise d'une exploitation agricole. Mais assurement, ce ne seront 
pas des criteres principaux, et je reponds ainsi ä la question du 
«ou" que vous avez cltee, en cumul des deux criteres princi­
paux. La redaction de la commission est meilleure que celle 
du Conseil federal. Comme quoi des constitutionnalistes peu­
vent mndre d'eminents services cl la Confederation si vous 
aviez besoin de cette confirmation, Monsieur le president, je 
vous I'apporte. 
Quant cl I 'ordre dans lequelles deux criteres principaux ont ete 
choisis, je ne peux que me referer totalement ä I'interpretation 
donnee par M. Cüttier. Dans la plupart des cas nous aurons, 
bel et bien, un critere surtace prenant le pas sur le critere ex­
ploitation. Selon les categories oll nous devrons operer, iI y 
aura des «nuanciations» de cet ordre de valeur. L'essentiel, ä 
mes yeux, ce n'est pas que nous prenions des options ici par 
la lettre de la loi mais plut6t que I' enveloppe soit donnee et que 
le Conseil federal puisse en faire un usage conforme ä la 
bonne foi et ä ce que je viens de vous dire, en application de 
cet alinea 2. 

Angenommen - Adopte 

Abs.3-A/.3 

Jagmetti, Berichterstatter: Hier haben Sie einen Mehrheits­
und einen Minderheitsantrag. Die Mehrheit hat sich entschie­
den, dem Bundesrat zu folgen. Die Minderheit hat eine neue 
Formulierung gewählt 
Der Hauptunterschied liegt darin, dass der Antrag der Minder­
heit dahin geht, die entsprechenden Regeln zwingend festzu­
legen - mit Ausnahme der Frage der Altersgrenze, wo auch 
die Minderheit die Kann-Formel gewählt hat -, während die 
bundesrätliche Fassung, der sich die Kommissionsmehrheit 
angeschlossen hat, die Kann-Formel vorsieht. 
Hier liess sich die Mehrheit von folgender Vorstellung leiten: 
verpflichtende Regel in Absatz 1, verpflichtende Angabe der 
Kriterien in Absatz 2 und eine gewisse Flexibilität bei den Ab­
stufungen und bei den Begrenzungen in Absatz 3. 
Allerdings gehen die Meinungen hinsichtlich Kann- oder 
Muss-Formel von Kommissionsmehrheit und -minderheit 
nicht diametral auseinander. Denn es ist auch der Kommis­
sionsmehrheit klar, dass solche werden 
und dass es nicht einfach irgendein 
Iicher Fall ist, der vorbehalten wird, sondern dass das die 
gel sein wird und damit der Unterschied zwischen Kommis­
sionsmehrheit und -minderheit in dieser Beziehung nicht 
grundlegender Natur ist Die Vorstellung der Minderheit ging 
ich wiederhole es - dahin, Pflöcke einzuschlagen bei den Ab­
sätzen 1 und 2 und bezüglich der Feingestaltung Flexibilität zu 
wahren bei Absatz 3. 
Der zweite Unterschied ist allerdings von grundlegender Na­
tur. Bei Litera c, die uns die Minderheit vorschlägt - ich möchte 

nicht -, stellt sich die Kom-
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heit nicht sinnvoll, dass Litera c nach Antrag der Minderheit in 
diese Vorlage eingebaut wird. 
Eine letzte Unterscheidung, die allerdings wohl eine unbedeu­
tende ist und nicht einer materiellen Aenderung entspricht, ist 
die Tatsache, dass die Minderheit in Litera a von "Kriterien» 
und nicht von «Faktoren» spricht wie der. Bundesrat Aber das 
ist wohl nicht der Kernpunkt 
Die entscheidende Frage ist also die: Kann-Formel oder 
Muss-Formel? Wobei man hier betonen muss, dass Mehrheit 
und Minderheit der Meinung sind, dass die Abstufung erfol­
gen wird. 
Zur zweiten entscheidenden, vielleicht noch wichtigeren 
Frage: SoH diese Litera c, wie sie die Minderheit vorSChlägt, 
eingebaut werden? Aber da ist nun wohl zunächst der Antrag 
der Minderheit zu begründen. 

Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: Wie der Herr Kom­
missionspräsident gesagt hat, ist die Minderheit Ihrer Kom­
mission der Meinung, dass die ergänzenden Direktzahlungen 
ohnehin abgestuft werden. Deshalb scheint es uns, dass man 
das auch so ins Gesetz schreiben kann. Dasselbe gilt für die 
Mindest- und Höchstgrenzen. 
Etwas anders liegen die Dinge bei Buchstabe c, den die Min­
derheit einführen möchte; er betrifft die Vermögens- und Ein­
kommensgrenzen. Wie Sie heute mit grosser Mehrheit den 
Absatz 1 von Artikel 31 a beschlossen haben, sind die Zahlun­
gen nach Buchstabe a eindeutig und ausschliesslich einkom­
menspolitischer Natur. Was heisst das? Wenn Sie keine Ver­
mögens- und Einkommensgrenzen einführen, werden sich 
diese Direktzahlungen, die Zahlungen aus öffentlichen Mitteln 
sind, auf ohnehin schon hohe Einkommen und Venmögen auf­
stocken. Das wäre etwas, was im Volk nur sehr schwerverstan­
denwürde. 
Es ist mir klar, dass der Bundesrat bei der Festsetzung der li­
miten in der Verordnung nicht zu tief gehen kann, denn es 
muss vor allem vermieden werden, dass Nebenerwerbsbe­
triebe, die immer wichtiger werden also Betriebe, in denen 
der Betriebsleiter und -inhaber gleichzeitig und vielleicht zu 
gleichen Teilen einen anderen Beruf ausübt -, getroffen wer­
den. Es geht hier wirklich um die sehr hohen Einkommen, die 
entstehen würden, wenn man keine Grenze zieht 

M. Cottier: La reorientation de I'agriculture a pour but de la li­
berer de toute entrave ou prescription etrangere a I'exploita­
tion agricole. Or, la lettre c de la version de la minorite, par la­
quelle on intraduit des /imites de fortune et de revenu, agit en 
sens contraire. C'est une disposition sans aucun rapport avec 
/'agriculture ou avec les prestations generales fournies par 
/'agriculteur. Ces !imites toucheraient surtout les paysans qui 
exploitent /eur domaine avec leur familie et qui s'efforcent de 
comp/eter le revenu agricole par une activite lucrative acces­
soire. Imposer des lors des !imites de revenu aurait pour 
consequence et pour effet de tuer I'esprit d'entreprise et I'es­
prit d'initiative de I'agriculteur et de sa familie. 
Je vous invite a soutenir la proposition de la majorite de la 
commission. 

Frau Weber Monika: Ich bitte Sie "den 
unterstützen. Wie Frau Simmen gesagt hat, ist Artikel 31 a ein­
kommenspolitisch zu verstehen ich möchte die Gelegenheit 
nutzen und das noch einmal betonen -, aber selbstverständ­
lich unter Vorgaben, und diese sind in Absatz 4 formuliert, das 
muss man auch betonen. Man kann nicht einfach ohne Ende 
aufstocken, sondern diese einkommenspoHtischen Gedan­
ken sind an klare Auflagen und klare Vorgaben gebunden, die 
normal werden sollten, Das ist der Gedanke gegenüber Arti­
ke! 31 b. 
Die Minderheit hat ein Kriterium mehr 
lich die und 

fen, die einen Nebenerwerbsbetrieb leiten, aber auch grös­
sere Betriebe, die sehr gut gehen die knappen Staatsmittel 
beanspruchen und andere, die weniger Geld haben, nicht 
zum Zuge kommen. Ich finde, dass man dieses Kriterium hin­
einnehmen muss. 
Es ist immer noch die Frage, wie man diese Vermögens- und 
Einkommensgrenzen ansetzt; das wird man bei der Verord­
nung sehen. Betriebe, die sehr grass sind und sehr rentieren, 
die quasi industriell betrieben werden - ich bin mir bewusst, 
dass es nicht so viele gibt, aber es gibt in der Schweiz einige-, 
und vor allem Nebenerwerbsbetriebe, die durch Begüterte un­
terhalten werden, sollten nicht zum Zug kommen. Das finde 
ieh nur normal. 
In diesern Sinne bitte ich Sie, die Minderheit zu unterstützen. 

M. Reymond: Au sujet des limites de revenus et de fortune je 
crois qu'il fa.ut bien considerer que pour entretenir le sol du 
pays on aura, a I'avenir peut-etre plus encore qu'aujourd'hui ~ 
Mme S/mmen l'a d'ailleurs dit - des gens qui fant de I'agri­
culture une branche annexe de leur activite prineipale. Si ces 
gens ont une grosse fortune heritee de leur grand-pere ou de 
leur pere, ou qu'ils ont un gros revenu grace a leur conjoint, 
leur prestation de travail agricole reste la meme. Je suis per­
suade que Mme Simmen et Mme Weber so nt des partisanes 
je le suis aussi avee elles du slogan: «A travail egal, salaire 
egal». Le simple fait de modifier la politique agrieole dans ce 
domaine avec les paiements directs fait qu'on doit remunerer 
de man/ere egale selon fes regions - je sais bien qu'iI faudra 
des supplements en montagne par rapport a la plaine - eeux 
qui font le travail. Qu'ils soient riches ou pauvres n'ajoute rien, 
d'un cote comme de I'autre, a leur merite; ce qu'on veut remu­
nerer, c'est le travail fourni pour entretenir le sol. 11 n'y a pas de 
raison qu'on donne plus aux pauvres qu'aux riches, ni plus 
aux riches qu'aux pauvres. IIs apportent /eur contr/butlon cl la 
societe de maniere egale. PersonnelJement je suls partisan du 
regime "A travail egal salaire egal", je crais qu'iI est conforme a 
I'article 4 de notre constitution. C'est pourquoi les limites de 
revenus et de fortune me paraitraient excessives et c'est pour­
quoi je vote avec la majorite de la commission et le Conseil fe­
dera!. 

M. Delamuraz, conseilJerfederal: Le Conseil federal se rallie a 
la parole d'or de MM. Jagmetti, Cottier et Reymond et vous 
propose d'en rester au texte de la majorite de la commission et 
de ne pas suivre la minorite. Si on atout de meme prevu une 
determination de limite d'äge pour les beneficiaires, c'est en­
core dans /e but de faciliter, dans toute la mesure du possible, 
la cession de domaines et, par consequent, de ne pas figer 
au-dela d'une certaine limite I'etat socia! des choses. Nous 
sommes donc favorables au maintien de la proposition du 
Conseil federal. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs.4-AI. 4 

22 Stimmen 
6 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Zu Absatz 4 mochte ieh nur der 
Klarheit halber folgendes sagen: Die Direktzahlungen werden 
mit Bedingungen und Auflagen verknüpft: Das tont so, als ob 
man nur im EinzelfaJl entsprechende Bedingungen und Aufla­
gen an die Verfügung knüpfen könnte. Wir sind aber selbstver­
ständlich der Meinung, dass auch dieser Artikel ln derVerord­
nung des Bundesrates näher ausgestaltet werden kann, dass 
also der Schritt hier nicht vom Gesetz zur Verfügung geht, son­
dern Gesetz, Verordnung, Verfügung auch hier die drei 
Schritte sind. Das ich deshalb, weil es die Formulie-

sehr darauf Wenn man das Gesetz 

bundesrätlichen rechnen 
wir etwas mehr Spielraum offenlassen. 
Sie stellen fest, dass die Kommission darin ist sie 
eine vorgenommen hat Was uns der Bundesrat 
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Buchstabe b beantragt hat, hat die Kommission in Buchsta­
be a aufgenommen. Darin liegt nun doch eine Reihenfolge. 
Die ganze Kommission wollte die bodenabhängige Produk­
tion im bäuerlichen Familienbetrieb als Zielangabe hineinneh­
men. Es soll also bodenabhängig produziert werden; nicht die 
Hors-Sol-Produktion wird hier anvisiert Und es soilen Fami­
lien betriebe unterstützt werden; es wird nicht an die Ausrich­
tung von leistungen an eigentliche landwirtschaftliche Indu­
striebetriebe gedacht 
In den anderen Punkten sind sich Kommissionsmehrheit und 
Kommissionsminderheit einig. Der Landwirt wird veranlasst, 
marktkonform, umweltschonend und tiergerecht zu produzie­
ren. unter Einhaltung aller Regeln, die wir in den letzten Jahren 
dazu aufgestellt haben, und die kostengünstige Produktion 
sowie die überbetriebliche Zusammenarbeit sind zu fördern. 
Das entspricht auch der Vorstellung, die im Landwirtschafts­
bericht enthalten ist, wobei wir an die vorgelagerten und nach­
gelagerten Kosten denken. 
Die Kommissionsmehrheit ist der Auffassung, diese Gedan­
ken kämen in ihrer Formulierung zum Ausdruck. Wenn Sie sie 
mit derjenigen der Minderheitvergleichen, werden Sie feststel­
len, dass Minderheit und Mehrheit da nicht durch Welten ge­
trennt sind, sondern eher durch Akzente. Es bleibt bei der Ziel­
vorstellung, die bodenabhängige Produktion in den bäuerli­
chen Familienbetrieben zu unterstützen. 

Büttiker, Sprecher der Minderheit: Ich wiederhole, dass in der 
Kommission bereits einige Verbesserungen erzielt werden 
konnten. Doch es ist eine wichtige Restanz geblieben. Bei Arti­
kel31aAbsatz 4 BUChstabe a (im Entwurf des Bundesrates 
Bst b) geht es: 
1. um den Tatbeweis zugunsten der bodenabhängigen, bäu­
erlichen Familienbetriebe; 
2. um den Schutz eines überwiegenden Teils der schweizeri­
schen Landwirtschaft; 
3. darum, die Direktzahlungen gemäss Artikel 31 a klar und 
eindeutig auf diejenigen Teile der Landwirtschaft zu beschrän­
ken, die diese Beiträge wirklich nötig haben; 
4. um die Einhaltung der landwirtschaftlichen Oberziele. 
Die Beschränkung der Direktzahlungen auf die bodenabhän­
gige Landwirtschaftsproduktion ist ein wichtiges Instrument 
der zukünftigen schweizerischen Agrarpolitik, um sicherzu­
stellen, dass in Zukunft die industriellen Landwirtschaftsfabri­
ken in unserem Land nicht neuen Auftrieb erhalten. Eine sol­
che Entwicklung müssen wir rechtzeitig verhindern, weil die 
bodenunabhängige, industrielle Landwirtschaftsproduktion 
die Existenz der bodenabhängigen, bäuerlichen Familienbe­
triebe massiv gefährdet 
Ich möchte die industriellen Landwirtschaftsbetriebe ohne Bo­
den nicht verbieten, aber diese landwirtschaftsindustriebe­
triebe haben in der schweizerischen Landwirtschaftspolitik 
keinen Agrarschutz verdient, und gemeinwirtschaftliehe Lei­
stungen werden dort sicher auch keine erbracht. Deshalb bin 
ich der Auffassung, dass Landwirtschaftsbetriebe, die nicht 
überwiegend auf eine eigene Futterbasis abstellen bzw. einen 

Teil des Einkommens aus bodenunabhängiger Pro­
nprn~,<:" den Artikeln 31 und 

31 b erhalten dürfen. 
Diese Forderung war übrigens auch in der Kleinbauern-Initia­
tive enthalten und wurde neu wieder in die Initiative des 
Schweizerischen Bauernverbandes aufgenommen. Deshalb 
können Sie meinem Antrag auch ohne Bedenken zustimmen. 
Ich wehre mich als Steuerzahler dagegen, dass Landwirt­
schaftsfabriken Direktzahlungen erhalten, und ich bin ein biss­
chen enttäuscht, dass mich die Bauernvertreter in der Kom­
mission nicht unterstützt haben, obwohl diese Formulierung 

initiative des Schweizerischen Bauernverbandes enthal­
'IP'·"T.'n~'n dass der Bundesrat 

trieb bewirtschafte ja den Boden. Wir haben gefunden, bei den 
zwei Begriffen sei «Hans was Heiri", um es volkstümlich zu sa­
gen. 

M. Delamuraz, conseiller federa!: J'aimerais dire que notre 
but est le meme, Monsieur Büttiker, nous voulons en effet evi­
ter de parvenir a un soutien systematique et excluslf de metho­
des industrielles dans cette forme de production. Mais le 
moyen d'y parvenir, nous I'avons dans tout I'arsenal de cet 
article 31 a, nous l'aurons dans I'ordonnance. Vous avezvu les 
gradations que nous pourrons faire intervenir. Nous nous 
contentons de ces moyens, qUt sont suffisants pour conduire 
la poiitique dans la bonne direction. Vous faltes juste un demi­
pas de trop en voulant limiter le cercle des beneficiaires aux 
exploitations tamiliales paysannes cultivant le sol. Cela pose­
rait un probleme ade nombreux detenteurs d'animaux qui ne 
disposent que de relativement peu de surface. Oe toute fagon 
ils auront a respecter les dispositions de la loi sur la protection 
des eaux, donc ils ne pourront pas faire n'importe quoi ecolo­
giquement. En outre, les «Aufstockungsbetriebe» seraient ex­
c!ues de cet ensemble. Je crois que c'est juste aller trop loin 
que de vous suivre. Nous avons toutes les garanties de rester 
dans un cadre admissible, qui est celui que vous souhaitez 
avec moi, avec les autres dispositions de I'article 31 a 
C'est la raison pour laquelle je vous propose d'en rester a la 
decision de la majorite. 

Jagmetti, Berichterstatter: Irgendeinmal hat mir jemand vor­
geworfen, ich hätte mich um Kommas gekümmert Ich muss 
es auf einen Hinweis hin wieder machen, weil sonst der Sinn 
der Bestimmung geändert würde. Ich bitte Herrn Büttiker, mir 
zu widersprechen, wenn das notwendig ist, weil der Antrag ur­
sprünglich von ihm stammt. 
Bei Litera b hat sich auf der Fahne ein Komma zuviel einge­
schlichen. Es sollte heissen: «b. die Landwirte veranlassen, 
auf dem ganzen Betrieb marktkonform, umweltschonend und 
tiergerecht zu produzieren; .... » Es geht also nicht um die Ver­
pflichtung, gesamtbetrieblich und marktkonform usw. zu pro­
duzieren, sondern auf dem ganzen Betrieb marktkonform, um­
weltschonend und tiergerecht zu produzieren. Ich bitte Sie 
also, das Komma nach den Worten "ganzen Betrieb» zu strei­
chen. Entschuldigen Sie, dass ich mich mit solchen Kleinig kei­
ten befasse, aber es ändert den Sinn der Bestimmung. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 31b (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 

19 Stimmen 
7 Stimmen 

Der Bundesrat fördert Produktions- und Bewirtschaftungsfor­
men, die besonders umweltschonend, naturnah oder tierge­
recht sind, mit Beiträgen. 
Minderheit 
(Schallberger, Büttiker, Piller, Schüle) 
Der Bundesrat 
weltschonend 

Abs, 1a (neu) 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Schallberger, Büttiker, Piiler, Schüfe) 
Der Bundesrat kann Beiträge für die Verwendung von landwirt-
schaftlichen Nutzflächen als Ausgleichsflächen 
t1PIM::lihrP,n Ertördert damit die Artenvielfalt 
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Abs.4 
Mehrheit· 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Weber Monika, Cottier, Gemperfi) 
Streichen 

Abs.5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.6 
Streichen 

Art. 31 b (nouveau) 
Proposition de la commission 
AU 
Majorite 
Le Conseil federal octroie des contributions pour encourager 
des tormes d'exploitation et de produdion particulierement re­
spectueuses de I'environnement, de la protection des ani­
maux ou en accord avec la nature. 
Minorite 
(Schallberger, Büttiker, Piller, Schüle) 
En octroyant des contributions, le Conseil federal encourage 
des formes d'exploitations particulierement respectueuses de 
I'environnement ou de la protection des animaux. 

AI. 1a (nouveau) 
Ma/orite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Scha/lberger, Büttiker, Piller, Schüle) 
Le Conseil federal peut octroyer des contributions en faveur 
de I'utilisation de surfaces agricoles utiles en tant que surfaces 
de compensation ecologique. 11 encourage ainsi la sauve­
garde de la richesse naturelle des especes. 

AI. 2 
.... par le Conseil federal. En outre, I'exploitation entiere doit re­
specter les conditions et les charges au sens de I'article 31 a 
de la presente loi. 
AI. 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

AI. 4 
Ma/orite 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Weber Monika, Cottier. Gemperli) 
Biffer 

AI. 5 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 6 
Biffer 

Abs. 1, 1a~AI. 1, 1a 

Jagmetti, Berichterstatter: Mehr­
heit zweifellos auch die Minderheit - wollen den Bund 
verpflichten, diese Leistungen zu erbringen. Es gilt aber, hier 
die gleiche Korrektur vorzunehmen wie im vorangehenden Ar­
tikel. 
Herr Bundesrat Delamuraz hat erwähnt, dass die Kann-Formel 
dem Subventionsgesetz und dem ihm zugrundeliegenden 
Gedanken entspricht. Darf ich aber doch auf einen Unter­
schied hinweisen: Wir ermächtigen hier den Bundesrat nicht 
einfach, Zahlungen vorzunehmen, sondern wir ermächtigen 
ihn, rechtsetzend iSt es dass 

d~ damft 

246 E 18 mars 1992 

Was die inhaltliche Tragweite betrifft, ist die Tabelle am illustra­
tivsten. die in der Botschaft bei Ziffer 237 angefügt ist Sie fin­
den dort einen voraUSSichtlichen Betrag das ist einmal eine 
Annahme - von anfänglich 40 Millionen Franken im Jahr, und 
diese wären aufgeteilt auf den biologischen Landbau (5 Millio­
nen Franken), auf die Integrierte Produktion (15 Millionen 
Franken), dann auf produktionstechnische Massnahmen, die 
über das hinausgehen, was nach Umweltschutzrecht und an­
dem Vorschriften geboten ist (15 Millionen Franken); dann 
bleiben noch 4 Millionen Franken für besonders naturnahe 
Bewirtschaftung von Flächen und für Beiträge an anerkannte 
Organisationen 1 Million Franken. 
DieSe Verteilung wäre am Anfang massgebend. Selbstver­
ständlich wird dann, wenn das Ziel erreicht wird und sich mehr 
Betriebe zur Umstellung auf biologische Produktionsmetho­
den oderfür Integrierte Produktion entscheiden, dieser Betrag 
entsprechend ansteigen, Wir machen hier etwas, mit dem wir 
anregen wollen, anregen zur Verwirklichung der ökologischen 
Zielsetzung. 
Nun gingen die Meinungen in der Kommission eigentlich nicht 
grundlegend darüber auseinander, ob etwas anderes oder 
das Geschilderte gemeint sei. Das Schwergewicht würde ja 
nach dieser Aufteilung beim biologischen Landbau und bei 
der Integrierten Produktion liegen. Daran wollte die Kommis­
sion nichts ändern, auch wenn wir jetzt zwei Vorschläge unter­
breiten. den der Kommissionsmehrheit, die ausser mit Bezug 
auf die Kann-Formel dem Bundesrat folgt, und den anderen 
mit einer Neuformulierung, 
Ich glaube, dass wir am besten diese beiden Formulierungen 
an der Tabelle messen und uns dann überlegen, ob wir zwei 
verschiedene Dinge oder eigentlich das gleiche meinen. 
Die Kommission liess sich von jener Tabelle und von den darin 
enthaltenen Vorstellungen leiten. 

Schallberger, Sprecher der Minderheit: Beim Minderheitsan­
trag handelt es sich um eine klare Gliederung in den produzie­
renden Teil besonders ökologischer Leistungen (Abs. 1) und 
den Teil der ökologischen Leistungen, der vorrangig nicht der 
Nahrungsmittelproduktion dient (Abs. 1a). Ich betone, dass 
die Absätze 1 und 1a ein Ganzes bilden, eine Alternative zur 
bundesrätlichen Fassung. Ich erwähne dies speziell, weil es in 
der Kommission von einzelnen Mitgliedern übersehen wurde. 
Sonst hätte ich mehr Unterschriften erhalten. Zwar beinhaltet 
der Vorschlag des Bundesrates respektive der Mehrheit eben­
falls beides, den produzierenden und den nichtproduzieren­
den Teil. Doch wurden wirzur klaren Gliederung und Oeffnung 
veranlasst, weil der Botschaftstext sehr einengend wirkt. 
Ich zitiere aus Seite 33 der Botschaft: «Dabei handelt es sich 
um extensiv genutzte, ungedüngte, ohne Pflanzenschutzmit­
tel behandelte Wiesenstreifen, sog. Pufferflächen entlang von 
Hecken, Wald, geSChützten Biotopen, Strassen und auf erosi­
onsgefährdeten Parzellen,» Das ist eine sehr starke Einschrän­
kung. 
Wir möchten die Möglichkeit zur Flächenstillegung und zur 
Gestaltung ökologischer Ausgleichsflächen nach den Krite­
rien des Artenschutzes schaffen. Solche Flächen sollen 
nach den erwiesenen Bedürfnissen bedrohter Tier-
zenarten und gepflegt werden 
Neben den genau Schutzflächen von nationa-
ler oder regionaler Bedeutung gemäss Natur- und Heimat­
schutzgesetz dienen diese nichtinventarisierten ökologischen 
Ausgleichsflächen der Ergänzung und Vernetzung. Ihr Um­
fang wird nach dem Bedarf zur Flächenstillegung und nach 
naturschützerischen Kriterien ermittelt. Der Abschluss ent­
sprechender Verträge soll tür den Bewirtschafterfreiwillig sein, 
Sie haben gestern und heute bewiesen, dass Sie Agrarpolitik 
mit den Bauern betreiben wollen. So kann ich Ihnen mitteilen, 
dass auch der Schweizerische Bauernverband hinter 

steht 

M, Martin vous demande de soutenir 
ment pro pose par la minorite Schallberger. Cet amendement 
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apporte davantage de transparence et cree expressement les 
bases legales necessaires en faveur des surfaces de campen­
sation ecologique. 
Le message parle sous le chiffre 231.34: " .... d'autres surfa­
ces» (particulierement proches du milieu naturei) "non 
concernees par la loi sur la protection de la nature devraient 
pouvoir etre incluses dans les surfaces de compensation eco­
logique". 
La solution de minorite est bonne; elle precise d'une maniere 
exhaustive, donc restrictive, puisqu'elle parle de prairies trai­
tees extensivement sans tumure, situees le long des haies, 
des ruisseaux et des torets, ou encore de biotopes proteges. 
En mentionnant la compensation ecologique dans I'alinea a 
separement, toutes les exploitations agricoles obtiendront des 
contributions POUf de teiles prestations ecologiques specifi­
ques, independamment de la forme de production. On don ne 
ainsi a ce texte une base legale globale et durable, couvrant 
ainsi les besoins supplementaires en surfaces de compensa­
tion. 
G' est la raison pour laquelle je vous invite a soutenir I'amende­
ment. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je suis favorable ä la majo­
rite, bien que I'air qui souffle d'Obwald soit tres frais et tras ra­
fralohissant. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

Abs. 2-AI. 2 

21 Stimmen 
4 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Absatz 2 kann ich Sie auf das 
hinweisen, was wir im vorangehenden Artikel unter Absatz 4 
Buchstabe b schon beschlossen haben. Wir erwarten, dass 
die Voraussetzungen nach Artikel 31 a für den gesamten Be­
trieb erfüllt sind. Nur dann kommt überhaupt in Frage, dass 
noch etwas für Sonderleistungen ausgerichtet wird. Eigentlich 
versteht sich das von selbst, aber die Kommission wünschte 
eine KlarsteIlung und ein Bekenntnis dazu. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Quelques precisions de­
vant le plenum concernant les alineas 2 et 3 notamment: 
Mme Weber avait demande en commission qui le Conseil fe­
deral allait consulter au moment de la mise en etude de son or­
donnance d'application. Je lui reponds - ainsi qu'ä I'ensem­
ble du conseil que la demarche consultative est obligatoire 
et automatique aupres des milieux concernes - on a d'ailleurs 
dejä commence en ce qui conceme I'article 31 b, alinea 2 
que la procedure de reconnaissance des organisations se de­
roulera en collaboration avec les milieux concernes, et que 
son deroulement sera fixe dans I'ordonnance d'application. 
Gela alourdirait inutilement la loi que de le faire, mais je prends 
I' engagement devant vous que cela se fera dans I'ordonnance 
d'application et les reconnues seront ceiles 
qui commerce y aura 
tras aussi, car nous ne voulons pas limitatifs dans notfe 
volonte de consulter. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

Angenommen - Adopte 

Abs. 4-AI. 4 

Frau Weber Monika, Sprecherin der Minderheit: Ich möchte 
dem Bundesrat für die Antwort bezüglich der Absätze 2 und 3 
danken. Die Absätze 2, 3 und 4 hängen zusammen. In Ab­
satz 2 wird davon gesprochen, dass diese Beiträge mit Bedin­
gungen und Auflagen verknüpft werden. Der Bundesrat hat 
versprochen das ist auch so Brauch -, dass man vorgängig 
die entsprechenden Organisationen anhört. Es geht zum Bei­
spiel um die Umweltorganisationen, Konsumentenorganisa­
tionen usw., um solche ideellen Gruppen, die an diesen Be­
dingungen und Auflagen interessiert sind; das ist eigentlich 
ein normales Prozedere. 
Unter Absatz 3 wird die Delegation vorgenommen. Es ist vor­
gesehen, dass die Kantone die ganze Angelegenheit überprü­
fen. Die Kantone sind aber ganz bestimmt uberfordert, wenn 
sie diese Bedingungen und Auflagen im einzelnen kontrollie­
ren sollen. Sie müssen deshalb diese Aufgaben an aner­
kannte Organisationen übertragen. Ohne die Absatzorganisa­
tionen ist das überhaupt nicht möglich. 
Es ist wichtig - das hat der Bundesrat bestätigt -, dass mit den 
Absatz- oder mit den Vermarktungsorganisationen zusam­
mengearbeitet wird, weil diese die Verträge mit den Produzen­
ten haben. Das ist eigentlich das entscheidende Moment. In 
diesen Verträgen müssen ja diese Bedingungen und Auflagen 
festgelegt werden. Das ist ein normales Prozedere, das wir bis 
jetzt so gehabt haben. 
In Absatz 4 spricht der Bundesrat davon, dass man diese Or­
ganisationen - es handelt sich ja laut Aussage des Bundesra­
tes um bäuerliche Organisationen oder um Vermarktungsor­
ganisationen mit Beiträgen unterstützen kann. Ich bin der 
Meinung, dass man nicht einen neuen Apparat aufbauen 
sollte. Herr Uhlmann hat heute gesagt, dass man keine neue 
Bürokratie aufziehen sollte. Wir haben im Agrarbereich genü­
gend Bürokratie und genügend Apparate. Ich bin der Mei­
nung, man sollte zur Ueberprüfung dieser Bedingungen, die­
ser Auflagen und dieser Subventionen nicht einen neuen Ap­
parat aufbauen. Hier kann man also Geld sparen. Die Kantone 
haben die Oberaufsicht, aber ich bin der Meinung, diese Ver­
marktungsorganisationen müssen nicht noch bezahlt werden. 
Und die bäuerlichen Organisationen, die mit den Produzenten 
zusammenarbeiten, können ja die Tatsache, dass die Produ­
zenten tür ihre höheren Leistungen bereits etwas bekommen, 
indirekt als Hilfe zur Selbsthilfe betrachten. Jedenfalls bin ich 
ganz klar der Meinung, dass für diese Aufgabe nicht ein neuer 
Apparat aufgezogen werden soll, dass hier keine Gelder aus­
gegeben und keine Unterstützungsbeiträge an diese Organi­
sationen gehen sollten. 
Deshalb empfiehlt Ihnen die Minderheit, diesen Absatz zu 
streichen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 5 -AI. 5 
Angenommen - Adopte 

13 Stimmen 
10 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Absatz 6 unterscheidet sich die 
Meinung der Kommission einhellig von der Meinung des Bun­
desrates. Der Bundesrat sah vor, dass die Kosten der Mass­
nahmen nach diesem Artikel 31 b (neu) zur Hälfte von den Kan­
tonen zu tragen seien. Die Kantone haben - das muss ich Ih­
nen nach meinen Kontakten sagen schon gewisse Beden­
ken hinsichtlich der Vollzugsautgaben, die ihnen übertragen 
werden, Sie haben Zweifel, ob sich das, was wir beschlossen 
haben. von den Kantonen im Detail ohne weiteres vollziehen 

erwarten, dass diese bei der Ausg'eslaltur 
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zu sorgen; wenn ein Kanton von sich aus solche Massnahmen 
ergreift - wir haben im Kanton Zürich vor kurzem eine Abstim­
mung darüber durchgeführt, die positiv verlaufen ist -, ist es 
selbstverständlich Sache des Kantons, für die Finanzierung zu 
sorgen. Aber dort, wo der Bund Regeln aufstellt wir be­
schliessen sie hier -, sollte die Rnanzierung auch durch den 
Bund gewährleistet werden. 
Ich fasse zusammen: Die Vollzugsaufgaben werden die Kan­
tone vor heikle Aufgaben stellen; die Kantone möchten, dass 
dem bei der Ausgestaltung der Verordnungen Rechnung zu 
tragen sei. Die Finanzierung - auch der Beiträge nach Arti­
kel 31 b so gut wie jene nach Artikel 31 a - wäre vom Bund zu 
besorgen. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen in diesem Sinne, Absatz 6 zu 
streichen. 

Gemperli: Ich möchte Sie ebenfalls bitten, Absatz 6 zu strei­
chen. 
Es ist hier einmal ein formeller Einwand anzubringen: Im Ver­
nehmlassungsentwurf war keine Kostenbeteiiigung der Kan­
tone vorgesehen; sie wurde später einmal hineingeschmug­
gelt 
Nun aber zur materiellen Seite. Die Kantone würden hier mit 
Kosten belastet, deren Umfang natürlich noch nicht abzu­
schätzen ist Ich glaube, die Kantone hätten Anspruch darauf, 
dass man in etwa festlegen könnte, welche Kosten auf sie zu­
kämen. Mit der Belastung der Kantone gibt es für den Bund 
eine Carte blanche. Auf der anderen Seite ist noch darauf hin­
zuweisen, dass mit diesen zusätzlichen Leistungen vor allem 
die Flächenkantone zusätzlich belastet würden; Kantone, die 
keine grosse Fläche und keine grossen landwirtschaftlichen 
Gebiete aufweisen, würden durch diese Bestimmung prak­
tisch nicht getroffen. Nun steht aber fest, dass in schweizeri­
schen Landen gerade die Kantone mit relativ viel Landwirt­
schaft nicht die reichen Kantone sind. Damit wäre dies eine 
Massnahme, die den Finanzausgleichsbestrebungen völlig 
zuwiderlaufen würde. Wenn man eine solche Bestimmung 
einführen wollte, müsste man auf der anderen Seite zumindest 
einen Finanzausgleichsmechanismus vorsehen. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, dem Streichungsantrag der 
Kommission zuzustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Au "Sport-Toto», je ne don­
nerais pas beau coup de voix pour le Conseil federal dans ce 
dernier round de I'article 31 b. Je le defends quand meme. 
Pourquoi? Parce que, tout d'abord, ce n'est pas une charge 
insupportable qui serait reportee sur les cantons; ensuite, 
parce que la repartition entre les cantons n'est pas si simple 
que celle que M. Paul Gemperli vient de definir. 
Les cantons riches, qui ne sont pas les plus vastes de la Confe­
deration mais ont beaucoup de surfaces agricoles assolees, 
passeraient egalement au guichet; ce ne serait pas seulement 
les cantons pauvres mais etendus qui auraient a payer. 
Enfin, je pense que lorsqu'une administration cantonale, qui 
est I'administration d'execution, don dire si oui ou non teile ou 
teile exploitation agricole doit recevoir les contributions selon 
I'article 31 b, elle obtiendra plus d'esprit critique, de volonte de 

IOF!mlenI severe et si elle est appliquee e!le-meme 
ie elle est totalement 

soute. 
Je ne doute nullement de la moralite et de Ja bonne fol des au­
torites cantonales - je n'oublie pas que j'ai ete membre d'une 
auto rite cantonale - r affirme simplement que cela facilitera en­
core la prise d' examen critique et rigoureux que d' associer les 
cantons acette charge financiere. 
C'est la raison pour laquelle, sans illusion desesperee, je vous 
demande de voter pour le Conseil federal, c'est-a-dire de voter 
I'alinea 6 et de ne pas le biffer 

Ziff.1I 

eh. 11 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

Ad92.010 

Postulat der Kommission 

22 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Längerfristige Entwicklung des Berggebietes 

Postulat de la commission 
Developpement cl long terme de la region de montagne 

Wortlaut des Postulates vom 9. März 1992 
Der Bundesrat wird eingeladen, einen Berichtvorzulegen über 
die längerfristige Entwicklung des Berggebietes mit Erläute­
rung der Wege, die der Bund in Zusammenarbeit mit den Kan­
tonen einzuschlagen hätte, um die Besiedlung des Bergge­
bietes zu erhalten, der Bergbevölkerung auch in Zukunft zeit­
gemässe Ausbildungsmöglichkeiten und eine zweckmässige 
Infrastruktur zur Verfügung zu stellen, die Wirtschaftlichen 
Grundlagen zugunsten der Bevölkerung zu stärken, die land­
wirtschaftliche Bewirtschaftung der Agrarflächen und die 
Durchforstung der Wälder zu gewährleisten, die Erhaltung der 
Landschaft und der natürlichen Lebensgrundlagen unter den 
besonderen Aspekten des Berggebietes sicherzustellen. 

Texte du postulat du 9 mars 1992 
Le Conseil federal est invite a elaborer un rapport concernant 
le deve!oppement a lang terme de la region de montagne pre­
sentant la voie que la Conf€ld€lration devrait suivre, en collabo­
ration avec les cantons, pour: maintenir I'occupation du terri­
toire en region de montagne; continuer a I'avenir de mettre a la 
disposition de Ja population montagnarde des possibilites de 
formation modernes et une infrastructure appropriee; renfor­
cer la base €lconomique au profit de la population; assurer I'ex­
ploitation des surfaces agricoles et I'eclaircissage des forets; 
sauvegarder le paysage et garantir les bases naturelles d'exis­
tence compte tenu des conditions particulieres de la region de 
montage. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le Conseil federaJ est favo­
rable a ce postulat 

Jagmetti, Berichterstatter: Postulat 
sion einen Problemkreis auf, der sachlich und zeitlich über 
den 7. Landwirtschaftsbericht hinausgeht Wenn trotz der Be­
deutung des Anliegens die Form des Postulates gewählt 
wurde, so Hegt der Grund darin. dass ein Bericht verlangt wird 
und ein entsprechendes Begehren nur die Postulatsform zu­
lässt 
Angesprochen werden die Stellung der Bevölkerung im Berg­
gebiet und dessen räumliche Entwicklung. Aufgeworfen wer-
den also nicht allein agrarpolitische sondern Pro-
bleme sozialer Natur und solche der des Raumes. 

Tendenz 

betroffenen Kantone waren, 
haltend auszudrücken, vorbehaltlos oegelsTE,n: 

wird der ausserdem durch das T",n"it"hknIT,-

men der mit der EG und von allfälligen weiteren Ver-
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Aenderung (1. Teil) 
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Modification (1ere partie) 
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Message et projets de lois du 27 janvier 1992 (FF 11 1 ) 

Beschluss des Ständerates vom 18. März 1992 
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Kategorie 11/111, Art 68 GRN - Categorie 111111, art 68 RCN 

Präsident: Wir führen über den 7. Landwirtschaftsbericht und 
über Eintreten auf die Aenderung des Landwirtschaftsgeset­
zes eine gemeinsame Debatte. 

Kühne, Berichterstatter: Gestatten Sie mir zuerst, dass ich 
meine Interessen offen lege: Ich bin selber Landwirt Ich bin 
Vorstandsmitglied und Präsident verschiedener landwirt­
schaftlicher Oraanisationen, so Präsident des Zentralverban­
des schweizerischer Milchproduzenten. Mein In­
teresse liegt aber darin, für die Bauern. einen 
kunft zu finden und aufzuzeigen. 
Der 7. Landwirtschaftsbericht ist vergleichbar mit einer Mo­
mentaufnahme eines Zuges, der immer mehr in Fahrt kommt 
Es ist das Bild von Ende 1990. Das wirtschaftliche und politi­
sche Umfeld hat sich seither verändert Die Aenderung des 
Landwirtschaftsgesetzes ist eine WeichensteIlung in voller 
Fahrt. 
Die Kommission war sich weitgehend einig, dass der Bericht 
eine Analyse der Situation der Landwirtschaft ist und die 

zutreffend und klar darstellt. Ebenfalls 
der 
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mindert werden. Die Devise lautet also: Soviel Einkommen wie 
möglich über den Erlös der Produkte und soviel wie notwen­
dig durch direkte Beiträge. Als dritter wichtiger Punkt wird im 
Bericht die Selbsthilfe der Bauern und ihrer Organisationen er­
wähnt AHe vorhandenen Möglichkeiten der Kostensenkun­
gen und Autwandeinsparungen sind auszuschöpfen. Durch 
die schwierige Lage der Bundestinanzen wird wohl ein Haupt­
gewicht auf diesen Punkt gelegt werden. 
Ueber die konkrete Ausgestaltung des durch den Bundesrat 
aufgezeigten Weges und die Beschlüsse des Ständerates gin­
gen die Meinungen in der Kommission auseinander. Dies 
schlägt sich auch in der grossen Zahl von Minderheitsanträ­
gen nieder. Vom Bundesrat wurde ein Berichtverlangt, der ins­
besondere über die Fragen der zusätzlichen Bundesautwen­
dungen, der Minderausgaben für produktbezogene Subven­
tionen, der Finanzierung von Massnahmen zum Abbau von 
landwirtschaftlichen Produktionsüberschüssen vermehrt Klar­
heit gibt Da sich die Landwirtschaftspolitik in einem sich mög­
licherweise schnell und stark verändernden Umfeld befindet, 
sind die Antworten zwangsläufig vorwiegend in Form von An­
nahmen, Szenarien und Richtgrössen formuliert worden. 
1. Zu den Aufgaben der Landwirtschaft und den Zielen der 
Agrarpolitik: Die Kommission unterstützt die vier Hauptaufga­
ben, welche zugleich den Leistungsauftrag der Landwirtschaft 
umschreiben, nämlich a) Erhaltung der Produktionsbereit­
schaft und Beitrag zur sicheren Versorgung der Bevölkerung 
mit qualitativ hochwertigen, gesunden Nahrungsmitteln zu 
günstigen Preisen; b) Nutzung und Erhaltung natürlicher Le­
bensgrundlagen; cl Erhaltung und Pflege von Kulturland­
schaften; d) Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen Leben 
wie zur Kultur im ländlichen Raum. 
Eine breite Diskussion entspann sich um die Frage der auf die 
Nachfrage abgestimmten Erzeugung und umweltgerechten 
Produktion. Einige Kommissionsmitglieder sprachen der vor­
geschlagenen Kurskorrektur produktionshemmende und um­

. weltschonende Wirkung ab. Die Vertreter des Bundesamtes 
für Landwirtschaft sind jedoch überzeugt, dass die folgenden 
Punkte intensitätsdämpfend wirken: 

stagnierende oder sinkende Produktepreise; 
- Mengenbegrenzungen; 
- flankierende Massnahmen wie Extensoproduktion; 
- finanzielle An reize durch Beiträge für umweltschonende Be-
wirtschaftung, konkret für die Massnahmen in Artikel 31 b 
Landwirtschaftsgesetz, Len kungsabgaben; 
- Forschung, Ausbildung und Beratung im Sinne von umwelt­
schonender Produktionsweise. 
2. Zu den internationalen Entwicklungen: Gegenwärtig sind 
drei internationale Verhandlungsrunden offen, welche je nach 
Ergebnis unterschiedlich starke Auswirkungen auf die schwei­
zerische Landwirtschaftspolitik haben werden. Insbesondere 
ein Gatt-Abkommen - auch nach der VerhandJungsofferte des 
Bundesrates - oder ein EG-Beitritt mit der Uebernahme der 
heutigen gemeinsamen Agrarpolitik würden den Handlungs­
spielraum für eine eigenständige Landwirtschaftspolitik stark 
einschränken. Für die im teuren schweizerischen Umfeld pro­
duzierenden Bauern würde das gemäss Bundesrat zu einer 
grossen Herausforderung, die aber doch zu verkraften sein 
sollte. 
Diverse Zweifel von Kommissionsmitgliedern konnten hier 
nicht ausgeräumt werden. Das EWR-Abkommen berührt die 
Landwirtschaft lediglich in Teilbereichen. Aber auch mit dem 
EWR-Vertrag oder selbst wenn die Schweiz überhaupt kein 
Abkommen eingeht - bleibt unsere Landwirtschaft nicht unbe­
rührt von den internationalen EntwiCklungen. Die internationa­
len Verflechtungen werden intensiver, Verkehr und Güteraus­
tausch nehmen zu. Gleichzeitig reduziert sich der Grenz­
schutz. Das Preisgefälle zum nahen Ausland lässt Preiserhö­

schweizerischer Lebensmittel ohne Marktantei!verlu-
mehr Das landwirtschaftliches 

die landwirtSChaft: 
,m,rlw,irt,~('rl",ft muss aus internationalen 

Gründen konkurrenzfähiger werden; gleichzeitig soll sie dem 
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Wunsch nach mehr Oekologie Rechnung tragen. Sie soll nach 
den Vorstellungen vieler Mitbürgerinnen und Mitbürger vor­
wiegend aus kleinen und mittleren Familienbetrieben beste­
hen und nicht allzusehr teChnisiert sein. Diese Zielkonflikte 
schimmern im 7. Landwirtschaftsbericht durch. Die Bauern 
begegnen ihnen beinahe täglich. 
Seit der Abfassung dieses Berichtes sind spürbare Verände­
rungen eingetreten. Die schweizerische Wirtschafts- und Be­
schäftigungslage hat sich wesentlich verschlechtert Die Mög­
lichkeiten, namentlich für zeitweisen Zu- und Nebenerwerb, 
sind dadurch für die Bauern stark eingeschränkt Zudem 
zwingt die schwierige Lage der Bundesfinanzen zu Sparmass­
nahmen, welche die Landwirtschaft hart treffen. Die Einkom­
men der Bauem sind 1991 nominal um 1 Prozent gesunken, 
was bei Berücksichtigung der Teuerung ein recht schmerzli­
cher realer Einkommensverlust ist Verschiedene Indikatoren 
deuten auf eine starke Verunsicherung der Bauern hin. So hat 
die Zahl der Lehrverhältnisse und somit jene der Neueintritte in 
den Beruf in kurzer Zeit eine markante Abnahme erfahren. Die 
Verkaufszahlen von Landmaschinen sind 1991 um etwa 25 
Prozent und im ersten Quartal 1992 noch einmal im gleichen 
Ausmass zurückgegangen. Namentlich die Ungewissheit 
über die weitere Entwicklung bedrückt die Bauern sehr und 
lähmt ihre Investitionsfreude und ihren Zukunftsglauben. 
Landwirtschaftspolitik ist somit erstrangig zu einer Frage des 
Vertrauens geworden - des Vertrauens in Bundesrat und Par­
lament Durch klare Beschlüsse unsererseits müssen die Bau­
ern wieder Boden unter den Füssen erhalten. Es ist aber auch 
eine grosse Herausforderung an die Bauern, nicht gleichzeitig 
produktungebundene Direktzahlungen zu verlangen und die 
Produktion mit überrnässiger Intensität zu steigern. 
4. Zu Finanzbedarf und Finanzierung: Im Bericht der Kommis­
sion für Wirtschaft und Abgaben hat der Bundesrat den Bedarf 
zusätzlicher Direktzahlungen dahingehend umschrieben, 
dass er von den Bestimmungen zum Einkommensanspruch 
abhängt, von den Möglichkeiten der Preis- und Mengenpolitik, 
von den Entwicklungen bei den Gatt-Verhandlungen und bei 
der europäischen Integration, vom Umfang der Selbsthilfe 
und der Kostensenkungen, vom Tempo des Strukturwandels, 
von der Teuerung und der Verteuerung der Produktionsmittel, 
von der allgemeinen Einkommensentwicklung usw. 
Die Kommission wurde dabei mit den Zahlen gemäss Annah­
men der Botschaft und den wesentlich reduzierten Zahlen ge­
mäss Legislaturfinanzplan konfrontiert Nach den letzteren 
würden 1995 390 Millionen Franken neue Direktzahlungen 
vorgesehen. Als Gegenposten hätten wir wegfallende Erhö­
hungen der Verwertungskosten und die Sanierungsmassnah­
men des Bundeshaushaltes in der Höhe von 299 Millionen 
Franken. Per saldo bliebe im Jahr 1995 für den Bund eine 
effektive Mehrbelastung gegenüber dem heutigen Kurs 
von 91 Millionen Franken. 
Unter dieser Annahme würde das bäuerliche Einkommen no­
minal bestenfalls stagnieren, das heisst real sinken. Die Kom­
mission hat einen Antrag auf Koppelung der Direktzahlungen 
mit der Erhebung einer Warenumsatzsteuer von 1 ,5 Prozent 
auf Ess- und Trinkwaren deutlich abgelehnt Diese Zweckbin­

wäre recht problematisch, würde die 
belastet pirlhp,imi",r,hpn 

bensmittel insbesondere gegenüber den im Grenzverkehr ein­
geführten benachteiligt, würden sie doch durch die Taxe oc­
culte und den Lebensmittelsatz von 1,5 Prozent noch zusätz­
lich verteuert. 
Die Mehrheit der Kommission bevorzugt eine Lösung im Rah­
men der neuen Bundesfinanzordnung, vorzugsweise im Rah­
men der Mehrwertsteuer. Eine solche würde heute von den 
Bauern wohl wärmer unterstützt. als das am 2. Juni 1991 der 
Fall war. 

ter» eingeschränkt werden. Zudem kann der Bundesrat für die 
Bezüger eine Altersgrenze festlegen. Viel zu reden gaben die 
Bestimmungen über die Zuordnung der Mittel. Um die Diskus­
sion nicht zweimal zu führen, möchte ich weitergehende Erklä­
rungen erst bei der Detailberatung abgeben. 
Gestatten Sie mir zum Schluss eine persönliche Wertung. Die 
Kurskorrektur mit den produktunabhängigen Direktzahlungen 
ist am besten mit einer Decke zu vergleichen. Diese ist wohl 
aus dem richtigen Zeug, aber sehr kurz; sie ermöglicht den 
Bauern das Ueberleben bei normalen Verhältnissen. Sollte je­
doch ein starker Frost in Form eines ungünstigen Gatt-Abkom­
mens oder der Einführung der heutigen gemeinsamen Agrar­
politik der EG eintreten, wäre ihre Schutzwirkung völlig unge­
nügend. Direktzahlungen produktungebundener Art - also 
die Kurskorrektur, wie wir sie vornehmen - sind von den Bau­
em her keinesfails Liebe auf den ersten Blick, sondern besten­
falls eine Vernunftehe, deren Nützlichkeit zusehends aner­
kanntwird. 
Namens der vorberatenden Kommission empfehle ich Ihnen, 
vom Landwirtschaftsbericht Kenntnis zu nehmen und auf die 
Revision des Landwirtschaftsgesetzes einzutreten. 

M. Couchepin, rapporteur: Le 7e rapport sur I'agriculture est 
novateur. 11 introduit de nouveaux accents dans la politique 
agricole. I1 est bien different dans ce sens du 6e rapport sur 
I'agriculture de 1984 qui etaii, lui, strictement dans la ligne des 
rapports precedents. Notre politique agricole est fondee sur 
I'article 31 bis de la constitution qui date de 1947, la periode de 
I'apr!!ls-guerre, et cet article donne a la Confederation le drait 
de deroger en matiere agricole aux principes de la liberte du 
commerce et de I'industrie, et d'edicter des dispositions pour 
conserver une forte population paysanne, assurer la producti­
vite de I'agriculture et consolider la propriete rurale. La loi sur 
I'agriculture que I'on propose de modifier en partie, pour intro­
duire de nouveaux paiements directs iI existe deja des paie­
ments directs dans I'agriculture de montagne en particulier­
date, elle, de 1951. 
Pendant plusieurs decennies, le but premier de notre politique 
agricole etait la securite alimentaire, ce qui se justitiait dans le 
contexte de la guerre froide, qui risquait de degenerer en 
guerre ouverte. Nous avons donc voulu proteger notre agri­
culture aux frontieres essentiellement Le protocole d'acces­
sion au GA TI de 1966 nous autorisait a conserver un taux de 
protection eleve pour celle-cl Meme si dans le passe, malgre 
toutes ses faiblesses, la politique agricole a ete positive, au­
jourd'hui iI convient de lui donner une nouvelle orientation 
pourtenir compte de deux phenomEmes principalement Tout 
d'abord, I'internationalisation des marches et ensuite, une 
meilleure prise en compte de I'aspect multifonctionnel de 
I'agriculture, des besoins de la protection de I'environnement 
Depuis la guerre, notre taux d'autoapprovisionnement a aug­
mente. 11 n'est pas concevable de I'augmenter encore pour 
des raisons de protection de I'environnement, de couts, mais 
aussi pour tenir campte du fait que de nombreux pays - je 
pense en particulier aux pays de l'Est - reclament pour leuf 
produits agricoles, les seuls pratiquement ou ils sont competi­
tifs, un acces aux march es internationaux et au nötre en parti-

S'ajoutent cala des concretes. Si le 
Traite sur I'Espace ne (""'TIn,mp 

de valet agricole, il contient neanmoins une clause 
appelle pefiodiquement une negociatlon avec nos parte­

naires de la Communaute. Nous ne parions pas Ici d'une ad­
hesion pure et simple a la Communaute europeenne qui, du 
point de vue agricole, n'est pas concevable aujourd'hui. Oe 
toute fa90n la PAC (politique agricole communautaire) est en 
oleine discussion, voire contestation au sein de la Commu­
naute europeenne. 
Par contre, les neqo,ciatior 

ledestin 

michael.tellenbach
Textfeld



1018 N 16 1992 

rable a notre agriculture. Ce projetagricole du GATI n'est pas 
acceptable tel quel pour la Suisse. Esperons que nous par­
viendrons a faire passer le message au niveau international. 11 
n'empEkhe qu'un accord du GATI est non seulement proba­
ble, mais souhaitable, necessaire, et qu'iI entrainera une dimi­
nution des soutiens internes dans leur forme actuelle. 11 faut 
donc trouver une solution alternative pour maintenir le revenu 
paysan et cela ne peut etre que de nouveaux paiements di­
rects. Le GA TI - soit dit en passant - aura;t par ailleurs un effet 
positif pour I'agriculture suisse sous I'angle du cout des 
agents de production, des intrants, dont les prix seraient dimj­
nues par une liberalisation internationale. On doit aussi cons­
tater qu'iI existe actuellernent en Suisse une tres forte augmen­
tation de ce que I'on appelle le tourisme des emplettes, c'est­
a-dire I'acquisition par les consommateurs suisses de pro­
duits afimentaires a la frontiere. 11 faut rappeier qu'un tiers a 
peu pres de la population suisse vit cl mo ins de trente kilome­
tres de la frontiere. 
Le deuxieme element qui appelle une modification rapide de 
notre politique agricole, c'est la prise en compte de I'aspect 
muftifonctionnel de I'agriculture. L'agriculture a naturellement 
pour premier but, comme dans le passe, de contribuer cl l'au­
toapprovisionnement Elle doit aujourd'hui cependant pren­
dre en compte davantage I'aspect ecologique, qui s'oppose cl 
une production intensive, d'ou I'orientation dans ce sens des 
paiements directs cl moyen et cl long terme. Le 7e rapport sur 
I'agriculture determine plusieurs objectifs. 11 convient tout 
d'abord d'axer la production sur la demande mieux que dans 
le passe, tant par la quantite que par le moment ou elle est 
mise sur le marche. La production doit menager I'environne­
ment Dans ce sens, i'agriculture doit reduire ses atteintes cl 
celui-ci et contribuer plus encore au maintien et cl !'entretien 
d'espaces vitaux pour les plantes et les animaux, et cela par 
I'exploitation plus extensive d'une partie des surfaces cultiva­
bles. La familie paysanne doit etre en mesure de rt3aliser un re­
venu equitable pour vivre et creer le capital necessaire au de­
veloppement de I'exploitation, mais le but de la politique agri-' 
cole n'est pas seulement de maintenir le revenu paysan. 
Les mesures pratiques pour atteindre ces objectifs font robjet 
d'un programme en douze points. On peut le resumer en di­
sant qu'il y aura cl I'avenir une separation marquee entre la po­
litique des prix et la politique des revenus. Cela ne doit pas 
nous faire oublier que le prix du produit agricole de base 
n'entre que pour 40 pour cent environ dans le prix du produit 
agricole livre au consommateur; le 60 po ur cent restant consti­
tue le cout de la transformation et de la commercialisation. 
Pour favoriser cette separation entre la politique des prix et la 
polltique des revenus, il faut introduire les paiements directs, 
non lies aux produits, qui devront ensuite favoriser une evolu­
tion de I'agriculture vers des formes de production particulie­
rement respectueuses de I'environnement " faudra aussi 
adapter les mesures de protection cl la frontiere, favoriser "en­
traide et la collaboration entre entreprises, assouplir les pres­
criptions et restrictions faisant obstacle acette entraide ou ren­
cherissant la production. On ne peut pas mettre en concur­
rence des pmduits suisses qui subissent un certain nombre 
de contraintes legales avec des produits etrangers eux, 

efre produits en fonct/on de lois beaucoup sou-
que fes n6tres quant cl l'environnement fI faudra aussi fa­

voriser I'integration des secteurs en amont et en aval dans le 
processus de reforme. 
La commission partage I'avis du Conseil federal selon lequel 
I'instrument principal de ces modifications est tout simple­
ment I'introduction des paiements directs. Alors que la majo­
rite souhaite differencier elairement rart/ele 31 a consacre aux 
paiements directs en soi de I'artiele 31 b consacre cl I'encoura­
gement des nouvelles formes de production, une minorite 
voudrait, des le depart, lier les deux choses sans tenir compte 

temps necessaire pour permettre de 
aux nouvelles formes de 

dependront des decisions qui seront pnses aujourd'hui et du 
cadre financier im pose cl I'ensemble des activites de la Conte­
deration. Pour le plan financier 1993-1995, les paiements di­
rects s'elevent, en 1993, a 150 millions selon I'article 31a et 
passent a 350 mil/ions en 1995. Les montants prevus pour les 
paiements directs selon I'article 31 b - Nouvelle orientation de 
la politique agricole - sont moins eleves. 
La question demeure de savoir comment seront finances les 
paiements directs. Le Conseil des Etats suggere I'introduction 
de l'imp6t sur le chiffre d'affaires pour les denrees alimentai­
res, mais votre commission a rejete, a une forte majorite, une 
proposition al/ant dans ce sens. Le probleme pourrait etre re­
solu lors de l'introduction de la taxe a la valeur ajoutee qui se­
rait etendue aux pmduits alimentaires. Quant cl savoir com­
ment repartir les paiements di rects , ce sera I'objet d'un pre­
mier debat lors de la discussion des articles 31 a et 31 b. 11 vous 
appartiendra de decider du style de repartition de ces paie­
ments. 
En conclusion, la majorite de la commission approuve le rap­
port sur I'agriculture et ses orientations nouvelles, et souhaite 
I'introduction de paiements directs, dans une philosophie pro­
che de celle proposee par le Conseil federal aux articfes 31 a et 
31 b de la loi sur l'agriculture. Les modifications que la major!te 
de la commission propose so nt de peu d'importance par rap­
port cl I'acquiescement de principe cl la politique proposee par 
le Conseil federal et, plus specialement, par le Departement 
de I'economie publique. 

Hämmerle: Ich bin Biobauer, meines Wissens der einzige im 
Saal. Ich bekleide keine Posten im Dschungel der Agrarorga­
nisationen, weder beim Bauernverband noch bei den grossen 
Milch-, Fleisch- oder Getreideorganisationen. Ich bin nicht 
mehr und nicht weniger als Präsident der Bioproduzentenge­
nossenschaft Heinzenberg-Domleschg, einer Selbsthilfeorga­
nisation von zwölf Bauernfamilien. Ich stehe also unter keiner­
lei Zwang, existierende Strukturen oder Politiken zu rechtferti­
gen. Das merken Sie sogleich, wenn ich zunächst die her­
kömmliche, geltende Landwirtschaftspolitik beschreibe. 
Ich will es einmal pointiert sagen: Wir stehen nicht vor, son­
dern in einem Scherbenhaufen, unter dem alle leiden: 
1. Zuerst und vor allem - das wird manchmal übersehen -lei­
den die Bauern, obwohl sie genau das tun, was die Agrarpoli­
tik von ihnen verlangt: Sie produzieren, sie intensivieren, sie 
mechanisieren. Aber sie bekommen tür ihre Produkte kaum 
noch einen Preis. Besonders dramatisch ist die Situation beim 
Rindfleisch, wo der Preis vollständig zusammengebrochen ist 
Viele Bauern ohne Milchkontingent sind heute ökonomisch 
am Ende. Andere bekommen einen garantierten Preis, z. B. 
für die Milch. Aber das Produkt ist nicht gefragt, und es entste­
hen hohe, ja höchste Verwertungskosten, die der Landwirt­
schaftsrechnung und damit auch wieder den Bauern angela­
stet werden. Die Bauern sind total verunsichert 
2. Es leidet die Umwelt Die erzwungene intensive Produktion 
mit einem Uebereinsatz an Dünger, Giften und Energie ist am 
Boden und an der Luft nicht spurlos vorbeigegangen. Die Bau~ 
ern sind wohl kaum die grössten Umweltverschmutzer im 
land, aber sie sind sicher zu grosse Umweltverschmutzer. 

Es leiden die Konsumentinnen und Konsumenten, die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, weil sie zu hohe Preise 
für Produkte und tür eine Landwirtschaft zahlen, die sie so gar 
nicht wollen. 
Der Scherbenhaufen, in dem wir stehen, ist hausgemacht, in 
Sern und in Brugg, Gatt und EG, Punta dei Este und BfÜssel 
sind daran vollständig unschuldig, 
Ein Kurswechsel ist also gefragt. und z:.Nar hin zu einer Land­
wirtschaft, die sozial und umweltverträglich, europa- und vor 
allem Gatt-konform ist, eine Landwirtschaft, die für die Bun­
des kasse ist, eine extensivere, land­
wirtschaft 

die alte, 
Element die Sie sollen 
liehst bedingungslos nach dem Giesskannenprinzip und au­
tomatisch allen zukommen, die sich Bauern nennen mit oder 
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ohne Boden, ob sie umweltfreundlich produzieren oder nicht, 
ob sie Ueberschüsse produzieren oder nicht, nach Version 
des Ständerates sogar unabhängig von ihrer Einkommens­
und Vermägenssituation. Von den skizzierten Problemen aber 
wird mit diesem Paket kaum eines gelöst Weder bei der inten­
siven Ueberproduktion noch bei den Umweltschäden oder bei 
den Kosten für Staat sowie Konsumentinnen und Konsumen­
ten ändert sich etwas. 
Die Revision des Landwirtschaftsgesetzes in der Fassung der 
Kommission WAK genügt uns nicht. und schon gar nicht in je­
ner des Ständerates. Wer bekämpft fast alle weitergehenden 
Vorschläge. welche die Hauptprobleme ernsthaft angehen? 
Wer bekämpft sie am vehementesten? Ausgerechnet die tradi­
tionellen Bauernpolitiker! Vor allem an sie richte ich die folgen­
den Bemerkungen: WIr Sozialdemokratinnen und Sozialde­
mokraten fordern schon seit vielen Jahren Direktzahlungen; 
Sie aber wehrten sich mit allen Mitteln dagegen. Vor kurzem 
erst änderten Sie Ihre Meinung, und jetzt sollten Direktzahlun­
gen im Schnellzugstempo eingeführt werden, bedingungslos 
und ohne Voraussetzungen. Sie erweisen den Bauern wie 
mit Ihrer früheren Weigerung - mit Ihrer neuen Haltung wieder 
einen schlechten Dienst 
WIr bleiben bei unserer Meinung: Die Direktzahlungen sind 
richtig und wichtig. Aber wir sind nicht bereit, sie bedingungs­
los auszurichten. Die Bauern müssen dafür eine ökologische 
Gegenleistung erbringen. Dies erwarten unzählige Konsu­
mentinnen und Konsumenten. Die Bauern sind dazu bereit, et­
was anderes, Neues, Oekologischeres zu leisten. Nur viele ih­
rer Vertreter sind dazu nicht bereit Es gibt nämlich keine Be­
rufsgruppe in der Schweiz, die vom Staat voraussetzungslos 
ein garantiertes Einkommen, wenn möglich auch noch den 
Teuerungsausgleich, erhält Auch und gerade nicht die Beam­
ten, die vielgeschmähten: Sie müssen sich an unzählige Vor­
schriften halten. Im Gegensatz zu uns Bauern stehen sie in ei­
nem sehr engen Arbeitnehmerverhältnis. 
Ich verstehe nicht, dass sich gerade die Bauernvertreter mit 
harten Worten gegen jede ökologische und soziale Vorausset­
zung für die Direktzahlungen wehren. Sie begeben sich mit 
dieser Haltung ins Offside. Die Schweiz von 1992 ist kein 
Agrarstaat mehr wie noch vor wenigen Jahrzehnten. Die Bau­
ern sind nicht mehr die heldenhaften Ernährer eines bedroh­
ten Volkes wie im Zweiten Weltkrieg. Diese Erkenntnis ist ge­
rade für ältere Bauern und Bauernpolitiker hart, aber sie ist 
wahr. Die Bauern sind heute leute wie andere auch. Das ist 
gut so. 
Wir haben nur eine Chance, wenn wir gemeinsam mit Konsu­
mentinnen und Konsumenten, Steuerzahlerinnen und Steuer­
zahlern eine neue Agrarpolitik erarbeiten, die umweltverträg­
lich, sozial und auch noch finanzierbar ist Mit dem Kopf durch 
die Wand schaffen Sie das nicht Denken Sie daran, bevor Sie 
unsere Minderheitsanträge abschmettern. 

M. Gobet: Puisque la loi I'impose, je vous declare que je suis 
paysan a la tete d'une exploitation dite de type conventionnel. 
Je suis president de la Federation laitiere fribourgeoise et, ace 
titre, j'exerce des fonctions au sein du Comite de l'Union cen­
trale des producteurs de lait. Je suis donc bien epauh§ acette 
tribune par mon n"'",,,np'nT 

L'agriculture a le redoutable privih~ge de susciter reguliere­
ment des debats nourris, aussi bien dans la population en ge­
neral que dans le cadre des institutions politiques du pays. La 
conception du role de I'agriculture a fortement evolue ces der­
nieres decennies. La necessite d'approvisionner le pays en 
tout temps en denrees alimentaires d'une qualite de plus en 
plus affinee a ete, pour nos paysans, une mission gratifiante. 
Paur y satisfaire, la profession s'est organisee. Les structures 
mises en place sont en amant et en aval, elles 
ont roum! un nombre de postes de travail a I'econo-

da diverses Les eux-memes ont 

tion 
pement des niveau et le 
pratique par les pays excedentaires pour assurer I'ecoulement 

de leurs produits fant miroiter aux yeux de nos importateurs la 
perspective de marges juteuses. En meme temps, le r61e aii­
mentaire de I'agricuiture a perdu de son importance dans I'es­
prit de nos concitoyens. 
Le 7e rapport sur I'agriculture reflete cette evolution. Nous re­
mercions le Conseil federal de la quallte de I'analyse que com­
porte ce document On y constate que j'agriculture a fait 
preuve d'une remarquabie capacite d'adaptation. Au cours 
des dernieres decennies, tout en perdant les deux tiers de ses 
forces de travaii, elle a double sa productivite et entretenu nos 
paysages avec soin. La notion de multifonctionnalite allalt 
donc de soi pour nos paysans, bien avant que I'on ne songe ä 
I'inscrire dans les documents officiels. Sa reconnaissance et 
sa promotion vont donc dans la bonne direction. 
Le 7e rapport confirme et presente avec la darte necessaire le 
contexte qui determinera I'avenir de notre agriculture. 11 nous 
semble toutefols trop evasif sur les moyens a mettre en oeuvre 
pour permettre a nos paysans, dans leur environnement eco­
nomique, d'assumer ses perspectives. Une equation de base 
determinante doit etre resolue lorsque nous definissons les Ii­
gnes directrices d'une politique agricole paradoxale en ce 
qu'eUe tente a inserer une notion de multifonctionnalite dans 
une integration croissante aux marches internationaux. 
Tout d'abord, la compensation de I'ecart entre les couts de 
production et les prix du marche: selon une etude de M. Leh­
mann, professeur a l'Ecole polytechnique tederale de ZUrich, 
le supplement de couts resultant de I'environnement econo­
mique est de 45 pour cent en Suisse par rapport aux pays de la 
CE. Les paiements directs que le Conseil federal nous pro­
pose d'introduire, par les mOdifications de la loi sur I'agri­
culture, articles 31 a et 31 b, sont destines a compenser ces dif· 
ferences. 
Autre element de I'equation a resoudre: la difference entre le 
cout des structures (batiments deux fois plus chers, terres six a 
dix fois plus couteuses en Suisse qu'en Europe) et leur valeur 
economique pour I'exploitation, compte tenu des possibilites 
de valorisation finale des produits. Cet ecart-Ia, qui constitue 
un handicap majeur dans la perspective de I'evolution des 
structures auxquelles le 7e rapport fait clairement allusion, 
dolt etre compense par des contributions accrues des pou­
voirs publics au niveau ou se determine la politique agricole. 
Contrairement cl la tendance actuelle, le Conseil federal devra 
donc augmenter sensiblement a I'avenir les credits destines 
aux ameliorations foncieres. Ces differences importantes 
dans les couts qui grevent notre agriculture expliquent d'ail­
leurs et justitient le soutien important, revele par une recente 
etude de I'OCDE, que la Confederation lui accorde. 
Une certaine evolution des structures est inevitable. 11 s'agira 
de la maitriser, eomme I1 s'agira de bien negocier le vi rage vers 
une production plus extensive. Nous devrons eviter la precipi­
tation. L'agriculture a deja prouve sa faculte d'adaptation, 
mais la voie d'une adaptation progressive et mesuree est la 
seule qui sauvegarde les divers aspects de la multifonction­
naHte. 
Le Conseil federal manifeste clairement sa volonte de conser­
ver une agriculture dans notre pays. Nous I'enregistrons avec 
satisfaction. Parles multiples objectifs contenus dans le 7e rap-

fixe la voie cl suivre pour y Une mise en oeuvre 
r!p1'prrn;"pp options 
forcer le dynamisme de cette branche. 11 importera d'etudier 
egalement toutes les possibilites envisageables d'assouplir le 
carcan legislatif qui enserre I 'agriculture et empeche une adap­
tation normale a I'evolution des conditions-cadres. 
Avec ces remarques de caractere general, nous"pouvons ap­
prouver le 7e rapport sur I'agriculture. Les modifications pro­
posees a la loi sur I'agriculture vont dans le sens defini. Elles 
sent la concretisatlon logique des options retenues. Le rap­
port le Conseil federal demontre 

r1p,np",:;",,:; ",·nnpn,ir':'p,:; par la nouvelle UU'"UL'UO 

rente des consomma-
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definit la mission de plurifonctionnalite qui en assume la fac­
ture. 
Les paiements directs ne suscitent pas I'enthousiasme dans 
les milieux agricoles, et c'est avec une certaine resignation 
que les paysans enreg/strent cette evolution. Gette reserve a 
de multiples causes qu'il serait trop lang d' enumerer ici. Mais, 
entre autres raisons, les paysans ont tout de meme I'impres­
sion que le Gonseil federalles soumet un peu hativement au 
joug des exigences internationales, le GATI notamment 
Gette nouveile orientation peut aussi avoir des effets pervers. 
Les paysans dynamiques, confiants dans la poiitique agricole 
definie par les autorites federales, Parlement compris, ont in­
vestl et se sont lourdement endettes pour repondre aux impul­
sions donnees. Le changement de cap brusque et inattendu 
ne doit pas les mettre en peril. Des mesures d'accompagne­
ment seront donc necessaires pour ev/ter de teiles situations. 
Neanmoins, cette nouvelle conception decoule logiquement 
des constats operes et des options prises dans le 7e rapport, 
et nous devons I'aborder avec objectivite. Elle a entre autres le 
merite d'une certaine logique. Le systeme retenu prevoit, sous 
I'article 31 a, l'introduction de paiements directs destines ci as­
surer le revenu dans un contexte de prix adaptes aux march es 
et, sous I'artiele 31 b, des pa/ements directs indtant ci une 
adaptation raisonnable ci "evolution des voeux et des neces­
sites. 
Mais nous ne saurions admettre I'amalgame des buts et des 
moyens. La combinaison des moyens ci mettre en oeuvre sous 
I'article 31a doit permettre de tenir compte au mieux de la no­
tion d'aide aux structures dans les productions speciales et 
dans les regions defavorisees. Lacontribution de base par ex­
ploitation y pourvoira Mais il importe aussi de retribuer, dans 
une mesure proportionnelle, la prestation offerte. La perte re­
sultant de la commercialisation ci des prix qui ne couvrent pas 
les frais est proportionnelle ci I'importance de I'entreprise. La 
contribution ci la surface doit la compenser. Le caractere incita­
tif des aides prevues est de nature a favoriser une transition 
progressive vers une production plus extensive. 
Le groupe democrate-chn9tien y donnera son appui. Mais, lors 
de la discussion par articles, II combattra les pro positions qui 
tendent ci imposer des contraintes inutiles ou incitent ades de­
marches irrationnelles. 

Wanner: Welches ist überhaupt der Stellenwert eines Land­
wirtschaftsberichtes? Wenn Sie das Schicksal der Vorgänger 
des 7. Berichtes etwas näher analysieren, so drängt sich diese 
Frage auf. Man könnte es sich einfach machen und sagen, es 
komme darauf an, was der Bundesrat und das Parlament dar­
aus machten. Immerhin, so einfach möchte ich mir die Sache 
nicht machen. Meiner Auffassung nach muss und soll ein 
Landwirtschaftsbericht ein Führungsinstrument in der Hand 
des Bundesrates und des Parlamentes sein, das nicht je nach 
der aktuellen Grosswetterlage eingesetzt werden kann oder 
nicht. Das Schicksal des 6. Landwirtschaftsberichtes war je­
nes, dass er vor allem in der Schublade der Verwaltung ver­
kommen ist. Dies ist ein etwas harter Vorwurf, wenn man be­
denkt, dass man vielleicht nicht nur die Verwaltung, sondem 
allenfalls auch das Parlament zur Mitverantwortung ziehen 
könnte, Immerhin stellt die laufende agrarpolitische Diskus­
sion die Weichen etwas mehr in der Richtung, dass der 
7. Landwirtschaftsbericht zu dem werden könnte; als was er 
gedacht sein müsste: zu einer Leitlinie für die kommmende 
Agrarpolitik, 
Der 7. Landwirtschaftsbericht nimmt Bezug auf die aktuelle 
Lage der Agrarpolitik. Dem kann nicht widersprochen werden, 
auch wenn wir bedenken, dass zwei Drittel dieses Berichts vor 
allem der Vergangenheit und der Statistik gewidmet sind. 
Wenn Sie sich den 1. Landwirtschaftsbericht ansehen - das 
war noch ein kleines Büchlein so ist der 7. fast zu einer Bibel 
1'1C>'Mf'lrn,'n vor allem. was den betrifft 

nen 
tan, wenn wir nicht die An·t<>r"p,-hc'nrlon 

hen, Oie Revision des r1"ilto,>n"'n 

eine erste Konkretisierung der 
Landwirtschaftsberichtes. 

Wenn Sie die Agrarpolitik ansehen, werden Sie gewahr, dass 
Landwirtschaft letztlich immer etwas Zentrales ist und bleiben 
wird. Anders gesagt: Das öffentliche Interesse an der landwirt­
schaftspolitik ist nicht nur durch die Bauern bedingt. sondem 
auch durch den gesellschaftlichen, sozialen und allenfalls 
auch wirtschaftlichen Stellenwert der Landwirtschaft Darum 
bin ich an und für sich glücklich, dass agrarpolitische Ausein­
andersetzungen stattfinden und wir in aller Intensität über die 
Revision des LandwirtsChaftsgesetzes diskutieren können 
dies vor allem deshalb, weil auch neue, zukunftsbezogene 
Aspekte in die Revision einzufliessen beginnen. 
Man kann es drehen und wenden, wie man will: Die vermehrte 
Berücksichtigung der Anliegen des Umweltschutzes sowie 
die vermehrte' Ausrichtung der Agrarpolitik nach aussen im 
Vorfeld der europäiSChen Integration und im Vorfeld - oder, 
wenn Sie so wollen, bald in der Abschlussphase der Gatt­
Verhandlungen sind unverkennbar. Hier braucht es aber den 
Mut zu einer eigenständigen schweizerischen Agrarpolitik, 
und zwar einer Agrarpolitik, die nicht nach den Massstäben je­
ner Politik gemessen werden darf, wie sie in der EG in den letz­
ten zwanzig Jahren praktiziert worden ist Wollten wir diesen 
Weg beschreiten, so wären nicht nur die Bauem die Leidtra­
genden, sondern auch die Umwelt, die gesamte Wirtschaft 
und vor allem unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger, die ge­
wiss auch künftig eine Landwirtschaft wollen eine landwirt­
schaft allerdings, die vermehrt modernen und auch ökologi­
schen Ansprüchen gerecht wird. 

Schwab: Rund hunderttausend Bauernfamilien dürften heute 
ihre Augen mit grosser Spannung und Sorge auf uns richten. 
Der Ausgang unserer Verhandlungen wird das Schicksal von 
Zehntausenden von tüchtigen Bauern bestimmen. Es geht in 
unseren Beratungen darum, einer absoluten Minderheit von 
weniger als 5 Prozent unserer Bevölkerung die Rahmenbedin­
gungen zu geben, die sie in einem zunehmend härter werden­
den Umfeld zum Ueberleben braucht Der Wille unserer Bau­
ern, ihren multifunktionalen Auftrag zu erfüllen - der da lautet: 
Pflege der Landschaft, dezentrale Besiedlung unseres Landes 
sichern, Sicherstellung eines angemessenen Eigenversor­
gungsgrades mit gesunden Nahrungsmitteln -, dieser Wille ist 
unverändert vorhanden. In einer Zeit zunehmender Luftver­
SChmutzung wäre es unsinnig, nach Vorstellung einiger Gatt­
und EG-Strategen die Nahrungsmittel nur noch dort zu produ­
zieren, wo sie am billigsten zu stehen kommen; das hätte zur 
Folge, dass mehr Güter kreuz und quer durch Europa trans­
portiert werden müssten. Solche Fehlentwicklungen hätten 
künftige Generationen teuer zu bezahlen. 
Wir stellen auch fest, dass sich Herr und Frau Schweizer zu­
nehmend für die innere Qualität unserer Nahrungsmittel und 
für die Haltungsformen unserer Nutztiere interessieren. Nur 
die inländische Produktion bietet für einen solchen Ueberblick 
Gewähr. Dies gilt auch bezüglich des Einflusses auf den dafür 
notwendigen gesetzgeberischen Bereich. Mein Appell geht 
vor allem an die Grünen und die Linksparteien in diesem Saal, 
ihre Positionen in Sachen Neuauflagen, die sie der einheimi­
schen Produktion auferlegen wollen, zu überdenken, Schon 
heute ist die Gesetzgebung, die der Bauer zu befolgen hat, 
wesentlich strenger als diejenige im Ausland. Ich erinnere an 
die Stallbauvorschriften, an die Tierhaltervorschriften und an 
die neuen Gewässerschutzvorschriften. Die Spiesse, mit de­
nen wir zu kämpfen haben, werden zunehmend stumpfer. 
Wenn Sie den Bogen überspannen, riskieren wir, unsere 
Bauern ins Abseits zu drängen und gleichzeitig mehr Ueber­
schussware aus dem Ausland importieren zu müssen. Ge­
währ, dass dort Auflagen erfüllt werden, wie sie für uns 
gelten, besteht dabei nicht Das darf nicht das Ziel unserer Po­
litiksein! 
Wer der unseres Landes erlaube es, 

ihren Lohn über die Bundes-
kasse verkennt die auf 

blind oder glaubt an das Christkind. Zwar uns 
die Verhandlungen zu einer Neuorientierung 
unserer Agrarpolitik. Dabei haben wir unsere Verhältnisse in 

autTopographie, Bevölkerungsdichte. Lohnniveau und 
die grossen Ansprüche unserer Gesellschaft, aber auch die 
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Umweltsituation zu berücksichtigen. Nicht zu vergessen sind 
die geltenden strengeren Gesetze. 
Der Bundesrat setzt in seinen Vorstellungen auf mehr Markt 
mit mehr Eigenverantwortung der Bauern und gleichzeitig auf 
mehr Oekologie. Weg vom hohen Konsumentenfranken hin 
zum Steuerzahler, lautet seine Devise. Die Frage, wie diese 
Marschrichtung in unserem Land mit Höchstlöhnen, einem 
ungemein teuren Umfeld und zum Teil topographisch schwie­
rigem Gebiet vom Bauern ohne Ausweitung der Produktion zu 
bewältigen sei, beantwortet der Bundesrat mit der simplen 
Feststellung, die Kornpensation für Einkommensverluste 
habe durch Direktzahlungen zu erfolgen. Die Frage, woher 
das Geld kornmen soll, ist bis zur Stunde nicht beantwortet 
Die herrschende Rezession und das Ansteigen der Zinsen 
macht die Sache nicht einfacher. Der Gesetzgeber muss sich 
anstrengen, einen Weg zu finden, der sowohl von den Grünen 
wie auch von denjenigen, die eine weitgehende liberalisie­
rung des Agrarmarktes möchten, akzeptiert werden kann, 
wenn wir in der vorgesehenen Zeit den Bauern neue Zahlun­
gen gewähren wollen. 
In der Kommissionsberatung war die Referendumsdrohung 
mit einem anschliessenden Volksnein von linksgrüner Seite 
häufig zu hören. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass ein 
solcher Ausgang für die Bauern Einkommensverluste von 
mehreren hundert Millionen Franken allein in den näChsten 
ein bis zwei Jahren zur Folge hätte. Ein Bauernsterben, wie wir 
es noch nie gekannt haben, wäre in einem solchen Fall nicht 
abzuwenden. 
Ich fasse zusammen: 
1. Die SVP-Fraktion ist gewillt, dem bundesrätlichen Grund­
konzept auf Ausrichtung von Direktzahlungen über Artikel 31 a 
(ohne grosse Auflagen, zur Einkommensverbesserung) sowie 
über Artikel 31 b (mit zusätzliChen Zahlungen für besondere 
Anstrengungen im Bereich der Oekologie und der Tierhal­
tung) zuzustimmen. Dabei ist nochmals hervorzuheben, dass 
eine Produktion über Artikel 31 a bereits heute mit hohen ge­
setzlichen Auflagen verbunden ist Die Latte hiezu ist schon 
heute ich möchte das mit aller Deutlichkeit betonen, Herr 
Hämmerle höher angesetzt, als das für die ausländische 
Konkurrenz der Fall ist. Eine zwingende «Ballenbergisierung» 
unserer Landwirtschaft lehnen wir ab. 
2. Die SVP steht zu ihren Bauern. Sie ist nicht bereit - weder 
durch Druck von aussen noch durch Druck aus dem Inland -, 
den Bauernstand zu ruinieren. Wir fordern den Bundesrat auf, 
auf weitere Produktepreissenkungen zu verzichten, bis die 
neuen Direktzahlungen in Kraft sind und deren Finanzierung 
gesichert ist 
3. Konsurnentenumfragen zeigen, dass der Trend zu billige­
ren Nahrungsmitteln am Zunehmen ist Der Kauf von Agrar­
erzeugnissen auf der anderen Seite unserer Landesgrenze 
steigt stark an. Eine solche Entwicklung ist für die Bauern 
beängstigend, geht ihnen doch dieser Anteil vertoren. Der 
Bundesrat will in seinen Richtlinien durch Absenken der Pro­
duzentenpreise gleich zwei Fliegen auf einen Schlag treffen: 
Einerseits will er den Marktabfluss zum Stoppen bringen, 
andererseits die Produzenten zum Masshalten in der Men-
genproduktion zwingen. In dieser macht der Bundes-

die ohne den Wirt Am Rindfleisch hat 
es sich gezeigt, trotz Tiefpreisen, wie sie die EG kennt, 
der Konsument kaum etwas davon profitiert Zur beabsich­
tigten Steuerung des Mengenproblerns über den Preis ist 
festzuhalten, dass weder die EG noch Amerika, noch Austra­
lien - um nur drei zu nennen - durch Absenkung der Agrar­
preise die Menge in den Griff bekommen haben. Das Ge­
genteil ist der Fall. 
Wir sind im Begriff, unseren Bauern im Bereich der Agrarge­
setzgebung ein neues Fuder aufzuladen. Auf der einen Seite 
lastet Artikel 31a, auf der Artikel 31b. 

der enthält drucken schwer, 

stand ist 
der Absicht, dieses zu einem ~n::';h:",,'n 

nachzuschicken, Eine Alternative 
P1erde vorzuspannen, um den Wagen 

gen. Eine solche Lösung kostet aber viel Geld, und weil dieses 
kaum aufzubringen ist, bleibt uns nur die erste Variante. 
Meine Damen und Herren: Vor allem Ihnen aus dem Lager der 
Grünen dürfte doch wohl ein etwas leichteres Fuder, korrekt 
beladen, das Ihr Ziel der grünen Wiese in absehbarer Zeit er­
reichen kann, wohl lieber sein, als dass der Karren im Dreck 
steckenbleibt und allzu viele Bauern aufgeben müssen, Die 
Verantwortung für ein solches Debakel würde ich ablehnen. 

M. Gros Jean-Michel: Le groupe liberal prendra acte de ce 
7e rapport sur I'agriculture qui allie objectivite et courage. Ob­
jectivite lorsque, dans les deux premieres parties, iI nous 
donne une bonne image de la situation actuelle de l'agri­
culture suisse, de sa legislation, de ses chances et de ses ris­
ques. Courage dans sa troisieme partie, quand le Conseil fe­
deral place resolument I'avenir de I'agriculture dans un 
contexte internationalement plus ouvert, dans un systeme 
concurrentiel peu connu jusqu'a maintenant. Courage aussi 
lorsque cet avenir est envisage dans une perspective d'adhe­
sion a la Communaute europeenne. 11 serait vain de reprocher 
cette option au Conseil federal. Des lors que celui-ci affirme 
que I'adhesion est I'objectif a terme de notre pays, il etait 10-
gique que ce 7e rapport soit, lui aussi, elabore dans cette 
optique. 
Apres les compliments que justifie la qualite de ce rapport, j' en 
vienstoutde suite, vu letemps de parolequi m'est imparti, aux 
faiblesses qu'iI contient. Le graupe liberal les decele dans le 
diagnostic pose sur les maux dont souffre notre agriculture, 
d'une part, et sur les remedes, ou plut6t I'absence de reme­
des, proposes pour lui permettre d'affranter I'avenir, d'autre 
part. C'est ainsi qu'on nous explique, ci juste titre, que notre 
politique agricole a permis ci nos paysans d'etre dans une 
meilleure situation que leurs confreres eurapeens. Ce que I' on 
dit moins, c'est que notre perfectionnisme helvetique en ma­
tiere legiSlative rend notre agriculture moins apte cl s'adapter 
au nouveau contexte. Car, s'i! est un excedent structurel dont 
souffre notre agriculture, c'est bien de I'excedent de lois. Nos 
exces legislatifs ont toujours vise, helas, cl maintenir une agri­
culture dans un cadre que probablement I'inconscient collec­
tif suisse jugeait souhaitable, composee de petites exploita­
tions souvent ci la limite de la viabilite et dont les produits sont 
automatiquement pris en charge cl des prix fixes par la Confe­
deration. Tout ce la a retire en grande partie la volonte des pay­
sans de se comporter en entrepreneurs qui doivent se battre 
pour gagner des march es. Ce maintien artificiel de la petite 
taille des exploitations ne facilite evidemment pas notre adap­
tation cl un systeme plUS concurrentiel. 
Or, ce qui est decevant dans ce rapport, c'est que ce diagnos­
tic apparatt en filigrane. 11 est evoque que ces lois sont trop 
nombreuses, trop perfectionnistes et susceptibles d'augmen­
ter les coUts de production. 11 est murmure aussi qu'il faudrait 
les assouplir, voire en supprimer quelques-unes. Mais le seul 
remede effectivement propose, c'est I'extension des paie­
ments directs et la mise en place de mesures sociales. C'est 
dire que I'importance des couts de praduction en Suisse et 
leur influence sur notfe capacite concurrentielle sont large­
ment sous-estimees dans les remedes Ei apporter ci notre pOIi-

agricole. 
graupe liberal aurait souhaite que le s'en· 

gage de maniere plus determinee dans Ja aux entraves 
legislatives et aux mesures «contre-productives» qUi, toutes, 
rencherissent notre production agricole. Comment? En ces­
sant, par exemple, de freiner l'evolution des structures agrico­
les par des lois et des reglements anachroniques; le nouveau 
droit foneier rural est un exemple typique a cet egard des er­
reurs a ne plus cornmettre. En favorisant les regroupements 
d'entreprises agricoles plutöt que leuf division par la suppres­
sion des limites de production, de surface, da revenu ou defor-

au-dele. iI est renonce a I'octroi de contribu-
decrit comme ce so nt 

concerne les ordonnances et ror1!c"rnc.nt"tirmc: 

diverses, iI devient urgent, comme dans d' autres secteurs €loo-
de iaisser de a I'initiative individuelle. Ne 
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faudrait-il pas aussi revoir nos exigences en matiere de protec­
tion de I'environnement ou des animaux dans un sens plus 
compatible avec ce qui se passe chez nos futurs concurrents? 
Oe tout cela, I1 est tacitement question dans le 7 e rapport, mais 
en matiere de concretisation, celui-ci reste muet quant aux in­
dispensables mesures de dereglementation qui devront inter­
venir. 
Le groupe liberal est cependant satisfait du ton de ce rapport 
11 en primd donc acte en souhaitant que sa concretisation 
pulsse avoir Heu aussi dans le sens d'un encouragement a la 
competitivite et non seulement par des aides directes. J'en 
viens ainsi tout naturellement a la modification de la loi sur 
I'agricuiture. C'est un eupMmisme que de dire que les libe­
raux n'ont jamais eti'l d'ardents defenseurs de I'extension des 
paiements directs aux regions de plaine. Je me bornerai a evo­
quer deux de leurs defauts majeurs. Premierement, ils trans­
forment I'agriculteur-entrepreneur en salarie de l'Etat, deuxie­
mement ils anesthesient la volonte du gouvernement. du Par­
lement et des paysans eux-meme de trouver les moyens 
d'abaisser les couts de production. 
On peut presenter cette extension des paiements directs de la 
maniere qu'on veut, soit comme une indemnisation d'une 
prestation a la collectivite, soit comme un encouragement a 
une agriculture plus ecologique, soit comme une incitation cl! 
une production plus conforme au marche. 11 reste que, dans la 
pratique, cela se concretisera par un cheque emis par la 
caisse de la Confederation et remis au debut de chaque mois 
par le facteur du viUage, un peu comme I'allocation chömage. 
La philosophie de la politique agricole suisse passe ainsi du 
fameux «Produisez, nous nous occupons du reste» cl! «Ne pro­
duisez plus, nous nous occupons du reste". 
Or, en detachant progressivement le revenu realise de la pro­
duction effective, on tend cl! deresponsabiliser un secteur eco­
nomique dont la vocation naturelle est d'etre le plus perfor­
mant possible. On instaure une sorte de rente de situation qui 
permettra, au mieux, de vivre mediocrement d'une occupation 
mediocre. 
Aux yeux du graupe liberal, iI est nefaste de demobiliser un 
secteur de production qui perdra ainsi necessairement ses 
elements les plus dynamiques car ce qu'on encouragera 
avant tout c'est I'inefficacite et I'inertie. Ce n'est pas ainsi que 
I'on pourra atteindre les buts assignes a I'agriculture, et no­
tamment I'approvisionnement du pays en temps de crise, 
puisqu' en portant atteinte cl! I' esprit d' entreprise on porte aussi 
atteinte aux capacites qui seraient indispensables a ce mo­
ment-la 11 n'est meme pas sur que I'on favorise de la sorte I'oc­
cupation decentralisee du territoire, car ce n'est pas faire vivre 
le monde rural que de faire vivoter les exploitations a la limite 
de la rentabilite. 
Pour le groupe liberal, la logique aurait voulu que I'on reforme 
d'abord notre politique agricole; ensuite, seulement, et apres 
que les conditions-cadres satisfaisantes auront ete donnees, il 
serait temps d'examiner si I'agriculture doit encore compter 
sur des paiements directs pour survivre. En effet, maintenir no­
tre politique agricole dirigiste et contraignante oblige cl! pro­
duire cher, ce qui implique des paiements directs tres eleves 

compenser le manque-a-gagner. Cependant, puisqu'iI 
une valonte politique POUT sortir I'agri-

cu Itu re son carcan legisiatif, puisque les paiements directs 
demeurent la seule possibilite d'assurer un revenu aux agri­
culteufs, le groupe liberal entrera en matiere sur le projet qui 
nous est soumis. Son approbation finale dependra de la dis­
cussion de detail et notamment du röle, de Ja justification et de 
Ja maniere de distribuer ces paiements directs. S'ils devaient 
cesser d'etre une simple indemnisation d'une prestation a la 
coilectivite pour devenir un outil supplementaire de politique 
sodale ou environnementale, nous ne pourrions pas les ac­
cepter. Le resultat du travail de la commission ne laisse en tout 
cas rien augurer de bon. 

Baumann: Bauern 
rackern sie sich ab, den Konsumentinnen Konsu-

menten und frische Nahrungsmittel abzulie-
fern. ernten Undank: Sie seien zu teuer, vergifteten 
die Umwelt, produzierten nur Ueberschüsse und zerstörten 

die Schönheiten der Landschaft Zur hausgemachten Kritik an 
ihrer Arbeit kommt jene der internationalen Politik: Die Ameri­
kaner und Australier mit ihren unermesslichen Farmen wollen 

. ihre Tonnagen landwirtschaftlicher Produkte ohne Einschrän­
kungen auf den freien Weltmarkt werfen. Von Dänemark bis 
Portugal und von Nordirland bis Kreta bringen Bauern ihr Ge­
treide, Fleisch, Obst und Gemüse auf den gross gewordenen 
Markt und lassen ihre Ware lausende von Kilometern durch 
die Länder karren, damit salbst an Weihnachten in Oslo frische 
Erdbeeren aufgetischt werden können. Mitten im Fadenkreuz 
dieses internationalen Handels mit dem, was die Erde ir­
gendwo auf der Welt hergibt, liegt die Schweiz mit ihrer vielge­
staltigen, kleinräumigen Landschaft, mit ihren schwierigen to­
pographischen und klimatischen Verhältnissen, mit ihrer 
klein bäuerlichen, traditionellen Agrikultur. 
Bäuerliche Betriebe, die während Jahrhunderten ganz selbst­
verständlich von einer Generation an die nächste übertragen 
wurden, sind ganz plötzlich in ihrer Existenz bedroht Bäuerin­
nen und Bauern werden entwurzelt, die junge Bauerngenera­
tion verunsichert und entmutigt, die Landwirtschaftsschulen 
beginnen sich schlagartig zu leeren. 
Der 7. Landwirtschaftsbericht, eigentlich der Bericht des Bun­
desrates zur Lage der Landwirtschaft, verpasst die Gelegen­
heit, der gebeutelten Landwirtschaft neue Perspektiven, neue 
Ziele und neuen Halt zu geben. Der Bundesrat hält wohl detail­
liert Rückschau auf die Agrarpolitik und das Bauernsterben 
der letzten zehn Jahre, aber ohne verständlich zu sagen, was 
in Zukunft zu tun ist Der Bericht ist ein Sammelsurium von 
möglichen, nichtbezifferbaren Massnahmen zugunsten, aber 
auch zu Lasten der Landwirtschaft, und das genügt heute ein­
fach nicht mehr. 
Die Bauernfamilien haben Anspruch darauf zu wissen, wie es 
weitergehen soll, was sie künftig vom Staat zu erwarten haben 
und was nicht Die Bauem brauchen einen Landwirtschaftsmi­
nister, der für die agrarpolitischen Massnahmen geradesteht 
Ein Bundesrat, der allein für die Landwirtschaft zuständig ist, 
wäre dringend nötig das ist nicht gegen Sie gerichtet, Herr 
Bundesrat Delamuraz. Heute geht die Landwirtschaft in einem 
Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement, das für die 
weitverzweigten Interessen der Exportindustrie, für die EWR­
und EG-Anpassung, für die Wirtschaftsförderung und vieles 
anderes zuständig ist, einfach unter. Die brisanten Entscheide 
in der Landwirtschaft werden faktisch schon lange nicht mehr 
im Bundesrat, sondern auf Beamtenebene im Bundesamt für 
Landwirtschaft gefällt 
Nur so ist es zu erklären, dass der Landwirtschaftsbericht ein 
schönfärberisches Grünbuch ohne klare Zukunftsperspekti­
ven geworden ist Warum, fragt man sich, kann der gleiche 
Bundesrat im Landwirtschaftsbericht und in der Botschaft zur 
Aenderung des Landwirtschaftsgesetzes ganz andere Direkt­
zahlungen vorsehen als beispielsweise im Finanzplan? 
Schönfärberisch ist der Bericht auch, weil die Verfasser nicht 
eingestehen, dass die Leitplanken, die früher die Natur gesetzt 
hat. durch die zunehmende Rationalisierung und Technisie­
rung vielerorts umgestossen wurden: Die bisherige Agrarpoli­
tik zwingt die Bauern, mehr Hilfsstoffe, mehr Chemie und 
schwerere Maschinen einzusetzen. Der Bericht schweigt sich 
aus über den dramatiSChen Verlust der Artenvielfalt, über die 
grossen Probleme des ländlichen Gewässerschutzes, über 
den wachsenden Grau- und Schwarzmarkt im Tierarzneimit­
telsektor. 
Der Bericht enthält keine klaren Zukunftsperspektiven. Als ein­
ziges Rezept zur Lösung der vielfältigen Probleme sieht der 
Bundesrat einen verstärkten Strukturwandel hin zu grösseren 
Betrieben vor - sprich Bauernsterben und das, obwohl man 
weiss oder wissen sollte, dass grössere Betriebe immer mehr 
produziert haben und damit die Ueberschussverwertung im­
mer schwieriger machen. Ein geheimgehaltenes Papier 

den Tag gebracht: Je 
der Anteii der 

an seinem - und das sowohl 
in Prozenten wie absolut Im Klartext: Die 
für einen Kleinbetrieb heute etwa 20000 Franken, 
einen mittleren Betrieb etwa 35 000 Franken und für einen 
Grossbetrieb über 50000 Franken pro Jahr. Wohlverstanden, 
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ich habe nichts gegen Grossbetriebe, aber ich wehre mich ge­
gen die falsche Behauptung, grössere Betriebe würden ir­
gendwelche Probleme in unserer Agrarlandschaft lösen. 
Die Erhaltung möglichst vieler umwelt- und tiergerechter bäu­
erlicher Haupt-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe müsste das 
Leitbild sein, nicht die diffuse Vorstellung, ein Emmentaler 
Bauernbetrieb könne mit einer amerikanischen Farm konkur­
rieren, wenn er nur genügend grass sel Was es braucht, ist 
eine klare Anreizstrategie für umwelt- und tiergerechtes Bau­
em auf dem ganzen Betrieb, und nicht den vom Bundesamt 
für Landwirtschaft widerwillig praktizierten, kleinkarierten, bü­
rokratischen Quadratmeter-Naturschutz. Die Schweizer Bau­
ern haben nur eine Ueberlebenschance, wenn sie umweltbe­
wusster und tiergerechter produzieren als ihre Berufskollegen 
in anderen Ländern. Ich bin überzeugt, dass wir Bauern in der 
grossen Mehrheit dazu auch bereit sind, aber der Bund sollte 
seine Agrarschutzmassnahmen und Direktzahlungen endlich 
so ausrichten, dass ökologische Landwirtschaft im Vergleich 
mit der konventionellen Produktion wirtschaftlich lohnend ist 
Die Möglichkeiten der Zu- und Nebenerwerbslandwirtschaft -
das sind inzwischen mehr als die Hälfte der heutigen Bauern­
betriebe - hat man jahrelang unterschätzt und ist immer noch 
nicht bereit, die vielen Vorteile für den ländlichen Raum, für die 
regionale Wirtschaft anzuerkennen. Förderungsprogramme 
für Berufskombinationen wären wesentlich sinnvoller, als 
junge Bäuerinnen und Bauern mit Sozialhilfeprogrammen 
und Vorruhestandsregelungen mutlos zu machen und zu de­
moralisieren. 
Die Schweiz steht vor dem Beitritt zur EG; sie will ein Gatt­
Abkommen unterzeichnen. Ob wir sChlussendlich beitreten 
oder nicht, ändert für die Schweizer Bauern nicht sehr viel. Die 
Folgen werden so oder so dramatisch sein, wenn es nicht ge­
lingt, endlich die notwendigen inneren Reformen vorzuneh­
men. Es genügt nicht, wie das der Bundesrat mit der Aende­
rung des LandwirtsChaftsgesetzes vorgesehen hat, die bishe­
rigen mengenabhängigen Preisgarantien auf flächenabhän­
gige Direktzahlungen umzuschichten ohne klare ökologi­
sche Leitplanken. Es braucht eine klare Anreizstrategie, ein 
grosszügiges Angebot an die Bauern, Direktzahlungen zu lei­
sten, wenn sie ihren ganzen Betrieb konsequent auf eine öko­
logische und tiergerechte Produktion ausrichten. Nur so wird 
es gelingen, die sektorielle Ueberschussproduktion zu verhin­
dern, die ausgeräumten Agrarwüsten wieder zu bereichern, die 
Artenvielfalt zu erhalten und in vernünftigem Umfang gesunde 
Nahrungsmittel für unsere Bevölkerung zu produzieren. 
Natürlich ist es ein sehr schlechter Start für die neuen Direkt­
zahlungen, wenn man immer noch nicht weiss, wie man sie fi­
nanzieren will. Wir glauben, dass sich die Finanzierung der 
wachsenden Beiträge langfristig nur im Rahmen der neuen Fi­
nanzordnung realisieren lässt Jedenfalls ist der Vorschlag 
des Ständerates, die Direktzahlungen mittels einer speziellen 
Nahrungsmittel-Wust zu finanzieren, völlig untauglich. Eines 
der Hauptziele der neuen Agrarpolitik ist ja erklärtermassen 
die Angleichung des Konsumentenpreisniveaus an das euro­
päische Umfeld, weil der äusserst fragwürdige Nahrungsmit­
teltourismus im Grenzbereich verhindert werden sollte. Wenn 
man jetzt aber die Nahrungsmittel im Inland wieder mit einer 
Steuer dann erreicht man nichts als eine blinde, büro­
kratische Umleitung der Finanzströme ohne ersichtliChen Nut­
zen für jemanden. Die Direktzahlungen sind aus allgemeinen 
Bundesmitteln zu bestreiten. Schliesslich verlangen wir auch 
nicht eine spezielle Wust auf Kriegsmaterial oder auf Handfeu­
erwaffen, nur um den F/A-18 zu finanzieren. 
Die Zukunft wird von den Bauern und Bäuerinnen sehr viel An­
passungsbereitschaft und Flexibilität verlangen. Sorgen wir 
dafür, dass der Wendepunkt, die Krise in der Agrarpolitik als 
Chance genutzt wird, die Landwirtschaft neu auszurichtenl 
Bauern und Bäuerinnen sind mehr als Milch-, Fleisch- und 
KartoffeHieferanten: ihre sind neben der Lebensmit­

die 
und Arbeit der dörflichen Gemeinschaft 

der Treuhänderdienst das, was an !p!-IPn<::n,nfuJc>r:'r1 

Ressourcen auch für kommende Generationen 
vorhanden sein muss. 
Die grüne Fraktion ist für Eintreten, 

Jaeger: Trotz aller Kritik: Wir stehen an der Schwelle eines 
agrarpolitischen Umbruchs. Für jene, die seit Anfang und 
Mitte der siebziger Jahre diesen UmbruCh verlangt haben 
mehr Markt, mehr Oekologfe, gerechtere Verteilung der Ein­
kommen unter den Bauern, effizienterer Einsatz der öffentli­
chen Ressourcen im Bereich der Agrarpolitik -, wäre jetzt ei­
gentlich hier und heute die grosse Stunde. Vieles von dem, 
was wir immer verlangt und vorgeschlagen haben, soll jetzt 
doch in Angriff genommen werden. Aber ich muss Ihnen ehr­
lich gestehen: Es bleibt wenig Stolz, wenig Freude übrig, denn 
es ist nicht unser Verdienst, wenn jetzt die Weichen langsam 
und bedächtig umgestellt werden sollen, sondern es ist der 
Druck von aussen Stichwort Gatt, Stichwort EG -, es ist auch 
die Verunsicherung unseres Bauernstandes wegen des Kon­
kurrenzdrucks und wegen der agrarpolitischen Ereignisse 
ausserhalb unseres Landes, was uns in diesem Lande die 
Kraft und den Impuls bringt, tatsächlich die Richtung zu än­
dern. Aber ob dann diese Aenderung auch wirklich in der rich­
tigen Richtung erfolgt, wissen wir im Moment noch nicht; das 
werden wir auch am Ende dieser Debatte noch nicht wissen, 
sondern das wird erst dann klarwerden, wenn die Verordnung 
auf dem Tische liegt, wenn wir zu Ende beraten haben und die 
Agrarpolitik weiter konkretisiert, umgesetzt und realisiert wird. 
Es ist ganz klar: Die Einkommensverluste, die aufgrund dieser 
neuen Konkurrenzsituation entstehen, sollen durch Direktzah­
lungen ausgeglichen werden: also nicht mehr produktionsbe­
zogene Hilfe und Einkommenspolitik für die Bauern, sondern 
Direktzahlungen. Hier genau liegt die grosse Gefahr: die Ge­
fahr, dass wir nach wie vor an den alten Strukturen festhalten, 
die alten Regulierungen nicht über Bord werfen wollen, dass 
wir die alten Subventionskanäle nur dort, wo wir gezwungen 
sind, allmählich trockenlegen und dann unter dem Druck von 
aussen SChlicht und einfach ein neues Subventionssystem -
die Direktzahlungen sozusagen als Surplus auf das Ganze 
aufpropfen. Herr Schwab, das ist die Gefahr! Ich sage nicht, es 
komme so. Ich und Sie, wir wollen das nicht Aber die Gefahr 
bestehtllch möchte hier sagen, dass das der Punkt ist, den wir 
nicht wollen. Hier liegt die Wetterscheide, hier machen wir 
nicht mit Ich habe in der Kommission nie mit dem Referen­
dum gedroht, Herr Schwab; das wissen Sie. Aber ich möchte 
doch darauf aufmerksam machen, dass es gewisse Schwellen 
gibt, die wir nicht überschreiten dürfen. 
Sie haben gesagt: Wir dürfen den Bogen nicht überspannen. 
Einverstanden! Aber auch Sie dürfen den Bogen nicht über­
spannen. Ich glaube, wir alle müssen schauen, dass wir einan­
der entgegenkommen. Ich meine, wir haben in zahllosen Ge­
sprächen mit den Verbänden, mit dem Bundesrat, auch in der 
Kommission und auch mit den bäuerlichen Vertretern gezeigt, 
dass wir dialog bereit sind. Herr Bundesrat Delamuraz, Sie ha­
ben mir das attestiert Wir haben also sehr viel Konzessionsbe­
reitschaft gezeigt 
Ich möchte auch bitten: Sagen Sie jetzt nicht einfach zu allem, 
was wir dann in der Detailberatung vorschlagen, es komme 
aus der rotgrünen Ecke. Zum Teil sind es Deregulierungsan­
träge; die müssten an sich von den Freisinnigen oder von der 
liberalen Partei kommen. Es sind Deregulierungsanträge, weil 
wir mehr Markt wollen, weil wir bei der Ueberschussverwer­
tung Einsparungen wollen, weil wir sehen, dass dort Mittel frei­
werden, die dann für die Direktzahlungen eingesetzt werden 
können. Ich gebe aber zu: Das Verhältnis eins zu eins - ich bin 
ja auch als Oekonom Realist - wäre mir zwar sehr sympa­
thisch, aber wir werden es nicht erreichen. Es wird zusätzliche 
Mittel brauchen. Es gibt eine leichte Umlagerung vom Konsu­
menten zum Steuerzahler; das ist klar. Aber auch hier dürfen 
Sie dann nicht dem Konsumenten, den Sie als Steuerzahler 
mehr belasten wollen, gleichzeitig mit einer Nahrungsmittel­
Wust die Vorteile wegnehmen. Diese Nahrungsmittel-Wust 
das ist ganz klar ist die näChste Barriere, auch in Sachen Re-
ferendum Das ist wiederum keine aber wir wollen 
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den kann. Aber im Rahmen dieser Aufgabe geht es auch 
darum, d"!-ss man nicht nur weniger produziert - weniger pro­
duzieren heisst auch weniger intensiv produzieren -, sondern 
es geht auch darum, dass die Landwirtschaft positive Umwelt­
leistungen erbringen muss und erbringen kann. Das ist ein 
neuer Produktionszweig, der für die Zukunft wahrscheinlich so 
wichtig ist wie die herkömmliche Produktion von Grundnah­
rungsmitteln. Das müssen wir heute anerkennen, und da gibt 
es nichtS anderes, als dass wir die Direktzahlungen als ein Ent­
gelt für ökologische Leistungen betrachten. Es ist kein Almo­
sen, es sind keine biossen Subventionen, sondern es sind Ab­
geltungen für eine ganz konkrete, ganz zentrale, grundlegend 
wichtige Leistung der Landwirtschaft Da braucht es Auflagen. 
Da haben wir dann den Gegensatz zwischen Artikel 31 a und 
31 b. Wenn wir nur nach Artikel 31 a fahren, wollen wir aufpfrop­
fen, wir wollen retten, was zu retten ist. Was vom Gatt gestoh­
len wird, wollen wir über Artikel 31 a wieder hereinbringen. Das 
ist nicht die KonzeptIon, und es kann sie auch nicht sein. Ich 
weiss, der Bundesrat und auch die Bauern wollen das in der 
letzten Ausführung nicht Aber wenn man das schon nicht will, 
dann muss man alles daransetzen, Anreize zu geben, um 
nicht nur umweltverträglich zu produzieren, sondern um auch 
aktive Umweltleistungen zu erbringen. Ich denke an die zahl­
reichen Stichworte wie biologischer Landbau, ökologische 
Ausgleichsflächen, Hecken, Erhaltung der Artenvielfalt usw., 
all das, was für die Zukunft so wichtig ist. 
Deshalb muss auch hier das Verhältnis zwischen den Mitteln 
stimmen, die unter den Artikeln 31 a und 31 b eingesetzt wer­
den. Wir werden in der Detailberatung intensiv auf diesen 
Punkt zurückkommen; denn für mich das sage ich jetzt zum 
Schluss - ist es enonm wichtig, wie am Schluss die ganze Ge­
schichte finanzpolitisch herauskommt. Wir alle hier wissen, 
dass wir uns da nicht allzuviel erlauben dürfen. Es gibt eine fi­
nanzpolitische Restriktion auch bei uns, im Bundeshaushalt, 
die wir beachten müssen. Wenn es nicht gelingt, die gesamten 
Einsparungen für Direktzahlungen einzusetzen und umzulei­
ten, dann werden zusätzliche Mittel in Anspruch genommen, 
werden müssen. Das heisst, dass diese Mittel wirklich auch ef­
fizient einzusetzen sind, und zwar nicht so, dass eine Mehrheit 
der Mittel dort ausgegeben werden und letzten Endes entwe­
der im agrarischen Vorleistungsbereich hängenbleiben oder 
aber in der Verarbeitung bzw. in der Distribution. Das wollen 
wir auch nicht; denn das wäre ein ineffizienter Einsatz der Mit­
tel. Die Direktzahlungen helfen hier, die Mittel effizient einzu­
setzen, denn es ist klar: Ein Franken, der über Direktzahlun­
gen fliesst, kommt in erster Linie dem bäuerlichen Produzen­
ten zugute, um so mehr, wenn er nach Artikel 31 beingesetzt 
wird, nämlich als Entgelt für ökologische Leistungen. 
Wir werden in der Detailberatung zu den eigentlichen Proble­
men vorstossen. Aber das Grundkonzept sollte klar sein: Wir 
sollten miteinander eine Lösung finden, die zukunftsgerecht 
ist. die letzten Endes auch dem Bauern etwas bringt. Ich gebe 
zu: Es braucht eine Uebergangstrist Wir können nicht von 
heute auf morgen alles ändern, alles umkrempeln. Wir brau­
chen eine Uebergangsphase. Aber nachher muss es in Rich­
tung Direktzahlungen mit Schwergewicht Oekologie (Art. 31 b) 
gehen. Das ist die Grundfrage. Und auch die Finanzierungs-
frage muss gelöst sein. • 
ich danke dem Bundesrat für den Zusatzbericht, den er uns 
zur Verfügung gestellt hat. Aber es sind dort noch zu viele Fra­
gen offen. All diese Fragen müssen geklärt werden. 
In diesem Sinne möchten wir Ihnen Eintreten beliebt machen .. 
Sie haben die Akzente gehört. Wir werden hart sein. aber wir 
werden auch bereit sein. Souplesse zu zeigen und Ihnen ent­
gegenzukommen. 

wenn man 
1990 machte Bauernverband 
;:;;ir.""ho eine Kehrtwende, und seither kritisiert er. dass der 

diese nicht schnell genug reali-
siere. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass die 
oberste Weisheit gewiss nicht in Brugg liegt Die lange als 
skurril verschrienen Aussenseiter unter den Bauern sind zu 

. Vorspurern einer Neuorientierung geworden und sind plötz­
lich hoffähig. Ich kann sagen, dass es uns diese häufigen 
Kehrtwenden der offiziellen Agrarpolitiker auch ein bisschen 
leichter gemacht haben und dass sie uns mehr Selbstsicher­
heit gebracht haben. Das Problem der Landwirtschaft sind 
nicht die Bauern, das Problem liegt bei den Agrarverbänden: 
Der Bauer hat sich nämlich als sehr flexibel und innovativ er­
wiesen, und er arbeitet auch ökologisch, wenn er die richtigen 
Preisanreize erhält 
Zu den Direktzahlungen: Wir haben immer die Meinung vertre­
ten und das ist auch die Meinung der Väter der Idee von Di­
rektzahlungen der Staat solle Direktzahlungen leisten als 
Entschädigung für ökologische Leistungen oder für Extensi­
vierungsverluste. .Blosse Einkommenszahlungen ohne ge­
meinwirtschaftliche Leistungen gehören nicht in die Marktwirt­
schaft Ich möchte nun in ein paar Punkten das Revisionspa­
ket würdigen. ich möchte unterstützen, was Vorredner gesagt 
haben: Der wichtige Punkt ist bei uns das Gleichgewicht der fi­
nanziellen Ausschüttungen zwischen Artikel 31 a und 31 b. 
1. Die Zahlungen nach Artikel 31 a, wie der Bundesrat und die 
Kommissionsmehrheit das vorschlagen, sind blosse Einkom­
menszahlungen für die konventionelle Landwirtschaft Es sind 
keine anderen ökologischen Auflagen gefordert, als die beste­
henden Gesetze einzuhalten. Dieser Artikel erlaubt eine wei­
tere Produktivitätssteigerung, eine weitere Ueberproduktion. 
Es besteht die Gefahr, dass wir mit diesen Direktzahlungen 
einfach neue Bundesleistungen auf das bisherige System auf­
pfropfen und sich nichts ändert. Artikel 31 b würde die Schritte 
zur biologischen Produktion bringen, zur integrierten Produk­
tion, zur Extensivierung und zum Produktionsabbau. 
2. Die Geldverteilung zwischen Artikel 31 a und 31 b ist der zen­
trale Punkt. Wir haben den Finanzplan studiert. Es ist ein Zu­
satzbericht geliefert worden. Wir haben bemerkt, dass eine 
grosse Differenz besteht zwischen den Zahlungen nach Fi­
nanzplan und den Zahlungen, die in der Botschaft vorgesehen 
sind. Ich bitte den Bundesrat, uns diese Differenz zu erklären. 
Was hat Vorrang? Gilt der Finanzplan, oder gilt das, was in der 
Botschaft steht? Nehmen wir den Finanzplan: Im Finanzplan 
sind für Artikel 31a im ersten Jahr 150 Millionen vorgesehen 
und für die AUSSChüttung nach Artikel 31 b 20 Millionen, also 
ein Verhältnis 7 zu 1. Im dritten Jahr sind 350 Millionen für die 
konventionelle Landwirtschaft - vor allem flächen bezogen -
und für Artikel 31 b 40 Millionen vorgesehen, also ein Verhält­
nis von 9 zu 1. Dieses Missverhältnis ist für uns inakzeptabel. 
Man kann doch nicht mit 20 Milliönchen für Artikel 31 b - und 
das ist das einZig Neue an der Vorlage Agrarpolitik betrei­
ben! Das ist ein Zückerchen für die "Stürmi", die nach Extensi­
vierung und Produktionssenkung rufen. Es gibt dazu mehrere 
Anträge. 
3. Das Revisionspaket beinhaltet keine Massnahmen zur Pro­
duktionssenkung ausser die Extensivierung, die sich aus 
den Zahlungen nach Artikel 31 b ergibt. Wenn der Grossteil der 
Zahlungen nach Artikel 31 a ausgeschüttet wird, werden weiter 
Ueberschüsse anfallen, und die Bundeskasse wird weiter be­
lastet werden, In dem Sinn ist es kein Kurswechsel, und wir be­
dauern das. 
4. Wenn Zahlungen nach Artikel31a ausgeschüttet werden, 
werden die Einkommensdisparitäten zunehmen. Das stört 
uns auch. Sie haben in der Antwort des Bundesrates auf eine 
Interpellation gesehen: Heute bekommt ein Talbetrieb extrem 
unterschiedliche Bundesleistungen im Ackerbau - ein Klein­
betrieb 21 000 Franken und ein Grossbetrieb 54 000 Franken. 
Diese Disparität ist nicht zulässig. 
Herr Schwab hat das Bild eines Karrens gebraucht, der im 
Dreck steckt. Herr Schwab, wenn Sie mithelfen wollen, diesen 

Dreck 

zwischen Artikel a und 31 b~, sonst kommt er nicht aus dem 
Dreck, und dann macht es auch nichts. 

M. Perey: le rapport sur I'agricuiture etait attendu avec 
une certaine impatience, du cote paysan surtout, car depuis 
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deux ans, le Conseil federal nous promettait un changement 
total dans la conduite de Ja polit/que agrlcole. 11 tut en general 
assez bien accueilli, mis apart les nostaJgiques qui refusent de 
comprendre pourquoi la politique actuelle ne peut se poursui­
vre a I'avenir. les premiere et deuxieme parties de ce rapport 
traitent de I'agriculture que nous vivons et reh3vent tres en de­
tail tout ce qui a ete falt jusqu 'a aujourd'hui. la troisieme partie 
traite de I'avenlr, de la nouvelle orientation de!a politique agri­
cole. Je n'entre pas dans I'analyse de ce 7e rapport, cela a ete 
falt par M. Wanner. 
Mais, la troisieme partie de ce rapport n'estrien sans les modi­
fleetions proposees aux articles 31a et 31b de la loi sur I'agri­
cuiture. En effet, I'introduction de paiements directs en Heu et 
place d'un soutien des prix garantissant aux paysans un re­
venu equitable necessite de nouvelles bases legales. Si les 
paysans ont dü se faire a I'idee des paiements directs pour as­
surer leur survie, ils ne I'ont pas fait de gaiete de coeur, car 
c'est un changement total dans la conduite de leur domaine 
qui leur est demande et cela ne peut se faire d'un coup de ba­
guette magique. 11 faudra du temps et de la comprehension de 
part et d'autre pour effectuer cette reconversion. Nous som­
mes obliges de constater que le financement des paiements 
directs cause beaucoup de souci aux agriculteurs. Nous pen­
sons qu'il faut eviter de lier le financement des paiements di­
rects avec la modification de la loi sur I'agriculture. Notre re­
gime financier est en revision et doit etre traite dans son en­
semble. lier les deux choses ne pourrait que retarder I'entree 
en vigueur de la nouvelle politique agricole. 
Revenons plus precisement sur les modifications proposees 
dans le projet de modification de la loi sur I'agriculture. Si 
I'article 29 ne suscite que peu de commentaires, il en va tout 
autrement de I'article 31. l'article 31 a a un caractere economi­
que car iI a pour but, premierement, de completer par des 
paiements directs non lies a la production le manque de r9-

venu du a la nouvelle politique des prix plus orientee vers le 
marche; deuxiemement, remunerer des prestations d'interet 
public effectuees par les agriculteurs. l'article 31 b, quant a lui, 
a une autre mission: ce sont des contributions pour des pres­
tations ecologiques particulieres sur la base d'un contrat vo­
lontairement conclu. Ces deux secteurs sont completement 
differents et ne peuvent etre lies. Malheureusement, les tra­
vaux de la commission ont demontre que certains conseillers 
voudraient profiter de cette occasion pour imposer une agri­
culture basee uniquement sur I'ecologie a outrance et refusent 
de separer les deux chapitres. 
le Parti radical repoussera toutes les pro positions de minorite 
allant dans ce sens. Cela ne veut pas dire que nous combat­
tons I'agriculture respectueuse de I'environnement ou la pro­
tection des animaux, bien au contraire. Mais, iI faut y mettre 
des nuances, iI faut travailler avec les paysans et non pas 
contre eux. les exploitants ne so nt pas insensibles aux proble­
mes de la nature et le projet de paiements directs du Conseil 
federal est la pour les aider a comprendre et a developper la 
nouvelle orientation de la politique agricole suisse. 
Pour ces raisons, le Parti radical votera I'entree en matiere et 
soutiendra le Conseil federal et la majorite de la commission. 
Quant a mai, j' aurai I' occasion de revenir acette tribune lors de 

discussion de detail 

Dreher: Die einstimmige Fraktion der Auto-Partei beantragt 
Eintreten und Zustimmung zur Mehrheit der Kommission. Wir 
unterstützen die Minderheitsanträge, soweit sie bürgerlichen 
Ursprungs sind. In einer komplizierten Angelegenheit haben 
wir uns ausgiebig mit der Materie befasst An sich und von un­
serer Auffassung vom Markt her müssten wir eigentlich dem 
«Survival of the fittest" das Wort reden. Wir erkennen aber, 
dass es nicht möglich ist, nach bald Jahren Staatsein-

in diesen den 
unter 

dass die Ausgaben für Nahrungsmittel bei einem durch­
schnittlichen Schweizer Familienbudget ständig sinken, dass 
aber die Ausgaben für die Versicherungen beispielsweise 
ständig steigen; andererseits ist das wirklich alle beschäfti­
gende Thema nur die Höhe der Nahrungsmittelpreise. Wir 
stellen femer fest, dass die Preise, welche der Erzeuger, der 
landwirt, bekommt, um Längen von denen abweichen, wei­
che wir Konsumenten in den Läden zahlen. Wir wissen, dass 
die Erzeugerpreise für Fleisch auf EG-Niveau und teilweise 
darunter sind; eine Erklärung, weshalb wir das teuerste 
Fleisch Mitteleuropas kaufen, können wir daraus nicht ablei­
ten. Irgendwer verdient dazwischen erheblich. Der Bauer ist es 
nicht, soviel stehtfest 
Es ist nach Auffassung unserer Fraktion auch nicht angängig, 
die lebensmitteipreise jenseits der Grenze mit denjenigen der 
Schweiz zu vergleichen. Wer feststellt, dass das Kalbfleisch 
bei Karstadt oder Kaufhof zu Singen am Hohentwiel erheblich 
billiger ist als in der Schweiz, tut dies mit Recht Aber dann 
sollte man auch das Einkommen vergleichen: Wenn wir im 
Kanton Zürich einem Primarlehrer jährlich 120 000 Franken 
bezahlen können - meines Wissens sind dies damit die 
höchstbezahlten Primarlehrer der Welt -, dann ist das bedingt 
durch das allgemein hohe Preisniveau in unserem Lande. 
Dass das auch auf die Produzenten preise der landwirtschaft 
durchschlägt, ist wohl klar. 
Bei dieser Sachlage bleibt uns nichts anderes übrig, als die­
sen ergänzenden, ausgleichenden Direktzahlungen zuzu­
stimmen. Wir tun es ohne Begeisterung, weil wir der Auffas­
sung sind, man sollte unseren qualifiZierten Bauern, die mit 
Freude, Berufsstolz und Können ihrer Arbeit nachgehen, er­
möglichen, aus den Früchten ihrer Arbeit heraus für sich selbst 
ein ohne StaatskrÜCken angemessenes Einkommen zu erwirt­
schaften. Wie ich eingangs sagte, haben wir festgestellt, dass 
das nicht geht, heute nicht mehr geht, weshalb diese Direkt­
zahlungen notwendig sind. Wir lehnen uns allerdings dage­
gen auf, dass Einkommens- und Vermögensgrenzen einge­
führt werden sollen, denn diese öffnen der Umgehung Tür und 
Tor. Das zauberhafte Argument, dass jetzt «ökologische Aus­
gleichszahlungen» geleistet werden sollen, lehnen wir eben­
tallsab. 
Wir halten uns also an die Fassung, wie sie Bundesrat und 
Kommissionsmehrheit vorlegen, und werden entsprechend 
stimmen. 

Fischer-Sursee: Unsere landwirtschaft befindet sich einmal 
mehr im Umbruch. Unsere Bauern sind nach Jahren relativer 
Sicherheit einem steifen Wind ausgesetzt Es besteht eine 
grosse Verunsicherung, die mit dem 7. landwirtschaftsbericht 
und mit dem Gesuch des Bundesrates um Aufnahme von EG­
Beitrittsverhandlungen nicht kleiner geworden ist Die Verunsi­
cherung ist verständlich: Die Bauern haben im Vertrauen auf 
die bisherige Politik investiert und disponiert Nun stellen sie 
fest, dass die bisherige Politik verändert werden soll. Wie diese 
Veränderungen und Strukturanpassungen im einzelnen aus­
sehen, ist aber für sie nur in groben Umrissen erkennbar. Wie 
soll aber ein Betriebsinhaber bei dieser unsicheren Sachlage 
über Investitionen entscheiden? 

ist für unsere Bauern daher folgendes 
wichtig: 
1. Die Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaft ist gezielt zu 
verbessern. Dabei ist der Selbsthilfe wieder ein höherer Stel­
lenwert einzuräumen. 
2. Im Hinblick auf das Gatt und die EG ist darauf zu achten, 
dass die internationalen Rahmenbedingungen der Schweiz 
und ihrer landwirtschaft einen eigenen Gestaltungsspie!raum 
belassen. Die Entlebucher Bauern können nicht mit Agrarfar­
men konkurrieren. 
3. Schliesslich ist die 

das hat schrittweise 
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erste Art rechtfertigt sich als Kompensation für die Einkom­
mensausfälle -u. a wegen der sinkenden Produktepreise -
und als Entgelt der von der Landwirtschaft erbrachten gemein­
wirtschaftlichen Leistungen. Die zweite Art soll Ansporn sein 
für ökologische Sonderleistungen. 
Wichtig ist, dass das Instrument der Direktzahlungen verläss­
lich und zukunftsorientiert ausgestaltet wird, d. h., dass der 
unternehmerische Bauer nicht eingeengt und gelähmt wird, 
sondern mehr Gestaltungsspielraum erhält Die Bauern selber 
wollen kein System, das die Bauern ohne Gegenleistungen 
nur deshalb bezahlt. weil sie Bauern sind. Der Bauer soll be­
zahlt werden, weil er Leistungen - gemeinwirtschaftliche oder 
ökologische - erbringt Das heisst aber auch, dass im Gesetz 
kein Gestrüpp von produktionstechnischen Auflagen also 
neue Staatskrücken - geschaffen wird, welches das Unterneh­
mertum und Erneuerungen erstickt Wir dürfen nicht so tun, 
als ob das Parlament in der Produktionstechnik besser be­
wandert wäre als der Bauer selbst Auch dürfen Ideen einzel­
ner Parlamentarier über sogenannt richtige Produktionswei­
sen nicht gewissermassen allgemeinverbindlich erklärt wer­
den. Mit den Direktzahlungen müssen wir dem Bauern als Un­
ternehmer Chancen eröffnen und nicht jenen, die sich zum 
Beispiel durch politische Aktivität - auf dem Bauernbetrieb 
bloss selbst verwirklichen wollen. 
Die Finanzierung der Direktzahlungen ist nicht gelöst Das 
Parlament darf aber bei den leeren Bundeskassen nicht Aus­
gaben beschliessen und die Finanzierung vertrauensvoll ir­
gend jemandem, etwa dem Finanzminister, überlassen. Bun­
desrat Stich ist zwar einiges zuzutrauen, aber Manna regnen 
lassen kann er immer noch nicht Wir müssen uns daher auch 
um die Finanzierung kümmern, wie das der Ständerat zum 
Beispiel über die Wust tun möchte. Alle Beteiligten - jene, die 
bezahlen müssen, und die Bauern sollen wissen, wie die Fi­
nanzierung bereitgestellt und gesichert wird. Es wird sich 
dann auch weisen, ob die Konsumenten und ihre Vertreter tat­
sächlich bereit sind, sich eine bessere ökonomische Landwirt­
schaft etwas kosten zu lassen, oder ob es bei biossen Lippen- , 
bekenntnissen bleibt 

Stalder: Der 7. Landwirtschaftsbericht löst bei der Fraktion 
der Schweizer Demokraten und der Lega dei Ticlnesi recht 
zwiespältige Gefühle aus. Eigentlich legt dieser Bericht das of­
fen, was bekannt sein muss und dem Bundesrat schon seit 
mindestens dreissig Jahren grosse Mühe bereitet Wohl wis­
send, dass die Schweiz immer auf eine gut funktionierende 
Landwirtschaft angewiesen war, hat man ihr offenbar nie die 
nötige Aufmerksamkeit geschenkt, sonst wäre die schweizeri­
sche Agrarpolitik mit weniger Fragezeichen behaftet 
Schon vor dem Inkrafttreten des Landwirtschaftsgesetzes pre­
digte der Bundesrat den Bauern während etwa dreissig Jah­
ren als Antwort auf die gestellten Preisbegehren immer: Wenn 
ihr mehr verdienen wollt, müsst ihr mehr produzieren. Trotz 
der wirtschaftlichen Expansion und dem Bau der Autobahnen, 
denen durch Kulturlandverlust Hunderte von Bauernhöfen ge­
opfert wurden, brachte es die Bauernsame fertig, durch Mehr­
erträge autder massiv geschrumpften Produktionsfläche 
Ueberschüsse zu produzieren. Ueberschussverwertungsko­
sten führten der heute sattsam bekannten Situation im 
Agrarsektor. Sofort muss aber vermerkt werden, dass die so­
genannten Ueberschüsse zum Teil recht fragwürdiger Natur 
sind, weil die importierten Agrarprodukte dabei eine nicht un­
wesentliche Rolle spielen. Das nennt man eben freie Markt­
wirtschaft 
Dass die Schweizer Bauern diese enormen Produktionsstei­
gerungen realisieren konnten, dazu trugen notgedrungen 
auch Fakten bei, die im nachhinein nach ökologischen Begrif­
fen zu einer nicht durchwegs erwünschten Entwicklung führ-
ten. Hier sind in Feld und Stall von Umweltverträg-
lichkeit Korrekturen sollten die 

artgerechte 
für die 

"II,'''',n<>'M anerkannt werden. 
legte den Bauern schwere 

auf. Ebenfalls vermochte Umlagerung auf Hc,,<:,'hr"I"\rh 

tion nicht zu befriedigen, weil die Schlachtvieh preise mit den 

Gestehungskosten nicht Schritt halten. Die enorme Teue­
rungswelle und die enorm hohen Schuldzinsen sind auch 
nicht geeignet. die Situation zu verbessern. Wenn der Bauern­
stand zum Mittel der Demonstration greift, geht es ihm wirklich 
schlecht Dazu kommt die Angst vor einem Anschluss an Eu­
ropa 
Gerade hier möchte die SD/Lega-Fraktion vor zuwenig gut 
überdachten Schritten warnetl, bevor ein Schaden entsteht, 
der nicht wiedergutzumachen ist Der Schweizer Bauer kann 
der Konkurrenz von Europa und Gatt niemals ungeschützt 
ausgesetzt werden. Das wäre der totale Untergang. Ebenso si­
cher ist, dass wir auf die Landwirtschaft niemals werden ver­
zichten können. 
Der vorliegende Bericht bringt dies deutlich zum Ausdruck. 
Was diesen Punkt anbetrifft, kann ihm unsere Fraktion bei­
pflichten. Neue Wege müssen gefunden werden, weil die Ent­
wicklung nach bisl)erigem Rezept nicht mehr gemeistert wer­
den kann. Darum empfiehlt die Fraktion Eintreten. 
Zum LandWirtschaftsgesetz: Die Fraktion der Schweizer De­
mokraten und der Lega dei Ticinesi will auf die Aenderung des 
Landw;rtschaftsgesetzes eintreten. Obwohl die Zielsetzung 
des Bundesrates, die Kosten für die Agrarpolitik mit dieser Re­
vision gesamthaft decken zu können, nicht erreicht werden 
kann, anerkennt die Fraktion die Bestrebungen in dieser Rich­
tung: 
1. die Subventionen und Preisstützungsmassnahmen abzu­
bauen; 
2. das Einkommen der Bauern durch Direktzahiungen aufzu­
bessern; 
3. den biologischen Landbau und die artgerechte Tierhaltung 
zu fördern. 
Vielfältig sind die Gründe für die vorgesehenen Massnahmen, 
welche nicht zuletzt auch auf vor Jahren getroffene Fehlent­
scheide zurückzuführen sind, aber auch auf Entwicklungen, 
die nicht ohne weiteres voraussehbar waren. Sollten diese nur 
einigermassen zum Erfolg führen, müssen für die gesunde 
Entwicklung der Landwirtschaft folgende Rahmenbedingun­
gen verbessert werden: erstens konsequente Bekämpfung 
der Teuerung, zweitens Senkung der Zinssätze für Hypothe­
ken, drittens Schutz der Agrarpreise vor ungerechtfertigten 
Margen des Zwischenhandels und viertens konsequenter 
Schutz vor der offenen Konkurrenz durch EG und Gatt Nur so 
kann die einheimische Bauernsame auf eine gesunde Basis 
gestellt werden. 
Was die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen betrifft, wird 
die Fraktion mehrheitlich der Kommissionsmehrheit oder dem 
Bundesrat zustimmen. Die Stellungnahme zu den vielen An­
trägen wird von Fall zu Fall entschieden. 

M. Matthey: Selon /'Union suisse des paysans, I'agriculture 
se trouve dans une profonde mutation. Beaucoup de nos col­
legues ont parte de la crainte des agriculteurs. C'est vrai 
qu'apres des annees de protectionnisme, le vent du large fait 
peur, surtout si I'on se rend compte que I'agriculture est, au­
jourd'hui, dans une impasse et que ce protectionnisme lui a 
rendu un mauvais service. !I est donc aussi a craindre que ";n­
quietude des agriculteurs soit mauvaise conseillere, cette in-

limitant le regard avec on apprecie I'avenir. 
population paysanne doit savoir que le pays la soutiendra, 

mais que ce soutien ne peut se concevoir en dehors d'une 
perspective a long terme prenant en campte, premierement, la 
sante et la capacfte economique, industrielle et financiere de 
notre pays; deuxiemement, le degre d'acceptation des con­
sommateurs-contribuables, face aux prix des produits agrico­
les suisses et au coUt de la politique agricole; enfin, troisieme­
ment, J'appreciation de la participation positive de ragriculture 
cl la sauvegarde de I'environnement et cl Ja protection du pay­
sage. En fait, il doit y avoir une sorte de contrat de confiance 
entre la attribue desormais cl I'espace rural 

intensive 
qui doit compren-

ne peut rester en marge des aux-
sont contraints tous Jes autres secteurs de 

cela le groupe socia!iste estime maMre "(1:"(,,"'1,,, 
comme dans les autres secteurs, 11 a pas Ijeu de proceder a 
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une deregulation hative, a une liberalisation sauvage, aux 
consequences non contrölees. 11 s'agit d'assouplir gradueile­
ment les interventions et les proteetions etatiques, car beau­
coup de nos condtoyens sont devenus septiques face a la po­
litique agricole federale. IIs ressentent, non sans raison que 
lessoutiens publiques beneficientd'abord aceuxqui n'en ont 
pas le plus besoin, que ces soutiens contribuent plus a une 
produetion trop chere et a i'elimination de couteux excedents 
qu'a ja qualite de la gestion du patrimoine rural. On ne peut 
tout de meme pas ignorer st eluder la question et le fait qus la 
Suisse, avec 80 pour cent, a le plus haut taux d'equivalent sn 
subventions cl la produetion des pays industrialises et que les 
prix suisses sont le double de ceux de la Communaute, qui 
sont eux-memes souvent le double de ceux des marches 
mondiaux. L'agricuiture suisse ne peut pas s'inscrire hors du 
contexte actuel et des transformations du continent europeen, 
de I'integration europeenne, de I'ouverture aux pays de l'Est, 
de I'acces des produits des pays en developpement aux mar­
cMs des pays developpes. Cela se traduit par les negocia­
tions du GATT et par - nous I'esperons - I'integration de la 
Suisse a I'Espace economique europeen. Avec le soutien du 
pays, avec une volonte, une ambition de I'agriculture elle­
meme, les ecMances ne doivent pas etre abordees negative­
ment, elles sont grosses de possibilites de dynamisme pour 
I'agriculture suisse si celle-ci sait entreprendre, creer et garan­
tir des produits specffiques et de qualite, si elle est soucieuse 
surtout de transformer et de commerdaliser sa production. lei 
aussi 1'«Alleingang" ne serait pas le maintien des acquis, il im­
pliquerait de toute fac;on de reduire les prix des produits, et 
d'assumer des couts toujours aussi eleves des agents de pro­
duetion, ce qui compromettrait plus surement I'avenirde I'agri­
cuJture et des agriculteurs que I'ouverture des marches. 
Le decouplage de Ja politique des prix et des revenus amene a 
rentorcer la politique des paiements direets et, partant, a se 
prononcer sur le financement Le groupe socialiste est cons­
dent que la situation creee par I'acceptation du principe des 
paiements directs aux articles 31 a et 31 b et la non-assurance 
de leur financement n' est pas satisfaisante. Mais on ne saurait 
non plUS accepter deja aujourd'hui que I'on mette un impöt 
sur les produits alimentaires par I'intermediaire de l'lcha En 
effet, iI faut d'abord savoir quel est le resultat de la politique 
des nouveaux prix agricoles, il faut enfin savoir le cout net pour 
la Caisse federale des nouveaux paiements directs, deduction 
faite des diminutions des interventions et des subventions 
dans d'autres secteurs. On ne peut en effet ignorer le pro­
bleme du regime financier et aux yeux du groupe socialiste, 
c'est dans ce cadre-Ia que I'on devra realiser I'appui financier 
que nous devons apporter pour les paiement direets. 
Permettez-moi, Monsieur le ConseillerfMeral un seul regret­
en tout cas pour ma part c'est qu'on ne trouve pas suffisam­
ment dans le rapport les consequences du cout des terres 
agricoles sur le prix des produits et I'endettement de I'agri­
culture. S'iI y a la un point qui nous semble faible dans le rap­
port, c'est taut le probleme du regime foneier. 

Ruckstuhl: Der 7. Landwirtschaftsbericht ist eine Bestandes­
aufnahme und gleichzeitig eine Auslegeordnung. Die bäuerli­
che Meinung dazu ist bekannt Rückblick und Bestandesauf­
nahme sind sehr gut Die Landwirtschaft sagt aber nein zum 
Ausblick, weil es insbesondere in Richtung EG gehen soll und 
der Bundesrat bereits die Absicht zu Beitrittsverhandlungen 
bekanntgegeben hat 
Bei der ganzen Diskussion muss es also darum gehen, das 
einheimische Kulturland sinnvoll zu nutzen und den Bauernfa­
milien einen klaren Leistungsauftrag zu geben, ihnen damit 
aber auch ein angemessenes Einkommen zu sichern. Wenn 
Herr Strahm sagt, mit Artikel 31 a seien keine Auflagen verbun-
den, der Bauer müsse dabei nur die Gesetze einhal-

so müssen wir ihn aus Ist denn 
bereits die 

einhaiten müssen. sehr grosse MUlldIClt:l' 

von Tierschutz. Gewässerschutz, auch Bereich des Heimat­
sohutzes. 'Nenn wir unsere teuren Bauten im 
Ausland ansehen? 
Es geht also darum, die bäuerliche Produktion einer gewis-

sen Form zu schützen: einerseits, indem Boden und Investitio­
nen vor inländischen Konkurrenten geschützt werden - das ist 
der Schutz durch das bäuerliche Bodenrecht, den wir uns von 
diesem Herbst an mit den neuen gesetzlichen Grundlagen er­
hoffen -; andererseits, indem auch die Produkte geschützt 
werden. Wir wissen aber, dass der Importschutz Grenzen hat 
Sie werden bei der Behandlung des Lebensmittelgesetzes in 
Zusammenhang mit dem Minderheitsantrag Leu Josef fest­
stellen, dass wir gerade in diesem Bereich an Grenzen ange­
langt sind. Wenn wir also den Minderheitsantrag Leu Joset zu 
Artikel 2 Absatz 2bis des Lebensmittelgesetzes streichen wol­
len, haben wir die Chance, bei Artikel31a und 31b Landwirt­
schaftsgesetz sinngemäss Bestimmungen aufzunehmen, da­
mit wir der einheimischen Landwirtschaft diesen Schutz ge­
währen können. 
Die zusätzlichen Auflagen, die wir unserer bäuerlichen land­
wirtschaft machen wollen, sollen zum Ausgleich mit Direktzah­
lungen abgegolten werdenc Es scheint mir dabei aber wichtig 
zu sein, dass eine angemessene Uebergangsfrist festgelegt 
wird und dass nicht Preissenkungen vorgenommen werden, 
bevor die Grundlagen der Ausgleichszahlungen geschaffen 
sind. Der Schock über die Milchpreissenkung sitzt tief. Derar­
tige Massnahmen oder Gespräche, die geführt werden, bevor 
die bäuerliche Seite informiert und ebenfalls angegangen 
wird, scheinen uns nicht gerechtfertigt 
Wenn Herr Jaeger gesagt hat, die LandWirtschaft habe ge­
wisse Anspruche, Preissenkungen seien aber notwendig, so 
kann ich ihn nicht ganz unterstützen. Denn es ist so, dass die 
Schuld nicht in erster Unie bei der Landwirtschaft zu suchen 
ist Lesen wir das Schuldbekenntnis seiner Fraktionskollegin 
im Ständerat, die gesagt hat: "Wo, sagen Sie mir, bei welchen 
landwirtschaftlichen Produkten, gibt es sinkende Preise? Das 
gibt es nicht, bis jetzt nicht Lassen Sie den Konsumenten zu­
erst einmal profitieren. Dann wird er auch bereit sein, einen 
Beitrag an diese Art Direktzahlungen zu leisten.» 
Wir müssen Frau Weber als Direktorin einer grossen Verteiler­
organisation wohl nicht erklären, dass die Preise bei den Bau­
ern bereits erheblich gesunken sind, insbesondere die 
Fleischpreise, dass diese Preissenkungen aber leider - wie 
Frau Weber richtig gesagt hat - nicht weitergegeben werden. 
Das liegt aber sicher nicht an den Bauern, sondern an den Be­
teiligten, die zwischen Bauer und Konsument stehen. 
Ein weiterer Punkt: Wir haben in der Schweiz hohe Löhne, 
hohe Zinsen und hohe Landpreise, sechsmal höher als im 
Durchschnitt im Ausland. Wir hoffen - wie ich gesagt habe -
auf das bäuerliche Bodenrecht Wir sehen aber auch eine Pro­
blematik bei der Anpassung der Ertragswerte unserer Uegen­
schaften. Hier ist das Problem, dass sich das eidgenössische 
Schätzungsreglement auf die Berechnung des Ertragswertes 
stützt. Diesen Ertragswert berechnen wir aufgrund der Ertrags­
lage vergangener Jahre. Nun sind wir in der unangenehmen 
Situation, dass die Ertragslage gesunken ist Wenn wir also 
den Ertragswert anpassen wollen, passen wir ihn gesetzes­
mässig an die Jahre an, die hinter uns liegen, und würden so 
die Werte noch erhöhen. Das scheint mir nicht gerechtfertigt 
Das ist ein Grund mehr, rigorose Anpassungen im Bereich der 
Produktionsbeschränkungen nicht jetzt vorzunehmen. son­
dern die der bäuerlichen Heimwesen wieder zu 
stärken. 

Frau Wittenwiler: Ich bin auf einem Bauernhof aufgewach­
sen. Mein Mann stammt aus einer Familie, die seit Menschen­
gedenken in der Landwirtschaft tätig war. Bei uns daheim, auf 
unserem Milchwirtschaftsbetrieb in der Bergzone 11, steht un­
ser zweiter Sohn mitten in der Ausbildung als Bauer. Wir ha­
ben also seit Jahrzehnten mit dem gelebt und gewirtschaftet, 
was Sie, meine Damen und Herren, und Ihre Vorgänger und 
Vorgängerinnen in diesem Saal beSChlossen haben. Noch nie 
aber war die der Bauernfamilie so gross wie 
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schaftsbericht nichts t'!Ai~n('IArt 
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nalen Landwirtschaft Mir fehlt aber die Umsetzung dieser 
Grundsätze in konkrete Massnahmen. 
Die zentrale Problematik liegt für mich darin. dass der Bundes­
rat auf der einen Seite den Akzent auf Oekologie und natur­
nahe Produktion setzt, aber gleichzeitig mehr Markt und eine 
bessere Konkurrenzfähigkeit der Landwirtschaft fordert Es 
darf doch nicht sein, dass wir bei uns etwas wie einen ökologi­
schen Garten pflegen und dann immer mehr Nahrungsmittel 
aus Intensivproduktionen des Auslandes importieren. Man er­
hält auch den Eindruck - dieser wurde nach dem 17. Mai noch 
verstärkt dass ein rascher EG-Beitritt unseres Landes be­
reits beschlossene Sache sei und der EWR somit bloss Durch­
gangsstation. Bei den heutigen Verhältnissen in der EG lässt 
sich auf diesem Weg aber das schöne Bekenntnis des Bun­
desrates zu einer multifunktionalen Landwirtschaft nicht ver­
wirklichen. 
Die Bauernfamilien haben im Vertrauen auf die Politik des Bun­
desrates disponiert und investiert Sie erwarten nun mit allem 
Nachdruck, dass all das, was sie seit Jahren aufgebaut haben, 
nicht plötzlich wie ein Kartenhaus zusammenbricht Es darf 
nicht geschehen, dass diejenigen, welche sich an die Vor­
schriften gehalten haben, schlussendlich wieder die Benach­
teiligten sind. 
Das Umdenken in der Landwirtschaft hat stattgefunden, vor al­
lem bei unseren jungen Leuten. Für sie müssen wir Rahmen­
bedingungen schaffen, die ihnen wieder mehr Raum für die Ei­
genverantwortung und die Selbsthilfe geben. Das bäuerliche 
Einkommen muss aber auch in Zukunft mit einer nichtlandwirt­
schaftlichen Tätigkeit konkurrenzfähig sein; sonst wandern 
die tüchtigsten und innovativsten Bauernsöhne und -töchter in 
andere Berufe ab, und das hilft längerfristig niemandem. Es 
liegt mir fern, Berufsgruppen gegeneinander auszuspielen. 
Ich weiss und bin auch überzeugt davon, dass wir für eine gut 
funktionierende Volkswirtschaft alle brauchen. Es wird jedoch 
von der bäuerlichen Bevölkerung nicht mehr begriffen, wenn 
in der gleichen Woche von 10 Rappen Milchpreissenkung ge­
sprochen wird, dem Bundespersonal aber für Jahre der volle 
Teuerungsausgleich zugesichert wird. 
Ich bin auch noch nicht überzeugt, dass die vielgepriesenen 
und vielzitierten Direktzahlungen eine agrarpolitische Wun­
derlösung sind - vor allem, solange deren Finanzierung noch 
auf sehr wackligen Beinen steht Zudem erwächst jedem Vor­
schlag sofort aus irgendeiner Ecke Opposition. Ich frage Sie 
aber, was wohl schwerer zu ertragen ist: für eine noch nie da­
gewesene Auswahl und Fülle von Lebensmitteln etwas mehr 
zu bezahlen oder stundenlang anzustehen, um die allernötig­
sten Grundnahrungsmittel zu bekommen, wie dies in nicht 
allzu grosser Entfernung der Fall ist? 
Wir Bäuerinnen und Bauern werden auch weiterhin unsere 
Kräfte für das Wohl, die Vielfalt und die Gepflegtheit unseres 
Landes einsetzen. Helfen Sie aber mit, dass der Schweizer 
Bauer auch in Zukunft für seine schwere, aber schöne Arbeit 
einen gerechten Lohn verdienen kann. 

Schnider: Die Landwirtschaft hat die Vorgaben des 6. Land­
wirtschaftsberichtes erfüllt und einige Erwartungen sogar 
übertroffen. So haben zum Beispiel Ausbildung, Beratung und 
Weiterbildung wesentlich zum erfolgreichen Resultat beigetra­
gen. Obwohl in den vergangenen Jahren die Teuerung nur 
teilweise mit Preisanpassungen ausgeglichen wurde, spürte 
man wenigstens noch den guten Willen zugunsten der Land­
wirtschaft. 
Der 7. Landwirtschaftsbericht gibt uns erneut positive Grund­
gedanken und Zusicherungen ab, welche man absolut zu re­
spektieren hat Ein gewisses Verständnis für einen massvollen 
Strukturwandel ist sicher vorhanden. Nie darf es aber so weit 
kommen, dass dadurch Schulen und gewerbliche Betriebe 
mit verschiedener Art aU'4""~"'­

davon wäre mehreren 

durch Extensivierung und Oekologisierung möchte man nur 
teilweise ausgleichen. Der Ständerat hat nun einen ersten 
Schritt für die bevorstehenden Direktzahlungen unternom-

. men. Es wäre aber an der Zeit, dass dieselben gesetzlich ver­
ankert werden, was im 7. Landwirtschaftsbericht noch fehlt 
Zum Problem der Kürzungen von Meliorations- und Investi­
tionskrediten ist folgendes zu sagen: Allein im Kanton Luzern 
können eine ganze Anzahl dringend notwendiger Bauvorha­
ben wegen den massiven Kürzungen der Bundeskredite nicht 
verwirklicht werden. Wie ich mich orientieren Hess, ist dies in 
praktisch allen Kantonen der Fall. Man vergisst zugleich die 
Teuerung sowie die heutigen Vorschriften des Tier- und des 
Gewässerschutzgesetzes. Auf Investitionskredite und Meliora­
tionsbeiträge sind wir nach wie vor angewiesen; diese dürfen 
inskünftig nicht mehr gekürzt, sondern müssen eindeutig er­
höht werden. 
Im Abstimmungskßmpf zur Kleinbauem-Initiative wurde den 
kleineren und mittleren Betrieben die öffentliche Unterstüt­
zung zugesichert Nach wenigen Jahren will man von diesen 
Versprechungen nichts mehr wissen. Das alles sind klare Be­
weise, dass die ganze Landwirtschaft nicht umsonst derart 
verunsichert ist Sie, Herr Bundesrat, und die zuständigen Her­
ren der Verwaltung, verlieren so nur dauernd an Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit 
Ich erlaube mir deshalb anzukündigen, dass das Landvolk im 
entscheidenden Moment dem vom Bundesrat angestrebten 
Ziel nicht folgen kann. 

Ledergerber: Es ist viel gesagt worden über den 7. Landwirt­
schaftsbericht Ich kann das in zwei Sätzen wiederholen. Der 
erste Teil des Berichtes, der die Vergangenheit und die Ge­
genwart behandelt, ist eine Fleissarbeit, eine gute Arbeit, 
wenn auch in gewissen Bereichen etwas beschönigend aus­
gefallen, Der zweite Teil, der sich mit der Zukunft beschäftigt, 
ist etwas hilflos. Es fehlt ihm ein Konzept, das glaubwürdig und 
machbar ist und das auch den Bauern reinen Wein ein­
schenkt 
Mit dem Landwirtschaftsbericht und der Aenderung des Land­
wirtschaftsgesetzes betreten wir in dieser Session bereits die 
zweite Tabuzone der Schweiz. Landwirtschaftspolitik und 
Landwirtschaft sind eine Tabuzone. Das hat seine Gründe. Die 
meisten Mitglieder des Nationalrates dürften keine Ausnahme 
von der Regel sein: Die Väter, die Grossväter der meisten 
Schweizer waren selber Bauern. Auch mein Grossvater war 
noch Bauer, und das gilt auch für die Mitglieder der sozialde­
mokratischen Fraktion. Man hat also einen speziellen Bezug. 
Dazu kommt die Geschichte mit der Selbstversorgung wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges, die immer noch tief als Problem 
im Bewusstsein vor allem der älteren Bevölkerung - verwur­
zelt ist Das führte in den vergangenen Jahrzehnten zu einem 
Goodwill gegenüber der Landwirtschaft, den die Vertreter der 
Landwirtschaft durchaus auch verdient haben und den ich ih­
nen keinesfalls absprechen möchte. 
Aber heute haben wir eine ganz andere Situation, und die Fak­
ten sind relativ dramatisch: Von einem Franken bäuerlichem 
Einkornmen bestehen 80 Rappen aus Subventionen oder 
staatlich garantierten Preisen. Man muss sich das vorstellen! 
8 Milliarden Franken werden jährlich von den Konsumenten 
Form von Steuern oder staatlich garantierten Preisen bezahlt 
(etwa 3 Milliarden sind Steuern, etwa 5 Milliarden sind - wie 
die Oekonomen dies ausdrücken - negative Konsumenten­
renten). Dabei beträgt der Beitrag der Landwirtschaft zum 
Bruttosozialprodukt nur 3 Prozent oder, wenn wir zu Welt­
marktpreisen rechnen, nur 0,6 Prozent Die heute im Agrarsek­
tor Beschäftigten sind zahlenmässig gleich stark wie die Ar­
beitslosen in diesem Land. Das ist ein Vergleich, der quantita­
tiv doch zu denken gibt Auf der anderen Seite haben wir die 

und da ist die Landwirtschaft sehr stark 
an Tieren Pflanzenarten 

P~'''''7",..,t VerursacheL Bei und -ver~ 

kommen etwa 20 Prozent aus Landwirt-
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Das sind Fakten, mit denen wir uns heute auseinandersetzen 
mussen. 
Der laufende Umbruch im LandwirtsChaftssektor stellt das, 
was in den letzten zwei Generationen passiert ist, in den Schat­
ten. Trotzdem wurde ervon der offiziellen Landwirtschaftspoli­
tik und auch von unseren Bauernruhrern bis heute nicht ge­
buhrend wahrgenommen, nicht richtig erfasst Noch immer 
glaubt man, man könne mit weiteren Subventionen das Pro­
blem fassen und lösen und den Strukturwandel aufhalten. 
Herr Bundesrat, da muss ich Sie auffordern und auch die Bau­
emfuhrer, die hier im Saale sitzen: Schenken Sie den Bauern 
endlich reinen Wein ein! Sagen Sie ihnen, wie die Situation ist, 
und entwickeln Sie zusammen Lösungen, die für die Zukunft 
tragfähig sind Es gibt bis heute keine tragfähigen Konzepte. 
Entwickeln Sie eine Vorwärtsstrategie, anstatt weiterzujam­
mem und nach Subventionen zu schreien! Es gibt einige un­
bequeme Wahrheiten, die man endlich aufdecken muss: 
1. Wir müssen davon ausgehen, dass in den nächsten zehn 
Jahren zusätzlich bis zu 40 000 landwirtschaftliche Betriebe 
verschwinden könnten. 
2. Sie mussen davon ausgehen, dass in den neunziger Jahren 
der «Artenschutz für Bauern» abgebaut wird! Die vergleichs­
weise grosse Bevorteilung dieses ehrenwerten Berufsstandes 
wird kleiner werden, und die Bauern werden in Konkurrenztre­
ten mit anderen Berufsgruppen. 
3. Die Landwirtschaft der Zukunft darf die Bürgerinnen und 
Bürger, Konsumentinnen und Konsumenten nicht mehr so 
viel kosten wie heute. Sie müssen davon ausgehen, dass die 
Mehrheit der Bevölkerung in Zukunft nicht mehr bereit ist, 
diese grossen Zahlungen zu leisten, weder als Steuern noch 
als höhere Preise. Sie müssen ehrliCherweise davon aus­
gehen, dass diese Zahlen ungefähr auf die Hälfte herunter­
kommen. 
4. Die Flächenbeiträge und Direktzahlungen werden in Zu­
kunft nur noch als Abgeltung rur besondere gemeinwirtschaft­
liehe und ökologische Leistungen politisch realisierbar sein. 
Ins Gesetz uber die Direktzahlungen, über das wir noch spre­
chen werden, hat das noch nicht Eingang gefunden. 
5. Die Einkommenssicherung über Mehrproduktion wird in 
Zukunft nicht mehr möglich sein. Wir werden dazu übergehen 
müssen, über Extensivierung und andere Anbaumethoden 
weniger zu produzieren. 
6. Die staatliche Agrarbürokratie wird und muss weitgehend 
verschwinden. Das ist für einige nicht unangenehm, rur an­
dere unangenehm. 
Mit diesen unangenehmen Wahrheiten, mit diesen Entwick­
lungen eröffnen sich aber auch Chancen für die Landwirt­
schaft, es eröffnen sich auch Chancen für den Umweltschutz, 
für den Artenschutz, ruf naturnahe Flächen und Erholungs­
räume. 
Zusammenfassend kann ich sagen: Wir haben im Landwirt­
schaftssektor einen der grössten Problembereiche der näch­
sten Jahre. Es liegt heute kein Konzept vor. Es sind keine Stra­
tegien da, keine Antworten. Man versucht - wie gehabt -, uber 
neue Subventionen einen Holzweg zu beschreiten. Die Fi­
nanzierung dieser zusätzlichen Subventionen uber die Mehr­
wertsteuer auf Nahrungsmitteln wird in diesem Land ein Ca­
sus Das wird funktionieren. muss Sie 
auffordern, vor allem die Herren Bauernführer: Setzen Sie sich 
hinter das Problem! Machen Sie eine Vorwärtsstrategie und 
führen Sie Ihre Bauern in eine Zukunft, die eine Zukunft ist! Ich 
muss den Bauern nahelegen, in Zukunft nicht mehr in Bern zu 
demonstrieren, sondern in Brugg. Viel von dem, was heute 
den Strukturwandel verzögert, hat die Lobby von Brugg verur­
sacht 
Zum Schluss möchte ich Ihnen einen Satz von Professor Klei­
newefers zitieren: "Es würde das Verständnis für eine neue 

vermutlich wesentlich fördern, wenn man in 
Bundesamt Landwirtschaft wie auch 

rektbetroffenen jeweils zu Experten, Entscheidern und Verwal­
tern in eigener Sache zu machen, hat sich nicht nur auf diesem 
Gebiet katastrophal ausgewirkt» 

Thür: Bringt diese Vorlage eine Neuausrichtung der Landwirt­
schaftspolitik? Das ist aus grüner Sicht die entsCheidende 
Frage in diesem Zusammenhang. Bei der Beantwortung die­
ser Frage müssen wir uns noch einmal vor Augen ru h ren , wei­
ches eigentlich die Gründe rur diese Revision sind: Es ist niCht 
höhere Einsicht in die Notwendigkeit ökologischer Produk­
tionsweisen, sondern schlicht und einfach der durch die Gatt­
Verhandlungen erzeugte Druck, der für unsere Bauern zu ei­
ner massiven Subventionskürzung führen wird. Diese drohen­
den Subventionskurzungen im Genick haben die Bauern­
schaft endlich umgestimmt Die von uns seit Jahren unter­
stützten Direktzahlungen haben wir allerdings mit der Hoff­
nung verbunden, dass damit eine Oekologisierung der land­
wirtschaft erreicht wird, indem klare Auflagen damit verbun­
denwerden. 
Kommt die Vorlage diesem Ziel einen Schritt näher? Wir haben 
Zweifel daran. Wollte man den Pfad der Oekologisierung kon­
sequent beschreiten, müsste man in Artikel 31 a Absatz 1 der 
Minderheit I folgen. Nach diesem Konzept dürften in Zukunft 
Direktzahlungen anstelle von Subventionen nur dann ausbe­
zahlt werden, wenn zumindest die Bedingungen der integrier­
ten Produktion erfUlIt wären. Aus gruner Sicht sollen in Zukunft 
nur jene Direktzahlungen erhalten, welche einen Minimalstan­
dard ökologischer Produktionsweise erfUllen. Wir sehen nicht 
ein, weshalb umweltschädigendes Verhalten in der landwirt­
schaft weiterhin belohnt werden soll. Dass die Landwirtschaft 
ein Umweltverschmutzer ist, kann auch völlig unemotional 
festgestellt werden; das ist keine Kritik, sondern eine Feststel­
lung, die zur Einsichtführt, dass etwas in diesem Bereich ge­
tan werden muss. . 
Ihre Kommission hat diesen Pfad der Tugend nicht beschrit­
ten, Sie haben aber bei der Detailberatung Gelegenheit, dies 
noch zu tun. Insgesamt wird sich der grosse Streit in dieser 
Beratung darum drehen, wie die Direktzahlungen in Zukunft 
zwischen den Artikeln 31a und 31b aufgeteilt werden sollen: 
Artikel 31 a, der praktisch keine Anforderungen stellt, und Arti­
kel 31 b, der eine ökologische Neuausrichtung verheisst Nach 
dem bisherigen Stand der Diskussionen sind diese Proportio­
nen aus grüner Sicht völlig unbefriedigend. Wenn man schon 
nicht so weit gehen will und Direktzahlungen generell nur 
dann auszahlt, wenn auch ökologische Anforderungen erfüllt 
sind, hätten wir uns doch erhofft, dass wenigstens die vorhan­
denen Mittel gleichmässig auf Artikel 31 a und 31 b aufgeteilt 
werden. Das sieht aber in der Praxis VÖllig anders aus. Nach 
den uns zur VerfUgung gestellten Unterlagen weisen diese 
Zahlen in eine völlig andere Richtung: 1993 sollen nach Arti­
kel31a 150 Millionen Franken, nach Artikel31b 40 Millionen 
Franken, 1995 bereits 350 Millionen Franken für Artikel 31a 
und für Artikel 31 b 80 Millionen Franken ausgegeben werden. 
Diese Differenz weist eine zweite Komponente auf: Es ist nicht 
nur so, dass von allem Anfang an ein gewaltiges Missverhält­
nis besteht, sondern dass auch die Schere zwischen Arti­
kel 31 a und 31 b Jahr fUr Jahr mehr zugunsten von Artikel 31 a 

Das ist doch keine Oekologisierung der 

Aus diesem Grund setzen wir uns darur ein, dass in der Detail­
beratung das Anliegen der Minderheit 111 zu Artikel31a Ab­
satz 1 zur Diskussion kommt: Die mindestens gleichwertigen 
Zahlungen sind ein absolut entscheidender Punkt Im wei­
teren erhoffen wir uns, dass die Bedingungen für die Ausrich­
tung von Direktzahlungen nach Artikel31a noch verschärft 
werden. Es geht darum, dass nach diesem Artikel nur jene Di­
rektzahlungen erhalten. die wenigstens das durchschnittliche 
Fachwissen, das heute an landwirtschaftlichen Schulen ver-
mittelt wird, ihrem Betrieb auch anwenden. Dazu 

die einer gerechten 

Wort finanziellen unhaltbar 
Umstand. dass wir heute ein Gesetz beraten, das 

zieller absolut nicht Wir werden den 
näChsten Jahren mit Hunderten von Millionen Franken unsere 
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Bundeskasse belasten, ohne heute zu wissen, wie das finan­
ziert werden soll. Eine seriöse Gesetzgebung hätte sich in er­
ster Linie mit der Frage zu beschäftigen, wie das alles bezahlt 
werden soll. Das vermissen wir bei dieser Vorlage ausseror­
dentlich. 
Wir verstehen nicht, dass einmal mehr eine Vorlage im Eil­
tempo durch das Parlament gepaukt wird, welche in einem 
wesentlichen Punkt noch nicht ausgereift ist Wir hätten uns 
gewünscht, dass man sich etwas mehr Zeit genommen und 
diese Frage beantwortet hätte. Das hätte aber nicht geheis­
sen, dass die Bauern im nächsten Jahr keine Einkommensga­
rantte gehabt hätten: Wir hätten dann den Vorschlag unterbrei­
tet, dass man im Sinne einer Uebergangslösung die Verord­
nung über die Tiemalterbeiträge verlängert und die Beiträge 
entsprechend erhÖht hätte. Das hätte uns die Möglichkeit ge­
geben, innert entsprechender Frist einen guten Vorschlag zu 
erarbeiten, der auch in finanzieller Hinsicht wasserdicht gewe­
sen wäre. 
Es ist nicht weiter verwunderlich, dass in einer solchen finanzi­
ell unklaren Situation Finanzierungsmodelle ins Kraut schies­
sen. Der Ständerat spricht plötzlich von einer Wust auf Nah­
rungsmitteln. Verschiedene Vorredner haben darauf hinge­
wiesen, dass das absolut untragbar ist Ich möchte diesen Ein­
wand nur unterstützen. 
Insgesamt bitte ich Sie, auf diese Vorlage einzutreten und in 
den Minderheitsanträgen jene Vorschläge zu unterstützen, die 
einen Schritt weiter in Richtung Oekologisierung gehen. 

M. Philipona: L'agriculture suisse est en train de vivre une 
mutation extremement importante. Le 7e rapport sur I'agri­
culture est un tres bon document, qui se revele une indispen­
sable base de travail en vue d'une politique agricole plus au­
dacieuse et aussi probablement plus gratifiante pour les pay­
sans suisses qui se sente nt responsables. 
Le chapitre sur I'Europe est source de grandes craintes au 
sein de la profession. Reconnaissons-Iui le merite d'etre logi­
que dans I'optique du Conseil federal. Je pense qu'il serait en-. 
core plus interessant s'j( etait accompagne de I'evaluation de· 
la meme marche d'approche par I'ensemble de I'economie du 
pays. Les considerations relatives au revenu paritaire so nt des 
plus inquietantes. 11 est hors de question que notre agriculture 
accepte la parite et les comparaisons avec les realites grec­
ques ou portugaises. 11 faudra imperativement comparer ce 
qui est comparable, c' est-a-dire les prix agricoles suisses avec 
les coüts de production suisses, et un abaissement considera­
ble de ceux-ci est indispensable. Les exploitants en sont cons­
cients, ils font et continueront a faire des efforts dans ce sens. 
Toutefois, iI faut bien reconnaitre que nos lois, arretes, ordon­
nances et reglements so nt de lourds handicaps a une saine 
concurrence. Quand le Parlement interdit par exemple les bat­
te ries pour les pondeuses ou limite le nombre de betes par ex­
ploitation, il rencherit le prix de revient par rapport a I'stranger. 
Dans la loi sur la protection des animaux, nous devons etre le 
seul pays au monde ademander que les porcs puissent se di­
straire longuement ou que I' on puisse lire un questionnaire of­
ficiel dans "endroit le plus sombre d'une ecuriel 
Ce qui manque le plus dans ce 7e rapport, c,est peut-etre un 
inventaire des qui-pimalisent notre 
culture dans la concurrence des marches europeens et mon­
diaux. Le Conseil federal est-i! en mesure de nous foumir un tel 
inventaire dans les prochains mois? 
En ce qui concerne la moditication de la loi sur I'agriculture, il 
est irnportant de rester dans le cadre que lui don ne le Conseil 
federal, c' est-a-dire que les aides directes devront, dans la me­
sure du possible, pallier une politique des prix desormais dic­
tee en priorite par le marche. leur justitication rsside dans ,'in­
demnisation des services que I'agricuiture rend a la collectivits 
en amsnageant et en entretenant I'espace, Les di-
reets doivent la fonction leuf 

,ayut:;"c nous nous ",n,,,r!,n,, 

eneore que/ques mots a j',nh'r,ti"" 

vient d'assimiier les paysans aux ehömeurs. 
que la situation, certes penible, mais, espsrons,le, 

momentanee de certains salaries n'est pas du tout compara­
ble a la situation a long terme des paysans. C' est faire preuve 
d'un mepris inacceptable pour ces derniers. 

Hildbrand: Die landwirtschaftspolitischen Veränderungen 
ich denke dabei insbesondere an die Vorgaben des Gatt, den 
EWR und die Annäherung an die EG - stellen unsere landwirt­
schaft vor grosse Probleme UJJd eine kaum für möglich gehal­
tene Herausforderung. 
Für die Berglandwirtschaft, als deren Vertreter ich heute spre­
che, wird diese neue Agrarpolitik wohl zur grössten Prüfung 
seit dem Zweiten Weltkrieg. Angesichts der grossen Bedeu­
tung der Berglandwirtschaft für den Tourismus und das nach­
gelagerte Gewerbe, für die Landschaft und die Umwelt 
schlechthin, für die dezentrale Besiedlung der Alpentä/er, aber 
auch als Garant für eine dezentrale Versorgung der Bevölke­
rung mit umweltgerechten Qualitätsprodukten geht die Berg­
landwirtschaft einen jeden von uns etwas an, und wir alle sind 
aufgerufen, deren Ueberfeben zu garantieren. 
Der 7. Landwirtschaftsbericht definiert die Neuorientierung 
der Agrarpolitik. Hernach sollen inSkünftig die Pflege der na­
türlichen Lebensgrundlagen und der Landschaft gegenüber 
der Produktion und Versorgungssicherheit ein weit grösseres 
Gewicht erhalten. 
Die Berglandwirtschaft genügt seit Jahren dieser neuen Ziel­
richtung der Landwirtschaftspolitik. Ihre besonderen Anstren­
gungen im Interesse von Natur und Umwelt wurden jedoch bis 
heute zuwenig beachtet und abgegolten. In den neuen agrar­
politischen Massnahmen, welche der Bund auf der Grundlage 
der Neugestaltung der Artikel 31 a und 31 b des Landwirt­
schaftsgesetzes zu ergreifen haben wird, sind denn auch fol­
gende wesentliche Anliegen der Berglandwirtschaft zu be­
rücksichtigen: 
1. Die Differenz des landwirtschaftlichen Einkommens zwi­
schen Berg- und Talbauern ist auszugleichen und das bäuerli­
che Einkommen generell dem Paritätslohn anzupassen. 
2. Die begrenzten Produktionsmöglichkeiten als Folge der be­
sonderen Topographie des Berggebietes, auch die kurze Ve­
getation und die erschwerten Produktionsbedingungen im 
Berggebiet sind vermehrt zu berücksichtigen bzw. zu entschä­
digen. 
3. Oekologische Ausgleichsflächen und Erholungsräume 
sind nicht nur im Berggebiet, sondern auch im intensiv genutz­
ten Talgebiet zu suchen. 
4. Der Bund hat besondere Massnahmen zu ergreifen, den 
Absatz der landwirtschaftlichen Produkte im Berggebiet zu för­
dern und die gegebenen Standortnachteile auszugleichen. 
5. Die neue Landwirtschaftspolitik verlangt vermehrt Qualitäts­
produkte und neue Produktionsmethoden. In diesem Bereich 
kommt den Forschungsanstalten grösste Bedeutung zu. Die 
sieben Forschungsanstalten befassen sich aber mehrheitlich 
mit der Neuorientierung der Landwirtschaft im Talgebiet Die 
Schweiz mit ihrem erheblichen Anteil am Berggebiet hat eine 
spezifische Berggebietsforschung hinsichtlich neuer Pro­
dukte und neuer Produktionsmethoden mehr als nötig. 
Die Landwirtschaft bildet das Rückgrat unseres Bundesstaa­
tes. Die Aufgabe oder das Preisgeben unserer Berglandwirt­
schaft ist lebensgefährlich. Tragen wir dazu bei, den kommen­
den Generationen eine lebensfähige Berglandwirtschaft zu er, 
halten! 

Bühler Simeon: Durch das veränderte intemationale Umfeld 
ist eine Aenderung der Landwirtschaftspolitik unvermeidlich; 
das sehen wir Bauern durchaus ein. Die Skepsis der Bauern ist 
einzig und allein darin begründet, dass an der Bereitschaft des 
Parlamentes zur Finanzierung dieser neuen Agrarpolitik ge­
wisse Zweifel vorhanden sind. Die Kommissionsberatungen 
haben diese sogar noch deutlich verstärkt, 

tieferen Preisen und Direktzahlun­
stehen kommen als das !,),,,,,,,prlnp 

hofft man, dass im gesehen die 
volkswirtschaftlich billiger es wird aber eine \/1",1"',,1"-

von den Konsumenten zum Bund stattfinden. 
In Kommission gab es Mitglieder, die glaubten, dass der 
Abbau der Preisstützungen nicht durch Direktzahlungen kom-
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pensiert werden müsse; die Bauern hätten diesen Abbau ein­
fach hinzunehmen. So einfach geht das nicht! Es mag in die­
sem Lande durchaus Berufe geben, die mit einem Einkom­
mensabbau von 30 bis 40 Prozent problemlos weiterleben 
könnten - nicht so die Bauern. 99 Prozent aller Bauern müss­
ten bei einer Einkommensverminderung um einen Drittel den 
Beruf innert kurzem aufgeben. 
Das Parlament muss die Frage beantworten: Wollen wir wei­
terhin eine gepflegte Landschaft, oder wollen wir EG­
Zustände mit ganzen Landstrichen, die verganden, mit verfal­
lenen Höfen, und in den besten Lagen dafür eine immer inten­
sivere landwirtschaft? Das will, gemäss bisherigen Erkennt­
nissen, die Schweizer Bevölkerung nicht Wenn wir eine ge­
ordnete Pflege und Bewirtschaftung über die gesamte Fläche 
unseres Landes wollen, dann braucht es dazu eine gewisse 
Anzahl Betriebe. 
Je nach maschinellen Bewirtschaftungsmöglichkeiten kön­
nen unterschiedlich viele Hektaren bewältigt werden. Es be­
steht die Gefahr, dass heute Strukturen zerstört werden, die 
zur Lebensfähigkeit des ländlichen Raumes später wieder ge­
schaffen werden müssen. In den letzten Jahren hat dieses Par­
lament den Bauern immer mehr Einschränkungen und zusätz­
liche Kosten auferlegt Bei der anschliessenden Detailbera­
tung sollten wir daran denken und auch diesem Berufsstand 
einen gewissen Spielraum belassen. 
In der Kommission sind bei der Gesetzesrevision viele zusätz­
liche Auflagen eingebracht worden, die über die Anträge des 
Bundesrates hinausgehen. Wenn wir diese alle annehmen, 
wird die Schweizer Landwirtschaft gegenüber der ausländi­
schen Konkurrenz so geschwächt, dass die inländischen Pro­
dukte immer mehr von Billigimporten verdrängt werden, bei 
denen Umweit- und Tierfreundlichkeit nicht überprüft werden 
kann. Von einzelnen Kommissionsmitgliedern ist das vermut­
lich gewollt, um gewissen Importeuren einen Dienst zu er­
weisen. 
Eines müssen wir aber bedenken: Es nützt nichts, den Bauern 
Produktionsweisen vorzuschreiben, wenn der Grossteil der 
Konsumenten nicht bereit ist, diese Produkte zu bezahlen. Ich 
kann Sie versichern: Wenn Sie die Konsumenten dazu bräch­
ten, dass nur noch Bioprodukte verlangt würden, würden die 
Bauern innert kürzester Zeit alle biologisch produzieren, und 
zwar ohne eine einzige gesetzliche Auflage! 

Stucky: Wir sind auf dem besten Weg, ein Gesetzesgebäude 
zu errichten, das auf Sand steht; es fehlt nämlich die Finanzie­
rung. Zwar werden die auf rund 200 Millionen Franken pro 
Jahr geschätzten Mehrkosten durch Minderkosten, z. B. für 
die Ueberschussverwertung, zum Teil kompensiert, aber es 
bleibt bei Mehrkosten für den Bund. 
Der Präsident der Kommission hat eine Zahl von 91 Millionen 
für das Jahr 1995 bekanntgegeben. Es handelt sich dabei 
aber um eine Schätzung, ich würde sagen eine recht unsi­
chere und zudem optimistische Schätzung. Seien Sie sich be­
wusst, dass in den Folgejahren die Direktzahlungen jeweils 
aufgestockt werden. 
Was passiert dann, wenn die Bundeskasse nicht mehr genü­
gend Mittel hat? Man wird auch die Direktzahlungen wieder 
kürzen, oder aber man findet den Ausweg, indem man den 
Konsumenten besteuert Dies kann über die Streichung der 
Freiliste in der Warenurnsatzsteuer geschehen, was eigentlich 
ein systemgerechter Vorschlag wäre; es wird ja erwartet, dass 
die Lebensmittelpreise fallen oder zumindest stabil bleiben. 
Damit ist ein Preisvorteil gegeben, der ausgenützt werden 
könnte, und wir sollten diese Chance nicht verpassen, nicht 
den gleichen Fehler machen wie 1972, als wir der Freihandels­
zone beitraten; da haben wir es verpasst, die Mehrwertsteuer 
einzuführen. Der Zollautbau fand statt; das nahm jeder Konsu­
ment geme entgegen. aber die Mehrbelastung blieb dann 
aus. 

Ich habe hier nicht mehr 
also keine Mehrheit oder Minderheit, wie 

hat Ich habe darum auf den Antrag ver· 
entsprechender Antrag der 

Wust im Ständerat bereits durch ist Wir können die Schiene 
über die Warenumsatzsteuerverfolgen; oder aber, was eigent­
lich noch eleganter wäre, wir könnten über die Mehrwertsteuer 
gehen, zumal noch gewisse Aussichten bestehen, dass sie 
nächstens kommt 
Mir ist jedenfalls wichtig, dass wir keine Klettertour unterneh­
men, ohne ein Seil mitzunehmen. 

Binder: Wir stehen heute an der Schwelle zu einer Neuorien­
tierung der Schweizer Landwirtschaft Als Bauer meine ich, 
dass es ein Meilenstein, ja sogar ein Markstein in unserer 
Agrarpolitik ist Schlicht gesagt geht es gewissermassen um 
Sein oder Nichtsein der Schweizer Bauern. 
Allerdings dürfte es für Frau Haering Binder ein Kinderspiel 
sein, die nötigen Entscheide zu treffen. Frau Haering Binder, 
jetzt geht es um die Bauern, deren Argumentation simpel ist, 
die mit lapidaren Dreizeilern ihre Position begründen, die Ih­
nen mit ihrer einfältigen Sichtweise angst gemacht haben. Sie 
müssen keine Angst haben, Sie müssen sich bei den Bauern 
nicht entschuldigen. Sie haben sich wohl mit dieser Aeusse­
rung selber sehr gut qualifiziert oder vielmehr disqualifiziert 
Die heutige Situation der Schweizer Landwirtschaft ist über­
aus kompliziert und kontrovers geworden. Sie verunsichert 
uns dauernd und in zunehmendem Masse. Die Gatt-Forderun­
gen nach immer mehr freiem Markt und Subventionsabbau ei­
nerseits und vor allem auch die Gesetzgebung für die Bauern­
betriebe andererseits stehen zum Teil in offenem Widerspruch 
zueinander. Ein drohender Subventionsabbau von 20 bis 
30 Prozent wird verschärft durch vermehrte Auflagen bezüg­
lich Umwelt-, Gewässer- und Tierschutz. Gleichzeitig wird bei 
einem Selbstversorgungsgrad von 65 Prozent eine derzeitige 
oder gar potentielle Ueberproduktion bei Getreide, Milch, Kar­
toffeln und Fleisch in den Vordergrund geruckt Diese Ueber­
produktion soll durch Extensivierungsmassnahmen einge­
schränkt werden. Diese sollen sich gerade bezüglich Land­
schaft, Umwelt und Gewässerschutz positiv auswirken und 
deshalb auch notwendig sein. Dabei wird uns global und ohne 
Zögern vorgeworfen, mit unseren Bewirtschaftungsrnethoden 
hätten wir bisher weder auf Landschaft noch auf Umwelt noch 
auf Gewässer Rücksicht genommen. In der Kommission 
wurde von gewissen Leuten gar von «versauen" gesprochen. 
Wir werden für die Verarmung der Landschaft bezüglich Flora 
und Fauna verantwortlich gemacht Da erstaunt es doch, dass 
unsere heutige schöne und weitgehend intakte Landschaft 
gerade im jetzigen Zeitpunkt so ausgesprochen schützens­
wert sein soll. Dies zeigt, dass wir Bauern in der Vergangenheit 
doch grösstenteils gute Arbeit geleistet haben. 
Oekologie und Oekonomie im Gleichschritt, so hat es vor eini­
gen Jahren alt Bundesrat Kurt Furgler für die Landwirtschaft 
postuliert Ich stelle fest, dass in der jetzigen Diskussion von 
der Oekonomie unserer Bauernbetriebe kaum oder gar nicht 
gesprochen wird. Heute steht die Schweizer Landwirtschaft 
vor der Tatsache, dass gleichzeitig freier Markt und ökologi­
sche leistungen verlangt werden, und dies zu unbekannten 
Preisen. 
Wir Bauern sind die ersten, die an fruchtbarem Boden, an ge­
sunden landwirtschaftlichen Produkten, an einer gepflegten 
Landschaft, an einer intakten Umwelt interessiert sind. Jeder 
Bauer weiss, dass er den Boden nicht vom Vater gekauft, son­
dern lediglich von den Kindern gepachtet hat. Die Bauern fra­
gen sich aber mit Recht, ob, wie und womit ihre gemeinwirt­
schaftlichen, multifunktionalen, ökologischen Leistungen ab­
gegolten werden, so dass die Existenz ihrer Familien auch in 
Zukunft gesichert ist 
Auf diese brennenden Fragen stehen leider gültige Antworten 
noch aus. Heute und morgen erwartet die Schweizer Bauern­
schaft von Ihnen, von diesem Parlament eine Antwort Sie er-
wartet aber nicht Antwort, sie erwartet die Antwort, 
nämlich die von Kreisen als Wunderheilmittei 

1=<C>,'",ir'h", des Lebens, die 
:>hl,,,,n,ni,, sind, weltweit unter massiven Druck 

ten sind. Die im Kanton ZüriCh sind die hnt'h<:t,:m 

der Welt Von den Anwalts- und Beraterhonoraren, Herr Leder-
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gerber, die vielfach auch vom Staat bezahlt werden, will ich gar 
nicht erst sprechen. Genau dieses Umfeld ist es aber auch, 
das unsere Konsumentenpreise im wesentlichen mitgestaltet 
Bundesrat Stich hat gestern gesagt, die Landwirtschaft müsse 
billiger und damit konkurrenzfähiger werden. Die Landwirt­
schaft ist aber nur für einen Teil des Konsumentenpreises ver­
antwortlich, und dieser Anteil daran sinkt immer mehr. 
Die Direktzahlungen sollen aber und das möchte ich beson­
ders betonen ausgesprochen ergänzenden Charakter zum 
Einkommen haben. Der Hauptanteil der Einkommen muss 
aus der Produktion kommen. 

M. Savary: Comment garder la tete froide lorsque I'avenir de 
I'agriculture para!t compromis? Comment ne pas sombrer 
dans le pessimisme lorsqu'on voit les prix de plusieurs pro­
duits ble, viande baisser d'une maniere inquietante? Pour 
faire face aces inquietudes, acette sinistrose, le 7e rapport ar­
rive a temps et tente d' apaiser. Les solutions qui en decoulent 
apportent quelques solutions aux difficultes agricoles. Ce do­
cument n'a certes pas redonne I'espoir mais il calme au moins 
les esprits. Les paiements directs, c'est maintenant decide, 
constitueront I'un des instruments de la nouvelle politique 
agricole. Je suis persuade que les agriculteurs s'en accommo­
deront, pour autant que les ayants-droit ne soient pas selec­
tionnes uniquement par des criteres sociaux et ecologiques. 
Je sais qu'iI n'est pas facile de concilier les imperatifs a la fois 
economiques, po!itiques, ecologiques et sociaux, mais, pour 
I'instant, tous fes agriculteurs ont besoin d'aide et le Conseil 
federa! rappelle avec raison que les aides directes devront 
completer une politique de prix dictee desormais par le mar­
che. C' est donc en donnant au plus grand nombre, d' apres les 
surfaces exp!oitees, que les aides direetes rempliront !a fonc­
tion qui justifie leur mise en place. 
J'aurais aime trouver dans ce tres bon rapport, Monsieur le 
Conseillerfederal, un peu d'espoir, une nouveaute, une possi­
bilite de se diversifier. J'esperais, par exemple, que les bases 
d'une production de carburant vert soit clairement etablie. 11, 
n'en est den et je le regrette. Je suis persuade que la jachere 
verte n'est qu'une solution transitoire, limitee. L'ethique pay­
sanne est opposee acette prime a la non-exploitation du sol. I1 
serait preferable et plus dynamisant d'utiliser les surfaces 
soustraites a la production vivriere pour produire du bioetha­
nol ou de I'ester methylique de colza Ces nouveauxtypes de 
carburant peuvent apporter une plus grande securite dans no­
tre approvisionnement en energie, ameliorer la balance com­
merciale. preserver I'environnement. Je m'etonne qu'iis ne 
soient pas mieux pris en consideration. Bien sur, ces carbu­
rants coutent un peu plus eher, mais je constate que lorsqu'on 
inaugure au Mont Soleil une centrale solaire produisant de 
I'electricite cinq a six fois plus chere. tout le monde applaudit 
Pourquoi n' en serait-il pas de meme avec du bioethanol molns 
polluant que I' essence et ne coutant pas beau coup plus cher? 
On pourrait aussi favoriser la production d'emballages biode­
gradables fabriques avec I'amidon des cereales. 
Le Conseil federal se preoccupe beaucoup de la protection de 
I' environnement et de la protection de I' air. 11 veut que la Suisse 
soit a l'avant-garde de la politique environnementale. Cela est 
bien, mais cette politique ne doit pas se faire par 
des taxes et des interdictions. Elle peut aussi par ia pro-
motion de produits moins polluants et renouvelables. L'agri­
culture est prete a y apporter son concours. Elle y trouverait 
une autre raison d'etre et d'esperer. 11 est dommage que le 
7e rapport n'ait pas jete fes bases de ces productions nouvel­
les et molns polluantes. 

Bürgi: Der 7. Landwirtschaftsbericht des Bundesrates orien­
tiert über die vorgesehenen Massnahmen des Bundes, damit 
die Landwirtschaft gestaltet werden kann. 

auf die wiederholte der Bundes-

oir,,,,,,,ltJr'An und bedenklichen Frei-
Da kann ich ihn voil unterstützen. An­

"/o,ror,,,,,it,, will der Bundesrat die schweizerische Landwirt­
schaftspolitik zielstrebig an die sich in der Reform befindliche 
gemeinsame Agrarpolitik anpassen. Der Bundesrat stellt fest, 

ein EG-Beitritt werde zwar die schweizerische Landwirtschaft 
einer harten Bewährungsprobe aussetzen, dafür die Anpas­
sungsprozesse aber eher beschleunigen. 
Herr Bundesrat, sind Sie nicht auch der Meinung, dass mit die­
ser Zielvorgabe ein grosser Teil unserer Landwirtschaftsbe­
triebe möglichst schnell aufgeben muss? Auch für meinen Be­
trieb würde diese Aussage des Bundesrates das Ende bedeu­
ten. 80 Prozent der Landwirtschaftsbetriebe im Kanton 
Schwyz müssten aufgeben oder sich vergrössern. Wir hätten 
in Zukunft haufenweise modern eingerichtete Ställe, die leer 
stünden. 
Der folgende Satz wirkt für einen Bergbauem geradezu zy­
nisch: «Bauernfamilien, die den Anspruch eines paritätischen 
Einkommens nicht stellen, sich also mit einem geringeren Le­
bensstandard zufrieden geben und kleinere Betriebe weiter­
führen wollen, ohne ihre Kapazität voll auszulasten, sollen dies 
tun können,» Für uns Kleinbauern keine ermutigende Feststel­
lung, da in den Steillagen die grossen Kapazitäten ausbleiben. 
Wenn die Bauernfamilie in Zukunft überleben will, ist es allein 
mit dem Grösserwerden der Betriebe nicht getan. Die Pro­
dukte müssen auch verkauft werden. Der Bergbauer, der öko­
logische Grundsätze einhält und mit seinen Tieren auch die 
Landschaft pflegt, muss die einzig mögliche Produktion ~ 
eben diese Tiere - verkaufen können. Die Ausmerzaktion war 
früher eine Zuchtförderungsmassnahme, die der Bergland­
wirtschaft sehr viel gebracht hat Mit der Milchkontingentie­
rung schrumpfte der Zuchtviehabsatz im Berggebiet zusam­
men. Damit wurde die Ausmerzaktion zum Absatzillstrument 
für Vieh aus dem Berggebiet Nun will der Bundesrat die Aus­
merzaktionen sofort ersatzlos abbrechen. Mit diesem Abbruch 
wird der Vieh absatz ganz zusammenbrechen. Damit verliert 
der Bauer einen bis heute - auch bei schlechten Preisen - sehr 
gut funktionierenden Absatzweg. Es hat Jahre gebraucht, bis 
der aufgebaut war. 
Herr Bundesrat, wenn Sie den Bergbauern dieses Absatzin­
strument ganz wegnehmen, können Sie gleich eine Ausmerz­
aktion für Bergbauern durchführen! Die vorgesehenen Direkt­
zahlungen werden das Viehabsatzproblem nicht lösen. 
Der Strukturwandel in der' Landwirtschaft vollzieht sich seit 
Jahren in Richtung grösserer Betriebe. Das finde ich gut Aber 
es ist unverantwortbar, dass man heute, nur um den EG-Bei­
tritt zu vollziehen, diese Kleinbetriebe mit Gewalt zum Aufge­
ben zwingt Viele Bauernbetriebe werden in der nächsten Ge­
neration aufgeben, weil heute schon kein Nachfolger vorhan­
den ist 
Ich bitte den Bundesrat daher, der Strukturbereinigung in der 
Bergfandwirtschaft und dem Bauern die nötige Zeit einzu­
räumen. 

M. Berger: Chacun connait les excedents de produits aHmen­
taires qui touchent les pays industrialises, avec les couts verti­
gineux qu 'ils engendrent et la situation de penurie et de famine 
qui s'aggrave dans le tiers monde. Cet etat de fait nous impose 
de modifier durablement les mesures d'orientation des politi­
ques agricoles. Dans cet esprit, le 7e rapport va dans la bonne 
direction. 
Les conditions-cadres que nous propose Ja negociation de 

Round. meme si nous ne partageons pas actuelle­
ment toutes ses propositions, sont indispensables pour met­
tre un terme ades pratiques commerciales contraires aux re­
gles d'une saine economie de marche agrico!e. Les contribu­
lions actuelles destinees au support du marche, fruit des 
riodes d'apres-guerre, sont bien connues. Les gouverne­
ments prennent en charge les placements des excedents de 
production qui sont ensuite expedies chez le voisin a des prix 
surbaisses. Cette politique de soutien interieur et de dumping, 
excessivement coGteuse, doit absolument etre dereglemen~ 
tee. comme le prevoit, a mon avis avec un oeu de timidite, 
ce 7e rapport Une same economie de marche que le 

alademande 
"""''1r""',",,,irm - lui-meme les surplus eventuels, 

non son gouvernement 
Si me refere aux 1990, la Confederation a consacre 
au pour le prix et I'ecoulement des 
un montant de 1,5 milliard. L'engagement de sommes aussi 
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importantes se traduit systematiquement par une incitation a 
la surproduction et a la creation de monopoles aussi divers 
que nefastes. Les paiements directs ne reduiront pas I'incita­
ti on a produire, sans une saine orientation de !a production par 
le marche. Aussi, avant d'envisager l'introduction d'un impot 
de consommation, iI est indispensable - je le souligne - que, 
parallelement au renforcement des paiements directs, se re­
duisent simultanement les montants reserves aujourd'hui au 
marche. 
Les objectifs prioritaires de ce 7e rapport pour une nouvelle 
poiltique agricole peuvent se resumer en deux points points 
principaux: la production devra etre orientee avant tout vers 
les besoins du marche et le revenu equitable au producteur 
assure en priorite par le biais des prix offerts par le marchE!. Oe 
plus, un degre d'autosuffisance alimentaire sera maintenu afin 
que I'agriculture soit en mesure de remplir ses differentes mis­
sions alimentaires et environnementale. Le marche interieur 
ne sera pas pour autantferme aux echanges ni aux grands si­
gnaux des marches. 
Quant aux mesures a mettre en oeuvre pour atteindre I'objec­
tlt, nous soulignerons en priorfte quil faut responsabiliser la 
profession dans la limite geographique du pays et non multi­
plier les mesures administratives trop couteuses au niveau de 
chaque ferme. Deuxiemement, favoriser le developpement de 
la recherche et de la formation, les meilleurs atouts pour assu­
rer d'une part la capacite concurrentielle de notre agriculture 
et simultanement la protection du milieu vital. Troisiemement, 
elaborer la base legislative permettant a la profession elle­
meme d'adapter I' offre a la demande avec souplesse; je pense 
aux mesures d'entraide professionnelle. Quatriemement, as­
surer un revenu equitable aux paysans des regions difficiles 
par des aides directes que je soutiens, pour autant qu'elles ne 
soient pas liees au produit et reservees en priorite aux regions 
defavorisees, donc sur la base d'un cadastre - souhaitons-Ie­
rapidement adapte aux normes europeennes. Cinquieme­
ment, agir tant au niveau national qu'international pour retrou­
ver une saine economie des marches agricoles, liberes des tu­
teiles cartellaires, voire meme parfois gouvernementales. C'est 
une condition imperative pour permettre, non seulement aux 
pays industrialises mais egale me nt ceux du tiers monde, de 
maintenir une agriculture conforme aleurs besoins. 

Frau Misteli: Ich möchte die Voten meiner zwei grünen Frakti­
onskollegen mit ein paar Gedanken unterstützen. 
Ich bin ebenfalls klar der Meinung, dass heute ein System­
wechsel in unserer Landwirtschaftspolitik mehr als überfällig 
ist. Als Architektin und Planerin habe ich Zugang zur landwirt­
schaft über die Landschaftsplanung_ Allerdings habe ich in ei­
nem anderen Rahmen - in M09ambique geraume Zeit Bau­
ernselbsthiltegruppen begleitet. 
Jede menschliche Aktivität zeigt sich im Raum. Von ihrer Aus­
gestaltung kann - zwar nicht immer, aber doch meistens - auf 
ihren Inhalt, besser auf den Gehalt der dahinterliegenden Akti­
vität geschlossen werden. Bäuerliche Landschaften präsentie­
ren sich heute im Mittetland vielfach langweilig: grosse Acker­
flächen, Monokulturen, nur vereinzelt Büsche, Hecken und 
Bäume - und wenn schon Bäume, dann artig in Reih und 

der nennt man das 
risierung Landschaft" oder auch einfach eine "ausge­
räumte Landschaft". Die Artenvielfalt ist synchron zum Ausbau 
der Monokulturen und zum Düngereinsatz zurückgegangen. 
Die Vulgarisierung der Landschaft findet ihr Gegenstück in der 
Banalisierung der Arten und in der Geschmacklosigkeit der 
Produkte. Es sind teilweise überschüssige Produkte, deren 
Produktion und überlange Lagergebühren wir subventionie­
ren, weil wir sie nicht verkaufen können, oder die wir teilweise 
zu Dumpingpreisen in die Dritte Welt verkaufen oderverschen­
ken. Dadurch helfen wir mit, die dortige 

auch noch zu ruinieren. 

haben. Gleichzeitig geht das Artensterben weiter. Mit meinen 
Vorschlägen, das Gehölz stehenzulassen, noch mehr Ge­
büsch und Bauminseln im Feld stehenzulassen, wieder ein 
Netz von möglichen Lebensräumen für unterschiedliches Ge­
tier zu schaffen, wurde ich ausgelacht. Das sei viel zu aufwen­
dig, und wer würde das schon bezahlen? Denke ich an die 
noch öderen Getreidelandschaften in den EG-Ländern, be­
stärkt das meine Vorbehalte gegenüber einem bedingungslo­
sen Beitritt zur EG. 
Im 7. Landwirtschaftsbericht wird viel von ökologischer land­
wirtschaft geredet Ich verstehe darunter, wieder vermehrt die 
natürlichen Kreisläufe zu schllessen und eine Erneuerung des 
Bodens und seine Fruchtbarerhaltung durch verschiedene 
Fruchtfolgen, durch ein Zusammenspiel von Pflanzen und Tie­
ren möglich zu machen. Diese Landwirtschaft würde der land­
schaft ein neues, vielfältigeres Gesicht und werweiss? -viel­
leicht wieder eine Seele zurückgeben, welche die Afrikaner ih­
rem Land immer noch zuordnen und an die wir - wenn wir uns 
unsere alten Lieder anhören auch einmal geglaubt haben. 
Dieses verlorene Wissen, welches es neu und anders zu ent­
wickeln gilt, hat aber nur mit dem entsprechenden UnterriCht 
an Schulen, mit Bildung und Forschung für die Bauern und 
Bäuerinnen wie auch für die Konsumentinnen und Konsumen­
ten überhaupt eine Chance. Das ist aber mit den heutigen 
Prioritäten in der Unterstützung der Forschungsanstalten 
durch den Bund nicht möglich: 78 Millionen Franken für 
die sieben konventionellen Forschungsanstalten - darunter 
Changins mit seinen Freisetzungsversuchen, in welche viel 
Geld für ein Signal in die falsche Richtung investiert wird - und 
1,1 Millionen fur das Forschungsinstitut für Biologischen 
Landbau in Oberwil! Wenn es dem Bund mit einer ökologi­
schen landwirtSChaft ernst ist, müsste schon innerhalb dieser 
Legislaturperiode die Forschung für den biologischen land­
bau massiv erhöht werden. Der Systemwechsel müsste sich 
ganz massiv in der Forschung und Ausbildung manifestieren. 
SelbstverständliCh ist die von mir vertretene naturnahe land­
wirtschaft nur mit Flächenbeiträgen nicht möglich. 
Ich unterstütze deshalb in der Detaildebatte den Antrag der 
Kommissionsminderheit auf Sockelbeiträge für Landwirt­
schaftsbetriebe, gekoppelt mit ökologischen Bedingungen, 
und damit auch eine Zukunft für die Klein- und Mittelbetriebe 
unserer Landwirtschaft. 

Tschuppert Karl: Die Landwirtschaft steht inmitten von Verän­
derungen. In dieser Situation präsentiert der Bundesrat den 
7. LandwirtschaftSbericht mitfolgendem Inhalt: Mehr oderwe­
niger erfolgreiche Agrarpolitik in der Vergangenheit, Analyse 
der Veränderungen und künftige Marschrichtung, ohne klare 
Antwort auf das Wie. 
Aus meiner Sicht gibt es dazu folgendes zu bemerken: Entwe­
der war die bisherige Agrarpolitik erfolgreich, und dann ist 
nicht einzusehen, weshalb sie radikal geändert werden soll, 
oder sie war eben nicht erfolgreich, z. B. wu rde zu spät auf Ver­
änderungen eingegangen, und dann stellt sich die Frage nach 
der Verantwortung. Die Bauem haben nämlich im Vertrauen 
auf die Verlässlichkeit der Agrarpolitik disponiert und inve­
stiert 
Der dritte Teil des Landwirtschaftsberichtes ist nun aber für 
eine Planung auf dem Bauernhofvie! zu vage. Auch macht es 
nach ail den im Vertrauen auf die Agrarpolitik getätigten Inve­
stitionen schlicht und einfach keinen Sinn, diese mit einer radi­
kalen Kurskorrektur mehr oder minder zu Ruinen werden zu 
lassen. Die fehlende Klarheit ist auch aus rechtsstaatlicher 
Sicht unter dem Titel "Vertrauensschutz und Rechtssicher­
heit" höchst problematisch; darauf macht Professor Riklin, 
St. Gallen, in einer Untersuchung aufmerksam. Er sagt: "Auch 
aus rechtsstaatljeher Sicht ist mehr Klarheit und ein konkretes 
Prr".,r::>rrlm zur Meisterung der Veränderungen 

brauchen als Glied unserer \lr.II<c:wl!1"_ 

keine totale 
haben, sondern neue Sf'hw'<>"1! 

beinhalten. 
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Der Bundesrat bekennt sich im 7. Landwirtschaftsbericht zu 
einer multifunktionalen Landwirtschaft; das war im Januar 
1992. Vor- einigen Wochen hat er aber einen Gegenvorschlag 
zur Bauem-Initiative, die von zirka 270 000 Personen, vorwie­
gend von Bauern, unterschrieben wurde, in die Vernehmlas­
sung geschickt Dieser Gegenvorschlag nimmt die im 7. Land­
wirtschaftsbericht zuerst aufgeführten Aufgaben der Landwirt­
schaft, also z. B. Produktion von gesunden Nahrungsmitteln, 
Aufgaben im Dienste der Vorsorge oder Beitrag zum Leben im 
ländlichen Raum, nicht auf. 
Anhand dieses Beispiels sehen Sie, welchen Stellenwert sol­
che Berichte haben. Dieses Vorgehen kann trotz der juristi­
schen Argumentation des Bundesrates nur so interpretiert 
werden, dass dieser im Hinblick auf die intemationalen Ver­
handlungen keine Pflöcke einschlagen will. Solche aber brau­
chen die Bauemfamilien, um auch in Zukunft Chancen in be­
zug auf Produktionsmöglichkeiten und damit Arbeit zu haben. 
In den internationalen Verhandlungen findet letztlich eine Aus­
einandersetzung um Marktanteile statt Im Moment ist die Ge­
fahr sehr grass, dass sich der Bundesrat zuwenig für Marktan­
teile für Schweizer Bauern einsetzt und die daraus entstehen­
den Probleme aus sozialen Gründen finanziell lösen will. Da­
mit gerät die landwirtschaft aber auf einen verhängnisvollen 
Weg: Man bezahlt die Bauern, weil sie die Qualifikation 
"Bauer" erfüllen, und nicht, weil sie sinnvolle Leistungen er­
bringen. Es kann nicht genügend betont werden, dass die ab­
solute Priorität für die Bauernfamilien darin liegen muss, ein 
möglichst breites Potential an Leistungen erbringen zu kön­
nen, das dann auch gerecht abgegolten wird. 
Die Argumentation des Bundesrates, die verfassungsmässige 
Verankerung des Leistungsauftrages sei fragwürdig, vermag 
mich nicht zu überzeugen. Gerade der angeführte Vergleich 
mit den Schweizerischen Bundesbahnen, welche als einzige 
über einen verfassungsmässigen Leistungsauftrag verfügen, 
spricht dafür, dass ein solcher ebenfalls für die Landwirtschaft 
in der Bundesverfassung festgeschrieben wird. Immerhin er­
füllt sie im Vergleich zu den SBB noch umfassendere Aufga­
ben für unser Land und seine Volkswirtschaft, zum Beispiel die 
dezentrale Besiedlung und das kulturelle Leben. 
Zum andern erachte ich eine klare Zielformulierung schon mit 
Rücksicht auf eine umfassende Agrarpolitik als unabdingbar. 
Die Landwirtschaft hat erkannt, dass sie inmitten von Verände­
rungen steht. Sie wird ihren Beitrag leisten, um die Herausfor­
derungen zu bewältigen. Unverzichtbar sind nicht nur die 
Worte, sondern auch die Taten von Bundesrat und Verwal­
tung. Wir erwarten von ihnen, dass sie sich für Marktanteile 
und damit Arbeit für uns einsetzen; dass sie Aenderungen ge­
meinsam mit den Bauern vollziehen, Schritt für Schritt und auf 
andere Massnahmen abgestimmt; dass sie Lösungen für jene 
anbieten, die angesichts der Veränderung in der landwirt­
schaft keine Zukunft mehr haben; und letztlich geht es darum, 
die in letzter Zeit sehr stark strapazierte Motivation der Bauern 
wieder vermehrt zu fördern. 

Bundi: In meinem Votum möchte ich auf zwei Problemberei­
che eintreten, die meines Erachtens in der bisherigen Diskus­
sion nicht oder zuwenig akzentuiert vorgetragen worden sind. 
nämlich einerseits auf die Problematik der Berggebiete und 
andererseits auf die sogenannte Strukturpolitik 
Ich habe den Bericht des Bundesrates einer eingehenden 
Analyse unterzogen. und ich komme zur Auffassung. dass die 
Philosophie des Berichtes den besonderen und damit auch 
tatsächlichen Verhältnissen in weiten Teilen des Berggebietes 
zuwenig Rechnung trägt. 
Insbesondere wird der gewaltige Mehraufwand, der zur Erzie­
lung einer gleichen Produktionsmenge wie im Flachland erfor­
deriich ist zuwenig berücksichtigt Denken wir daran, dass die 

Mehrstufen-Landwirtschaft noch nicht vor~ 

ist gerade diese der der 
Poesie verherrlicht worden! ist zwar nach der traditionellen 

etwas. das der aber es 
eine TaTsache. wir auch noch im 

f.{A'rt'lr'Ai'"IlAr sehr häufig die Mehrstufen-landwirtschaft antref­
ist notwendig, dass nicht nur das Areal der Heimwie-

sen, sondern auch dasjenige der Maiensässe, der Berggüter 
und der Alpen richtig bewirtschaftet wird. 
Ich möchte auch auf die grosse Parzellierung hinweisen, die 
noch in weiten Teilen des Berggebietes vorhanden ist Man 
kann nicht einfach den Vorwurf erheben, dass die Güterzu­
sammenlegungen nicht überall durchgeführt worden sind. In 
vielen Fällen waren die sogenannten Rahmenbedingungen, 
die der Staat stellt, auch ni<=ht sehr günstig, um so etwas 
durchzuführen, oder die Finanzen standen nicht zur Verfü­
gung. Ich erinnere an den Aufwand für die Weide- und Alpnut­
zung. Ich erinnere an die dezentrale Besiedelung, die grosse 
Wege erfordert Jede grössere Strecke, die zur Arbeitsbewälti­
gung zurückgelegt werden muss, erfordert einen grösseren 
Aufwand und auch grössere Kosten. 
Der Bericht geht von einer Idealvorstellung der geschlossenen 
Hofeinheit aus, von einer Idealvorstellung von Bauernhöfen 
des schweizerischen Mittellandes, wie sie aber selbst dort in 
den Steil- und Hanglagen nicht der Realität entspricht Ich 
glaube also, dass man die Idealvorstellung nicht einfach tale 
quale auf das Berggebiet übertragen kann. 
Zur Strukturpolitik: Der Bundesrat nennt in seinem Bericht den 
Strukturwandel und sagt, dass er damit nicht nur eine Verän­
derung der Grössen der Betriebe meine, sondern auch eine 
Reduktion der Zahl der Betriebe. Er weist allerdings auf den 
bestehenden Ziel konflikt hin, indem er andererseits wieder 
sagt, dass andere Ueberfegungen für die Erhaltung vieler Be­
triebe sprechen. 
Ich erinnere noch einmal daran, dass in den letzten 25 Jahren 
im Durchschnitt jedes Jahr 2160 Betriebe eingegangen sind 
und dass die Zahl der Beschäftigten von 13 Prozent auf 
4,5 Prozent zurückgegangen ist Wie lange können wir uns 
das noch leisten, dass die Zahl der BeSChäftigten noch weiter 
in diesem rasanten Mass zurückgeht? Wir sind wohl an einer 
Grenze angelangt, wo es von staats politischer Bedeutung ist, 
ob wir eine minimale Zahl noch beibehalten wollen oder nicht. 
Denn wenn wir diese Zahlen nicht haben, können sich nämlich 
verheerende Auswirkungen ergeben. Die weiträumige und to~ 
pographisch vielgestaltige Alpenlandschaft kann nicht nur mit 
Maschinen gepflegt werden, sondern für ein Minimum an gu­
ter Nutzung sind Menschenkräfte erforderlich. Die unbedingt 
nötigen Arbeiten zur Erhaltung von Gebäuden, Zäunen, Was­
sergräben und zur Räumung der Weiden auf genossenschaft­
lichen Alpen werden bei sinkender Zahl von daran teilhaben­
den und ortsansässigen Bauern vernachlässigt oder nicht 
mehr ausgeführt 
Ich muss meine Betrachtungen abschliessen, möchte aber 
immerhin erwähnen, dass ich in diesem Rat auch schon ver­
sucht habe, mit einer Motion zu veranlassen, dass das Bun­
desamt endlich - Herr Professor Popp ist anwesend, und es 
wäre für mich sehr wichtig, wenn dieses Anliegen einmal ernst 
genommen würde - in Zusammenarbeit mit Bund, Kantonen 
und Gemeinden versuchen würde, je in der Gemeinde die 
wünschbaren Betriebe und damit auch die dort wünschbaren 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft für eine längere Frist zu defi­
nieren. 

Kühne, Berichterstatter: will nur auf Punkte 
eingehen: zuerst auf den einzigen Punkt, bei welchem wir ab­
solute Einigkeit haben, nämlich dass im Bereich der Landwirt­
schaftspolitik Probleme bestehen. Ich konnte heute dazu Er­
staunliches hören: Die Probleme seien von Brugg und Bem 
hausgemacht, die EG oder allfällige Gatt-Verhandlungen hät­
ten dazu überhaupt nichts beigetragen. Bis jetzt war ich im­
merhin der Ansicht, dass die EG ihren Selbstversorgungsgrad 
auf 125 Prozent gesteigert hat, während wir in der Schweiz nur 
zu zwei Dritteln Selbstversorger sind. Sicher hat das Einfluss 
über die Grenzen der EG hinaus, namentlich auf die Welt­

aber auch auf die Schweiz. ich habe vor mir einen 
für eine 

Deutschland machen kann. Dazu bekommt man 
bes Kilo zartes Kalbfleisch, einen liter ""nn,Onl"\l1 

Kilo Weizenmehl, einen liter Vollmilch, 200 Gramm 
rahm und ein Viertelpfund Markenbutter. Wenn ich im gleichen 
Jargon zurückgeben wollte, wie er vom Rednerpult her er-
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schallt ist, müsste ich sagen: Die Brüsseler Agrarkasse sub­
ventioniert Schweizer Ausflüge. 
Ganz sicher nehmen die Importe von Lebensmitteln in die 
Schweiz zu. Beim Käse wissen wir es; das ist aus der Statistik 
ersichtlich. Es gibt aber vor allem Importe, die in der Statistik 
nicht erscheinen. Ich habe Ihnen vorher angedeutet, wie das 
vor sich geht 
Es ist wiederholt gesagt worden, dass die Landwirtschaft mehr 
für die Oekologie tun solle. Es ist des weiteren beinahe eben­
sooft gesagt worden, die Wettbewerbsfähigkeit müsse ver­
stärkt werden. Diese beiden gegensätzlichen Anforderungen 
auf einen Nenner zu bringen, ist ausserordentlich schwierig. 
Jedenfalls gibt es nur einen Optimierungsprozess. Beides 
kann die schweizerische Landwirtschaft nicht gleichzeitig hun­
dertprozentig erfüllen. 
Die Kurskorrektur ist bedeutend stärker, als viele vorgeben. 
Ich bitte Sie, bei Artikel 31 a den Absatz 4 zu beachten. Im wei­
teren rufe ich in Erinnerung, dass die Preise stagnieren oder 
zum Teil sinken, und das schon seit 1990, insbesondere bei 
Getreide und Fleisch. Die Direktzahlungen bringen sicher nur 
teilweise eine Kompensation. Wer seine Existenz in der Land­
wirtschaft mittel- oder langfristig sichern will, kann das nur 
über Selbsthilfe und Kostensenkungen bewerkstelligen, also 
z. B. auch durch Einsparungen bei den Produktionsmitteln. 
Und wer rechnet, wird bei real oder relativ sinkenden Erlösen 
und bei einem Teil Direktzahlungen, die nicht produktgebun­
den sind, nicht die Intensität steigern, sondern er wird das Ge­
genteil machen. Diese Wirkung wird nicht sofort eintreten, 
aber nach einer gewissen Frist Wichtig ist, dass die Ausbil­
dung der jungen Bauern in diese Richtung geht. Ich habe vor 
etwa zwei Wochen in diesem Haus von Professor Josef Nös­
berger vernommen, dass die Forschung der neunziger Jahre 
in Richtung mehr Oekologie geht, und zwar bei allen For­
schungsanstalten und nicht nur bei einer. 
Wiederholt ist auch die Frage der Zug-urn-Zug-Regelung an­
gesprochen worden. Herr Bundesrat, ich möchte auch hier 
noch etwas insistieren: Es muss also Massnahme gegen 
Massnahme erfolgen. Man kann nicht einerseits bei den pro­
duktgebundenen Unterstützungen abbauen und die Direkt­
zahlungen erst versprechen. Beide Massnahmen haben 
gleichzeitig zu erfolgen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, vom Bericht Kenntnis zu nehmen 
und jetzt zu handeln, denn seit dem Abschluss der jetzt veröf­
fentlichten Tabellen hat sich schon sehr Wesentliches verän­
dert Wenn wir nicht jetzt zum Abschluss kommen, müssen wir 
zuerst eine Nachführung des Berichts vornehmen. 

M. Couchepin, rapporteur: Apres ce long debat, on peut 
constater que le rapport est bien accueilli. L'appreciation sur 
les causes de la necessite de changer de politique peut etre 
differente d'un orateur a I'autre, mais sur le fond tout le monde 
est d'accord pour declarer qu'il faut une nouvelle orientation 
de la politique agricole suisse. 
Acette tribune, des representants du monde paysan ont ex­
prime I'inquietude et I'insecurite qui sontfortement ressenties 
dans leUf milieu. Mais ce n'est pas le 7e rapport qui cfee l'insEl­
curite, c'est la situation internationale, !'evolution de la Com­
munaute I'arrivee sur les marches alimentaires 
des producteurs nouveaux que sont les pays de l'Est, les seuls 
produits qu'i1s sont capables d'exporter de maniere conCUf­
rentleHe avec ceux de l'Europe occidentale. Ce n'est donc pas 
l'Adrninistration federale ni le Conseil federal qui sont respon­
sables de cette inquietude, mais bien des circonstances exte­
rieures. Le rapport du Conseil federal donne une direction -
beaucoup d'entre vous I'ont reconnu - a la future politique et, 
par la meme, est de nature a donner plus de securite au 
monde paysan, sous reserve, reviendrai, des moyens finan­
ders. La est certainement le grand probleme non encore 

peu d'entre vous se sont "''',mn''''''' 

discussions 8t a 
ment satisfaction, dans la mesure des scimarlos 

rli>nt:>,nti"nt de circonstances exterieures ou relevent de 
financiere de I'ensemble de l'Etat 

On acependant, quant aux moyens que sont les di-

rects tels que voulus par la majorite de la commission, en­
tendu deux groupes de voix critiques. Le premier, represente 
par M. Gros Jean-Michel, reclame davantage de liberte, de 
concurrence, souhaite qu'au cours des debats a venir on re­
nonce a toutes les limitations qui pourraient entraver revolu­
tion naturelle ou celle que provoquerait le marcM, soit "evolu­
tion des structures. M. Gros, sans doute, s'opposera ci toutes 
les !imitations concernant le revenu, l'age quant aux paie­
ments directs, et il met meme en cause I'approbation finale de 
la lai en fonction des reponses donnees ci ces questions de 
detail Mais ce sont precisement des questions de detail, et 
M. Gros doitbien admettre que I'evolution des structures se 
fait et s'est fafte - ii suffit de comparer le nombre de paysans 
d'lI y a dix ou quinze ans ci celui d'aujourd'hui elle se fera en­
core et, certainement, les propositions issues du 7 e rapport en 
accentueront-elles le processus. 
Faut-i! alors oublier nos considerations politiques et sociales 
de ces dernieres annees qui ontfait qu'on n'a pas voulu un H­
beralisme total dans ce domaine? La reponse a ete donnee 
par I'autre groupe d'opposants partiels aux propositions pr8-
sentees. 
Finalement, encore une fois, la solution de la majorite est 
moyenne et, s'il y ades alliances qui ne sont ni saines ni sain­
tes, ce serait celle de I'opposition des liberaux acharnes dans 
ce domaine et celle des antHiberaux. Ce serait une alliance 
malsaine qu'on vous recommande d'eviter. Nous esperons 
que vous serez lentement convaincus d'approuver ce rapport 
ainsi que I'ensemble de la loi teile qu'elle sortira certainement 
des forges de la majorite. 
Sur I'autre rive par rapport ci M. Gros, une critique fondamen­
tale s'exprime par les propositions des diverses minorites 
concernant les articles 31 a et 31 b. Cette critique va de M. Le­
dergerber, dont les remarques ont ete portees par une certaine 
indifference, voire un mepris ci I'egard du monde paysan -la 
comparaison avec les chameurs n'est pas tres elegante a 
Mme Misteli qui souhaite une reorientation, non seulement de 
la politique agricole, mais deja des "Forschungsanstalten», en 
I'occurrence Changins. On ne peut pas imaginer une politique 
moderne sans un developpement constant des techniques 
tendant ci ame(iorer la productivite et (a qualite de (a produc­
tion. La aussi, iI peut y avoir une certaine reorientation, mais iI 
ne doit pas y avoir de castration dans le domaine de la recher­
che. A long terme, cela serait dangereux. 
Nous aurons I'occasion de reparlerde cette critique rouge­
verte lorsqu'on traitera les articles 31a et 31 b. En cas d'appli­
cation immediate des postulats, elle serait aussi d{wastatrice 
pour I'ensemble de la paysannerie qui accepte I'evolution 
mais qui est tres inquiete a I'idee de devoir la subir. Je crois 
que si on cholsit la ligne mediane qui est la natre, on aura tou­
tefois le moyen de calmer les appn§hensions du monde pay­
san dont on a besoin - on n'a cesse de repeter qu'll joue un 
role fondamental dans I'equilibre de notre pays et pour le 
maintien de la nature, on a besoin de gens qui continuent de 
se consacrer ci la terre. D'un autre cote, iI faut admettre qu'une 
meilleure adequation au marche est indispensable si I'on veut 
pouvoir maintenir une paysannerie en Suisse avec les moyens 
financiers dont on dispose. 
C'est la raison pour laquelle, a la fin de ce debat, les 
teurs de la commission sont confortes dans leur "n,nVII':Tlr,n 

que la majorite a raison et ils vous engagent ci suivre ses pro­
positions sous reserve de quelques details. 

M. Delamuraz, conseiller federal: La politique agricole con­
duite en Suisse depuis la seconde guerre mondiale a ete dic­
tee par des choix politiques c'est I'article econornique de la 
constitution et la legislatlon prospere qui a ete construite sur 
cet article - et elle a ete influencee par le formidable progres 

a marque I'agriculture au point de doubler sa 
le nombre des personnes occu­

deux tiers, 

""',,,co<"',, suisses dont revenu 
cesse de progresser. Je me aux 20 demieres an-

nees pour constater que, 1970 a 1990, ce revenu a 
de 32 000 francs par familie, sn valeur nominale, a 
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francs, mais ce qui est beaucoup plus revelateur - de 100 en 
1970 a 137 en 1990 en valeur reelle. C'est donc une politique 
de revenLl favorable aux paysans, ce qui etait legitime. Dans le 
meme temps, ce secteur que I'on qualme parfois d'immobi­
liste a connu une evolution considerable: entre 1970 et 1990, 
le nombre de personnes occupees par rapport a la population 
active representait 8,5 pour cent et 5 pour cent ensuite, le 
nombre d'heetares cultives par unite de main-d'oeuvre a 
passe de 4,6 en 1970 a 7 en 1990. Vous voyez que tout en as­
surant un revenu supplementaire a celui d'il y a 20 ans, Ja 
structure de I'agrieulture a pu s'assumer et se transtormer. En 
outre, !'aide publique, I'aide directe de la Confederation pour 
me limiter a celle-ci, passait toujours dans le meme laps de 
temps de moins d'un milliard de francs en 1970 a plus de 
2,7 milliards en 1990. Mais je vous feral cependant remarquer, 
afin de relativiser les choses et de les remettre a leuf juste 
place, que les depenses de la Confederation consaerees a 
l'agriculture et a I'alimentation representalent I1 y a 20 ans 
9,1 pour cent du budget total de Ja Confederation et qu'etles 
ne representent plus en 1990 que 8,1 pour cent Par conse­
quent, la part des deniers publies que nous eonsacrons a 
I' agrieuJture a en fait diminue. 
Nous pourrions dire de cette politique, Monsieur Tschuppert, 
qu'eile a ete un succes, et je le dis. Nous pourrions imaginer 
qu'iI suffirait d'extrapoler et de conduire a I'avenir une politique 
tout a fait semblable pour que le succes soit a la clef. Malheu­
reusement, ou heureusement, ce n'est pas possible. 11 se 
trouve en effet que nous sommes confrontes a un certain nom­
bre de raisons, interieures et exterieures, qui etaient an non­
cees et qui se profilaient depuis un certain temps, mais qui se 
so nt reellement declenchees sous nos yeux, et avec notre 
concours partiellement, tres recemment 
Les motifs internes, ce sont tout d'abord les surproductions 
seetorielles, pour les cereales ou les viandes, par exemple, 
dont nous souffrons; ce sont des prix administres trap eleves 
par rapport aux prix tormes plus naturellement par le march€! 
chez nos voisins immediats; ce so nt encore les charges sur 
I'environnement qui doivent etre prises en cause plus serieu­
seme nt Aces motifs interieurs s'ajoutent des motifs exte­
rieurs: celui de I'integration europeenne, celui de notre va­
lonte economique et politique de participer a un marche mon­
dial equilibre et harmonieux par les regles renouvelees du 
GATT, ou encore la pression constante qu'exercent aujour­
d'hui sur notre realite les pays de I'Est europeen et leur pro­
duetion agrieole bonne pour l'exportation. 
Ces signaux impliquent, Monsieur Tschuppert Karl, que I'on 
apporte des changements mais, vous le savez mieux que qui­
conque, on ne peut pas le faire du jour au lendemain. Des lors, 
ce ne sont pas la cecite du gouvernement ou du Parlement ou 
le bloeage impenitent des organisations paysannes qui font 
qu'entin le virage est amoree depuis deux ou trois ans et que 
vous avez ce 7e rapport, demande a cor et a cri, qui iIIustre les 
nouvelles tendances que nous devons suivre pour repondre a 
ces defis exterieurs et interieurs. Non, les choses n'etaient pas 
mobiles de maniere extraordinairement veloce, il fal/ait tenir 
compte de certaines inerties, de transformations qui, de par 
leur nature, ne peuvent pas s'accomplir du jour au lendemain. 
Dois-je rappeier qu'ii a a peine deux.ans nous votions sur 
une initiative dite de preteetion des petits paysans, certaine­
ment defendable et avouable a beaucoup de titres, mais qui, 
dans sa forme et san esprit, aura;t betonne purement et sim­
plement les structures agricoles et aurait rendu impossible la 
transformation que nous voulons amorcer ensemble mainte­
nant? Or, cette initiative a ete, il y a moins de deux ans, je le re­
pete, repoussee par le peuple a la faible majorite de 51 pour 
cent, pas davantage. C'est dire que la matur/te des esprits 
exige du temps, je suis heureux que ce temps soit enfin arrive 
et que le Parlement ii I'a falt au Conseil des Etats et le 
fera certainement au national - donner maintenant le 
branle definitif acette de 

sujsse. 
buts de cette so nt d'abaisser les couts 

da ia par une par le traitement 
de des secteurs en amont et en aval de par 
une certaine tres prudente, dans ce domaine ou 

I'on n'a pas arrete de «reguler» pendant pres de 40 ans; mais 
une deregulation doit s' amorcer par I' evolution des struetures, 
c'est le premier but 

. Le second, c' est I' adaptation de la production aux besoins, en 
n'augmentant pas notre taux d'auto-approv/sionnement, en 
diminuant le cout de mise en valeur des excedents, en extensi­
fication ou en utilisant a d'autres fins la surfaee agrieole, pour 
des lolsirs, pour des matiere~ premieres renouvelables, pour 
des surfaees de compensation eeologique. En bref, ces deux 
buts impliquent un rapprochement du marcM: abalsser les 
couts de produetion et adapter cette derniere aux besoins de 
la consommation. 
U n troisieme but, c' est d' augmenter notre respect de I' environ­
nement par une agriculture douce, par une desintensification, 
par I'encouragement de la cufture biologique et de la produc­
tion Integree, par le maintien et I'entretien durable des bases 
de I'ex/stence sol, eau, air par I'entretien des sites cultives 
et la preservation des paysages. Sur ce point, ce but est 
conforme, a certains egards, aux deux premiers - le rappro­
chement du marche - mais a d'autres egards il faut admettre 
que, dans I'enonce meme de ce but, il y a une intention qui ne 
va pas precisement dans le sens de I' economie de marcha En 
effet, cette agriculture biologique creera, certes, des produits 
qualitativement irreprochables mais probablement un peu 
plus coUteux. C'est le prix que doit payer la collectivite car II est 
impossible d'atteindre, par le me me dispositif, a la tois I'objee­
tit d'un marche elargi et en meme temps le respect de certai­
nes valeurs dont la comptabilite ne peut pas entrer, sous peine 
de l'alourdir, dans le budget pur et simple. 11 y a danc la une 
nuance. Je la reconnais ear, dans le cas contraire, on enterre 
parfois le debat - c'etait le cas lei ou la ce matin - dans des 
contradictions et des confusions inexplicables. 
Les moyens que nous devons tenter d' engager pour atteindre 
ces trois buts passeront essentiellement par le recours ades 
paiements directs. Sur ce point j'aimerais insister aupres de 
Qeux qui font le reproche au Conseil federal d'avoir etabli un 
7e rapport lourd de bons prineipes, riche de bonnes disposi­
tions pour reorienter I'agriculture suisse, mais qui estiment 
qu'il ne se donne pas les moyens necessaires pour les reali­
ser: le Conseil federal l'a voulu. Des le debut du processus 
d'etablissement de ce 7e rapport, des longues discussions de 
convietion qu'il a fallu conduire avec les responsables pay­
sans entre autres - Dieu salt s'ils ont bien reagi aces nouvelles 
orientations - il convenait, a la difference des rapports prece­
dents, de proposer simultanement au Parlement les premiers 
moyens de I'appliquer. C'est pourquoi nous vous soumet­
tons, dans le meme debat, aussi bien le 7e rapport que /'ad­
jonction de deux art/cles majeurs a la loi sur I'agriculture: 
I'article 31 a et l'article 31 b. En d'autres termes, nous voulons, 
par la pratique de paiements directs plus etendus et la mise en 
place d'une autre structure que celle appliquee aujourd'hui 
deja tres largement, assurer a I'agriculture une compensation 
au moins partielle des pertes de revenu qu'impliquera pour 
elle le retour graduel au marche. 
Nous voulons aider l'agriculture a accomplir ce mouvement 
exigeant et diffieile parce que le virage n'avait pas ete pris 
jusqu'alors. En falt, nous voulons eviter que I'application pure 
et dure des prineipes de I'economie de que nous sou~ 
haitons introduire et que la paysannerie veut introduire avec 
nous, responsables politiques, ne signifie le demantelement 
et la ruine de I'agriculture. Sans ces mesures de paiements di­
rects nous risquerions a coup sur de conduire cette derniere a 
sa falilite et d'assister au demante/ement de ce secteur indis­
pensable, non seulement a notre eeonomie, mais a I'equilibre 
de notre societe. En etendant ces paiements directs nous vou­
Ions egalement prendre en campte ce qui - je le disais tout a 
I'heure ne peut pas entrer directement dans la comptabilite 
d'une economie de marche ce sont les fonctions non nu-
Iritionneiles ce pays au 

",r-('nrnnlllr cette UVIIIU"IUv 

est 31a exi-
de sonttelles qu'iI ne permettra pas d'attribuer 

paiements directs a en fera;t la demande. 11 y a 
un certain nombre de conditions a respecter pour remunerer 
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les fonctions non productives de I'agriculture, notammenttout 
un ensemble de dispositions, dont I'article 31a vous propose 
I'ossature, mais qui devront etre developpees dans les ordon­
nances d'application. Sachez en tout cas que cette politique 
de I'article 31 a, qui est I'article essentiel de I'actuelle transfor­
mation, dolt permettre I'accomplissement de celle-ci en recou­
rant moins aux prix administres, aux prix «artiticiels» si vous 
me permettez I'expression et donner ainsi la possibilite a 
I'agriculture de faire son chemin vers le marche et d'aller au­
devant des consommateurs. 
N'allez pas en conclure cependant, Messieurs Strahm Rudolf, 
Ledergerber, Jaeger, Baumann, que I'article 31 a ne fait pas 
intervenir deja un certain nombre d'exigences environnemen­
tales et ecologiques. Vous pouvez le constater dans la formu­
lation des differents alineas de cet article, I1 va bel et bien dans 
le sens d'une prise en compte de ces exigences nouvelles qui 
so nt celles de l'agriculture d'aujourd'hui, et pas seulement de 
I'agriculture de demain. Le contenu ecologique de I'article 31 a 
existe. Cet article n'est pas une seule proclamation strictement 
economique; ill'est d'abord et essentiellement, mais pas ex­
clusivement 
En revanche, et j'en arrive a I'article 31 b, cet article concretise 
un programme volontaire que I'on offre aux agricuiteurs dans 
le dessein d'honorer ceux d'entre eux qui fourniraient des 
prestations ecologiques particulieres depassant les exigen­
ces normales. Ce la concerne notamment la culture biologi­
que, la production integree, les surfaces de compensation 
ecologique, I'elevage contröle en liberte. 
Sur ce plan, j'aimerais quetoute clarte soitfaite, que I'on consi­
defe que I'artic!e 31 a est principalement le premier outil d'ap­
plication du 7e rapport sur I'agriculture permettant la mutation 
de I'agriculture suisse sans degäts ravageurs pour elle, mais 
avec une exigence de modification de structures, i! est vrai. 11 
en viendra d'autres que vous deciderez, le moment venu, en 
matiere de derE3guiation dans de nouveaux secteurs, dans des 
mesures de caractere social et dans la reforme de la comparai­
son paritaire des revenus. Tout cela est de la musique d'ave­
nir, alors que I'article 31 apermet, des maintenant si vous I'ac­
quiescez, de faire passer dans la realite les transformations 
que nous appe!ons de nos voeux dans le 7e rapport 
l'article 31 b, lui, vise un but plus ideal, plus lointain, qui 
consiste a honorer ceux qui vont plus loin dans le respect des 
exigences ecologiques et qui sont d'accord de consentir les 
sacrifices que cela comporte. Si nous estimons ces sacrifices 
conformes a l'intM3t collectif et ils le sont, d'abord parce 
qu'ils contribuent a restreindre les quantites produites, ensuite 
parce qu'ils apportent une aide particulierement soutenue ä la 
protection de I 'environnement en general - et pour des presta­
Hons extraordinaires, depassant la moyenne ou la norme, il est 
normal que la societe, en I' occurrence votre Parlement, les ho­
nore de maniere speciale. Tel est le sens de I'article 31 b qui 
apparait comme I'article supplementaire. 
1I n'occupe pas suffisamment de place par rapport a ce que 
nous attribuons ä I'article 31 a, ont releve les representants de 
I' ecole ecologique - je I' appellerai ainsi. Certains parlementai­
res socialistes et verts se sont exprimes dans ce sens. Tout 
doux mes agneaux! Je pense . lorsque vous vous livrez ä 
"n,nr~'(',,;mn,n des valeurs que nous attribuons aux 

r-nt",t",nc: des articles 31 a 8t 31 b, I1 ne faut pas perdre de vue 
que I'article 31 a contient deja une composante normale de na­
ture ecologique. Mais, beaucoup plus, il y a dans I'article 31 b 
une composante essentiellement ecologique. Or, celle-ci n' est 
pas seute dans I'arsenal des paiements directs dejä pratiques 
paria Confederation. Sur ce point, je dois recuservotre analyse, 
Monsieur Strahm, selon laque!le ce que nous faisons en paie­
ments directs 120 millions de francs par annee au titre de 
I'article 20a est destine, par quelque 60 millions, deja, et bel 
bien, ä des mesures ecologiques qui a ce lies que 

I'article 31 b. iorsquevous 

Ensuite, comme vous le savez, nous nous sommes livres a 
beau coup de speculations dans le cadre de la discussion en 
commission sur ce que pourrait devenir I'article 31 b futur. 
Nous avons constate qu'iI serait sans doute peu a peu appele 
a prendre une place plus grande dans les methodes que I'on 
veut introduire. Sans doute occupera+il a I'avenir une place 
plus importante que celle qu'lI occupe aujourd'hui au vu de 
I'evolution des agricultures de pointe. Mais, nous ne pouvons 
pas decider souverainement aujourd'hui cette demarche. Elle 
exige de la soup!esse, de I'adaptation; eile exige de nos pay­
sans qu'ils s'interessent, qu'i1s prennent goOt, qu'ils veuillent 
jouer ce jeu qui va un peu au-dela des normes et qui nous per­
met peu a peu de parvenir a la juste transformation que nous 
pouvons souhaiter. Ce serait une erreur politique que de vou­
loir !a decider maintenant, que de s' engager par des prix et 
des montants, avancer, par exemple, que dans cinq ans il y 
aura autant d'argent pour I'article 31 b qu'jl y en a pour I'article 
31 a Ce serait aller a rebours du bon sens. Je pense que la ten­
dance va bel et bien dans cette direction mais que nous 
n 'avons pas ici et aujourd'hui ä en ordonner les etapes dans le 
temps. 11 faut !aisser s'operer cette maturation. 
Cela etant, il faut egalement etre pret a obeir ä d'eventuelles 
accelerations du processus de transformation fixe dans le 
7e rapport Ii faut pouvoir etre a mame, si necessite il y a - no­
tamment necessite internationale, je pense au GATT qui pour­
rait nous I'imposer - de realiser cette transformation en des 
delais plus courts; 11 faut garder des moyens, notamment pour 
I'article 31 a, qui seuls permettront d'accomplir cette mutation, 
la premiere devant etre accomplie par notre agriculture. Nous 
ne devons donc pas speculer sur I'avenir d'une maniere qui 
nous engage trop aujourd'hui, alors que le tournant que nous 
prenons maintenant est dejä essentiel. Nous ne devons pas 
charger I'avenir de cauteles et d'hypotheques qui pourraient 
nous mettre en difficulte, notamment compliquer I'application 
de I'article 31 a faute de moyens et, par consequent, rendre dif­
ficHe, sans gros degäts, la transformation de I'agriculture. 
Dans la relation subtile entre I'article 31 a et I'article 31 b, la si­
tuation est ce que j'en dis aujourd'hui. Je vous prie - et ce sera 
mon attitude dans le debat de detail relatif a la modification de 
la loi -d'en rester et ä la lettre et a I'espritque la majorite de vo­
tre commission, a la suite du Conseil federal, a donne aux dis­
positions importantes que nous prenons aujourd'hui, mais 
cela ne m'empechera pas de me livrer a quelques projections 
sur I'avenir et sur I'evolution probable que prendront ces paie­
ments directs. Au nom du ciel! entre une evolution probable 
que nous pouvons evaluer ensemble et une decision enta­
chant I'avenir de promesses prematurees, ne nous compli­
quons pas la vie. D'autant plus que nous ne sommes contron­
tes en cette matiere - et la co'incidence de I'actualite politique 
peut etre parfois fort malheureuse - en meme temps que nous 
degageons ces nouveaux principes, en meme temps que 
nous engageons la politique agricole sur de nouvelles voies, a 
des difficultes financieres considerables au plan de la Confe­
deration et des cantons. 
Et je sais parfaitement, cela a ete repete ce matin, que les 
moyens financiers ideals dont il aurait ete necessaire de dis po­
ser, aussi bien pour j'article 31 a que pour I'article 31 b et a titre 
immediat, sont insuffisants rapport a I'ideal tel ressort 
du laminoirde I'examen des 
La conduite de toutes nos politiques passe aussi par ce goulet 
de faisabilite materielle qu'est la disponibilite financiere. Au 
meme titre que nous devons sans doute nous satistaire de 
moyens qui ne sont pas ceux que nous aurions souhaites des 
!e debut en matiere de politique agricole en d'autres matte­
res nous faisons egalement ce sacrifice, en des politiques 
aussi essentielles que celle de la recherche ou necessite falt 
loi - naus avons aussi dO consentir des restrictions, 
Ne confondons pas deux choses. Ne confondons pas un 

qui porte des conclusions a terme, deux arti-
ne pas faits 

concerne que 
ast-i! trap rest/icuf pour I'accom-

piissement de la que souhaitons mener. Mais 
au moins devons-naus eviter de confondre: ce dans 
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dre contradictoire qui s'opere devant nous, est decide a long 
terme, c'est la loi; les contingences materielles a court terme, 
c' est le plan financier. Nous esperons faire beaucoup mieux la 
prochaine fois. 
Je mesure bien que I'inquietude des paysans, que plusieurs 
orateurs ont exprimee ce matin, ne se situe pas face a la poliii­
que nouvelle que prapose le 7e rapport, ni dans les 
artieies 31 a et 31 b issus de la revision de la loi, mais dans les 
moyens pratiques dont disposera le Conseil federa! pour met­
tre a execution cette politique. Je tiens a le preciser, si la politi­
que de revision agricole n'est pas dotee dans le temps de 
moyens compensatoires partiels suffisants, c' est le rythme de 
la transformation de cette agriculture qui en sera ralenti Je ne 
le souhaite pas. Nous connaissons les disparites des prix agri­
coles suisses par rapport aux prix de l'etranger, ainsi que I'ur­
gence de realisation dans ce domaine pour ramener la conver­
gence, mais je ne peux taut de meme pas courir les 24 heu res 
du Mans avec une 2 CV! 11 est clair que si les moyens financiers 
devaient mre, a la longue, encore plus limites, c'est une politi­
que qUi, inevitablement, aurait tendance ase prolonger car, a 
contrario, si cette transformation devait garder un rythme ex­
tremement exigeant comme ce la serait souhaitable, sans que 
nous ne disposions des moyens d'accompagnement que re­
presentent les paiements direets, ce serait bel et bien "effet 
que nous ne voulons pas atteindre: une ruine de notre agri­
culture. 
11 y a donc une relation entre la vitesse d'accomplissement de 
ces transformations et les moyens, non pas legislati15, mais 
materiels, financiers dont nous sommes dotes. Permettez-moi 
de re lever que les restrietions financieres, pour regrettables 
qu'elles soient de notre point de vue, ne sont cependant pas 
dramatiques. EI/es ne signifient pas I'impossibilite d'appliquer 
cette politique nouvelle maintenant et tout de suite, elles sont 
suffisamment dotees pour que nous pu iss ions faire du bon tra­
vail. D'autant que dans ces paiements direets non generalises 
et non lies a la production, nous al/ons voir sefondre peu a peu 
un certain nombre de paiements directs actue/lement exis­
tants et qui so nt dotes, eux aussi, de montants tels que I'en­
semble de la po/itique des paiements direets avoisinera et de­
passera le milliard de francs suisses. C'est donc un instrument 
qui permet d'agir sans attendre des surlendemains plus pro­
metteurs, maintenant, quoi qu'on en dlse. 
J'aimerais repondre, en terminant, a deux ou trois remarques 
faltes, tout d'abord par M. Matthey, pour qui I'effet du prix des 
terres sur les coUts de production serait minimise dans le 
7e rapport. Certes, nous n'avons pas don ne a ce chapitre I'im­
portance qu'il merite. Je souligne que le droit foncier permet 
aux agriculteurs d'acquerir I'exploitation a la valeur de rende­
ment, ce que font 85 pour cent des agriculteurs. Par conse­
quent, les rigueurs, les douleurs, les difficultes du marche hy­
pothecaire teiles que nous les ressentons en general so nt 
quelque peu amorties dans le seeteur agricole. 
A M. Ruckstuhl, qui s'inquiete des valeurs de rendement et 
des criteres que nous retiendrons pour les definir, je repondrai 
que nous nous adapterons avec souplesse a la situation pour 
ne pas prendre en compte que des mauvaises annees ou 
que des bonnes annees, mais pour tirer des projeetions vers 
I'avenir. • 
Monsieur Bürgi, peu a peu, les contributions a I'elimination du 
betall doivent se fondre dans une politique de paiements di­
reets plus generale, et graduellement ces aides devront dispa­
raltre. Ce la ne se fera pas du jour au lendemain, mais en meme 
temps que s'articule la nouvelle politique des paiements di­
rects. 
M. Tschuppert Karl, a qui rai deja repondu sur la premiere par­
tie de son intervention, en a introduit une seconde. Elle esttres 
interessante parce qu'elle preoccupera ce Parlement des I'au­
tomne ou des I'hiver prochain. Je veux par/er de "initiative po­

de l'Union sulsse des paysans. Le Conseil federal a 
r(),nrr<'-nrn,,"f direct consisterait 

la dec!arative de cette 
COlltrf,-OirOI!~t direct est aetuellement an consulta­

federai le presentera sous forme 
da message votre Parlement an automne. Je Mon­
sieur Tschuppert, que la multifonetionnalite est aussi conte-

nue dans le contre-projet du Conseil federal, mais pas sous la 
forme prevue par I'initiative qui est trop lourde, trop detaillee, 
trap complete. Si nous ne maintenions pas cette definition, 
nous serions en contradietion avec nous-memes, parce que 

. dans tout le 7e rapport etdans les artic/es 31 a et 31 b, iI Y a a Ja 
base et au fond beaucoup de multifonetionnalites enfin re­
connues formellement pour la premiere fois dans f'histoire 
agricole de notre pays. Elle est la, la contribution essentielle cl. 
la cause que defendent avec vigueur les representants des mi­
lieux ecologiques et certains representants socialistes qui se 
sont exprimes ce matin! 
Le devoir de !'agriculture suisse, ses leaders et les paysans 
de ce pays le reconnaissent, est de s'adapter aux conditions 
qui ont chang~ a I'exterieur et a I'interieur. C'est de continuer 
d'etre praspere, mais selon d'autres methodes, d'autres 
moyens et davantage de marches. Teile est la gageure des 
paysans de ce pays. IIs sont prets a la relever, a la condition 
que la Confederation permette, soutienne, favorise cette trans­
formation: soutien materiel etfinancier, moral aussi, qui estce­
lui du Conseil federal aux paysans suisses et, j' en suis certain, 
du peuple tout entier. Par le 7e rapport et les premieres execu­
tions auxquelles nous procedons, c'est non seulement au sta­
tut economique et soeial des paysans que nous voulons ap­
porter notre concours avec leur initiative capitale, c'est aussi a 
la place qu'ils doivent occuper des demain dans la societe ru­
rale et, d'une maniere generale, dans le pays tout entier. Tel 
est I'enjeu de ce rapport, de cette transformation premiere de 
la loi au-dela des seuls objecti15 visibles. C'est bel et bien la 
place que nous voulons donner aux paysans dans notre so­
ciete de demain qui est discutee aujourd'hui. 
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Titre et preambule, eh. I introduction 
Proposition de 18 commission 
Adherer a !a decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 29 

Titel 
zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 
rationell geführter, umweltgerechter und zu normalen 
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Antrag Philipona 
Abs.1 
.... erzielt werden können, die in Verbindung mit Direktzahlun­
gen die mittleren Produktionskosten .... 

Arl29 
Proposition da la commission 
ritte 
Adherer cl la decision du Conseil des Etats 
Ai. 1 

d'une fa90n rationnelle, adaptees cl I'environnement et re­
prises cl des conditions normales. 

Proposition Philipona 
AU 
.... des prix qui, combines avec des paiements directs, cou­
vrent les frais .... 

Tite/- Titre 
Angenommen - Adopte 

Abs. 1-Ai. 1 

M. Philipona: L'article 29 est cl la base d'un principe qui etait 
fondamental jusqu'ici pour notre politique agricole, cl savoir 
que les prix des produits agricoles doivent couvrir les frais de 
production. A l'avenir, selon le 7e rapport et sei on les proposi­
tions de modification que nous examinons aujourd'hui, les 
frais de production devront continuer d'etre couverts, d'une 
part par les prix, mais aussi par des paiements directs. C'est le 
sens de I'article 29. C'est probablement ce qu'ontvoulu preci­
ser le Conseii federal et le Conseil des Etats en y inscrivant I'ex­
pression «autres elements de revenu», qui recouvre habituel­
lement les revenus annexes, y compris les eventuels revenus 
de I'epouse. Les elements de revenus totalement etrangers a 
la production agricole ne doivent pas etre eng10Ms dans le 
calcul de la compensation des frais de production. Ce n'est 
certainement pas la volonte du Conseil federal et ce ne serait 
pas raisonnable. 
Ma proposition est donc essentiellement d'ordre redactionnel, 
c'est en fait une precision necessaire cl une bonne compre­
hension de la loi. 

M. Comby: J'interviens ici au nom du groupe radical pour 
soutenir la proposition deposee par M. Philipona cl I'article 29. 
Cette proposition a le merite de prendre en consideration 
toute la realite des exploitations paysannes dans notre pays. 
En effet, dans certaines regions de Suisse, en Valais par exem­
pie mais aussi ailleurs, I'activite secondaire ou accessoire 
dans le domaine agricole et viticole revet une importance capi­
tale du point de vue de la protection de I' environnement Cette 
solution mixte, qualifiee de transitoire par certains economis­
tes dans les annees soixante, a pourtant bien resiste cl I'evolu­
tion du temps et constitue indeniablement un facteur d'equili­
bre individuel et sociai. Le revenu d'appoint n'est pas la seule 
raison d'etre de cette activite secondaire. S'il estjuste de don-
ner la priorite a familiaie paysanne cl pie!n 
I1 serait dangereux penaliser les exploitations agricoles 
temps partie I en les privant des paiements directs. 
Parmi les criteres ä retenir, la surface ne devrait pas eire le 
seul, car d'autres parametres sont tout aussi importants: par 
exemple, le type d'exploitation, la topographie ou la situation 
financiere des exploitants. Afin de tenir compte des differents 
facteurs de ponderation et d' evaluer ces criteres, I1 est prefera­
ble a notre avis de laisser au Conseil federalle so in de regler 
cette question dans la avec une certaine souplesse. 
Enfin, cl titre souhaite ne limite les 
aides a la viticulture aux seuls ''''l1,,,,rr,,,,ntc: 

de 16 milliards de francs pour I'ensemble de 
Suisse constitue aussi element structure! inr!lc:r,.,r.",,,,hlp 

afin de permettre aux et aux vignerons ce pays 
de se pn§parer a assumer les dans le contexte 
de I'integration europeenne et du Certes, dans tous les 

cas, iI faudra absolument eviter d'appliquer la politique de I'ar­
rosoir; mais si I' on veut que les agriculteurs et les vignerons 
apportent leur coniribution ä l'Europe, il est imperieux de les 
aider a s'aider eux-memes. Etes-vous dispose, Monsieur le 
Conseililer federal, cl envisager egalement cl I'avenir catte nou­
velle possibilite d'aide stucturelle cl I'agriculture et cl la viti­
culture suisses? 

Kühne, Berichterstatter: Die Aenderung von Artikel 29 ist ge­
wissermassen ein Gemeinschaftswerk. Der Bundesrat hat den 
Artikel nicht in die Revision einbezogen. Der Ständerat hat 
ohne Opposition die Passage «in Verbindung mit anderen Ein­
kommensbestandteilen» eingeführt und hat dies damit be­
gründet, dass ohne diese Einfügung die Direktzahlungen 
nicht eingeführt werden könnten, da Artikel 29 das Prinzip der 
kostendeckenden Preise bisher festgeschrieben habe. Die 
Kommission des Nationalrates hat mit 10 zu 9 Stimmen noch 
das Wort «umweltgerecht» zu den «rationell geführten und zu 
normalen Bedingungen übernommenen" landwirtschaftli­
chen Betrieben hinzugefügt Damit wird zum Ausdruck ge­
bracht, was die Revision dieses Gesetzes will. 
Ich beantrage Ihnen, der Kommission zuzustimmen. 

M. Couchepin, rapporteur: La proposition de M. Philipona n'a 
pas ete discutee, mais elle repond neanmoins cl un souci legi­
time que I' on partage, sei on lequel on ne calcule pas, pour ob­
tenir le revenu total du paysan, le revenu d'activites accessoi­
res, artisanales ou au service de la communaute.. On peut 
donc interpreter legitimement la volonte de la commission en 
affirmant qu 'il n 'y a pas de difference de fond entre la proposi­
tion Philipona et celle de la majorite, mais une difference de 
vocabulaire. 
Personnellement, je ne vois aucun inconvenient ä ce qu'on 
approuve la proposition de M. Philipona 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je dois d'abord faire une 
declaration tout a fait claire aftn que I'on sache ce que pour­
raient cacher les termes <C •••• combines avec les autres ele­
ments du revenu», tels que le Conseil des Etats les a retenus, 
par opposition ä une proposition du style de celle de M. Phi­
lipona, qui n'a pas trouve grace devant celui-ci. 
Lorsque le legislateur stipule, dans la formule du Conseil des 
Etats, <c •••• des prix qUi, combines avec les autres elements du 
revenu», iI ne s'agit en aucun cas de comprendre dans les ele­
ments du revenu les revenus accessoires. La est le grand trac 
de M. Philipona 11 est convaincu que, par le biais de cette me­
thode quelque peu camouflee, nous allons tenir compte, en 
vue des deductions voulues, du salaire que le paysan obtient 
en sa qualite de gerant de la caisse Raiffeisen du village, ou du 
salaire que la femme du paysan re90it parce qu 'elle est institu­
trica. Je peux rassurer M. Philipona-etj'en reste la pour I'his­
toire gravee dans le Bulletin offlciel du Conseil national- en ce 
sens que le Conseil federal, le Departement federal de I'eco­
nomie publique, l'Office de I'agriculture, lorsqu'ils applique­
ront I'article adopte par le Conseil des Etats - et que vous ac­
cepterez egalement parce que I' amendement de M. Philipona 
n'est pas bon - tiendront veritablement compte, dans les au­
tres elements du revenu, des autres elements du revenu stric­
tement paysans, provenant da I' exploitation, et pas du tout des 
revenus accessoires. 
Je penseque I'on peutvivreavec cettetormule. En effet, la for­
mule du Conseil des Etats est plus large que celle proposee 
par M. Philipona qui se limite aux palements directs. Or, il peut 
yavoir d'autres tormes d'aides, ce que laissent supposer les 
termes " .... combines avec les autres elements du revenu». iI 
peut y avoir une demarche dans le sens de ce que M. Comby 
appelle de ses voeux, et qui ne se presenterait pas forcement 
sous la forme des directs. Ce pourrait eire une pres-
tation tout a fait mais allant dans le meme sens. 

M. par tiendrait 
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M. Philipona: Etant don ne les precisions que vient de donner 
M. le conseillerfederal, je retire ma proposition. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Art. 31a (neu) Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
.... Direktzahlungen an die bäuerlichen Bewirtschafter aus. 
Diese Zahlungen sollen es der Landwirtschaft gemeinsam mit 
jenen nach Artikel 31 b dieses Gesetzes ermöglichen. die von 
ihr verlangten Aufgaben und gemeinwirtschaftlichen leistun­
gen zu erfüllen. 

Minderheit 1 
(Baumann, Bodenmann. Danuser, Hämmerle. Jaeger. leder­
gerber, Mauch Rolf. Strahm Rudolf, Thür) 
Der Bundesrat richtet zur Sicherung eines angemessenen Ein­
kommens nach den Grundsätzen dieses Gesetzes Direktzah­
lungen aus. Diese Zahlungen sollen besonders umweltscho­
nende, naturnahe und tiergerechte Produktions- und Bewirt­
schaftungsformen fördern. Die Direktzahlungen sollen die Er­
haltung und Neuschaffung von naturnahen lebensräumen er­
möglichen und bewirken, dass die genetische Vielfalt bei Tie­
ren und Pflanzen erhalten bleibt Die Beiträge sind so zu be­
messen, dass die Erbringung der geforderten leistungen für 
bäuerliche Familienbetriebe, die marktkonform produzieren, 
wirtschaftlich lohnend ist 

Minderheit /I 
(Gros Jean-Michel, Binder, Couchepin, Dreher, Fischer-Sur­
see, Früh, Perey, Spoerry) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit /11 
(Jaeger, Baumann. Bodenmann, Danuser, Hämmerle, Leder­
gerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf, Thür) 
.... Leistungen zu erfüllen. Nach einer Einführungsperiode sol­
len die Zahlungen nach Artikel 31 b mindestens die gleiche 
Grössenordnung erreichen wie diejenigen nach Artikel 31 a. 

Art. 31a (nouveau) al. 1 
Proposition de la commission 
Majorite 
.... Ei titre complementaire aux exploitants paysans. Ces paie­
ments doivent, conjointement Ei ceux prevus Ei I'artiele 31 b de 
la presente loi, permettre Ei I'agriculture d'accomplir les taches 
et de tournir les prestations d'interet g{meral exigees d' elle. 

Minorite I 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerte, Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf, Thür) 
Pour assurer un revenu equitable selon les principes de la pre­
sente loi, Je Conseil federal octroie des paiements directs. les 
paiements visent, en particulier, Ei encourager des fermes 
d' exploitation et de production particulierement respectueu-

de de animaux et en ac-
cord avec la nature. Ils permetlront de pn§server des espaces 
vitaux Ei I'etat nature!, d'en recreer et de sauvegarder la ri­
chesse genetique des especes animales et vegetales. Les 
montants seront ca!cules de sorte que les exploitations pay­
sannes de type familial, produisant en conformite au marche. 
soient retribuees de maniere rentable pour les prestations exi­
gees de leur part. 

Dreher, Fischer-Sur-

Minorite !II 

les paiements prevus Ei I'artic!e 31 b dOivent etre au moins du 
mame ordre de grandeur que ceux qui so nt prevus au present 
artic!e. 

Baumann, Sprecher der Minderheit I: Die Minderheit I schlägt 
Ihnen eine wirkliche Neuorientierung der Agrarpolitik vor. Wer 
die Chance wahrnehmen will, mit den neuen Direktzahlungen 
aus dem Teufelskreis von m~r Subventionen, mehr Produk­
tion, mehr Ueberschussverwertungskosten herauszukom­
men, müsste diesem Minderheitsantrag I zustimmen. Er um­
fasst auch nur einen Artikel, vereinfacht gesagt Artikel 31 b. 
Die Konzeption des Bundesrates mit zwei Artikeln, Artikel 31 a 
und 31 b, versucht mehr oder weniger die bisherige Agrarpoli­
tik weiterzufühFen. An die Stelle der bisherigen Preisgarantien 
sollen nach Ansicht des Bundesrates Direktzahlungen treten, 
die grossmehrheitlich ohne zusätzliche ökologische Randbe­
dingungen ausgeschüttet werden. Daran ändert auch die Ver­
balökologie von Herrn Bundesrat Delamuraz nicht sehr viel; 
das ist nur ein bissehen Garnitur. 
Die Vorschläge des Bundesrates haben den grossen Nach­
teil, dass die Menge der Agrarproduktion nicht zurückgehen 
wird - ich sage das hier auch zuhanden des Protokolls, weil wir 
in zwei, drei Jahren dann wieder darauf zurückkommen wer­
den -; d. h., dass die Ueberschussverwertungskosten in der 
Grössenordnung von einer halben bis einer Milliarde Franken 
Jährlich nach wie vor aufgebracht werden müssten. 
Die Vorschläge des Bundesrates - 95 Prozent konventionelle 
Landwirtschaft, nur 5 Prozent ökologische und biologische 
Betriebe; ich verweise diesbezüglich auf die Botschaft wer­
den dazu führen, dass der dramatische Rückgang der Arten­
vielfalt weiter anhält: Die roten Usten werden länger, die 
Heckenstreifen dafür kürzer. Anstelle von Vielfalt haben wir 
dann immer mehr Einfalt, triviale Monokulturen anstelle von 
vielfältigen Kulturlandschaften; die Feldlerchen werden aus­
sterben, die Kiebitze wird es nicht mehr geben, die Feldhasen 
werden verschwinden und mit all dem auch 50 000 bäuerliche 
Heimwesen. 
Unser Minderheitsantrag sieht eine andere, ich würde sagen 
eine moderne bäuerliche landwirtschaft vor: eine vielseitige 
landwirtschaft, die Ressourcen spart und ökologisch für den 
regionalen Markt produziert Unsere Konzeption basiert auf­
ich betone: freiwilligen - ökologischen Betriebsverträgen. Die 
Idee ist, dass sich Landwirte freiwillig in einem individuellen 
Vertrag zu einer rundum umwelt- und tiergerechten Betriebs­
führung verpflichten. Der Mehraufwand das wäre die ökolo­
gische Leistung, die die Betriebe erbringen müssten - und die 
Mindererträge würden mit einem zum voraus festgelegten 
jährlichen Betriebsbeitrag entschädigt Für so geforderte Be­
triebe wäre beispielsweise die Freilandhaltung in der Tierpro­
duktion eine Selbstverständlichkeit; 10 Prozent der Betriebs­
fläche würden ais ökologische Ausgleichsfläche gepflegt; der 
Hilfsstoffeinsatz wäre stark reduziert Der Mengenbetrag die­
ser Betriebe würde um 10 bis 30 Prozent abnehmen und damit 
auch die enormen Ueberschussverwertungskosten. Die 
wachsenden Oekokosten sind nicht im Budget des Bundes 
enthalten. Die wachsenden Oekokosten ich denke an die 
kOistspiElliq.eTrinkwasseraufbereitung infolge Nitrat- und Pesti­

- würden wegfallen. Diese Art von Landwirt­
schaft ist handarbeitsaufwendiger, es braucht mehr Bäuerin­
nen und Bauern, es braucht bäuerliche Klein- und Mittelbe­
triebe, die auf diese Weise auch erhalten werden könnten. 
Für finanzpolitisch Interessierte unter Ihnen: Diese agrarpoliti­
sche Massnahme, wie sie die Minderheit I vorschlägt. kostet 
nur etwas, wenn sie erfolgreich ist Man macht den Bauern ein 
Angebot zur vertraglichen Ausrechnung von Direktzahlungen, 
verbunden und das ist nicht unWichtig - mit einem ökologi­
schen Leistungsauftrag. Die Bauern können freiwillig davon 
Gebrauch machen oder es auch sein lassen. C'est a n,,'nr;rp 

laisser. die 

den maximalen zurückerhalten, 
verschiedene unter Ihnen immer wieder fordern. Die Kontroile 

Baumann, Bodenmann. Danuser. H",m,--nArI", Leder- wäre einfacher, weil nur ganze kontrolliert 
Mauch Rolf, Strahm Rudolf, werden mussten. Betriebe. die sich Selbstdeklaration 

, ... de mame d'introduction. freiwillig für diese Art von Betriebsführung bereit erklärt haben. 
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Der Bund gibt gegenwärtig etwa 3 Milliarden Franken zugun­
sten der Landwirtschaft aus. Das sind im Durchschnitt mehr 
als 30 000 Franken pro Landwirtschaftsbetrieb. Angenom­
men, wir würden diesen neuen ökologischen Leistungsauf­
trag mit einem Beitrag von durchschnittlich 30000 Franken 
pro Betrieb anbieten, so wären die Gesamtkosten im Agrar­
budget halb so hoch wie heute, selbst wenn auf Anhieb die 
Hälfte aller Betriebe mitmachen würden. Ich bin überzeugt: 
Die tÜChtigen Bauern würden von dieser Neuorientierung der 
Agrarpolitik profitieren. Grosse Umwälzungen würde es im 
vor- und nachgelagerten Gewerbe geben. Das gestehe ich 
ein. Aber ich glaube, Ihr Bauernvertreter seid zu stark Euren 
Milchverbänden , Genossenschaftsverbänden , Schlachtvieh-, 
Gemüse- und Obstorganisationen verpflichtet, die sich im Ein­
zelfall ohnehin schon sehr stark von den Interessen der bäuer­
iichen Produzenten distanziert haben. Die Interessen gewis­
ser Verbände sind nicht mehr die Interessen der bäuerlichen 
Produzenten. Die Agrarsubventionen würden nach unserem 
Mode!! für die Bauern direkt einkommenswirksam und nicht 
mehr wie heute beispielsweise für die Ski-Nationalmann­
schaft Aber genau diese Deregulierung beim vor- und nach­
gelagerten Gewerbe - da bin ich sogar mit den bürgerlichen 
Finanzstrategen einverstanden - ist nötig, wenn wir endlich 
aus der agrarpolitischen Sackgasse herausfinden wollen. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag I zu unterstützen. 

M. Gros Jean-Michel, porte-parole de la minorite 11: A l'alinea 
premier de I'article 31 a, la minorite 11 vous demande de vous 
rallier a la version du Conseil des Etats. 
Le message du Conseil federal est clair lorsqu'il definit les ob­
jectifs du versement de paiements directs selon I'article 31a: 
«iis sont verses a titre de revenu, en complement d'une pOliti­
que des prix plus orientee vers le marche, ainsi que pour remu­
nerer des prestations d'interet public». 11 s'agit donc bien de 
considerer I'agriculteur comme quelqu'un qui, en cultivant la 
terre, remplit une tache que la Gonfederation veut considerer 
d'interet public, soit parce qu'iI permet ainsi de maintenir la fer­
tilite du sol en vue d'un eventuel temps de crise, soit parce qu'il 
contribue a I'entretien du paysage, soit encore parce qu'iI par­
ticipe a I'occupation decentralisee du pays. 
Gomme la nouvelle orientation de la politique agricole laisse a 
penser que le prix des produits n'arrivera plus a assurer un re­
venu decent a cet agriculteur, il recevra des paiements directs 
complementaires pour I'indemniser de ce travail juge d'interet 
public. Dans cette logique, il para,t normal que tous les agri­
culteurs qui remplissent cette prestation aient droit a etre in­
demnises. Or, la majorite de la commission veut restreindre le 
cercle des beneficiaires aux seuls exploitants paysans. On sort 
ainsi completement de la conception initiale de cette loi, vou­
lue par le Conseil federal, et qui a ete mise en consultation 
dans le cadre du rapport de la Gommission Popp. On retombe 
dans le manicheisme trop souvent present dans toute notre 
politique agricole: d'un cote, les gentils paysans qui ont droit 
aux indemnites, de I'autre les mechants qui en sont prives. Et 
pourtant, qu'iI soit exploitant paysan, fermier, regisseur, ex­
ploitant a temps partie I ou comp!et, qu'iI fasse partie d'une 
communaute d'exploitants, qu'll soit gros ou petit paysan, 

autant cultive san de terra, I'agriculteur 
prestation d'interet public qui lui est demandee, iI doit done 

etre paye pour cela 
C'est pourquoi la minorite 11 vous demande de ne pas limiter 
I' octroi des paiements directs aux seuls exploitants paysans. II 
y aurait d'ailleurs une difficulte certaine a donner une definition 
sure a ce terme d'«exploitant paysan,., En commission, nous 
n'avons guere obtenu de garantie en ce qui concerne les ex­
ploitants a Utre accessoire. On sait pourtant quel role impor­
tant ils jouent dans certains cantons. 11 a pas de raison de 

autres leur fonc-
de j'entretien des 

Jaeger, Sprecher der Minderheit 111: Ich glaube, so ist es nicht 
abgemacht gewesen. Zuerst wird jetzt der Minderheitsantrag I 
(Baumann) zu Ende beraten, und dann kommen die weiteren 
Minderheitsanträge und der Antrag der Mehrheit an die Reihe. 
Diese Diskussion findet aber morgen statt 

Präsident: Wir diskutieren jetzt wie angekündigt Artikel 31a 
Absatz 1. 

Jaeger, Sprecher der Minderheit 111: Ich habe das anders ver­
standen, aber wir sind flexibel. Wir können uns sofort umstel­
len, wir brauchen keine Uebergangsfrist 
In diesem Punkt geht es wirklich um ein ganz zentrales Pro­
blem. Es geht um so etwas wie einen Schicksalsartikel. Es 
geht um die Frage, wie nun gewichtet werden soll: Direktzah­
lungen gemäss Artikel 31 a oder Direktzahlungen gemäss Arti­
kel31b? 
Herr Baumann hat Ihnen ein Konzept dargestellt, das in der 
Sache sehr sauber ist Mit diesem Konzept wird versucht. zu 
trennen zwischen dem, was an produktionsgebundenen Sub­
ventionen einkommenspolitisch noch bleibt, und dem, was 
neu über Direktzahlungen, gebunden an ökologische Aufla­
gen, gelöst werden soll. Das ist das Konzept der Minderheit I 
(Baumann). Dieses Konzept hat einiges für sich. Es weist auch 
einige Probleme auf - ich muss das zugeben. Aber es ist poli­
tisch wahrscheinlich kaum zu realisieren. 
Die Kommission möchte, dass die Unterschiede zwischen 
den Artikeln 31a und 31b allmählich ausgeglichen werden, ja 
dass die Zukunft dem Artikel 31 b gehört Ich glaube, auch un­
ter unseren bäuerlichen Kollegen gibt es keinen Widerspruch. 
Es gibt auch beim Bundesrat keinen Widerspruch zu dieser 
Vorstellung; denn sie hat ökonomisch wie ökologisch einiges 
für sich. 
Zunächst einmal die ökologischen Ueberlegungen. Es ist 
ganz klar: Wenn wir Direktzahlungen gemäss Artikel 31 a aus­
zahlen, möchten wir sie an gewisse Umweltverträglichkeitsan­
forderungen binden. In Artikel 31 b geht man einen Schritt wei­
ter: Es soll die eigentliche Umweltleistung über Direktzahlun­
gen abgegOlten werden. Da stehen die integrierte Produktion 
und der biologische Landbau im Zentrum. Von daher gesehen 
sind wir überzeugt, dass Artikel 31 b von ausserordentlich 
grosser Bedeutung für die Realisierung des Konzeptes ist, 
dass die Einkommenspolitik auf lange Sicht gesehen ver­
mehrt auf die Seite der Direktzahlungen verlagert werden soll. 
Warum haben wir dem Artikel 31 b ein derartiges Gewicht zu­
gemessen? Ganz einfach deshalb, weil wir - ich habe das 
schon einmal gesagt die beiden Subventionssysteme nicht 
einfach übereinanderlegen können. Wir können nicht die al­
ten, preisgebundenen Subventionen aufrechterhalten und 
gleichzeitig dort, wo Bedarf ist infolge Auslandkonkurrenz, mit 
Direktzahlungen nach Artikel31a einspringen. Das reicht 
niCht aus. Wir müssen weiter gehen in dem Sinne, dass ökolo­
gische Leistungen honoriert werden. Dieses Konzept ist unbe­
stritten. 
Aber der Bericht, den uns der Bundesrat abgegeben hat, die 
Zahlen im Finanzplan Herr Strahm Rudolf hat schon darauf 
hingewiesen - zeigen ganz deutlich, dass das Schwergewicht 
mit 7 zu bei Artikel 31 a bleibt und dass es in den nächsten 
vier Jahren sogar ausgedehnt wird bis zu einem Verhältnis von 
9 zu 1 zugunsten von Artikel31a Das ist nicht das, was wir 
wollen. und das muss geändert wevden, Deshalb möchte die 
Minderheit 111 den Gedanken der Gleichgewichtigkeit veran­
kern. 
Nun haben wir unseren Antrag mOdifiziert Der Antrag auf der 
Fahne ist sprachlich nicht gut, er ist sehr kompliziert Wir ha­
ben ihn deshalb bereinigt, und er besagt nun ganz einfach, 
dass die Zahlungen gemäss Artikel 31 b zumindest in der glei­
chen Grössenordnung sein sollen, Wir wollen flexibel sein. Wir 
anerkennen, dass das nicht von heute auf ist 

dass die Zeit 

Ich auch betonen, dass es uns nicht darum 
bäuerlichen Produzenten etwas 
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darum, dass ein zusätzliches Anreizsystem geschaffen wird, 
das es ermöglicht die ökologische Produktion möglichst kon­
sumentenorientiert, konsumentenfreundlich zu gestalten. 
Wenn sie bereits über die Direktzahlungen Deckungsbeiträge 
erhalten haben, gibt es noch andere Möglichkeiten, ihre Effizi­
enzkostenberechnungen anzustellen. Von daher gesehen bin 
ich überzeugt, dass langfristig die Direktzahlungen gemäss 
Artikel 31 b dem bäuerlichen Produzenten mehr bringen als 
die Direktzahlungen gemäss Artikel 31 a 
Auch da gibt es keinen Widerspruch seitens der bäuerlichen 
Vertreter. Wir haben gestern wieder intensive Gespräche ge­
führt Ich glaube, wir kommen uns in der Idee näher. Ich bin 
überzeugt, dass wir uns hier noch finden werden. Wir müssen 
uns finden; denn ich bin sicher: Wenn es uns nicht gelingt, die 
Mengen zu reduzieren, die Ueberschüsse zu reduzieren, bei 
der Ueberschussverwertung Einsparungen zu erzielen, die 
zugunsten der Direktzahlungen eingesetzt werden können, 
wird die ganze Agrarpolitik scheitern. 
Ich muss es einfach wiederholen: Wir haben jetzt sehr viel Ent­
gegenkommen gezeigt Ich möchte kein Referendum. Es geht 
um einen ganz zentralen Schicksalsartikel, zusammen mit der 
Finanzierungsfrage Stichwort Nahrungsmittel-Wust Auch 
hier glaube ich: Es ist wichtig, dass wir eine gemeinsame Lö­
sung finden, mit der wir alle leben können. Diese gemeinsame 
Lösung kann nur darin bestehen, dass wir entgegen den 
Perspektiven im Finanzplan - dem Artikel 31 b längerfristig 
mehr Gewicht geben, mehr Gewicht vielleicht sogar als dem 
Artikel 31 a, und dass das heute schon ganz klar im Gesetz 
festgehalten wird. Wenn das gelingt - auf irgendeine Weise, 
sei das nun nach dem Antrag der Minderheit 111, sei das im 
Sinne des Minderheitsantrages Strahm Rudolf zu Artikel 31c, 
sei das in einer abgeschwächten Form im Sinne des Antrages 
Bircher Peter -, bin ich überzeugt, dass wir hier eine Lösung 
beschliessen, die dann letztlich auch politisch zum Tragen 
kommen kann. Das scheint mir sehr wichtig zu sein; denn wir 
müssen bei ailedem, was wir hier beschliessen, und bei allem 
Respekt und allem Verständnis für die bäuerlichen Produzen­
ten auch die Anliegen der Konsumenten im Auge behalten. 
Ohne die Konsumenten und ohne die Steuerzahler können wir 
diese Reform schlicht und einfach nicht realisieren. 
Ich sage nochmals: Es geht letzten Endes darum, vom einzel­
nen Subventionsfranken möglichst viel den bäuerlichen Pro­
duzenten zukommen zu lassen und zu verhindern, dass alles 
im Agrobusiness versickert und dass bei den Vorleistungen 
und den Nachleistungen eigentlich der grosse Teil verloren­
geht Oekokosten können eingespart werden, auch das ist 
eine sehr wichtige, positive finanzpolitische Konsequenz 
Ich bitte Sie also, dem bereinigten Antrag der Minderheit 111 zu­
zustimmen. Es ist ein vernünftiger Antrag. Er kommt auch den 
bäuerlichen Anliegen stark entgegen. Ich weiss, dass mir sehr 
viele Kollegen und Kolleginnen von der bäuerlichen Seite hier 
in diesem Saal in der Sache absolut zustimmen. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee ci 13 h 00 
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Zwölfte Sitzung - Douzieme seance 

Mittwoch, 17. Juni 1992, Vormittag 
Mercredi 17juin 1992, matin 

08.00h 

Vorsitz - Presidence: Herr NebikerlHerr Schmidhalter 

92.010 

landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
lai sur I'agriculture. 
Modificatian (1ere partie) 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 1016 hiervor - Voir page 1016 ci-devant 

Ordnungsantrag - Motion d' ordre 

Hämmerle: Ich stelle Ihnen den Ordnungsantrag, dass wir 
den Antrag der Minderheit 111 (Jaeger) zu Artikel 31 a Absatz 1 
gemeinsam mit dem Antrag Bircher Peter zu Artikel 31 b Ab­
satz 1 c und dem Antrag der Minderheit Strahm Rudolf zu Arti­
kel 31 c behandeln. 
Die drei Anträge beschlagen alle das gleiche Thema, nämlich 
das Verhältnis von Artikel 31 a zu Artikel 31 b, die Gewichtung. 
Es macht wenig Sinn, jetzt den Antrag der Minderheit 111 (Jae­
ger) zu bereinigen, in zwei Stunden über den Antrag von Bir­
cher Peter zu diskutieren, der das gleiche Thema beschlägt, 
und in vier Stunden über den Mindemeitsantrag Strahm Ru­
dolf für einen neuen Artikel 31c, der nochmals das gleiche 
Thema behandelt 
Ich möchte Ihnen folgende Vorschläge machen: 
1. Ueber diese drei Anträge ist gemeinsam zu diskutieren. 
2. Ueber den Antrag der Minderheit I (Baumann) zu Arti­
kel 31 a, der eine andere Konzeption vorschlägt - nämlich nur 
einen Artikel -, ist am Schluss zu diskutieren, wenn bekannt 
ist, was in Artikel 31 a und 31 b stehen soll: Diesem Ergebnis ist 
dann der Antrag der Minderheit I (Baumann) gegenüberzu­
stellen. 
Das hätte zur Folge. dass wir jetzt bei Artikel 31 a Absatz 1 nur 
über die Anträge der Kommissionsmehrheit und über den An­
trag der Minderheit 11 (Gros Jean-Michel) diskutieren, dann 
wie vereinbart absatzweise vorgehen und am Schluss der 
Beratungen den Antrag der Minderheit 111 (Jaeger) zusammen 

dem Antrag Bircher Peter zu Artikel 31 b Absatz 1 c und dem 
Minderheitsantrag Strahm Rudolf zu Artikel 31c diskutieren 
und bereinigen würden. Das wäre ein sauberes Vorgehen, 
und es wäre auch verhandlungsökonomisch richtig. 
Ich danke Ihnen dafür, wenn Sie diesen Ordnungsantrag an­
nehmen. 

Schwab: Ausnahmsweise bin ich mit Herrn Hämmerle voll ein­
verstanden. Wir haben hier materiell eine Einheit Man sollte 
diese Anträge gemeinsam diskutieren. Das würde Zeit sparen 
und Klarheit schaffen. 
Ich bitte Sie, diesem Hämmerle 

Kühne, Berichterstatter: haben 
den: die der Minderheit 111 
satz 1 sowie die aer 

31 und von Bircher Peter 

die Gewichtung, also die Kanalisierung der Geldströme ge­
mäss den Artikeln 31 a und 31 b. 
Ich bin einverstanden, dass man das gesamthaft diskutiert. Ich 
würde Ihnen aber empfehlen, die grundsätzliche WeichensteI­
lung jetzt vorzunehmen, also über den Antrag der Minderheit I 
(Baumann) jetzt zu entscheiden in dem Sinne, ob Sie zwei Arti­
kel gemäss dem Konzept des Ständerates und des Bundesra­
teswollen. 
Wenn Sie diesen Antrag parallellaufen lassen mit dem Antrag 
der Mehrheit, also der Marschrichtung Bundesrat/Ständerat, 
führt das zu zusätzliChen Konfusionen. 

M. Couchepin, rapporteur: M. Kühne suggere de traiter 
d'abord la direction de la marche, soit la proposition de la 
minorite I qui voudrait reun!r les deux artieles en un seul. Gette 
procedure est assez logique, c'est-a-dire decider le principe 
d'un ou de deux artieles et ensuite, si I'on opte pour deux arti­
eies, adopter une procooure similaire a celle proposee par le 
president du conseil. 

Präsident: Herr Hämmerle hat in seinem Ordnungsantrag 
zwei Probleme zur Diskussion gestellt: 
1. Herr Hämmerle beantragt, dass wir gemeinsam über alle 
Anträge diskutieren und abstimmen, welche die Aufteilung der 
Beiträge nach einkommenspolitischen und umweltpoiitischen 
Gesichtspunkten betreffen. Das wären der Antrag der Minder­
heit 111 (Jaeger) zu Artikel 31 a Absatz 1, der Antrag Bircher Pe­
ter (Art. 31 b Abs. 1 c) und der Minderheitsantrag Strahm Ru­
dolf (Art. 31c). Die Kommissionssprecher unterstützen diesen 
Punkt des Ordnungsantrags. 
2. Herr Hämmerle stellt den Antrag, über den Minderheitsan­
trag I (Baumann) erst abzustimmen, wenn die Vorlage behan­
delt ist, weil es sich dabei um eine Grundsatzabstimmung han­
delt Die Kommissionssprecher sind demgegenüber der Mei­
nung, den Entscheid gleichzeitig zu fällen. 
Ich schlage Ihnen vor, dass wir dem ersten Punkt des Ord­
nungsantrags Hämmerle zustimmen. Hingegen ist es auch 
nach meiner Meinung für die Verhandlungsführung und für die 
Abstimmung einfacher, wenn wir nach der Diskussion über Ar­
tikel 31 a Absatz 1 entscheiden, ob wir das Konzept Baumann 
(ein Artikel) oder das Konzept Bundesrat, Ständerat und Kom­
missionsmehrheit (zwei Artikel) wollen. 

Thür: Diese Fragestellung ist so nicht richtig. Die Minderheit I 
(Baumann) will ja nicht etwas grundsätzlich anderes, als in 
den Anträgen von Minderheit 111, Bircher Peter (Art. 31 b 
Abs. 1 c) und Minderheit Strahm Rudolf (Art. 31 c) vorgeschla­
genwird. 
Es geht auch bei der Minderheit I (Baumann) um die Frage der 
Gewichtung. Nur verschiebt sie das Gewicht noch weiter in 
Richtung des Artikels 31 b. 
Von daher scheint es mir richtig, die Frage der Gewichtung, 
die verschiedene Schattierungen beinhalten kann, im glei­
chen Durchgang zu behandeln und - wie Herr Hämmerte vor­
schlägt - alles zusammen zu beraten. 
Ich bitte Sie, dem Ordnungsantrag Hämmerle zuzustimmen. 

Punkt 1 - Point 1 

Punkt 2 - Point 2 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Hämmerle 
Dagegen 

40 Stimmen 
69 Stimmen 

M. 31aAbs. 1 (Fortsetzung), Art 31bAbs. 1e,Art. 31e 
(Anträge siehe Seiten 1040 und 1069) 
Art. 31a a/. 1 (suite), art. 31b al. 1e, art. 31c 

1040et 

ntTiatens(jetJatite habe ich sehr 
hört einzelne Voten uferten wieder etwas aus 
das alte Hickhack reChts/links oder Bauern/Grüne. Bei nä-
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herer Analyse geht das aber völlig daneben. Es sind eine Fülle 
von Argumenten vorhanden, die eine gemeinsame Linie auf­
zeigen, vor allem, wenn man sich an praktischen Gegebenhei­
ten orientiert Ich möchte meinen Antrag aus der Praxis be­
gründen. 
Ich wohne von Kindsbeinen an in einem Dorf, wuchs auf einem 
Bauernbetrieb auf und bin heute Präsident einer Regionalpla­
nungsgruppe im oberen FricktaL Hier wird von Naturschüt­
zern seit Jahren das wegweisende Projekt «Vernetzte Lebens­
räume» angegangen, und 1991 startete mit Unterstützung des 
Bundes und des Kantons Aargau das Pilotprojekt «Naturge­
mässe Kulturlandschaft Fricktal». In engster Zusammenarbeit 
mit den Gemeindebehörden in elf Gemeinden und mit den 
hier wirkenden Bauem ist ein Beitragssystem entwickelt wor­
den, das zum Beispiel die Bedingungen für die integrierte Pro­
duktion wie auch die Bewirtschaftung naturnaher Landschaf­
ten usw. regelt Die bisherigen Erfahrungen sind ermutigend. 
Landwirte, die sich engagieren, bewirtschaften etwa 40 Pro­
zent des Kulturlandes im Projektgebiet Mit ihnen werden ge­
samtbetriebliche Verträge abgeschlossen, in denen beson­
dere Leistungen für Umwelt, Natur und Landschaft gezielt ab­
gegolten werden. 
Konkrete Folgerungen aus diesen Erfahrungen, aus diesem 
Projekt für diese GesetzeSberatung: Eine allgemeine Aus­
SChüttung von Direktzahlungen wie unter Artikel31a vorge­
sehen - ist grundsätzlich zu befürworten, auch die saubere 
Trennung nach Kriterien (Art 31 a und 31 b). Aberderfreiwillige 
Weg für gesamtbetriebliche Verträge bezüglich Abgeltung für 
Leistungen für Umwelt, Natur und Landschaft muss entschie­
dener geöffnet werden, als das die Vorlage und die Finanzpla­
nung für die nächsten Jahre vorzeigen. Diese Forderung er­
gibt sich zwingend aufgrund der konkreten Erfahrungen. 
Was spricht für diesen Weg der Vertragsförderung? Die Pro­
jekterfahrungen zeigen eine hohe Akzeptanz unter den Bau­
ern. Die Verträge sind auf Dauer angelegt, in der Regel für 
sechs Jahre. Der Bauer weiss, woran er sich zu halten hat Er 
ist nicht auf der ganzen Linie den hohen Marktunsicherheiten 
ausgesetzt Er erlangt eine gewisse Sicherheit nach jahrelan- . 
gen Unsicherheiten; das ist auch aufgrund labiler Zukunfts­
aussichten, Stichwort Gatt - ein ho her Wert Verträge sind 
auch ein Nein zum "Kässelisystem». Beiträge aus x Kanälen 
sind längst verpönt Es bleibt aber bei der Freiwilligkeit 
Solche Verträge weisen auch den Vollzugsweg. Wir können im 
Vollzug nicht alles den bisherigen Instanzen überlassen, son­
dern wir müssen die Sache möglichst auf der Ebene des ein­
zelnen Bauernbetriebes zu bündeln versuchen. Ein klares, 
überschaubares System hat dann auch Akzeptanz im Volk. Es 
ist sehr wichtig, dass wir diese Landwirtschaftspolitik erklären 
können - vor allem, wenn wir mehr Geld brauchen, sei es aus 
der Wust oder aus der Mehrwertsteuer. Der Vertragsweg - das 
wurde auch schon ausgefÜhrt führt zu einer sicheren Pro­
duktionsentlastung. Diese könnte man sonst nur mit einer 
Kontingentierung erreichen, die aber niemand will. Der Ver­
tragsweg ist hier das Richtige. 
Ich meine, dass wir mit meinem Antrag eine etwas flexiblere 
Lösung herbeiführen können, dass eine dynamische Entfal­
tung bei Artikel 31 b möglich ist Wir können ein Gleichgewicht 
von Artikel 31 a und Artikel 31 b nicht von. heute auf morgen er­
reichen. Der Abschluss dieser braucht etwas Zeit, 
aber mittelfristig soll eine Annäherung stattfinden. 
Ich möchte mit allen Mitteln ein Referendum verhindern. Die 
Bauern müssen rasch wissen, wo sie stehen. Ab 1993 sollten 
definitive Wege feststehen. 
Ich betone nochmals: Der Vertrag ermöglicht eine Bündelung 
auf Betriebsstufe und ist damit ein grosser Beitrag für mehr 
Durchschaubarkeit, für einfacheren Vollzug, für schlichtweg 
klare Verhältnisse. Markt, Natur und staatliche Hilfe: in diesem 
guten Dreiklang muss unsere Landwirtschaftspolitik gestaltet 
werden. Ich meine: Mit dieser zum Artikel 31 b, wie 

habe, kommen einen 

Strahm Rudolf, der Minderheit: Es scheint 
Verwirrung zu herrschen über die Prozeduren. ich möchte vor· 
ausschicken und da schliesse mich Herrn Bircher Peter 

an -: Die Frage der Gewichtung der Mittel nach Artikel 31 a und 
31 b ist nicht eine Frage von links oder rechts oder eine Frage 
von grün oder nicht grün, sondern eine Frage der Orientierung 
der Agrarpolitik 

, Zuerst zum Formellen: Ich spreche zum Artikel 31c. Meines 
Erachtens wäre der Ort richtig mit Artikel 31 c, weil sich der Arti­
kel 31 c auf 31 a und 31 b bezieht Normalerweise macht man 
dafür einen neuen Artikel. Im Prinzip entspricht der von mir ver­
tretene Minderheitsantrag mit Nuancen dem Antrag Bircher 
Peter zu Artikel 31 b Absatz 1 c und dem Antrag der Minder­
heit 111 (Jaeger) zu Artikel 31 aAbsatz 1. 
Ich meine, es wäre richtig, wenn die Abstimmung am Schluss 
käme, wenn der Inhalt der Artikel 31 a und 31 b bekannt und 
bereinigt ist Erst dann sollte man über die Verteilung der Mittel 
reden. 
Zum Inhaltlichen: Es handelt sich um den Schicksalsartikel 
der Vorlage. Artikel 31 a ermöglicht dem Bund Direktzahlun­
gen an die konventionelle Landwirtschaft; sie werden nach Be­
trieb und nach Fläche ausbezahlt Artikel 31 a wird in der Praxis 
nach dem Motto angewendet werden: Wer da hat, dem wird 
gegeben. Die Grösseren werden mehr erhalten. Und es wer­
den mit Ausnahme der Einhaltung der bestehenden Gesetze 
keine ökologischen Auflagen verbunden sein. Vor allem etwas 
ist wichtig: Mit Artikel 31 a ist keine Extensivierung verbunden. 
Artikel 31 b ist nicht nur ökologischer, sondern er beinhaltet 
auch ein Lenkungsinstrument: eine Komponente, die auf Ex­
tensivierung hinführt, auf eine Rücknahme der Produktion. 
Hier muss ich etwas zu den Ueberschüssen sagen: Das Teuer­
ste - und für die' Bauern übrigens das am wenigsten Effi­
ziente ist die Verwertung der Produktionsüberschüsse. Von 
einem Franken Direktzahlungen bleibt ein Franken beim Bau­
ern. Wenn Sie einen Franken zur Ueberschussverwertung ein­
setzen, z. B. zur Verwertung von Käse (Exportsubventionen 
usw.) , bleiben von diesem Franken nur 34 Rappen beim Bau­
ern. Die anderen zwei Drittel des Betrages versickern ir­
gendwo in der Maschinerie. Nur Artikel 31 b bringt eine Ver­
minderung solcher Produktionsüberschüsse. Deswegen 
scheint es uns wichtig, dass ein Gleichgewicht zwischen Arti­
kel 31 a und Artikel 31 b besteht 
Ich wiederhole die Zahlen des Finanzplans: Nach dem Finanz­
plan werden nach Artikel31a im ersten Jahr 150 Millionen 
Franken ausgeSChüttet und nach Artikel 31 b, also für Oekolo­
gisierung und Extensivierung, 20 "Milliönchen». Die Beträge 
werden dann im dritten Jahr ansteigen. 1995 sind nach Fi­
nanzplan Direktzahlungen nach Artikel31a für 350 Millionen 
Franken vorgesehen und nach Artikel 31 b für 40 "Milliön­
chen". Das Verhältnis wird sich nach dem Finanzplan also so­
gar von 7 zu 1 zu 9 zu 1 verschlechtern. Das sind die Zahlen, 
die der Bundesrat aufgrund des Finanzplanes verbindlich be­
kanntgegeben hat. Wegen diesem Missverhältnis wird jetzt 
dieser Artikel zum SchicksalsartikeL 
Man hat vom Bundesamt für Landwirtschaft. vom Bundes­
ratstisch aus versprochen, Artikel 31 b werde ohnehin früher 
oder später stärker werden und mit der Zeit würden die Direkt­
zahlungen vor allem nach Artikel 31 b laufen. Aber wir können 
nicht daran glauben, wenn man mit diesem Missverhältnis be­
ginnt Es gibt so etwas wie ein Grundgesetz der staatlichen 
"Subventionitis", nämlich das Gesetz der Besitzstandswah­
rung. Wenn einmal mit diesem MissverhältniS begonnen wor­
den ist - damit, dass der grösste Teil nach Artikel 31 a ausbe­
zahlt wird, an die konventionelle Landwirtschaft und flächen­
bezogen -, dann lässt sich dieses Verhältnis nicht umkehren. 
Das ist eine Illusion und ein leeres Versprechen. Deswegen 
brauchen wir schon am Anfang oder nach einer Uebergangs­
zeit ein Gleichgewicht zwischen Artikel 31 a und Artikel 31 b. 
Das ist der tiefere Sinn der drei Anträge Bircher Peter zu Arti­
kel 31 b Absatz 1 c, der Minderheit 111 (Jaeger) zu Artikel 31 a 
Absatz und der Minderheit Strahm Rudolf zu Artikel 31 c. Alle 
drei zielen in die 

fixiert wird 
werden, damit sind wir 

standen -. haben wir keine dann fahren wir 
weiter auf dem alten Kurs. Man braucht zwar eine neue Rheto­
rik, jetzt brauchen alle auch Rhetorik, reden von Aus-

michael.tellenbach
Textfeld



17. Juni 1992 N 1045 Landwirtschaft 

gleichsflächen und Oekologisierung, aber es kommt mir nicht 
auf den Buchstaben an. sondern auf die Instrumente. Und 
wenn wir die Instrumente, das sind die Finanzmittel, nicht rich­
tig lenken, haben wir nichts gewonnen. Deswegen ist dieses 
Gleichgewicht so wichtig, das ist nicht eine Prestigefrage, son­
dern es sind rein materielle, technische Ueberlegungen. 
Kommt dieses Gleichgewicht nicht zustande, könnte ich per­
sönlich dieser Vorlage nicht zustimmen; es wäre eine 
schlechte Vortage und vor allem eine Vorlage in die falsche 
Richtung. 

Scherrer Jürg: Die Fraktion der Auto-Partei wird alle Minder­
heitsanträge ablehnen mit zwei Ausnahmen: Bei Artikel31a 
Absatz 1 und Absatz 3 stimmt sie der Minderheit 11 (Gros 
Jean-Michel) zu. Die Fraktion der Auto-Partei wird ebenfalls 
alle weiteren Anträge ablehnen, welche eine Belohnung der 
«Nichtleistung» der sogenannten Kleinbauern zum Inhalt 
haben. 
Bei Artikel31a Absatz 2 werden wir der Mehrheit, d. h. dem 
Bundesrat, zustimmen. 
Die Auto-Partei ist der dezidierten Ansicht, dass an Bergbau­
em, die zum Teil unter schwierigen, ja widrigen Umständen ihr 
Gut bewirtsChaften müssen, staatliche Unterhaltszahlungen 
ausgerichtet werden müssen. Auch unternehmerisch den­
kende, marktwirtschaftlich produzierende Talbauern, die sich 
heute dem zunehmenden Druck der EG-Konkurrenz ausge­
setzt sehen, können aufgrund des hohen Preisniveaus und 
der besonderen Vorschriften in der Schweiz nicht mehr ohne 
Direktzahlungen existieren. Man kann aber nicht Kleinbauern, 
Hobbybauern, die einen kleinen Betrieb im Nebenberuf be­
wirtschaften, mit Bergbauern gleichsetzen, wie dies die Verei­
nigung zum Schutz der kleinem und mittleren Bauem (VKMB) 
tut Das ist ein politisches Spiel mit falschen Karten. Wir wollen 
keine «Heimetli,,-Wirtschaft a la Gotthelf, wir wollen keine un­
sinnigen Direktzahlungen für Leute, die ihren Lebensunterhalt 
in einem Hauptberuf verdienen und einen Bauernbetrieb unter 
Bedingungen bearbeiten, die marktwirtschaftlichen, unter­
nehmerischen Ueberlegungen nicht standhalten. Es ist ein 
volkswirtschaftlicher Unsinn, Leute für etwas zu bezahlen, das 
sie nicht tun. Es ist volkswirtschaftlich ein absoluter Unsinn, 
besonders in Zeiten von knappen Staatsfinanzen und einer 
Rezession, Leute für das Brachliegen-Lassen von Gelände 
noch finanziell zu entschädigen. 
Der VKMB spricht von Natur- und Umweltschutz Es geht doch 
weder um den Umweltschutz noch um den Naturschutz Diese 
Schlagworte werden doch nur vorgeschoben, um sich auf Ko­
sten der Steuerzahler und Konsumenten den Lebensunterhalt 
bezahlen zu lassen. Das müssen wir doch klar feststellen. Wer 
nämlich in der Landwirtschaft umweltgerecht produzieren will, 
braucht einen Betrieb von einer bestimmten GrÖsse. Ge­
nauso, wie nur Unternehmen von einer gewissen Grösse Sozi­
alfälle beschäftigen können, weil es der Betrieb finanziell er­
trägt, können auch nur landwirtschaftliche Betriebe von einer 
bestimmten Grösse, mit einem bestimmten Produktionsvolu­
men und Einkommen auf Umweltschutzbelange Rücksicht 
nehmen, weil sie es sich eben finanziell leisten können. Das 
sind die Tatsachen. 

behauptet, sogenannt 
Kleinbauern könnten im EG-Raum hat verges­
sen anzufügen: nur weil sie auf Kosten der Steuerzahler leben, 
ohne zu arbeiten. 
Sorgen wir für eine klare Linie in der schweizerischen Land­
wirtschaftspolitik. Ich bitte Sie, bei Artikel 31 a Absatz 1 und Ab­
satz 3 der Minderheit II (Gros Jean-Michel) zuzustimmen und 
im übrigen alle anderen Anträge von Minderheiten oder Ein­
zelvotanten abzulehnen. 

lieh aufgeteilt 

Der Antrag der Minderheit I (Baumann) enthält eigentlich -
wenn man ihn vorurteilslos betrachtet - den konsequentesten 
und auch den liberalsten Ansatz für die Lösung des Problems. 
Dieser Antrag will nämlich eine generelle Bindung von Direkt­
zahlungen an klarformulierte Bedingungen. Mit der Aufteilung 
von Direktzahlungen in den Artikeln 31 a und 31 b machen wir 
eigentlich - wenn wir ehrtich sind - einen Etikettentrick. Wir 
versehen die alten Flaschen mit neuen Etiketten. Im Rahmen 
der Gatt-Verhandlungen hat sich gezeigt, dass unsere Land­
wirtschaft Subventionen abbauen muss. Was machen wir? Wir 
bauen diese Subventionen zwar ab, schaffen aber ein neues 
Gefäss für das gleiche, damit unsere Landwirtschaft Gatt-kon­
form wird: Wir richten nicht mehr Subventionen, sondern Di­
rektzahlungen aus. Darauf läuft doch das Konzept, das wir 
heute diskutieren, hinaus. 
Herr Baumann und die Minderheit I sagen: Wenn schon durch 
die GattNerhandlungen Subventionen in Frage gestellt wer­
den und das bäuerliche Einkommen auf anderem Wege gesi­
chert werden muss, nämlich über Direktzahlungen, dann nur, 
wenn auch konkrete, benenn bare Bedingungen erfüllt wer­
den. Das ist die Konzeption der Minderheit I. Sie ist die liberal­
ste Lösung in dem Sinne, dass sie dem Bauern die Wahl über­
lässt Er kann sich nach den Bedingungen des Artikels 31 a 
verhalten, diese Auflagen erfüllen, und dann erhält er zur Ein­
kommenssicherung Direktzahlungen; oder er kann sagen, 
dass er ohne solche Auflagen produzieren möchte, dann 
muss er sich den Bedingungen des Weltmarktes stellen. Er ist 
frei in seiner Wahl. Aus diesem Grund ist der Antrag der Min­
derheit I der konsequenteste Antrag. Und eigentlich wäre er 
auch der Antrag all unserer Deregulierungsfreunde in diesem 
Rat Es ist interessant: Wenn es um konkrete Deregulierungs­
schritte geht, schlagen sich alle Befürworter der Deregulie­
rung plötzlich in die Büsche und werden nicht mehr gesehen. 
Ich mache mir jedOCh keine Illusionen: Sie werden sehr wahr­
scheinlich dem Antrag der Minderheit I nicht folgen, weshalb 
ich mich noch zum Antrag der Minderheit 111 (Jaeger) äussern 
will. Dieser Antrag macht eine Gewichtung in Richtung einer 
verstärkten Verknüpfung von Direktzahlungen an Bedin­
gungen. 
Herr Bundesrat Delamuraz hat gestem in seinen Ausführun­
gen darauf hingewiesen, dass dem Artikel 31 b in Zukunft 
mehr Bedeutung zugemessen werden wird. Er sagte: Diese 
Entwicklung ist nicht aufzuhalten. Er hat von einem «subtilen 
Gleichgewicht" zwischen den beiden Artikeln gesprochen. 
Worauf stützt sich diese Aussage von Herrn Bundesrat Dela­
muraz? 
Wenn wir die konkreten Zahlen konsultieren, stellen wir fest, 
dass die Entwicklung ganz offenSichtlich genau in die andere 
Richtung geht Die offiziellen Zahlen des Bundesamtes zeigen 
das klar auf: Im Jahre 1993 sollen gemäss Artikel31a 150 Mil­
lionen Franken ausgeschüttet werden, demgegenüber ge­
mäss Artikel 31 b lediglich 40 Millionen Franken. Das ist ein 
Verhältnis von etwa 1 zu 3,75. Zwei Jahre später, 1995, haben 
wir folgende Zahlen; 350 Millionen Franken gemäss Arti­
kel 31 a, 80 Millionen Franken gemäss Artikel 31 b. Das ent­
spricht einem Verhältnis von 1 zu 4,4. Die Entwicklung in den 
nächsten Jahren ist also eindeutig: Auch wenn wir von einer 

der Zahlungen gemäss Artikel 31 b kön-
nen, die Zahlungen Artikel31a 
höherem Ausmasse steigen. Die Scherenbewegung ist vor­
handen, das ist so angelegt Das will die Minderheit 111 (Jae­
ger) nicht 
Ich verstehe die Aussagen von Herrn Bundesrat Delamuraz 
überhaupt nicht Er sagt, die Entwicklung sei nicht aufzuhal­
ten, die Zahlungen nach Artikel 31b würden in Zukunft immer 
mehr ansteigen. Irgendwann werde nach Artikel 31 b mehr 
ausbezahlt als nach Artikel 31 a Angesichts der Zahlen der 

kann ich nicht verstehen, wie Herr Delamuraz zu 
kommt Diese das ist 

aufhalten 

Grünen 
31a Absatz 

dolf zu Artikel 31 Seide sind unseres Erachtens 
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Eventualiter unterstützen wir den Antrag Bircher Peter zu Arti­
kel 31 b Absatz 1 c. 

M. Perey: Comme j'ai eu l'occasion de le signal er lors de I'en­
tree en matiere, tout le principe des mesures visees par cette 
modification de la loi se divise en deux chapitres tres diffe­
rents. C'est une conception voulue par le Conseil federal et 
elle est necessaire. 
A I'article 31a, il s'agit de completer le revenu detous les pay­
sans, revenus parfois fortement diminues par la nouvelle 
orientation de la politique agricole. Cette aide revet un carac­
tere economique et ne doit pas etre confondue avec les contri­
butions pour des prestations ecologiques. 
POUf ces raisons, iI importe de rejeter, a I'alinea premier, les 
pro positions des minorites I et 111, auxquelles sont venues se 
greffer, par la decision que vous venez de prendre, celles de 
MM. Bircher Peter et de la minorite Strahm Rudoif. M. Bircher 
met tellement d'imprecision dans sa proposition que je crois 
qu'iI contond un rapport sur I'agriculture avec une loi, dans la­
quelle on ne peut pas faire figurer que des approximations. 
Cela n'est pas normal et c'est surtout malsain. 11 dit faire cela 
pour empecher le referendum. Nous aussi, Monsieur Bircher, 
ne tenons pas a un referendum. C'est pour cela qu'iI faut reje­
tervotre proposition. 
M. Strahm parle d'equiiibre entre fes articles 31aet31 b. Com­
ment voulez-vous etablir un equilibre lorsque I'article 31 a, et 
c'est voulu, est la pour compenser une perte de revenu? Le re­
venu ne peut pas etre le meme sur une exploitation de cinq 
hectares ou sur une de trente hectares. Ce revenu doit etre 
complete pour des prestations faites pour I' ordre d'interet pu­
blic. 11 est clair que le travail demande a un paysan sur trente 
hectares est plus important que celui effectue sur un domaine 
de cinq hectares. Vouloir lier les deux choses, c'est meconnai­
tre totalement le systeme. 
M. Thür, quant a lui, nous fait une demonstration a laquelle je 
ne peux rester insensible, lorsqu'i1 parle de bouteilles et 
d'etiquettes. 11 dit qu'on ne fait que transferer les deux choses, 
mais iI est absolument clair que la politique agricole doit main­
tenant etre modiftee. Cela ressort d'ailleurs du rapport que 
nous avons accepte hier. 11 reconna'it lui-meme que cette sepa­
ration ne sera pas retenue. C'est un bon point pourvous, Mon­
sieur Thür, cela prouve que vous avez compris le probleme 
agricole. 
Pour ces raisons, le groupe radical soutiendra la minorite 11, 
dont la version est identique a celle du Conseil des Etats, car 
elle est plus simple et plus claire que celle de la majorite qui 
surcharge de fagon inutile I'alinea premier. En conclusion, le 
groupe radical se prononcera en faveur de la minorite 11 et re­
jettera vigoureusement les pro positions des minorites I et 111 
ainsi que celles de MM. Bircher Peter et de la minorite Strahm 
Rudolf. 

Binder: Ich möchte vorausschicken, dass wir heute eigentlich 
deregulieren wollen. Ich steHe das Gegenteil fest: Auflagen, 
Regeln, Anordnungen in bunter Fülle. Diese rufen nach Kon­
troHen, die einAusmass annehmen, das kaum mehr zu verant­
worten ist. 
Zu Artikel 31 a Absatz 1: Der Antrag der Minderheit I (Bau­
mann) will die Direktmhlungen in einen einzigen Artikel fas­
sen. Auf den ersten Blick könnte diese Idee bestechen. Auf 
den zweiten Blick komme ich aber sehr schnell zum Schluss, 
dieser Antrag sei abzulehnen. Dies ist übrigens auch die ein­
stimmige Meinung der SVP-Fraktion. Mit einer solchen Formu­
lierung würde die Idee der beiden Artikel und die Zielsetzung 
der Direktzahlungen ganz klar unterlaufen. Es gilt klar festzu­
halten und dies ist in der bundesrätlichen Botschaft klar defi­
niert -, dass die Direktzahlungen in zwei Artikeln des Landwirt­
schaftsgesetzes festgeschrieben werden, nämlich in den Arti­
keln 31aund 31 b. Wichtig scheint mir dabei dass 
diese beiden Artikel Gatt-konform sind. 

die Landwirtschaft bis anhin nicht erbracht Im Gegenteil, es 
wurde von allen Seiten immer die Richtigkeit dieser Aussage 
bestätigt, mit dem Hinweis, wir müssten diese Leistungen end­
lich in Rechnung stellen. Auch sind die Direktzahlungen so an­
gelegt, dass sie Einkommensausfälle ausgleichen, die auf­
grund einer mehr marktwirtschaftlichen Preispolitik entstehen. 
Zusammengefasst: Es handelt sich um Direktzahlungen mit 
einkommenspolitischer Ziels~tzung. Dieses Ziel ist völlig rich­
tig, denn der Preisabbau findet heute schon laufend statt, und 
dies ohne Direktzahlungen, ohne Ausgleich, was tür die Bau­
ern einem echten Einkommensabbau gleichkommt, in einem 
Zeitpunkt, wo für das Bundespersonal der volle Teuerungs­
ausgleich beschlossen wird. 
Zu Artikel 31 b:. Dieser postuliert Direktzahlungen für beson­
ders umweitschonende, naturnahe Produktions- und Bewirt­
schaftungsformen. Es geht um freiwillige ökologische Leistun­
gen. Im Namen der SVP-Fraktion bitte ich Sie im Sinne einer 
zielgerichteten, übersichtlichen und vernünftig anwendbaren 
Gesetzgebung, den Antrag der Minderheit I (Baumann) abzu­
lehnen. 
Zu Artikel 31a, Minderheit 11 (Gros Jean-Michel): Bei Absatz 1 
geht es um die Kategorie Landwirte, die Direktzahfungen er­
halten sollen. Bundesrat, Ständerat und Kommissionsminder­
heit 11 wollen diese Direktzahlungen an «Landwirte" ausrich­
ten. Die Kommissionsmehrheit will diese Zahlung an «bäuerli­
che Bewirtschafter» ausrichten. Unsere Berufsbezeichnung ist 
«Landwirt". Dazu müssen und sollen wir auch stehen. land­
wirt sein heisst eine Berutslehre abgeschlossen oder immer in 
der landwirtschaft gearbeitet haben. Einen Hobbybetrieb 
kann man kaum als Landwirt bewirtschaften. Eine solche Lö­
sung wollen wir nicht Wir wollen jenen Landwirten zu einem 
angemessenen Einkommen verhelfen, die die gemeinwirt­
schaftlichen Leistungen erbringen. Dazu gehören auch An­
staltsbetriebe, Schul betriebe usw. 
Wenn wir tatsächlich mUltifunktionale Leistungen abgelten 
wollen, dann haben diese alle Betriebe - ungeachtet des Sta­
tus - zu erhalten, die solche Leistungen erbringen. Es handelt 
sich hier um Agrarpolitik und nicht um Sozialpolitik. 
Zu Artikel31a Absatz 1 gemäss Minderheit 111 (Jaeger): Die 
SVP-Fraktion beantragt Ihnen, den Antrag der Minderheit 111 
abzulehnen. Mit dieser Formulierung wird das Prinzip der Frei­
willigkeit durchbrochen. 
Die Regelung des Verhältnisses in den Artikeln 31 a und 31 bist 
zu starr. Es bleibt kein Spielraum. Im übrigen ist der Artikel 31 b 
überhaupt nicht zu quantifizieren. Schon heute richtet der 
Bund Zahlungen aus, die unter Artikel 31 b angesiedelt wer­
den können, z. B. Beiträge für Ausgleichsflächen, Brachen, 
Stillegungen und tür Extensoproduktion im Getreidebau. Ich 
meine, man müsste hier die Flexibilität haben. Je nach Erfül­
lung der Anforderungen nach Artikel 31 b sind die finanziellen 
Mittel bereitzustellen. 

Schwab: Ich spreche zu Artikel31a Absatz 1 und zum dazu­
gehörigen Antrag der Minderheit 111 (Jaeger) sowie zu den An­
trägen der Minderheit Strahm Rudolf (Art. 31 c) und BircherPe­
ter (Art. 31 b Abs. 1 cl. Das ist die Materie, die jetzt zur Diskus­
sionsteht. 
In Artikel 31 a Absatz geht es um die Frage mein Vorredner 
hat es gesagt -, ob wirfür "bäuerliche Bewirtschafter» oder für 
"Landwirte» Bundesgelder bezahlen wollen. 
Eine Minderheit der SVP-Fraktion zu der ich gehöre - ist der 
Meinung, dass wir für bäuerliche Bewirtschafter Direktzahlun­
gen ausbezahlen sollen. "Bäuerlich» hat sich jetzt etwas ein­
gelebt. Wir reden auch vom bäuerlichen Bodenrecht Dort stei­
len wir das Bäuerliche auch in den Vordergrund. Das ist ein 
Begriff, der heute sympathisch wirkt 
ich möchte Sie bitten, bei diesem Artikel 31 a in Absatz 1 der 
Mehrheit der Kommission zuzustimmen Bewirt-

und nicht der Minderheit die Ständerat 
"landwirte" Das ist das eine. 

den der Minderheit der Minder-
herr Strahm und Bircher Peter. 
Ich habe es bereits in meinem Eintretensvotum gesagt: Wir 
wollen bei den Artikeln 31a und 31b klare Verhältnisse schaf­
fen. Wir wollen, dass Artikel 31a nicht mit zu vielen Auflagen 
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belastet und dass er einkommenswirksam wird, damit die 
Bauern, die Land bewirtschaften, über Direktzahlungen zu ih­
rer Aufbesserung kommen. 
Den Vorwurf all jener Kolleginnen und Kollegen in diesem 
Saal, die behaupten, dass diejenigen Landwirte, die nach Arti­
kel 31 a wirtschaften, ungesunde Nahrungsmittel produzieren, 
möchte ich zurückweisen. Wir haben in der Landwirtschaft be­
reits grosse Auflagen. Wir produzieren im Vergleich zum Aus­
land gesunde Nahrungsmittel; deshalb sind diese Vorwürfe 
deplaziert. 
Ein Teil der Landwirte will weiter gehen. Diejenigen, die zusätz­
liche Auflagen wollen, möchten eine Abgeltung über den Arti­
kel31b. 
Nun kommen die Herren Jaeger und Strahm Rudolf mit ihren 
Minderheitsanträgen und Herr Bircher Peter mit seinem An­
trag, weil sie glauben, dass die zur Verfügung stehenden Mit­
tel, die über Artikel 31 b ausgeschüttet werden sollen, nicht 
ausreichen. Wir haben gestern gehört, dass vorgesehen sei, in 
einem Missverhältnis über den Artikel 31 a abzugelten, ohne 
grosse zusätzliche Auflagen im Vergleich zum Artikel 31 b. 
Zu den Minderheitsanträgen Jaeger und Strahm Rudolf: Diese 
gehen meiner Meinung nach in die richtige Richtung, aber sie 
sind zu eng gefasst Sowohl der Minderheitsantrag 111 (Jaeger) 
zu Artikel 31 a Absatz 1 als auch der Minderheitsantrag Strahm 
Rudolf zu Artikel 31 c Sind zu eng und zu restriktiv gefasst 
Zum Antrag Bircher Peter zu Artikel31b Absatz 1c: Herr Bir­
eher hat seinen Antrag etwas offener, knapper gefasst Mit die­
sem Artikel würde sich leben lassen; ich könnte dem Antrag 
Bircher Peter zustimmen. Der Antrag ist im Uebergang flexi­
bler, er enthält einen Uebergang, der machbar wäre. 
Aus diesem Grunde beantrage ich, dass sowohl der Minder­
heitsantrag 111 (Jaeger) als auch der Minderheitsantrag Strahm 
Rudolf abzulehnen sind. Ich beantrage, dem Antrag Bircher 
Peter zuzustimmen. Mit diesem Antrag helfen wir, die 
Blockade, die sich gestern abgezeichnet hat, etwas zu bre­
chen. Mit diesem Antrag wäre es möglich, den Artikel 31 a von 
zuviel Zugemüse zu entlasten und auf der andern Seite genü­
gend Mittel zur Verfügung zu stellen, um nach Antrag Bircher 
Peter abzugelten. 
Also Ablehnung des Minderheitsantrages 111 (Jaeger) zu Arti­
kel31 aAbsatz 1, Ablehnung des Minderheitsantrages Strahm 
Rudolt zu Artikel 31 c, Zustimmung zum Antrag Bircher Peter 
zu Artikel 31 b Absatz 1 c und in Artikel 31 a Absatz 1 «bäuerli­
che Bewirtschafter» anstelle von «Landwirte» (Zustimmung zur 
Kommissionsmehrheit). 

David: Es stehen hier zwei Fragen zur Diskussion: 
1. Welches Konzept soll gewählt werden? 
2. Wie soll der Mitteleinsatz geregelt werden? 
Zu Frage 1: Hier stellt sich die CVP-Fraktion hinter die Mehr­
heit der nationalrätlichen Kommission, und sie lehnt die Min­
derheit I (Baumann) und die Minderheit 11 (Gros Jean­
Michel)n ab. Der Antrag der Minderheit 11 will ökologisch be­
stimmte Direktzahlungen nach Artikel 31 b streng von einkom­
menssichernde Direktzahlungen nach Artikel 31 a trennen. Die 
Minderheit I auf der andern Seite will alles in einem einzigen 
Gesetzesartikel zusammenfassen. 
Der sieht eine vermittelnde 
sehen diesen belden extremeren Standpunkten vor: 
fassung der CVP-Fraktion ist die bundesrätliche Fassung mit 
den Ergänzungen der nationalrätlichen Kommission die Ver­
mittlungslösung zwischen diesen bei den Positionen, die 
heute machbar und vernünftig ist Insbesondere gilt dies, 
nachdem die Kommission in Artikel31a wesentliche ökologi­
sche Randbedingungen gesetzt hat Ich kann die Meinung 
von Kollege Strahm Rudolt nicht teilen, dass der Artikel 31 a 
nichts bringe, sondern nur der Artikel 31 b. Die Fassung der 
Kommissionsmehrheit ist so, dass wesentliche Punkte 

Artikel 31 a enthalten sind. 

trag IU (Jaeger) und dem Minderheitsantrag Strahm Rudolf 
konfrontiert; der Antrag Bircher Peter ist erst hier im Rat gestellt 
worden. 
Die Fassung der Kommissionsmehrheit macht bereits in Art j­
kel31a Absatz 1 im zweiten Satz deutlich, dass der MitteIein­
satz ausgewogen sein soll. Hingegen hat sie darauf verzichtet, 
genau zu bestimmen, wie dieser Mitteleinsatz im einzelnen ge­
regelt sein solL Hier gehen die genannten drei Anträge we­
sentlich weiter. 
Meines Erachtens ist es nicht unproblematisch, wenn wir im 
Gesetz den Mitte!einsatzfestschreiben und uns auf etwas fixie­
ren, das wir in der heutigen Situation nicht voraussehen kön­
nen. Es ist auch darum nicht unproblematisch, weil nach der 
jetzigen Vorlage (gemäss Mehrheit) die beiden Artikel 31 a und 
31 b bei weitem nicht mehr so weit voneinander entfernt sind 
wie in der ursprünglichen Fassung des Bundesrates. Trotz­
dem ist es vielleicht vernünftig, wenn wir in Richtung von Kol­
lege Bircher Peter gehen und sagen, dass nach einer Einfüh­
rungsperiode, im Verlaufe einiger Jahre, annähernd gleiche 
Grössenordnungen erreicht werden sollten. Damit ist ein Rah­
men abgesteckt, der vernünftig eingehalten werden kann und 
der auch den Landwirten erlaubt, sich an die neue Direktzah­
lungsordnung anzupassen. Ich bin nicht der Meinung von 
Herrn Jürg Scherrer, dass die Direktzahlungen für das Nichts­
tun ausgerichtet werden; diese Direktzahlungen wollen die 
Bauern in eine neue Art des Wirtschaftens umlenken, ihre Art 
und Form des Wirtschaftens beeinflussen. Aber das kann 
nicht kurzfristig geschehen, da braucht es eine Uebergangs­
zeit In dem Sinne, wie es Herr Bircher vorschlägt, könnte der 
Weg gefunden werden. 
Ich schlage Ihnen namens der CVP vor: 
1. Konzept: der Mehrheit folgen und die Minderheit I (Bau­
mann) und die Minderheit 11 (Gros Jean-Michel) ablehnen; 
2. Mitteleinsatz: dem Antrag Bircher Peter folgen und die An­
träge der Minderheit Strahm Rudolf sowie der Minderheit 111 
(Jaeger) ablehnen. 

Jaeger, Sprecher der Minderheit 111: Ich glaube. wir sind jetzt 
auf dem Wege, uns einander anzunähern. Ich möchte zugun­
sten einer grundsätzlichen Lösung sprechen, einer grundsätz­
lichen Lösung, wie wir sie schon in der Kommission mit unse­
rem Minderheitsantrag 111 anvisiert haben. 
Es geht, wie wir das gestern schon angetönt haben, darum, 
die Gewichte bei den Direktzahlungen vermehrt zugunsten 
der ökologisch gebundenen Direktzahlungen zu verlagern; 
das ist die Grundidee. 
Hier noch einige ökonomische Ueberlegungen, um diesen 
Gedanken zu untermauern. Zu Herrn Binder: Sie haben ge­
sagt, wir sollten deregulieren und statt dessen würden wir hier 
wieder regulieren. Herr Binder, ich bin froh, dass Sie die Dis­
kussion über die Deregulierung angezogen haben. Aber ich 
möchte Sie daran erinnern, dass wir mit unserem Minderheits­
antrag letztlich den Markt deregulieren und auf der anderen 
Seite die Direktzahlungen an ökologische Leistungen binden 
wollen. Wir wollen, dass es nicht mehr reine Subventionen 
sind, sondern dass die Direktzahlungen einmal, in einer ge­
wissen Zukunft, schwergewichtig als Abgeltungen für Umwelt­
leistungen zu betrachten sind - das ist die Ueberlegung. Das 
hat nichts mit Regulierung zu tun, sondern das ist eine markt­
wirtschaftlich und ordnungspolitisch absolut saubere Lösung. 
Ich möchte Sie bitten zu unterscheiden zwischen dem, was 
auf dem Markt geschehen sollte, und dieser ganzen Proble­
matik der Direktzahlungen, die ja einen ganz neuen Aspekt in 
die Konzeption hineinbringt 
Wenn Sie nach dem Ständerat gehen, also beispielsweise 
Minderheitsantrag 11 (Gros Jean-Michel), oder auch nach dem 
Antrag der Mehrheit der Kommission, dann könnte es z. B. im 
Milchbereich zu Preissenkungen kommen es standen in 
den letzten schon zur Diskussion. 

dann die belas-

belassen? Es ist doch 
Produzent, wenn er sich 

rational verhält. die ausdehnen wird. bis dorthin. wo 
seine Grenzkosten nicht mehr sind. Deshalb müssen 
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wir aufpassen, dass wir den Markt wirklich freibringen, damit 
wir auch die Mengen reduzieren. Das wird uns erlauben, die 
nötigen l0ittel einzusparen beispielsweise bei der Milchrech­
nung -, um die Direktzahlungen zu finanzieren. 
Wie können wir das am besten tun? Indem wir längerfristig ge­
sehen schwergewichtig nach Artikel 31 b fahren. Das ist in den 
Gesprächen von Vertretern des Bauernverbandes auch zuge­
geben worden, auch in GespräChen mit Vertretern des Bun­
desamtes für Landwirtschaft Diese Konzeption, Herr David, ist 
ja nicht von uns erfunden worden, diese Ueberlegungen wer­
den auch von der bäuerlichen Seite geteilt Ich kann Ihnen 
noch etwas sagen: Oekonomisch gesehen - es gibt Untersu­
chungen, die das bestätigen wird es für die bäuerlichen Pro­
duzenten am Schluss am besten sein, wenn möglichst viel Di­
rektzahlungen nach Artikel 31 b laufen, weil da der Einkom­
menseffekt für die Bauern letzten Endes am grössten ist; das 
haben wir ja gestern schon besprochen, und ich möchte es 
hier nochmals betonen. Deshalb bin ich der Auffassung, dass 
diese Idee der GleIchgewichtigkeit hier verankert werden 
muss. Ich möchte auch den Bundesrat bitten, nun die nötige 
Souplesse zu zeigen, indem er uns einen Schritt entgegen­
kommt Ich weiss, Herr Bundesrat Delamuraz möchte diese 
Souplesse gerne zeigen, aber er hat auch sein Korsett Ich 
habe dafür grosses Verständnis. 
Ich möchte aber doch darauf hinweisen, dass wir mit unseren 
Anträgen eine Einführungsphase vorsehen; wir sind der Auf­
fassung, dass auf längere Sicht gesehen das Schwergewicht 
sogar bei Artikel 31 b liegen sollte. Aber wir sind schon glück­
lich, dass jetzt der Antrag Bircher Peter ausgelöst worden ist, 
der versucht, eine Brücke zu bauen, wodurch der Spielraum 
noch etwas grösser wird. Wenn wir der Minderheit 11 (Gros 
Jean-Michel) folgen, d. h. dem Ständerat, ist für viele ein Refe­
rendum die Konsequenz Ich sage nochmals: Ich möchte kein 
Referendum. Aber Sie müssen sehen: Hier müssen Sie entge­
genkommen, damit das Referendum nicht ergriffen wird. Das 
ist die entscheidende Diskussion; das ist auch die entschei­
dende Abstimmung. 
Ich bin deshalb der Auffassung, dass wir nach wie vor auf die 
Linie der Minderheit Strahm Rudolf (Artikel 31 c) oder der be­
reinigten Fassung der Minderheit 111 einschwenken sollten. Es 
wäre sachlich der richtige Antrag. Ich habe aber auch aus 
pragmatischen Ueberlegungen ein gewisses Verständnis für 
den Antrag Bircher Peter zu Artikel 31 b Absatz 1 c. Wenn ich 
sehe, wie nun überall diesem Antrag Zustimmung signalisiert 
wird, sage auch ich: Damit könnten wir an sich leben. Aber von 
der Sache her gesehen wäre nach unserer Auffassung der An­
trag der Minderheit 111 oder der Antrag der Minderheit Strahm 
Rudolf der richtige. Er wäre auch für den Bundesrat durchführ-

~ bar; davon bin ich überzeugt, denn er enthält die nötige Sou­
plesse. 
Aber Herr Bundesrat, wenn Sie uns jetzt auf dieser von Herrn 
Bircher Peter gebauten Brücke entgegenkommen, dann kön­
nen wir sehr gut - ich darf nicht sagen: einen guten Halben 
Weissen miteinander trinken, das darf man ja nicht mehr sa­
gen miteinander auskommen. Ich bin auch überzeugt, dass 
unsere Kollegen von der bäuerlichen Seite jetzt dieses Entge­
genkommen signalisiert haben. Sie müssen zugeben, meine 
lieben Kollegen von dieser Seite, dass auch wir einige Schritte 
entgegengekommen sind 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Minderheit Strahrn Ru­
dolf zu Artikel 31 c oder jenem der Minderheit 1/1 (Jaeger) zu Ar­
tikel31a Absatz 1 zuzustimmen, zumindest aber dem Antrag 
Sireher Peter zu Artikel 31 b Absatz 1 c das Ja zu geben, damit 
diese ganze Diskussion wirklich entkrampft werden kann, 

Kühne, Berichterstatter: Der ganze Fragenkomplex ist schon 
materiell nicht ganz einfach, er ist aber durch Prozedurfragen 
noch etwas erschwert worden. Immerhin kann ich Ihnen Mut 
machen: Wenn wir diesen Artikel 31 a Absatz 1 hinter uns brin-

wird nachher alles etwas 'Me,n",,:,y 

satz 1 heissen: "Diese 

gemeinsam mit jenen nach Artikel 31 b dieses Gesetzes er­
möglichen .... " Das Wort "gemeinsam» gehört noch hinein. 
Die Minderheit I (Baumann) hat ein anderes Konzept als der 
Bundesrat, der Ständerat und die Kommissionsmehrheit Ich 
kann es der Einfachheit halber so darstellen: Bundesrat, Stän­
derat und die Kommissionsmehrheit wollen in dieser Disziplin 
Pflicht und Kür bewerten. Die Pflicht gilt tür alle, die Kür für 
jene, die etwas besonders Gutes leisten; sie werden beson­
ders gut entschädigt Die Minderheit I will nur die Kür bewerten 
und schliesst damit einen grossen Teil der Landwirte aus, die 
diese Kür nicht erfüllen, die sie auch nicht erfüHen können. Ich 
komme darauf zurück 
Es ist hier wiederholt ausgeführt worden, dass man nach Arti­
kel 31 a eigentlich automatisch Geld erhalte, dass es ein Auf­
pfropfen auf das bisherige System sei. Ich möchte mich na­
mentlich an Herrn Strahm Rudolf wenden und ihm sagen, 
dass er einem unverdächtigen Zeugen hätte zuhören sollen, 
nämlich Herrn David. Dieser hat ausgeführt, dass auch mitArti­
kel 31a recht einschneidende Auflagen verbunden sind. Ich 
bitte Sie, in diesem Zusammenhang vor allem auf den Ab­
satz 4 zu achten. 
Die Minderheit I (Bau mann) will, dass das Konzept gemäss 
den Artikeln 31 a und 31 b zusammengelegt ist, und Sie müs­
sen beachten, dass Sie bei der Minderheit I nicht nur über den 
Absatz 1 abstimmen, sondern auch über die folgenden. Das 
Konzept ist in sich geschlossen. Artikel 31 a Absatz 1 gemäss 
Minderheit I (Baumann) ist noch verhältnismässig harmlos, 
weil er keine zwingenden Bestimmungen enthält Bei Absatz 2 
müssen Sie sehen, dass Direktzahlungen mit Bedingungen 
und Auflagen verknüpft werden. Entscheidend ist die Mess­
höhe der Latte: Beiträge werden nur gewährt, wenn minde­
stens die Richtlinien der integrierten Produktion im Pflanzen­
bau und die kontrollierte Freilandhaltung in der Tierproduktion 
eingehalten werden. Was heisst das? Nach den Auskünften 
des stellvertretenden Direktors des Bundesamtes für landwirt­
schaft, Herrn Popp, ist das eine Klippe für etwa drei Viertel der 
Betriebe, insbesondere im Bereich der Tierhaltung. Es ist u. a 
bei der kontrollierten Freilandhaltung festgehalten: "Auslauf 
im Freien täglich.» Sie müssen sich hier vor allem einmal die 
Situation in den Dorfsiedlungen vorstellen: Das sind Auflagen, 
die selbst bei gutem Willen von vielen Bauern nicht eingehal­
ten und nicht erfüllt werden können. In der Kommission wurde 
dieser Antrag mit 7 zu 14 Stimmen abgelehnt. 
Die Kommissionsmehrheit hat gegenüber dem Ständerat zwei 
Aenderungen eingeführt: Einerseits sollen sie es der Landwirt­
schaft gemeinsam mit Artikel 31 b dieses Gesetzes ermögli­
chen, die von ihr verlangten Aufgaben und gemeinwirtschaftli­
ehen Leistungen zu erfüllen. Damit ist die Absichtserklärung 
dieses Gesetzes, die Zielrichtung dieser Massnahmen, ver­
deutlicht. Im weiteren ist eingeführt worden, dass die Direkt­
zahlungen an die «bäuerlichen Bewirtschafter» ausgerichtet 
werden, im Gegensatz zum Begriff «Landwirte" in der Fassung 
des Ständerats. In der Kommission wurde der Begriff "bäuerli­
che Bewirtschafter» vor allem mit dem Hinweis auf die Defini­
tion des bäuerlichen Famifienbetriebes im 6. Landwirtschafts­
bericht, Seite 259, geführt Hier sind die wesentlichen Kriterien 
erwähnt: dass der Betriebsinhaber als Eigentümer oder Päch-
ter in Verantwortung, d. als Selbständiger, seinen 
Betrieb dass der Boden die primäre Produktionsgrund-
lage ist; dass es entweder ein Haupterwerbsbetrieb - haupt­
sächliche Existenzgrundlage ist oder ein Nebenerwerbsbe­
trieb mit dem Haupteinkommen aus ausserbetrieblicher, in 
der Regel nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeit. Die Fassung der 
Mehrheit ist global zu verstehen. " .... mit jenen nach Arti­
kel 31 b .... " bezieht sich auf den Berufsstand und nicht auf den 
einzelnen Betrieb. 
Die Minderheit 11 (Gros Jean-Michel) will die Trennung zwi­
schen den Artikeln 31 a und 31 b vollständig vornehmen, wie es 
der Ständerat getan hat Sie kehrt wieder zurück zum 

anstelle Bewirtschafter." 
zu Art 31 a Abs. 1, 

1 c) und zur Minder-
Hier geht es um 
""'("eIer,,..;,,,,,, Mittel auf die 

entfallen, wenn Sie der 
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Minderheit I (Baumann) zustimmen würden. Wenn wir eine 
Rangierung vornehmen. wie die Mittel nach Artikel 31 b be­
messen werden sollen, dann setzt die Minderheit Strahm Ru­
dolf die höchsten Anforderungen. Die Minderheit 111 (Jaeger) 
liegt im Mitte!feld mit den zweithöchsten Anforderungen. Herr 
Bircher Peter geht mit der Definition in seinem Antrag etwas 
weniger weit: Er gewährt Flexibilität punkto Erreichens dieser 
50-Prozent-Marke, die die beiden anderen Anträge entweder 
erreichen oder mindestens erreichen wollen. 
Zur grundsätzlichen Frage: Sol! hier im Gesetz schon eine Mit­
te/verteilung vorgenommen werden? Die Mehrheit ist der Auf­
fassung, dass das nicht im Gesetz festgelegt werden soll. 
Auch hier hat Herr David die grundsätzlichen Bemerkungen 
bereits gemacht Sie müssen wissen, dass sich eine recht 
grosse Entwicklung auf diesem Gebiet abzeichnet In der Bot­
schaft über den Rahmenkredit der Kostenbeiträge ist ange­
deutet, dass selbst die Kostenbeiträge in einem späteren Zeit­
punkt eingebaut werden können. Wiederholt sind hier Zahlen 
aufgeführt worden, und es ist dargetan worden, dass man mit 
Artikel 31 b in der Fassung der Mehrheit sehr schlecht weg­
komme. Dabei ist der grundsätzliche Fehler gemacht worden, 
dass immer nur der Neuzufluss der Mittel beachtet wurde. Ich 
möchte aber ausdrücklich darauf hinweisen, dass nach Arti­
kel 31 b nun schon Massnahmen beschlossen sind und ent­
sprechend in Artikel 31 beinfliessen können, beispielsweise 
die Massnahmen im Zusammenhang mit dem Pflanzenbau: 
120 Millionen Franken für Ausgleichsflächen, für die Extenso­
produktion, für extensive Grünlandbewirtschaftung im Berg­
gebiet 
Ich bitte Sie, bei Artikel 31 b Absatz 1 der Mehrheit zu folgen. 

M. Couchepin, rapporteur: La situation semble apparemment 
confuse mais, en realite, si I'on repart des concepts de base, 
elle n'est plus si compliquee. L'opinion du Conseil federal est 
mieux exprimee par la proposition de minorite 11 (Gros Jean­
Michel). Celle-ci reprend la solution du Conseil des Etats qui 
avait modifle la solution du Conseil federal simplement sur un 
point: ce n' est plus le Conseil federal qui octroie les paiements 
mais la Confederation, ce qui ne devrait pas poser de proble­
mes. Le concept du Conseil federal exprime par la minorite 11 
est donc clair du point de vue de la logique: iI y a un article 31 a 
et un article 31 b. 
L'article 31a prevoit des paiements directs en contrepartie de 
la prestation generale que font les paysans en produisant et en 
maintenant une activite, et en contrepartie aussi du fait qu'ils 
voient disparaitre une partie de I'aide qu'ils recevaient sous 
forme d'appui aux prix. Donc, il s'agit a I'article 31a de paie­
ments directs sans condition particuliere, alors qu'a I'ar­
ticle 31 b les paiements directs se font en fonction d'une orien­
tation de la production dans le sens d'une production integree 
et de methodes de production extensive plut6t qu'intensive. 
Voila en ce qui concerne le concept du Conseil federal. 
Tout le monde est d'accord sur le fait qu'a moyen terme I'ac­
cent doit etre mis sur I'article 31 b, c'est-ä-dire que les subven­
tions au mre de I'article 31 b doivent prendre plus de place par 
rapport aux subventions donnees en fonction de I'article 31 a 
En d'autres termes, iI doit y avoir une sorte de glissement vers 
I'appui aux integrees, aux productions conformes 
a I'environnement, a la production extensive par opposition a. 
la production intensive. 
Face ä ce concept clair - deux articles differents avec un glls­
sement, au cours du temps, du poids des subventions de 
I'article 31 avers I'article 31 b I1 Y a un autre concept qui vou­
drait des le depart accelerer le processus sn portant I'accent 
sur I'article 31 b. Cette idee - peu importe qu'elle soit portee 
par MM. Jaeger, Strahm Rudolf ou Bircher Peter va dans le 
meme sens, c'est-a-dire mettre des le depart plus de poids sur 
I'article 31 b, non seulement dans le cadre de ia loi mais aussi 

celul des comme voudrait le faire 

alors que M. Bircher 
but est le mame 

accelerer le processus et mettre 

en faveur des paiements au sens de I'artiele 31 b. M. Jaeger 
veut qu'apres une periode d'introduction on donne autant au 
titrede I'article 31bquede I'article 31a M. Strahm ditqu'apres 
une periode d'introduction il faut donner au moins le meme or­
dre de grandeur ä I'article 31b qu'ä I'artiele 31a M. Bircher, 
quant ä lui, dit qu'apres une periode d'introduction ces pale­
ments seront approximativement du mame ordre de grandeur 
que eeux prevus ä I'article 31 a On voit donc que les trois pro­
positions sont reiativement proches, la plus soupie etant celle 
de M. Bircher Peter, puisqu'elle introduit suffisamment de ter­
mes relativement vagues pour que le Conseil fooeral puisse 
tenir compte de la rl?lalite. 
La majorite de la commission s'en tient quand mama au 
concept du Conseil federal parce qu'il faut tenir compte de la 
realite, de la dffficulte de transformer les moeurs, les habitudes 
et les usages da la paysannerie an un temps relativernent 
eourt 11 ne faut pas forcer le rythme. Ceux qui ont regarde hier 
solr une emission de television fran~ise sur un debat entre 
M, Mermaz, ministre de I'agrieulture, et les paysans constatent 
que nous sommes dejä en avance avec la legislation que nous 
voulons introduire. Les Franc;:ais, en effet, se disputaient en­
core sur I'interet des paiements directs ou le maintien du sys­
teme anterieur. Nous en sommes dejä beaucoup plus loin ear, 
le paiement direct etant acquis, nous voulons passer ä la 
deuxieme etape, c'est-a-dire ä ja reorientation de la poUt/qua 
en fonetion de eriteres ecologiques et a l'introduetion d'aides 
plus fortes pour la production integree. 
Nous vous recommandons de voter Ja solution de Ja majorite, 
etant precise que le concept ast encore plus clair si la proposi­
tion de minorite 11 (Gros Jaan-Michel) etalt adoptee, rneme si, 
selon les propos de M. Jaeger, on courrait le risque d'avoir un 
referendum en acceptant la proposition de minorite 11. Mon 
DieuJ ce ne sera ni le premier ni le dernier! La solution propo­
see par la majorite de la commission est relativement claire, 
mais celle proposee par la minorite III'est encore plus. 
Quant ä la minorite I (Baumann), elle voudrait telescoper les 
deux articles et en faire un seut. Cela signifie clairement que, 
pour eile, seull'artiele 31 best important Tout le concept serait 
liquide, ce qui ne permettrait pas une evolution sans ä-coups. 
Le choix de M. Baumann, president des associations de petits 
paysans, est quas/ment ideologique. 

M. Oelamuraz, eonseiller federal: Je veux articuler mon pro­
pos selon trois tetes de chapitre. En premier lieu, je prendrai la 
minorite I (Baumann), consistant ä n'envisagar qu'un seul arti­
eie des articles 31a et 31b que nous preposons. Ensuita, je 
m'exprimerai quant aux propositions de la minorite 111 (Jae­
ger), de M. Bircher Peter et de la minorite Strahm Rudolf, 
eonsistant a prendre, aujourd'hui deja dans le cadre de la loi, 
les decisions visant les quotites de financement des paie­
ments directs selon les articles 31 a et 31 b. Enfin, je traiterai de 
la minorite 11 (Gros Jean-Michel) contre I'avis de la majorite de 
la commission. 
Tout d'abord, I'idee d'un seu! article est, ä mon avis, mauvaise. 
Un seul artiele serait inevitablement confus, dans la mesure ou 
I'on reduirait en des formules un peu «caoutchouc" deux ob­
jectifs, a certains egards deux philosophies qui ne sont pas 
antagonistes, mais complementaires I'une de i'autre. Pour 
marquer cette complementarite, pour montrer les centres de 
gravite des deux demarches proposees, iI faut decidement 
que le legislateur les inscrive dans deux articles distincts. 
L'artic!e 31a entend accorder une eompensation, sans doute 
partielle, mais les moyens d'une compensation aux paysans 
qui serent soumis dorenavant a une politique agricole nou­
velle, en ce sens quelle doit se rapprocher du marche, en 
quantites et en prix. Se rapproeher du marche signifiant un tas­
sement vers les prix du marche et de certaines quantites pro­
duites, il est inevitable que le revenu paysan en pätira Afin de 
rendre cette transformation sans rupture profonde de 

suisse, Conseil federal vous 

au moins 
que ia nouvelie orientatlon de la lJU""<.'UG 

surviem enfin. 
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En revanche, I'article 31 b entend promouvoir des methodes 
ecologiques, culturales depassant les normes, les minima et 
les standards que la legislation generale a formules. Cet artide 
veut honorer d'une maniere particufiere ceux des producteurs 
qui vont au-dela de ce qui est exige de chacun et qui, ce fai­
sant, contribuent ä I'aflegement du marche agricole dans son 
ensemble et, de maniere particulierement zelee, cl Ja protec­
tion de I' environnement Cela merite compensation et tel est le 
sens de I'artiele 31 b. Deux demarches meritent d'etre distinc­
tes dans leur formulation, dans les attribut/ons de moyens que 
nous ferons cl rune et a I'autre. 
Ce la etant, je tiens cl preciser au sujet de I'articie 31a que, 
contrairement a ce qui a ete affirme ici, ce n'est pas la pour­
suite par d'autres moyens d'une politique agricole de routine cl 
laquelle nous voulons pn§cisement mettre terme. La concep­
tion du Conseil federai, et en partieulier cet artiele 31 a, consti­
tuent une reforme de la polit/que agricole. Moins d'augmenta­
tions de prix, plus de mesures d'accompagnement, cela cree 
bel et bien une orientatlon de la production dans le bon sens, 
une desintensification, une forme de freinage a la production. 
Cet artide 31a, Monsieur Strahm Rudolf, n'est pas un article 
neutre qUi, encore une fols, ne ferait que prolonger les mauvai­
ses methodes et les mauvaises manieres; iI comporte en lui­
meme deja des elements correcteurs tres sensibles. Enfin il 
contient, nous I'avons dit hier, je le repete aujourd'hui -aussi 
des prescriptions ecologiques de conditions et de charges qui 
vont dans le sens general de ce que vous souhaitez, un sens 
particulierement developpe, au-dela des normes, dans I'ar­
tiele 31 b. Mais ne reduisez pas I'artiele 31a cl un mauvais arti­
cle, tout au contraire, il permet de fonder de maniere conerete 
la nouvelle politique agricole ancree dans le 7e rapport Je 
vous demande donc de repousser le projet de minorite I de 
M. Baumann. 
J'en viens maintenant aux propositions de la minorite 111 (Jae­
ger), de M. Bircher Peter et de la minorite Strahm Rudolf. Ces 
trois pro positions different entre elles par le lieu ou I'on vou­
drait les situer, la minorite 111 (Jaeger) aimerait situer cela ä 
I'artiele 31 a, premier alinea; M. Bircher, cl I'artiele 31 b, Ja mino-' 
rite Strahm aimerait un article 31 c nouveau; elles different ega­
lement un peu dans leuf redaction, certaines sont plus dures, 
plus exigeantes que d'autres qui ont pour elles celle de M. 
Bircher en particulier - une beau coup plus grande souplesse, 
on ne s'enferme pas dans des delais preeis , ä I'annee pres. 
Mais si ces trois pro positions different par la forme et par le 
contenu de leur texte, elles ont ensemble un certain nombre 
de points communs et c' est contre ces points communs que je 
m'exprimerai en vous demandant de combattre ces trois pro­
positions. 
D'abord, elles veulent inscrire dans la loi non pas une regle, 
mais une idee, une vue sur I' evolution future des choses. Je 
pense que nous sommes presque tous d'accord avec cette 
vue, nous constatons bien que I'artiele 31 best appele a un bel 
avenir. Nous voyons, en effet, que les methodes qu'il contient 
auront sans doute, dans I'agriculture de demain ou d'apres­
demain, un r61e plus important cl jouer, et nous sommes bien 
d'aceord qu'll faudra le doter en moyens financiers plus consi­
derables a I'avenir que nous ne le faisons au depart L'idee est 
bonne, mais, de grace. met-on une dans une loi? La loi, 
e'est le drait, la loi fixe des regles, elle n'est pas Ja pour expri­
mer des intentions, des supputations des tendances, volre 
des etats d'ame, la loi a un autre role. A vouloir exprimer main­
tenant dejcl dans la lai des dispositions, c'est nous voter un 
cheque en blanc, dont nous serons obliges de faire usage t6t 
ou tard, et ce la peut, dans quelques annees, nous mettre dans 
le plus cruel des embarras. La loi doitfixer le cadre, iI revient au 
gouvernement et au Parlement d'annee en annee, notamment 
lorsque ron etablit le budget, de donner un contenu de subs­
tance cl ce cadre et en fonction des evolutions, en fonction des 
eonditions dans de donner Ei 

cadre Ei la 
vapeur 

fermer dans une contradiction nous 
Je vous demande, cet argument, meme je reconnais 
que par rapport aux que nous avions en 
commission, celles-ci sont beaucoup plus douces. beaucoup 

plus «cool» - si vous me permettez le franglais - meme si I'on 
n'est pas, en principe, confronte ades pro positions intangi­
bles, I'idee meme de les glisser dans la loi n'est pas bonne 
pour le legislateur, ni ensuite pour le developpement soupie et 
harmonieux de notre politique agricole. 
Quant cl mon deuxieme argument contre ces projets de mino­
rites, je ne sais pas ce que recele I'avenir, 11 se pourrait que 
nous soyons contraints, SOl,lS la pression de la negociation 
intemationale, cl accelerer fortement le proeessus de mutation 
de I'agriculture suisse et que, pour pouvoir le realiser plus rapi­
dement, nous devions coneentrer des moyens financiers nou­
veaux et plus intenses, notamment en rapport avec I'ar­
tiele 31 a Comment voulons-nous conduire, le moment venu, 
une teile politique si, alors que nous devons donner davan­
tage ä l' artic!e 31 a, nous sommes lies par cette convergence 
que prevoient MM. Jaeger, Bircher Peter et Strahm Rudolf 
avec les moyens de I'artiele 31 b? Places sous le fardeau de 
deux charges incompatibles avec nos moyens, nous serions 
obliges de dec!arerforfait et d'admettre notre incapacite a rea­
liser plus brievement la mutation agricole suisse de principe. 
Cette supputation n'est pas seulement tMorique. Laissons­
nous donc une liberte de mouvement, ne nous restreignons 
pas apriori pour pouvoir faire front valablement cl une teile 
eventualite. 
En outre, qui nous dit que les paysans vonttrouver grand inte­
ret cl pratiquer les methodes prevues cl I'artic!e 31 b qui, actuel­
lement, sont reservees a une toute petite minorite de produc­
teurs? Personne. Nous esperons qu'ils y viendront et nous 
voudrions leur en donner les moyens, mais cl supposer qu'ils 
ne repondent pas a une tefle volonte et a une teile demarche, 
que ferons-nous des millions inutiles repandus dans la nature, 
de maniere dispendieuse, alors que nous pourrions les utiliser 
beaucoup mieux? Encore une fOis, ne nous fixons pas aujour­
d'hui, apriori, les moyens dont nous disposerons cl l'avenir. 
Ensuite, je repete ce que j' ai deja dit hier et ce que je repete in­
,fatigablement a nos amis favorables cl un contenu ecologique 
croissant de la legislation agricole: nous sommes entierement 
d'accord, nous proposons I'article 31 b et nous le dotons, mais 
nous avons deja consacre, entre autres, I'annee passee -
grace aux orientations nouvelles de la production vegetale et a 
/'article 20a de la loi sur I'agriculture que vous avez vote -
120 millions; c'estdejcl le cas aujourd'hui pourles surfaces de 
compensation ecologique, pour les cereales extenso, pour les 
compensations aux regions de montagne; sur ces 120 mil­
lions, 60 millions de bons francs sont deja utilises cl des fins 
ecologiques. Par consequent, ne limitez pas le match aux arti­
eies 31 a et 31 b, il Y a encore, dans la realite actuelle de la politi­
que paysanne beaucoup d'autres postes ecologiques - I'ar­
tiele 20a en est un exemple topique puisque nous lui consa­
crons, dejcl en 1992, trois fois plus de moyens que nous n'en 
consacrerions a I'artiele 31 b des 1993. C'est cette dimension 
plus large que la seufe discussion 31a contre 31b qu'iI faut 
avoir cl I'esprit pour conduire une politique coherente. 
Par consequent, il faut combattre les deux projets de minorite 
Jaeger et Strahm Rudolf et la proposition de M. Bireher Peter. 
Meme s'Us definissent une intention que je partage, celle-ci ne 
doit pas etre inscrite dans la loi. Je souhaite que la peur du re­
ferendum alt peu le mama effet qua ce qu'on appelle en 
fran9ais ia peur du gendarme, c'est-a--dire qu'elle declenche la 
sag esse mais pas la panique. C' est dans cet esprit que je vous 
demande de rejeter ces propositions. 
Enfin, on a annonce tout a I'heure que le Conseil federal etait 
favorable a la proposition de la major;te de la commission. En 
realite, il pense que celle de la minorite 11 de M. Gros Jean­
Michel est preferable, d'abord, parce qu'elle ne limite pas aux 
seuls exploitants paysans le droit aux paiements directs de 
I'article 31a A notre avis, ceux-d venant compenser partielle­
ment les prix du marche qui vont diminuer rapport aux prix 

faut trouver une solution de fp(,,!prnp,nr 

avait les Je 
la Mon-

ebranle aussi 
taus les cartels de ce conseil. a I'avantage de ne 
pas !imiter aux ayants droit selon leuf condition sodale la re­
mise des paiements directs. 11 ast juste de ne pas Umiter cela, 
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pas plus que les prix n'etaient limites aux exploitants agricoles 
au detriment des exploitants communautaires par exemple, 
lorsque I'on en etait ci la potitique des prix purs et simples. 
C'est une premiere raison de suivre plut6t la minorite 11 (Gros 
Jean-Michel). 
Je constate qu'iI y a uneseconde raison. L'idee de completer 
les conditions de I'articie 31a par un catalogue de prescrip­
tions legales qui seront certainement matiere a ordonnance, 
qui seront mame plus detaiilees, peut-atre plus complexes en­
core dans I'ordonnance, est bonne quant au principe, mais je 
ne crois pas qu'iI faille "jnscrire dans la loi. Vous reintervenez 
au plus haut sommet, c'est-a-dire le sommet du Parlement, 
par des moyens et des exigences qui ont en realite leuf place 
dans les mesures d'application. 11 y a plus de clarte dans la 
proposition du Conseil des Etats. 
C' est la raison pour laquelle je vous propose de vous y tenir en 
suivant la minome 11 (Gros Jean-Michel), avec la garantie 
que je repete - que ce sont bel et bien les sOlutions que vous 
envisagez, Mesdames et Messieurs les membres de la majo­
rite, en ce qui concerne I' article 31 a, qui se traduiront concre­
tement dans les meSUTes d'application. 

Begrüssung - Bienvenue 

Präsident: Ich habe die Ehre, auf der Besuchertribüne eine 
Delegation des polnischen Parlamentes unter der Leitung von 
Herrn Chelkowski, Präsident des Senats, zu begrüssen. 
Die Delegation setzt sich aus je drei Mitgliedern der beiden 
Kammern, nämlich des Sejm und des Senats, zusammen. 
Nach der Rückkehr Polens in die Familie der demokratischen 
Nationen und nach dem Uebergang zur Marktwirtschaft 
drängt es sich auf, Kontakte auf parlamentarischer Ebene zu 
knüpfen und einem Volk, das von einer oft tragischen Ge­
schichte gezeichnet ist, unsere Solidarität zu bekunden. 
Ich heisse unsere polnischen Kollegen ganz herzlich bei uns 
willkommen. (Beifall) 

Präsident: Wir gehen bei der Abstimmung wie folgt vor: 
Zuerst bereinigen wir das Konzept Dazu müssen wir zu Arti­
kel 31 a Absatz 1 zwei Abstimmungen durchführen: in einer er­
sten stellen wir die Minderheit I (Bau mann) gegen die Mehr­
heit; dieses Resultat werden wir dem Minderheitsantrag 11 
(Gros Jean-Michel) gegenüberstellen, welcher der Fassung 
des Ständerats entspricht 
In einer zweiten Abstimmungsrunde werden wir über die Ge­
wichtung zwischen einkommensrelevantem und ökologisch 
bedingtem Anteil der Zahlungen entscheiden. Hier werden wir 
zunächst den Antrag der Minderheit Strahm Rudolf (Art. 31 c) 
dem Antrag Bircher Peter (Art 31 b Abs. 1 c) gegenübersteilen; 
das Resultat wird dann mit dem Minderheitsantrag 111 (Jaeger) 
zu Artikel 31 a Absatz 1 konfrontiert 
Ueber das Endergebnis wird schliesslich die definitive Abstim­
mung entscheiden. 

Vote 

Art. 31aAbs. 1-Art. 31aal. 

Erste Abstimmung Premier vote 
Fü r den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit I 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 11 

101 Stimmen 
65 Stimmen 

106 Stimmen 
54 Stimmen 

Stimmen 

Vierte Abstimmung Quatrieme vote 
Für den Antrag Bircher Peter 

(Art 31bAbs. 1c) 
Für den Antrag der Minderheit 111 

(Art 31aAbs. 1) 

Fünfte Abstimmung - Cinquieme vote 
Für den Antrag Bircher Peter 

(Art 31bAbs. 1c) 
Dagegen 

Art. 31a (neu) Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Minderheit I 

82 Stimmen 

59 Stimmen 

110Stimmen 
45 Stimmen 

(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolt, Thür) 
Die Direktzahlungen werden mit Bedingungen und Auflagen 
verknüpft Insbesondere werden Beiträge nur gewährt, wenn 
zumindest die Richtlinien der Integrierten Produktion (IP) im 
Pflanzenbau und die kontrollierte Freilandhaltung in der Tier­
produktion eingehalten werden und die vom Bundesrat fest­
gelegten Einkommens- und Vermögensgrenzen nicht über­
schritten werden. 

Minderheit 11 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, Ledergerber, 
Mauch Rolf, Strahm Rudolf, Thür) 
Die Direktzahlungen setzen sich aus einem gleichen Sockel­
beitrag pro Betrieb und einem Flächenbeitrag zusammen. Der 
maximale Flächenbeitrag darf den Sockelbeitrag nicht über­
steigen. Der Bundesrat kann weitere Kriterien berÜCksichti­
gen. 

Antrag Bi..mdi 
Die Direktzahlungen werden nach Betrieb, Fläche und Arbeits­
kraft ausgerichtet Der Bundesrat kann weitere Kriterien be­
rücksichtigen. 

Antrag Epiney 
Die Direktzahlungen werden nach Betrieb, Fläche und ge­
mäss den mit der Produktionszone verbundenen Schwierig­
keiten ausgerichtet Der Bundesrat kann weitere Kriterien be­
rücksichtigen. 

Antrag Berger 
Die Direktzahlungen werden aufgrund des standardisierten 
Arbeitskräftebedarfs des Betriebes und nach der Fläche aus­
gerichtet Der Bundesrat kann weitere Kriterien berÜCksichti­
gen. 

Art. 31a (nouveau) al. 2 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Minorite 
(Baumann, Bodenmann, Danuser. Hämmerle. Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Rolf,Strahm Rudolf, Thürl 
L'octroi des paiements directs est assorti de conditions et de 
charges. En particulier, les directives n§glementant la produc­
tion integree (PI) dans le secteur vegetal ainsi que I'elevage 
contrale en liberte dans !e secteur animal doivent, pour le 
moins, etre appliquees; de plus, les limites de revenu et de for­
tune, fixees par le Conseil federal, ne doivent pas etre depas­
sees. 

{'{',mr"''''Ant d'une meme 
contribution cl la surface. 

ia surface maximale ne doit pas la 
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contribution de base. Le Conseil federaJ peut tenir compte 
d'autres criteres. 

Proposition Bundi 
Les paiements directs so nt determines en fenctien de I'exploi- . 
tation, de la surface et de la main-d'eeuvre. Le Conseil fooeral 
peut tenir compte d'autres criteres. 

Proposition Epiney 
Les paiements directs so nt determines en fenction de I' exploi­
tation, de la surface et des difficultes fjees a la zone de produc­
tlon. Le Conseil federal peut tenir compte d'autres criteres. 

Proposition Berger 
Les paiements directs sont determines en fenction des be­
seins standardises en main-d'oeuvre de I'exploitation et de la 
su rface. Le Conseil federal peut ten ir campte d' autres criteres. 

Baumann, Sprecherder Minderheit 11: Ich bin Kopräsident der 
Schweizerischen Vereinigung zum Schutz der kleinen und 
mittleren Bauern. Hier geht es um einen Antrag, der deren In­
teressen vertritt Ich möchte hier offenfegen, dass es um die In­
teressen der kleinen und mittleren Bauern geht, aber das sind 
in unserem Land immerhin mindestens 80 Prozent der prakti­
zierenden Landwirte und Bäuerinnen. 
Im Ständerat wurde richtigerweise gesagt, es handle sich hier 
um ein Rahmengesetz ohne Rahmen; weil wir jetzt bei der 
Landwirtschaft sind, könnte man sagen, es gehe um eine sehr 
gresse Weide ohne Umzäunung. Gemäss Botschaft sollten 
über diesen rudimentären Text in Artikel 31 aAbsatz 2 bald ein­
mal jährlich mehrere Millionen Franken an die Landwirtschaft 
ausbezahlt werden. 
Der Bundesrat und - nach meinen bisherigen Erfahrungen auf 
diesem Gebiet - das Bundesamt für Landwirtschaft wären völ­
lig frei, diese Hunderte von Millionen Franken nach eigenem 
Gutdünken unter die Landwirte zu verteilen. Ich meine, das 
Parlament nimmt seine Verantwortung nicht wahr, wenn wir 
nicht wenigstens ansatzweise mitbestimmen, nach welchen 
Kriterien diese Beiträge an die einzelnen Betriebe ausgeriChtet 
werden sollen. 
Wenn man einen Weidezaun macht, muss man mindestens 
die Eckpfosten richtig einschlagen und verankern, sonst fällt 
der ganze Zaun zusammen, und die Pferde brennen durch. 
Dieses Risiko sollten wir hier nicht eingehen, darum braucht 
es zumindest diese Eckpfosten im Gesetz. 
Der Bundesrat hat uns angekündigt, dass er die Beiträge vor 
al/em nach der Fläche ausrichten will. Das wird zwangsläufig 
dazu führen, dass die grossflächige Tallandwirtschaft gegen­
über der eher kleinbäuerlichen Landwirtschaft im Berg- und 
Hügelgebiet stark begünstigt wird. Modellrechnungen, die die 
Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete 
durchgeführt hat, haben gezeigt, dass dadurch Regionen mit 
klein bäuerlicher Landwirtschaft - Berg- und Hügelgebiete, die 
Innerschweiz, der Kanton Bern auch als Region viel schlech­
ter fahren würden. Oder etwas salopp ausgedrückt: Wer hat, 
dem wird gegeben. 
Fiächenbeiträge werden zudem dazu führen, dass die Nach­

nach Land weiter angeheizt wird, ;:>tichwort Pachtlandjä­
Die Folgen sind höhere Landpreise und höhere Pacht­

zinsen, die sich bekanntlich direkt auf die Produktionskosten 
niederschlagen. Eigentlich möchte man mit den Direktzahlun­
gen ja den Arbeitseinsatz für die gememwirtschaftlichen Lei­
stungen entschädigen, nur ist dies nicht so einfach messbar 
wie beispielsweise eben die Fläche. Sicher ist aber, dass grös­
sere Flächen nicht einfach linear ansteigenden Arbeitsauf­
wand erforderlich machen; das möchte ich hier betonen. Ich 
kann heute einen 40-Hektaren-Ackerbaubetrieb mit entspre­
chendem Chemie- und Maschineneinsatz ohne weiteres im 
Nebenerwerb bewirtschaften - das wird bekanntlich in der EG 

einen Grossbetrieb 

verband, wenn er sagt, das Sockelprinzip funktioniere nicht, 
man müsse das Leistungsprinzip mit der Fläche hochhalten. 
Ich frage Sie: Wer erbringt wohl die grössere Leistung, ein 
Kleinbauer, der auf einem kleinen Heimwesen seine Familie 
durchbringt, oder einer, der auf der Sonnseite einen Grossbe­
trieb bewirtschaften kann? 
Wir haben aus all diesen Gründen in der Kommission eine 
Kompromissformel vorgeschlagen. Die Direktzahlungen sol­
len sich aus einem gleichen Sockelbeitrag und einem Flä­
chenbeitrag zusammensetzen, wobei der maximale Flächen­
beitrag nicht höher sein soll als der Sockelbeitrag. Es geht hier 
um Gerechtigkeit, darum haben wir uns auch an die Verteilung 
der AHV-Renten gehalten. Verglichen mit den AHV-Renten 
würde ein gutsituierter grosser Betrieb künftig maximal dop­
pelt sovielDirektzahlungen erhalten wie ein schlechtgestellter 
Kleinbetrieb. Wohlverstanden, immer noch doppelt soviel wie 
ein Kleinbetrieb. Mit dieser Formel würden nach den Mo­
dellrechnungen der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft für 
die Berggebiete die Berg- und Hügelgebiete relativ am besten 
fahren. Darum wird diese lösung auch von der Arbeitsge­
meinschaft für die Berggebiete unterstützt 
Ich bin mir bewusst, dass die Frage der Verteilung der Direkt­
zahlungen unter den Bauern etwas mit Gerechtigkeit zu tun 
hat Ich bin auch überzeugt, dass bei einer allfälligen Volksab­
stimmung diese Frage von erheblicher Bedeutung sein 
würde. Ich glaube, die Mehrheit der Bevölkerung ist nur dann 
bereit, Direktzahlungen an die Bauern auszuzahlen, wenn sie 
wirklich denen zugute kommen, die sie auch nötig haben. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, in Absatz 2 dem Minderheitsan­
trag 11 zuzustimmen. 

Bundi: Mein Antrag hat gegenüber dem Antrag der Kommis­
sionsmehrheit zwei neue Komponenten. Erstens kehrt er die 
Reihenfolge der Kriterien um. Wie der Ständerat nennt er zu­
erst den Betrieb und dann die Fläche. Zweitens fügt mein An­
trag als drittes Kriterium für den Bezug von ergänzenden Di­
rektzahlungen noch die Arbeitskraft hinzu. 
Zur Begründung: Die Reihenfolge der Kriterien wird zweifellos 
ausschlaggebend sein für die Höhe der Beiträge. Die Honorie­
rung der selbständigen Betriebseinheit, die Förderung selb­
ständiger Existenzen, vor allem von Familienbetrieben, soll zu­
erst und grundsätzlich anerkannt werden. Dabei verstehe ich 
die Zuweisung der Mittel durchaus auch als eine Art Sockel­
beitrag, wie es die Kommissionsminderheit vorschlägt Sach­
lich bestehen deshalb zwischen meinem Antrag und dem An­
trag der Kommissionsminderheit in diesem Punkt keine ei­
gentlichen Differenzen. 
Die Fläche soll in zweiter Linie herangezogen werden. Gibt 
man ihr prioritäre Bedeutung, dann fördert man über Gebühr 
diejenigen Betriebe, die viel Land haben, Als drittes bestim­
mendes Kriterium möchte ich die Arbeitskraft verankern. Ich 
verstehe darunter natürlich auch die sogenannte standardi­
sierte Arbeitskraft gemäss dem heutigen Begriff, wie er auch in 
den Buchhaltungsbetrieben bekannt ist Damit wird der ein­
zelne Betrieb gemäss seinem Arbeitsbedarf honoriert und ge­
fördert Mit ihm allein lassen sich die hohen Produktionsko­
sten bei Betrieben, die unter erschwerten Bedingungen wirt­
schaften insbesondere bezug auf SteiHagen, Hanglagen 
und grosse Entfernungen abgelten. Kleine und mittel­
grosse, aber arbeitsintensiv wirtSChaftende Betriebe können 
über das Kriterium «hauptberufliche Arbeitskraft,. am besten 
entSChädigt werden. Insbesondere wird durch dieses Krite­
rium der Arbeitskraft auch die Mitarbeit der Ehefrau gebüh­
rend honoriert Die hauptberuflichen Arbeitskräfte von kleinen 
und mittelgrossen Betrieben sind auch diejenigen Arbeits~ 
kräfte, welche die meisten gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
vollbringen die Pflege der Alpweiden. den Wegunterhalt, die 
Bewirtschaftung von ökologischen Ausgleichst!ächen usw. 
welche nicht nur der Landwirtschaft kommen, sondern 

den 
touristischen Kreisen immer wieder, wie wich-

intakte, Landschaft sei. Auch die Botschaft 
sich mit dem Arbeitskraft 

Sie verwirft es dann am Schluss, aber p;r,pn,flir,h 

Hinweis auf mangelnde Datenbasis und administrative 
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Schwierigkeiten. Die Erfassung der Arbeitskraft bei Hauptbe­
trieben ist aber nicht schwieriger als die Definition des Betrie­
bes; der administrative Aufwand ist also derselbe. Beides ist 
nämlich gemeindeweise erfasst, und für bei des liegen die An­
gaben zu ungefähr 95 Prozent vor. 
Aus diesen Gründen möchte ich Sie bitten, meinem Antrag zu­
zustimmen. 

M. Epiney: Dans sa bible de restructuration que constitue le 
7e rapport sur !'agriculture, le Conseil federal a marque avec 
beaucoup de courage i! faut le reconnaltre son souc! de 
pratiquer une revolution en douceur, contrairement, semble­
t-i!, ace qui se deroule dans la Communaute europeenne. 11 a 
en particulier tire les lec;ons de la votation sur I'arrete sur I'eco­
nomie sucriere en annonc;ant la fin prochaine du protection­
nisme traditionnel qui, comme vous le savez, aboutit parfois cl 
la production d'excedents dans cEmains secteurs, cl engen­
drer la cherte des produits, a multiplier les frais de fonctionne­
ment des entreprises ou atout simpiement favoriser une agri­
culture intensive prejudiciable cl I'environnement 
A cet effet, dans sa preoccupation legitime de mieux faire pas­
ser la pilule, le Conseil federal a adopte, en compensation a la 
garantie habituelle d'ecoulement des produits cl prix fixes, le 
systeme dit des paiements directs qui est destine cl venir en 
aide aux producteurs, et non plus cl la production. 
Une lacune existe ce pendant, Monsieur le Conseiller federal, 
dans la systematique de votre proiet de modification. En effet. 
le facteur qui a provoque la mise en place des paiements 
directs, cl savoir les difficultes Hees aux zones de production, 
ne figure plus dans cet article comme facteur devant servir de 
base cl I'octroi de cette aide. Or, vous le savez, Monsieur 
le Conseiller federal, apres avoir ete les parents pauvres du 
.boom economique, les paysans de montagne et des Prealpes 
ne sauraient accepter d'etre les oublies de I'histoire. L'alinea 3 
de I'article 31 ade votre projet, qui donne la possibilite de mo­
duler ces paiements directs, ne peut pas constituer une garan­
tie suffisante pour cette categorie d'agriculteurs. 
Vous avez precise tout cl I'heure que la loi doit fixer le cadre. Et 
c'est justement dans cet article que vous devez fixer les fac­
teurs qui doivent servir a la mise en place des paiements di­
rects. Ma proposition va donc tout a fait dans le sens de la phi­
losophie que vous avez developpee et qui contribue a ancrer 
dans cette revision, cl I'alinea 2 et non pas dans les modalites 
de I'alinea 3, le principe des paiements directs, en tenant 
compte des difficultes liees cl I'exploitation, facteur qui, je le re­
pete, estcelui qui, aujourd'hui, sert precisement cl la fixation de 
ces paiements directs. En effet, dans les regions aU relief tour­
mente, plusieurs facteurs rencherissent la production, et ils 
empechent absolument les agriculteurs d'etre concurrentiels. 
La topographie des lieux, I'aridite du sol, le morcellement des 
terres, les difficultes d'acces OU tout simplement la rudesse du 
climat so nt autant de raisons objectives qui justitient I'admis­
sion de ce critere comme un critere essentiel devant servir cl 
!'octroi des paiements directs. 
Par consequent, Monsieur le Conseiller federal, ma proposi­
tion tend simplement a institutionnaliser le principe cl I'alinea 2 
et non cl admettre ce facteur comme etant une "Kann­

PO:SSII:JIII1:e ""t"",c", au Conseil federal 
d'autres facteurs secondaires. ne 
d'ailleurs que trouvervotre agrement puisque, je Je repete, elle 
s'inscrit parfaitement dans la philosophie que vous avez habi­
lement developpee tout a I'heure .. 

lv1. Berger: Je presenterai mon amendement par une image: 
pour atteindre un meme revenu, une exploitation de culture 
speciale, viticole, arboricole, maraichere ou autre, se limite cl. 
un besoin de surface de cinq cl dix hectares, alors quune ex-

laitiere a besoin au minimum de a \JlrII1T.r!r111 

eX!)!Olitatlon cereali!3re 

d' oeuvre standardisee? Tout simplement par le besoin norma­
lise en main-d'oeuvre pour une culture donnee. 
Comme les pa/ements directs sont destines en priorite a com­
pleter le revenu, Ja seule reference poss/ble et objective utilisa­
ble pour definir ('entreprise, c'est bien la part de main-d'oeuvre 
necessaire et la surface de I'entreprise C'est d'ailleurs ce que 
j'ai cru comprendre dans la version du Conseil des Etats qui 
place en priorite I'exploitation. Ma proposition ne modifie pas 
le sens de I'alinea 2. Elle n'apporte qu'une precision de ce que 
represente le terme d' exploitation. 
Certes, le message prevoit d'autres criteres. Mais celui de la 
main..(j' oeuvre standardisee et de la surface est le seul qui pla­
cera les agriculteurs, quelle que soit leuf vocation, sur une 
base d'appreciation identique, et cela me parait important 
Des paiements directs sont distribues actuellement et ont 
meme ete augmentes substantiellement en 1991, mais pour 
une categorie de paysans seulement, etant donne que la legl­
slation ne prevoit pas I'ensemble. C'est pourquoi nous tenons 
cl ce que toutes les entreprises soient enregistrees sur des cri­
teres identiques. 
Ma version de I'allnea 2 presente egalement deux avantages 
non negligeables. O'une part, elle evitera les fraudes, les divi­
sions d'exploitations; sur ce plan-la nous avons deja passable­
ment d'exemples. Elle evitera surtout que I'indemnite a la sUr­
face ne devienne un nouveau sujet de speculation sur les sols. 
Oe plus, ce systeme, en besoin en main-d'oeuvre et surface 
exploitee, est deja fonctionnel puisqu'U est utilise pour definir 
les indemnites retrocedees sur les carburants utilises dans 
I'agriculture. L'application du systeme n'est pas compliquee 
Toutes les norm es necessaires sont deja fonctionnelles et utili­
sees par la Confederation. 
Mon amendement vise avant tout cl placer toutes les exploita­
tions sur une base de criteres identique, ce qui n'empeche nul­
lement de differencier les prestations par la suite. Je vous en­
gage donc cl le suivre. 
Pour repondre a M. Epiney, je suis d'avis que le critere des dif­
ficultes d'exploitation est totalement different C'est par les 
prestations que, jusqu'a maintenant, nous avons indemnise 
ces regions, et c'est par ce meme critere que nous poUrrons 
poursuivre cette indemnisation. 
Je profite de cette occasion pour rappel er mes propos d'hier. 
11 serait egalement souhaitable, dans cet esprit, que le ca­
dastre des productions agricoles soit revu et adapte - je le 
souhaite dans les meilleurs delais - aux normes europeennes. 

M. Gobet: On I'a deja abondamment rappele hier et aujour­
d'hui, le but des paiements directs, selon I'article 31a, est no­
tamment de compenser la perte qui resultera pour les exploita­
tions agricoles d 'une plus forte soumission aux marches sur le 
plan national puis international. On sait que, en fonction no­
tamment des exigences du GATf, mais aussi de certains im­
peratifs budgetaires, les prix des produits agricoles n 'aug­
menteront plus, voire courent le risque d'une baisse. 11 importe 
donc que !'on compense par le biais des paiements directs 
ces pertes qui seraient, sans cela, insupportables pour notre 
agriculture. La proposition du Conseil fElderal qui a ete admise 
par la majorite de la commission, ale merite de satisfaire cl ces 
exigences. Les contributions par exploitation, teiles qu'on les 
envisage seront appui aux structures, c' est 
element qui a toute sa valeur, notamment dans Ja perspective 
du maintien de I'agriculture dans les regions defavorisees, 
mais aussi lorsque I'exploitant a plusieurs activites. 
La contribution a la surface est importante pour retribuer la 
prestation cl la coilectivite. On I'a dit, le röle de I'agriculture ne 
sera plus seulement alimentaire, iI y aura, dans ie cadre de la 
notion de multifonctionnalite, un certain nombre d'autres pres­
tations que I'agriculture fournira et qui doivent etre retribuees. 
Or. la prestation est aussi fonction de I'importance de I'exploi­
tation. La de Ja multifonctionnalite sera 
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tion dans le sens de f' aide aux structures, et la part qui doit aller 
a la retribution de la prestation. Elle lui permet aussi d'adapter 
I'aide en fonction de I'evolution, teile qu'on la constatera, se­
Ion la masure dans laquelle les paysans repondent aux incita­
tions qui leur sont donnees a I'article 31 b. 
C'est donc pour toutes ces bonnes raisons que je vous de­
mande de suivre la majorite de la commission. Certains inter­
venants ont pretendu que I'agriculture avait davantage interet 
dans les prestations selon I'article 31 b que dans les presta­
tions sei on I'article 31 a On a mame fait certaines comparai­
sons. On a dit que lorsqu' on met en valeur le lait sous forme de 
fromage, iI n'y que 34 centimes qui vont aux paysans, le reste 
va aux intermediaires. Ce serait errone de croire que les pres­
tations qui vont dans le sens de I' articie 31 b constitueront en­
tierement un revenu net pour le paysan. Avec une production 
moindre, iI faudra soutenir la mame exploitation, entretenir les 
mames bätiments, le mame parc de machines, payer les ma­
mes assurances et les memes impöts probablement Donc les 
contributions selon I'art/cle 31 b ne seront pas forcement un re­
venu net pour I'agriculteur qui en beneficiera 
Par contre, les contributions sous "article 31a permettent un 
soutien a une certaine production c'est vrai, le paysan n'en 
retke pas la plus grande part !I ne faut pas oubfier que les 
66 centimes cites recouvrent un nombre tres important de 
postes de travail dans la transformation et la mise en valeur 
des produits agricoles. 11 y a certainement des milliers de pos­
tes de travail qui, au travers de cette part du produit final, sont 
en jeu dans le pays. 11 y quelques semaines on relevait la rela­
tive stabilite de I'emploi qu'iI y avait dans Je secteur de I'agro­
alimentaire. Si I'on veut porter atteinte a cet aspect de la politi­
que agricole, il taut etre conscient qu'on ajoutera aux chö­
meurs de la construction, aux chömeurs de I'industrie des ma­
chines et outils, des chömeurs supplementaires de I'agro-ali­
mentaire. 
Je vous remercie de bien vouloir tenir compte de ces conside­
rations et suivre la proposition de la majorite de la commission 
et du Conseil federal. 

M. Perey: Les trais propositions distribuees hier n' ont pas pu 
etre discutees dans le cadre des groupes et je voudrais yajou­
ter quelques remarques a titre personnel. 
La proposition de M. Bund!, qui reprend en partie celle du 
Conseil des Etats, veut donner la priorite - du moins c'est ce 
qu'i! pense faire - a !'exploitation sur la surface. Je ne suis pas 
tres sur que I'ordre de presentation dans I'article represente 
des criteres differents. Pour moi, cela ne fait aucune diffe­
rence, mais peut-etre que M. le conseiller federal nous eclai­
rera un peu plus sur ce point 
M. Bund; ajoute dans sa proposition le critere de la main­
d'oeuvre, tout comme M. Berger, ce qui va a I'encontre des 
theories de M. Baumann qUi, lui, pretend que les gros pay­
sans ne travaillent pas, qu'ils restent dans !eur fauteuil. Mon­
sieur Baumann, je vous demande d'etre prudent lorsque vous 
attaquez les gros paysans: pensez bien que je suis gros non 
par mon exploitation et que je me sens attaque quand meme. 
Je suis persuade que de nombreux gros paysans passent au 
pro rata des surfaces autant, si ce n'est plus, d'heures de tra-
vai! sur I'ensemble de leurs terTes vous-memes. En ce qui 
concerne la theorie de M. sera question de 
main-d'oeuvre, nous aurons interet arester assis au fond de 
notre fauteuil afin de pouvoir engager de la main-d'oeuvre qui 
sera subventionnee par I 'Etat I1 faut donc etre tres prudent 
En ce qui cancerne la proposition Epiney, II est faux - comme 
I'a precise M. Berger - de vouloir mettre dans cet alinea les cri­
teres de zones de difficulte, taut ceci etant prevu dans d' autres 
endroits. L'article dans la version de la majorite de la commis­
sion est plus simple car il dit bien que le Conseil federai peut 
appliquer d' autres criteres definit lui-meme. A mon avis, i! 
est sage de laisser ie federal ce la de cas en cas. 

voufant enumerer certains de ces Qublie 

contri-

paysans a diviser leur exploitation, a I'inverse d'une restructu­
ration indispensable a I'agriculture future. Je pense que c'est 
une mauvaise affaire parce que, automatiquement, on va voir 
f1eurir les nouvelles exploitations, car ij suffira de partager. Ce­
lui qui a une lmportante exploitation et qui travaille avec ces 
trois fils - ce qui est mon cas pourra la partager en trois, ce 
qui sera beaucoup plus simple mais faux 
L'alinea 2 de la proposition de minorite 11 (Baumann) de­
mande en plus des contröles'jmpossibles sur le secteur vege­
tal et animal et veut imposer des limites de revenu. C'est bien 
le comble de I'injustice car I'exploitant qui a bien gere son do­
maine, sans le couvrir de dettes, sera puni et ne recevra pas de 
compensation. On donnera ainsi une prime ä celur qUi, volon­
tairement ou non, se sera endette. Les paysans auront vite 
compris qu'iI est plus utile de s'endetter en achetant par exem­
pIe de nouvelles terTeS a des prix speculatifs. Voulons-nous 
cela? Non, absolument pas. 11 est donc completement faux de 
vouloir punir celui qui mene ses affaires de fa~on correcte. 
Voilä pourquoi il faut rester logique et responsable. Je vous in­
vite au nom du Parti radical a suivre la major/te de la commis­
sion. 

Schwab: Im Namen der SVP-Fraktion lehne ich den Antrag 
der Minderheit If (Baumann) ab. Dieser Antrag geht eindeutig 
zu weit Auch wir sind der Meinung, dass wir mit einem Sockel­
beitrag in einer Grössenordnung, die vernünftig ist, in diese 
Richtung gehen müssen. Im Antrag des Bundesrates kann 
dieser erfolgen. Der Antrag des Bundesrates ist offen gehal­
ten, weil er beinhaltet, dass nebst Fläche und Betrieb auch 
weitere Kriterien berücksichtigt werden können. 
Zum Antrag des Bundesrates im speziellen: Dieser enthält 
noch eine leistungsbezogene Komponente. Wohl wurde vor­
hin gesagt, dass dieser Antrag für die Betriebe im Hügel- und 
Berggebiet eindeutig nachteilig sei. Ich muss Ihnen sagen: Es 
gibt auch Gebiete im Hügel- und Berggebiet - ich denke an 
das ganze Juragebiet -, wo Sie recht grossflächige Bauernbe­
triebe haben. Ich erinnere auch an Betriebe mit viel Weidewirt­
schaft, wo recht grosse Flächen sind und die Leistung, die 
man dort erbringen muss, eindeutig mit der Betonung auf Flä­
che honoriert wird. Derjenige, der mehr Flächen bewirtschaf­
tet, erbringt eine Leistung für Landschaftspflege und anderes. 
Also ist diese Möglichkeit nach Fläche und Betrieb gegeben. 
Zu den Anträgen Berger, Bundi und Epiney: Diese drei An­
träge lagen der Fraktion nicht vor. Der Antrag Berger könnte 
noch am ehesten berücksichtigt werden, weil dort die einge­
setzte Arbeitskraft sehr stark berücksichtigt werden muss. 
Im Namen der grossen Mehrheit der Fraktion muss ich bean­
tragen, dem Antrag von Bundesrat und Kommissionsmehrheit 
zuzustimmen. 

Zwygart: In der LdU/EVP-Fraktion werden vor allem wir von 
der EVP den Minderheitsantrag 11 (Baumann) unterstützen. 
Wir haben in unseren langen Diskussionen festgestellt, dass 
sich in der Landwirtschaftspolitik zu vieles als Sackgasse er­
wiesen hat Wenn man nun eine Sackgasse erkannt hat, kann 
man da einfach weiterfahren und hoffen, die Probleme lösten 
sich von selber? Im 7. Landwirtschaftsbericht haben wir er· 
kannt, dass die Problematik u. a auch in der Ueberproduktion 
liegt Das ist die eine Seite. 
Die Bauern waren in ihren Produktionssteigerungen zu erfolg­
reich, und wir müssen nun Korrekturen anbringen. Diese Kor­
rekturen sollen grundlegend sein. Andererseits sind unsere 
Landschaft und im besonderen die Randregionen durch die 
Landwirtschaft geprägt Wir brauchen eine genügende Anzahl 
von Landwirten, insbesondere in den Randregionen. Gerade 
in den benachteiligten Gebieten sind jedoch die klein- und mit­
tel bäuerlichen Strukturen notwendig und sinnvoll. Hier wer­
den voll mechanisierte Grossbetriebe unserer Landschaft, den 
Dorfstrukturen und dieser Kultur nicht 

EVP ist darum der dass U1n9KC~an 
aus der Sack(la~,Se 

Aber wir dürfen nicht erneut 
",,,1-,1,,,,,,;," Wir brauchen die ökologischen Bedingungen, und 

grosser Sockel beitrag hilft mit. dass Rand- und 
Rprnrpninr,pn ihre angepasste Struktur behalten können. Der 
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freie Markt lässt sich eben in unserem Gebiet nicht so frei 
durchführen, wenn wir an die Kleinräumigkeit denken. 
Wir unterstützen deshalb die Vorschläge, welche den genü­
genden Sockelbeitrag vorsehen. Nach unserer Meinung ist es 
hier der Antrag der Minderheit 11 (Baumann), denn er führt 
dazu, dass insbesondere in diesen benachteiligten Gebieten 
nicht Kleinholz gemacht wird. Dort sind auch die bodenbewirt­
schaftenden bäuerlichen Familienbetriebe vorhanden, die we­
niger gefährdet sind als anderswo, wo Tierfabriken und Hors­
sol-Unternehmungen im Zunehmen sind. 
Es ist eine Grundsatzfrage, wieweit die Strukturbereinigung 
gefördert werden soll. Lassen wir der Strukturbereinigung ein­
fach freien Lauf, so ist das aus unserer Sicht der falsche Weg. 
Die Anträge des Bundesrates und der Mehrheit gehen in diese 
Richtung: Sie setzen keine untere Limite fest, auch keine 
obere; aber wir wissen, dass es in bezug auf die Zahl der Bau­
ernbetriebe nur talwärts gehen kann. Was wegrationalisiert ist, 
das ist weg, für immer verloren. Darum ist auch ein Vorschlag, 
wie er im Antrag Bundi vorkommt, der die Arbeitskraft bewertet 
und gewichtet, eine Möglichkeit, der Technisierung der land­
wirtschaft entgegenzuwirken. 
Ich bitte Sie: Geben Sie den Minderheiten dieses Gewicht, da­
mit wir wissen, dass für die Zukunft der Landwirte Sicherheit 
gewährleistet ist; denn nur so dürfen wir bewusst diesen Weg 
gehen und stehen nicht am Ende vor dem Nichts. 

Begrüssung - Bienvenue 

Präsident: Ich habe die Ehre, den Präsidenten des Europa­
parlamentes, Herrn Egon Klepsch, begleitet von fünf weiteren 
Parlamentsmitgliedern, begrüssen zu dürfen. Der Kontakt, 
den wir mit unseren europäischen Kollegen haben, und die 
Diskussionen mit ihnen sind im Vorfeld unserer Beratungen 
über das EWR-Abkommen besonders aktuell und interessant 
Durch die Einladung dieser Delegation von hochstehenden 
Persönlichkeiten wollen wir das demokratische Element in der 
Europäischen Gemeinschaft betonen, denn das Parlament ist 
ja die einzige EG-Behörde, die direkt gewählt worden ist 
Namens unseres Rates möchte ich Herrn Präsident Klepsch 
und seine Kollegen recht herzlich willkommen heissen und ih­
nen einen schönen Tag wünschen. (Beifall) 

Kühne, Berichterstatter: Mit der vorangehenden Abstimmung 
(betreffend Konzept) haben wir auch über die Minderheit I in 
Artikel 31 aAbsatz 2 entschieden. Diese Minderheit 1 steht also 
nicht mehr zur Diskussion. 
Nun haben wir drei Einzelanträge vor uns, über die die Kom­
mission nicht diskutieren konnte. Es geht bei den Anträgen 
Bundi und Berger um das Einfügen der Arbeitskraft als wei­
teres Kriterium in Absatz 2, wobei Herr Berger das in Form des 
standardisierten Arbeitskräftebedarfes vornehmen möchte. 
Ich gehe davon aus, dass Herr Bundi namentlich an das Berg-
gebiet denkt und Herr Berger mit seinem den Bedürf-
nissen der Spezialbetriebe Rechnung tragen Die Fas-
sung der Mehrheit und des Bundesrates beinhaltet diese Mög­
lichkeit ohne weiteres, indem es ja heisst, die Abstufung er­
folge nach Fläche, Betrieb oder anderen geeigneten Kriterien. 
Der Antrag Epiney will als weiteres Kriterium die Produktions­
zone miteinbeziehen. Ganz klar, dass er damit ebenfalls an 
das Berggebiet denkt, und sein Antrag würde vor allem dann 
zusätzliches Gewicht erhalten, wenn bisherige Förderungs­
massnahmen zugunsten des Berggebietes allenfalls in Direkt­
beiträge nach diesem Gesetz umgewandelt würden. 
Ich möchte immerhin festhalten, dass der Kommis-
sionsmehrheit zu Artikel 31a Absatz 3 a die klare 

messungskriterien pro Einzelbetrieb. Auch dieser Antrag hat 
der Kommission nicht in dieser Form, wie er auf der Fahne ist, 
vorgelegen; er wurde modifiziert Es geht darum, dass festge­
legt wird, wie die Zahlungen pro Betrieb aufgeteilt werden. Da­
bei müssen Sie davon ausgehen, dass ein reiner Sockelbei­
trag für die kleinen Betriebe von Vorteil wäre, dass er struktur­
erhaltend wäre; reine Flächenbeiträge begünstigen die gros­
sen Betriebe und fördern den Strukturwandel. 
In der Kommission war unbestritten, dass eine Kombination 
beider Punkte beinhaltet sein muss, also sowohl Sockelbei­
trag wie auch Flächenbeitrag. Herr Bundesrat Delamuraz hat 
zugesichert, dass die Mittel ungefähr zu je 50 Prozent einge­
setzt würden. Gemäss Fassung der Minderheit 11 geben Sie 
bedeutend mehr Geld für den Sockel beitrag aus, indem näm­
lich erst bei den grösseren Betrieben der Flächenbeitrag das 
gleiche Ausmass erreicht wie der Socke/beitrag. 
Mit der Version der Kommissionsmehrheit schreiben Sie diese 
Verteilung im Gesetz nicht fest und geben damit die notwen­
dige Flexibilität Ich bitte Sie, der Mehrheit zu tolgen. 

M. Couchepin, rapporteur: 11 faut mettre la discussion que 
nous menons maintenant en rapport avec celle que nous 
avons eue il y a un instant En particulier, il fauttenir compte du 
falt qu 'on a introduit une regle deja dans la repartition des paie­
ments direets en acceptant la proposition Bircher Peter. On 
doit aboutir dans un delai plus ou moins court, mais quand 
meme limite, ä donner la moiM au moins 'des paiements di­
reets en fonction de I'article 31 b et I'autre moitie en fonction de 
I'article 31 a La question est alors de savoir comment on peut 
coordonner ce qui vient d'etre decide avec des criteres sup­
plementaires qui seraient introduits ici. Je crains que si on mul­
tiplie lci des criteres, auxquels s'ajoute ce qui a ete vote tout ä 
I'heure, on risque d'avoir des effets pervers que nous ne som­
mes pas en mesure de prevoir parce que c'est un peu par sur­
prise que cette legislation a ete modifee. G'est cet argument 
de fond qui m'incite au nom de la majorite de la commission ä 
vous demander de vous en tenir ä la solution de la majorite de 
la commission. 
La proposition de M. Epiney ajoute un critere en fonction des 
zones de production. Elle a un certain nombre de qualites et 
peut se defendre. Neanmoins, preclsement a cause de la sim­
plicite qui est necessaire si on veut eviter d'aboutir ä un sys­
teme si complique qu'iI ne peut plus etre maitrise, iI faudrait, ä 
cette etape de la procedure en tout cas, renoncer a la proposi­
tion Epiney. 
En tous les cas, il faut aussi renoncer ä la proposition Bau­
mann qui aurait pour but de provoquer - comme I'a dit M. Pe­
rey excellemment comme a son accoutumee la division des 
domaines atin de profiter davantage des paiements directs 
puisqu'ils seraient donnes en fonction des exploitations et en 
fonction de la surface, mais ä egalite en tonction de I'exploita­
tion et de la surface. La proposition Baumann aurait un effet 
tres negatif quant ä revolution des structures. G'est un autre 
concept que nous voulons retuser parce qu'iI ne permet pas 
d'evolution dynamique de I'agriculture. 
La proposition Bundi et la proposition Berger ont en commun 
la volonte d'introduire le critere de la main-d'oeuvre. Bien que 

proposition de M. Berger semble plus etalre, aucune ne de­
vrait etre retenue pour la raison que j'ai indiquee taut EI I'heure. 
11 faut en rester ä un systeme le plus simple possible si I'on ne 
veut eviter d'avoir une sorte de grille qui aboutisse EI des bloca­
ges. Mais, ce ne sont pas des propositions qui me semblent 
absolument definitives. G'est aussi une raison de ne pas intro­
duire maintenant un element nouveau dans le systeme. 

M Deiamuraz, conseiller federal: Tout d'abord en ce qui 
concerne Ia propOSition de la minorite I1 de M. Baumann, qui 
voudrait donner une au moins aussi grande ä la 
contribution la contribution a la surface, 

pense da nous conduire EI 
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que en faveur de chaque exploitation un montant egal a celui 
que nous donnons en fonct/on de la surface presente ce pre­
mier inconvenient majeur que de betonner les structures de 
I'agriculture, dont chacun dit precisement qu'elles doivent etre 
au contraire mobiles, 
Ensuite, c'est renverser les valeurs de dire que, des que I'on a 
une exploitation moyenne ou un peu plus grande, on est ne­
cessairement en condition ideale au point que !'on n'a plus be­
soin d'une aide proportionnee de la part de l'Etat, alors que 
dans les petites exploitations on doit recevoir une aide extra­
mement importante. 11 est bien dair qu'une attribution a Ja sur­
face seulement de I'aide publique ne serait pas equitable et 
qu'elle creerait alors tres certainement une situation trap favo­
rable aux grandes et moyennes exploitations et qu'elle frait au 
detriment des petites exploitations. C'est pourquoi le Conseil 
federal ne vous propose pas une teile solution et qu'iI prend en 
compte une correction favorable aux pet/tes exploitations, 
c' est la contribution par exploitation. 
Mais, vouloir donner ace correctif une importance de I'ordre 
de celle que propose M. Baumann avec la minorite 11, c'estde­
cidement renverser - je le repete -I'ordre normal des choses 
et, en quelque sorte, penaliser ceux qui so nt efficaces simple­
ment parce qu'ils sont un peu plus grands que les autres. Le 
Conseil federal ne veut pas suivre ce chemin. Dans I'ordon­
nance d' application qu'iI soumettra a consultation, prendre en 
compte I'unite d'exploitation sera la contribution equitable a 
une solution equitable. Ne veuillez pas faire davantage tout de 
suite. 
Les pro positions de MM. Bundi et Berger consisteraient a ajou­
ter aux criteres determines et annonces dans cet alinea, c'est­
a-dire le critere de I'exploitation et celui de la surface de cette 
exploitation I'ordre dans lequel ils sont cites n'a pas d'impor­
tance en sol un critere relatif a la main-d'oeuvre. Nous pen­
sons, Messieurs Bundi et Berger, que si I'on commence avec 
!'enonce d'autres criteres dans cet alinea deja, on risque de 
devoir etablir une liste qui n'aura pas de fin, car en realite si 
parmi les autres criteres celui de la main-d'oeuvre est sans 
doute un critere dont on tiendra compte, il y a egalement des' 
questions de zones dans lesquelles s'expriment les produc­
teurs qui devront etre prises en compte dans nos apprecia­
tions. 11 pourra y avoir des secteurs de I'exploitation et de la pro­
duction agricoles qui ne pourront pas etre traites quant a I'aide 
publique de la meme maniere les uns et les autres. Ce seront 
aussi d'autres criteres dont II taudra tenir compte. Le fait que 
I'on prenne en compte des unites de betail dans une certaine 
mesure, du moins dans les procedurestransitoires, devraega­
lement s'imposer. Bret, si nous dressans dans cet alinea deja 
et dans la lai en general une liste des crlteres possibles dont le 
Conseil federal doit tenir compte a un moindre degre que des 
criteres concernant la surface et I'unite d'exploitation, nous 
nous perdrons. Nous ne construirons pas une lai, mais un ho­
raire de tram, ou I'application et sa necessaire souplesse, te­
nant compte des realites que I'on observe, feront totalement 
defaut Vous avez deja force le Conseil federai, par la votation 
de tout a I'heure, a orienter sa politique, avant meme d'avoir 
commence IEls premieres applications, en enumerant encore 
davantage dans la 101les criteres autres que I'unite d'exploita­
lion et la surface. Vous I'astreignez ci un exercice 

exclues la toute et toute 
ciation. 
Je vous prie des lors de bien vouloir, Messieurs Bundi et Ber­
ger, cons/derer que, sous «autres criteres» tels que figurant 
dans le texte du Conseil federal ou dans celui du Conseil des 
Etats. I1 est possible au gouvernement de faire usage de la 
camposante de la main-d'oeuvre. Bien plus, je prends ici I'en­
gagement de faire apparaitre cette notion expressis verbis 
dans j'ordonnance d'application. me me si la loi demeure 
muette sur ce critere. Et sous "autres criteres", je m'engage ci 
faire la sn campte du chiffre de Ja main-d'oeuvre 
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tes, mais pas de maniere aussi primordiale et fondamentale 
que les deux criteres principaux enumeres en tant que tels a 
cet alinea Sous "autres criteres», la main-d'oeuvre aura sa 
place, sans qu 'il soit necessaire de la citer ici. 
Enfin, en ce qui concerne la proposition de M. Epiney, je dirai 
mutatis mutandis, que quand meme, il I'a fondee sur d'autres 
elements que les deux autres propositions. 11 sera tenu 
compte de maniere claire et nette de cet element de zones de 
production, en particulier, Monsieur Epiney, iorsque dans le 
temps et ce sera ces prochaines annees - on aura a repren­
dre dans I'article 31a tout un acquis de paiements directs ac­
tue!lement existants, notamment en faveur des regions de 
montagne ou, notamment en zone 4, le revenu paysan est as­
sure a plus de 50 pour cent. aujourd'hui deja, par des pale­
ments directs, iI est clair que ce critere, dans I'ordonnance 
d'application, aura force chaque annee davantage. Cela per­
mettra un passage harmonieux et evitera une rupture entre la 
situation actuelle et la situation future. Mais ne me faites pas in­
serer ce critere dans la loi, car iI signifierait que nous voulons 
jouer plus vite que les violons et que nous devons tout de suite 
considerer le critere de la zone de production avec presque la 
meme importance que les deux autres criteres enonces dans 
la loi, ce qui n'est pas conforme a la transformation en sou­
plesse et graduelle que nous souhaitons etablir. Sous «autres 
criteres", dans cet esprit et dans cette intention, au fur et a me­
sure que les paiements directs particuliers viendraient a exten­
sion aux zones de montagne, nous devrons les reprendre en 
les transformant mais en gardant en vue la eible des destinatai­
res dans I' article 31 a Cela sera aussi un critere i mportant dans 
I'attribution par le Conseil federal de ces paiements: nouvelle 
formule mais aneien contenu. 
C'est la raison pour laquelle nous evitons de la casuistique. 11 
faut le faire en tant que legislateur, en reprenant les proposi­
tions de MM. Bundi, Berger et Epiney, Par consequent, II faut 
en rester a la formule presentee par le Conseil des Etats. 

Präsident: Ich habe noch eine Mitteilung zu machen. Heute 
feiern die Herren Francis Matthey, Ernst Mühlemann und Phi­
lippe Pidoux Geburtstag. (Beifall) 

M. Berger: Juste une preclsion sur la portee de ma proposi­
tion. 11 s'agissait bien de main-d'oeuvre standardisee qui doit 
definir la notion d'exploitation. 
Fort de vos declarations, Monsieur le Conseillerfederal, et des 
assurances que vous nous avez donnees, je retire ma proposi­
tion, puisque vous en tiendrez compte dans les ordonnances. 

Präsident: Herr Berger hat seinen Antrag zurückgezogen. 
Das die Absätze 1 bis 3 umfassende Konzept der Minderheit I 
(Baumann) haben Sie in der Abstimmung zu Absatz 1 verwor­
fen. Deshalb stehen jetzt auch Absatz 2 und Absatz 3 gemäss 
Minderheit I (Baumann) nicht mehr zur Diskussion. 

Abstimmung Vote 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote pd:;liminaire 
Für den Antrag der Mehrheit 66 Stimmen 

Bund! 49 Stimmen 

Zweite Eventualabstimmung - Deuxieme vote preliminaire 
Für den Antrag Epiney 72 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit 55 Stimmen 

Definitiv - Detinitivement 
Für den Antrag Epiney 
Für den Antrag der Minderheit 11 

a 
ehen der 
des Bodens und anderen Faktoren ab; 

81 Stimmen 
57 Stimmen 
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b. legt Vermögens- und Einkommensgrenzen fest; 
c. legt Mindest- und Höchstgrenzen fest; 
d. (neu) kann für die Bezüger eine Altersgrenze festsetzen. 

Minderheit 1 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerte, Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf, Thür) 
Der Bundesrat bestimmt jährlich die Höhe der Direktzahlun­
gen pro Betrieb. Er kann die Zahlungen nach den ökologi­
schen Leistungen, der Fläche, den natürlichen Produktions­
bedingungen, der Ertragskraft des Bodens und anderen Fak­
toren abstufen. 

Minderheit 11 
(Gros Jean-Michel, Binder, Fischer-Sursee, Kühne, Perey, 
Spoerry, Stucky, Theubet) 
Bst. a, c, d (neu) 
Gemäss Antrag der Mehrheit 
Bst.b 
Streichen 

Minderheit 111 
(Bühler Simeon, Bodenmann, Gobet, Hämmerte, Kühne) 
Bst. a-c, d (neu) 
Gemäss Antrag der Mehrheit 
Bst. e (neu) 
e. kann in besiedlungsgefährdeten Gebieten einen zusätzli­
chen Beitrag ausrichten, gebunden an die Arbeitskraft oder als 
erhöhter Sockelbeitrag. 

AntragHari 
Bst. a-c 
Gemäss Antrag der Mehrheit 
Bst. d (neu) 
Streichen 

Art. 31 a (nouveau) al. 3 
Proposition de la commissfon 
Majorfte 
Le Conseil federal: 
a echelonne les paiements directs selon les conditions natu­
relles de production, le rendement du sol et d'autres facteurs; 
b. determine des limites de fortune et de revenu; 
c. determine des limites minimales et maximales; 
d. (nouvelle) peutfixer une limite d'äge pour les beneficiaires. 

Minorite f 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerte, Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Ralf, Strahm Rudolf, Thür) 
Le Conseil federal fixe chaque annee les montants des paie­
ments directs alloues par exploitation. 11 peut echelonner les 
paiements selon les prestations de caractere ecologique, la 
surface, les conditions naturelles de production, la fertilite du 
soi et d' autres tacteurs. 

Minorite 
(Gros Jean-Michel, Binder. Fischer-Sursee, Kühne, 
Spoerry, Stucky, Theubet) 
Let a, c, d (nouvelle) 
Selon proposition de la majorite 
Let.b 
Bitter 

Minorite 111 
Simeon, Bodenmann, Gobet, 1--I':>,m.,.,oYlo 

Proposition Harf 
Let. a-c 
Selon proposition de la majorite 
Let. d (nouvelle) 
Bitter 

M, Gros Jean-Michel, porte-parole de la minorite 11: A 
I'alinea 3 de I'article 31 a, la minorite !I de la commission vous 
propose d'en revenir a la version du Conseil federai pour ce 
qui concerne la tettre b, donc de bitter la version de la majorite, 
ce qui revient a vous dem an der de renoncer a determiner des 
limites de fortune et de revenu lors de I'attribution des pale­
ments directs complementalres. 
On tauche ici a nouveau au principe meme de la loi, qui est 
d'indemniser le paysan pour une prestation d'interet public 
qu'iI remplit Qu'i! solt riche ou pauvre, que son conjoint 
exerce ou non une activite lucrative a I'exterieur de I'exploita­
tion, n'a aucun rapport avec I'objectit poursuivi par cette loi. 
En votant comme la majorite de la commission, on introdult 
des mesures sodales qui ont certainement leur place dans 
I'ensemble de notre legislation, mais pas ici, ou nous parions 
d'entretien du sol et du paysage. 11 est possible qu'a I'avenir un 
nombre de paysans plus important qu'aujourd'hui feront de 
I'agriculture une branche annexe de leur activite. Cela ne les 
empechera pas de remplir le mandat que leur fixe la Confede­
ration de fa~on tout cl falt satisfaisante. L'etat de leur fortune ou 
de leur revenu n'y changera rien. Si ces memes paysans reus­
sissent, cl I'interieur de leur exploitation, gräce cl des mesures 
de rationalisation, cl augmenter leur revenu, le risque existe 
qu'iis se volent prives de I'indemnisation prevue par cette 101. 
C'est profondement injuste, c'est propre cl decouragertout dy­
namisme des agriculteurs, c'est les condamner cl s'obliger cl 
rester pauvres pour ne pas perdre le droit aux paiements di­
reets. Certains n'hesiteront pas a diviser leur exploitation, dans 
le but de diviser leur revenu, ce qui va dans le sens contraire cl 
I'evolution souhaitable des structures. 
Comme le soulignait M, Reymond, au Conseil des Etats, I'un 
des objectifs poursuivis dans toute notre legislation es! le res­
pect du prindpe «cl travaii egal, salaire egal». 11 n'y a pas de rai­
son particuliere de s'en ecarter dans ce cas-ci. Imaginerait-on, 
par exemple, que I'echelle des salaires des fonctionnaires de 
la Confederation soit determinee en fonction de I'etat de for­
tune ou de revenu familial de ia person ne concernee? 
C'est tout cl fait inconcevable et c'est pour cela que la 
minorite 11 vous prie d'en rester cl I'esprit dans lequel a ete ela­
boree cette loi, et de supprimer la disposition concernant les Ii­
mites de revenu et de fortune. 

Bühler Simeon, Sprecher der Minderheit 111: Es gibt in unse­
rem Lande einige wenige - ich betone: einige wenige - Ge­
biete, bei denen die Besiedlung allein von der bäuerlichen Be­
völkerung abhängt Es sind dies jene Talschaften, in denen 
weder Tourismus noch Gewerbe noch Industrie vorhanden 
sind. Ich bin der Ansicht, dass diese Gebiete nichtvernachläs­
sigt werden sollten. Ich bin auch der Meinung, dass nicht je­
des letzte Tal touristisch gefördert werden kann, sondern dass 
auch noch einige wenige Gebiete in unserem Lande in ihrer 

r<::r,ri'1I1nl;('h,An Siedlungs- und Bewirtschaftungsstruktur er-
werden sollten. Wenn diese Täler lebensfähig bleiben 

sollen, braucht es dazu aber eine genügend grosse oder an­
ders gesagt eine minimale Bevölkerungszahl. Ich betone: In 
den Genuss von zusätzlichen Beiträgen sollen aber nicht etwa 
alle dünnbesiedelten Gebiete unseres Landes kommen, son­
dern wirklich nur jene, in welchen die Besiedlung effektiv be­
droht ist Es kann sich daher nicht um viele Gebiete, sondern 
nur um einige wenige handeln. 
Darum beantrage ich Ihnen, dem Bundesrat eine Möglichkeit 
zu geben, in diesen Fällen einen zusätzlichen Bei-

einen über Arbeitskraft oder der Einfachheit 
"iolloi"ht besser erhöhten Sockelbeitrag 

erhalten, müssen Sie dem 
zustimmen. Ich hoffe sehr, dass Sie 
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Hari: Ich beantrage Ihnen, in Artikel 31 a Absatz 3 den Buch­
staben d nach Mehrheit bzw. den Buchstaben c nach Bundes­
rat zu streichen. Bevor ich begründe, lege ich meine Inter­
essenbin'dungen dar: Ich habe keine Interessen bindungen; 
ich bin zwar Bergbauer, aber nicht Subventionsbezüger. 
Warum wende ich mich gegen diese Altersbeschränkung? 
1. Ich bin überzeugt, dass ein Gesetz nicht mit unwirksamen 
Nebensächlichkeiten belastet werden sollte. 
2. Sachlich sieht es so aus, dass nicht jeder Bauer in der glück­
lichen Lage ist, seinen Betrieb rechtzeitig einem geeigneten 
Nachfolger zu übergeben. Also muss er seinen Betrieb über 
die AHV-Grenze hinaus bewirtschaften. Dies führt in der Regel 
zu markant höheren Kosten, da naturgemäss die Kräfte im Al­
ter nachlassen. Ich erwähne zwei Beispiele: 
1. Eine Bauernfamilie hat keinen Sohn als Nachfolger, aber ein 
Grosskind, also zum Beispiel den Sohn einer Tochter, der den 
Hof übernehmen will und mitten in der Ausbildung steht Ist es 
dann gerecht, wenn man diesem Betrieb durch eine allfällige 
Altersbegrenzung wertvolle Direktzahlungen entzieht? 
2. Ein Bauer, der spät geheiratet hat, hat einen Sohn, der noch 
in der Ausbildung steht Auch da will man die Direktzahlungen 
entziehen, wenn der Vater ins Alter kommt Wir haben sogar 
hier im Saal ein Beispiel: Kollege Theo Schnider möge ent­
schuldigen dass ich ihn erwähne; aber er wird, wenn alles 
rund läuft, seine Liegenschaften und seine prächtigen Alpwei­
den dereinst seinem Sohn übergeben wollen, der heute etwa 
6 Jahre alt ist 
fch weiss, dass man diesen Satz betreffend Altersbegrenzung 
hineingenommen hat, um hie und da einen älteren Bauern 
dazu zu zwingen, seinen Betrieb endlich zu übergeben. Der 
Erfolg dieser Massnahme wird jedoch sehr gering sein, die ne­
gativen Folgen aber gross. 
Ich ersuche Sie, meinem Antrag auf Streichung von Artikel 31 a 
Absatz 3 BUChstabe d zuzustimmen. 

M. Perey: Au nom du Parti radical, je vous invite a voter fa 
minorite 11 (Gros Jean-Michel). En effet, la majorite de la com­
mision veut introduire des fimites de revenu et de fortune. Pour 
les mames raisons que j'ai evoquees tout a I'heure, ce serait 
une tres grande injustice de vouloir ptfmaliser ceux qui font le 
travail pour Ja collectivite d'une fagon aussi convenable que 
d'autres et ne payer que les petites exploitations ou celles qui 
so nt endettees. Ce serait pousser les gens a faire des dettes. 11 
y en a mame deja qui en font pour engager de I'argent a 
I'etranger, ce qui leur permet de toucher des subventions. 11 
faut eviter de teiles situations. Ces compensations so nt faites 
pour ceux qui font un travail pour J'agricuJture. 11 n'y a surtout 
aucune raison de vouloir mettre des limites de revenu et au­
cune raison de vouloir favoriser ceux qui gerent mal leur do­
maine ou qui ont des dettes ou des revenus moins grands. 
Concernant la minorite 111 de M. Bühler, elle est certes bien 
sympathique mais inutile. Comme nous rayons vu tout a 
I'heure pour Ja proposition Berger et Ja proposition Bundi, 
I'alinea 2 donne au Conseil federalla possibilite de regler tous 
ces problemes. 11 est donc inutile de surcharger la 10i, surtout 
la loi agricole, alors que ces problemes touchent davantage 
au domaine sodal. 

Rutishauser: Die grosse Mehrheit der SVP-Fraktion hat sich 
aus grundsätzlichen Ueberlegungen gegen Vermögens- und 
Einkommensgrenzen ausgesprochen. Mit Direktzahlungen 
werden erbrachte Leistungen abgegolten. Die gemeinwirt­
schaftlichen Leistungen werden unabhängig von der Vermö­
gens- und Einkommenslage erbracht Direktzahlungen sind 
keine Sozialmassnahmen. Nirgends in der Wirtschaft werden 
Leistungsabgeltungen durch Vermögens- und Einkommens­
grenzen iimitiert Tüchtige Bauern, die einen zusätzlichen Ne­
benerwerb ausüben, sollen nicht bestraft werden. Wenn die 

einen anderen Beruf ausübt, sollten diese 
Konkubinat werden. VPrmr'tlAnc:-

Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktion, BUChstabe b zu strei­
chen. 
Unsere Fraktion unterstützt auch die Minderheit 111 (Bühler Si­
meon) bei Buchstabe e. Die Ziele unserer Agrarpolitik sind im 
7. Landwirtschaftsbericht festgeschrieben. Unter den Aufga­
ben steht u. a, es sein ein Beitrag zum wirtschaftlichen und 
kulturellen Leben im ländlichen Raum zu leisten. Früher sagte 
man "Beitrag zur dezentralisierten Besiedelung". Wenn die 
Bauern ein abgelegenes Tal verlassen, verschwindet auch 
das wirtschaftliche und kulturelle Leben in diesem ländlichen 
Raum, das heisst, es findet eine Entvölkerung statt Ich denke 
da ganz besonders an das obere Bedrettotal im Tessin oder 
an das Safiental im Kanton Graubünden. Es ist eine nationale 
Aufgabe, diese. Gebiete zu erhalten; diese kann den Kantonen 
nicht zugemutet werden. Gezielte Mitteleinsätze zugunsten 
von stark bedrohten Gebieten lohnen sich. 
Unterstützen Sie bitte die Minderheit 1111 

Hämmerle: Ich spreche ebenfalls zu Artikel 31 a Absatz 3 
Buchstabe b (Einkommens- und Vermögensgrenzen). Ich er­
innere Sie zunächst daran, dass wir unter Artikel 31 a Absatz 1 
beschlossen haben, die Direktzahlungen würden «zur Siche­
rung eines angemessenen Einkommens» ausgerichtet und 
nicht für das Erbringen einer Leistung. Anders ist es bei Arti­
kel 31 b, wo eine besondere ökologische Leistung abgegolten 
werden soll. Es handelt sich also hier nicht um irgendwelche 
Löhne, die ausgerichtet werden. 
Es ist, so betrachtet, schon von der Logik des Gesetzes her 
zwingend, Einkommens- und Vermögensgrenzen festzule­
gen. Denn wer schon über ein angemessenes Einkommen 
verfügt, dem muss und kann der Staat nicht «zur Sicherung ei­
nes angemessenen Einkommens» nochmals Zahlungen aus­
richten. Das widerspricht der Logik und dem Sinn dieses Ge­
setzes. 
Die Fassung der Kommissionsmehrheit löst nebenbei auch 
noch ein anderes, heikles Problem: die Abgrenzung zwischen 
Nebenerwerbs- und sogenannten Hobbybetrieben. Es macht 
doch keinen Sinn, einen Anwalt oder einen Zahnarzt mit einem 
Einkommen von vielleicht 200 000 Franken für seine 
70 Schafe, die er nebenbei betreut, und die paar Hektaren, die 
er bewirtschaftet, mit Direktzahlungen zu belohnen. Hingegen 
ist es nach unserer Auffassung richtig, wenn der Hilfsarbeiter 
mit einem Einkommen von 25 000 Franken für eine bäuerliche 
Tätigkeit in der gleichen Grössenordnung Anspruch auf Di­
rektzahlungen hat 
Hinzu kommt noch ein Letztes: WIe wollen Sie z. B. einer Ver­
käuferin, die sehr wenig verdient, oder einem Handlanger, der 
Ende Monat nicht weiss, wie er die Rechnungen bezahlen soll, 
erklären, dass ein gutbetuchter Bauer unter Umständen vom 
Staat Direktzahlungen bekommt, ohne dass er etwas Beson­
deres leistet? Der Hilfsarbeiter und die Verkäuferin bekommen 
nämlich keine Direktzahlungen. Was ist der Grund dafür, dass 
bei den wichtigsten bestehenden Direktzahlungen (Kosten­
beiträge und Tierhalterbeiträge) Einkommens- und Vermö­
gensgrenzen bestehen und selbstverständlich beibehalten 
werden sollen, dass aber für die neuen, viel höheren Direkt­
zahlungen solche Grenzen wegfallen sollen? 
Ich bitte Sie im Namen der SP-Fraktion der Kommis­
sionsmehrheit zuzustimmen und den Antrag der Minderheit /I 
abzulehnen. 

M. R uffy: Je vous invite a apporter votre appui a la propOSition 
de la minorite 111 (Bühler Simeon), en ce qui concerne Ja 
lettre e, pour les raisons suivantes. 
Ce qui m'a semble ressort;r des debats hier et surtout des pro­
pos de M. le president de la commission, du rapporteur de lan­
gue franc;:aise et de vous-meme, Monsieur le Conseil/er fede­
ral, c'est que nous nous engageons en direction d'une dere-

mais nous souhaitons, sn sorte, peu 
contraler.!a de la m",,·,r.tA 

cette volonte de contraler les effets de cette 
etre desastreuse dans certaines regions ~ 
comme il I'a dit qui jouent encore un roJe 

portant a plusieurs Ces effets sant desastreux parce 
que, effectivement, lorsque les agriculteurs quittent les re-

michael.tellenbach
Textfeld



17. Juni 1992 N 1059 Landwirtschaft 

gions marginales - souvent synonymes des regions elevees 
iI est evident que I'agriculture et sa multifonctionnalite dispa­
raissent avec eux et que les dangers natureis augmentent 
pour ces regions mais aussi pour celles qui se trouvent en 
aval. 11 est evident aussi que le paysage se degrade. Mais, 
beaucoup plus grave encore, lorsque les agriculteurs quittent 
ces regions, Hs entrainent avec eux la disparition des activites 
de service dont ils avaient besoin et ils cessent d'entretenir 
une infrastructure utilisee par eux mais aussi par les citadins 
lorsqu'ils monten! dans ces regions le week-end ou durant 
leurs vacances. Finalement, on I'a dit, ces agriculteurs ne mai­
trisent plus ces espaces qui cessent d'etre humanises. 
La proposition de la minorite 111 (Bühler Simeon) revet a nos 
yeux - aux miens et a ceux du groupe socialiste deux as­
pects positifs: le premier c'est que le monde agricole a luste 
titre inquiet - interpretera cette proposition, si elle est adoptee, 
comme la reconnaissance des aspirations legitimes - non pas 
d'un droit mais des aspirations legitimes - a la population de 
petites communautes agricoles de pouvoir rester dans I'es­
pace qu'elles ont cultive de generation en generation, qu'eiles 
ont manrise et de ne pas souffrir I' exode force pour des raisons 
economiques. Autre aspect positif: dans notre opinion publi­
que, il y a le desir d'echapper a ce que vivent les pays qui sont 
autour de nous; c'est le spectacle desolant des friches sauva­
ges et celui des villages abandonnes. Nous n'en voulons pas, 
c'est la raison pour laquelle je vous prie de suivre la proposi­
tion de la minorite 111. 

Binder: Zuerst ein Wort zu Herm Hämmerle. Hätten Sie der 
Minderheit 11 in Artikel31a Absatz 1 zugestimmt, kämen der 
Anwalt, der Zahnarzt, der Arzt nicht in den Genuss solcher Lei­
stungen, weil nur der Landwirt Bezüger wäre. Sie haben das 
nicht gewollt Im übrigen ist es richtig, dass Artikel31a ein­
kommensausgleichend angelegt ist Aber auch gemeinwirt­
schaftliehe Leistungen, die wir früher schon erbrachten und 
die wir heute aufgrund der heutigen Gesetzgebung erbringen, 
sind darin abzugelten. Die Botschaft sagt das auf Seite 11 
ganz klar: «Ergänzende, allgemeine und nicht produktbezo­
gene Direktzahlungen mit primär einkommenspolitischer Ziel­
setzung (Art 31a) zur Ergänzung einer mehr marktwirtschaft­
Iich orientierten Preispolitik» das ist das, was Sie gesagt ha­
ben - «sowie zur Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistun­
gen .... " Ich bin der Meinung, gemeinwirtschaftliehe Leistun­
gen haben wir schon immer erbracht Wir haben sie allerdings 
nie verrechnet Man hat uns im Wahlkampf im Herbst 1991 im­
mer gesagt - auch von sozialdemokratischer Seite -: Ihr 
müsst diese Leistungen endlich verrechnen. Heute stehen wir 
da und wollen sie verrechnen. Ich habe Ihnen gestem gesagt: 
Die Schweizer Bauernschaft erwartet eine Antwort in diese 
Richtung. 
Zu Artikel 31 a Absatz 3 Buchstabe b: Die Kommissionsmehr­
heit will hier Einkommens- und Vermögensgrenzen als ein­
schränkende Massnahme verankern. Die Kommissionsmin­
derheit 11 (Gros Jean-Michel) und gleichzeitig auch eine Mehr­
heit der SVP-Fraktion lehnen diesen Antrag ab. Nach ihnen ist 
Buchstabe b der Kommissionsmehrheit zu streichen. So wird 
Buchstabe c zu Buchstabe b und korrespondiert mit Buchsta­
be b nach der Version Bundesrat (Mindest- und I-lA,rhcrrnr",n­

zen). Das ist ein wenig verwirrlieh, auch auf der Fahne. 
Die Festsetzung von Einkommens- und Vermögensgrenzen 
widerspricht dem Leistungsprinzip der Direktzahlungen. Ge­
meinwirtschaftliche oder multifunktionale Leistungen werden 
unabhängig von Einkommen und Vermögen erbracht Hat ein 
Landwirt durch LandverkaufVermögen gemacht, bewirtsChaf­
tet aber weiterhin seinen Hof, so wird er bestraft, indem er 
keine Direktzahlungen erhält, obwohl er auch unter diesen 
Umständen gemeinwirtschaftliche Leistungen erbringt Nun 
soll niemand in diesem Saal sagen, er hätte nicht verkaufen 
müssen. Heute werden Besitzer von die sie 

Keinem man 
vom Staat bekommt, nur weil er vielleiCht eine vp,'mr,n",'nnA 

Frau hat (oder Warum beim Bauern? 
sind wir in der Produktionsko-

sten zu senken. Dazu gehört unter vielen Massnahmen auch 

48-N 

die Förderung von Betriebsgemeinschaften, von Betriebs­
zweiggemeinschaften. Dies führt zu grösseren, vernünftigeren 
Strukturen, die auch kostengünstiger produzieren und ge­
nutzt werden können. Solche Betriebe werden gefährdet Ei­
ner - an sich gesunden - Entwicklung wird ein Prellbock ge-­
stellt Resultat wird sein, dass es wieder zu Trennungen 
kommt; das wollen wir nicht Es kommt weiter dazu, dass siCh 
die Bauern, die solche Grenzen erreichen, sich sicher zu hel­
fen wissen. Das kann ich Ihnen sagen. 
Wenn Sie heute ein klares Gesetz schaffen wollen und nicht ei· 
nes, das zum Umgehen geradezu einlädt, ja sogar zwingt, 
dann müssen Sie heute zu diesem Punkt (Buchstabe b ge­
mäss Fassung der Kommissionsmehrheit) nein sagen und 
der Minderheit 11 zustimmen. 

David: Die CVP-Fraktion ist bei Buchstabe b betreffend die 
Einkommensgrenzen geteilter Meinung: Auf der einen Seite 
ist es klar, dass man hier den bäuerlichen Betrieben im Grund­
satz das Einkommen sichem will. Es geht nicht darum, grosse 
Teile der Landwirtschaft mit einem solchen Artikel von den Di­
rektzahlungen auszunehmen; das will die CVP nicht Anderer­
seits muss man sich im klaren sein, dass die gesamte Vorlage 
auch dem Volk verständlich gemacht werden muss, und da 
stellt sich die Frage: Was bedeutet ein «angemessenes Ein­
kommen», wie dies in Artikel 31 a Absatz 1 formuliert ist? Gesi­
chert werden soll ein angemessenes Einkommen. Aus dem 
Absatz 1 geht indirekt hervor, dass Einkommensgrenzen fest­
gesetzt werden müssen, denn es kann nicht darum gehen, ein 
unangemessenes Einkommen zu sichern. Ich betrachte Ab­
satz 1 als Verpflichtung des Bundesrates, Grenzen zu setzen. 
Die Frage ist nur, ob wir das im Gesetz noch klar festschreiben 
müssen. 
Persönlich möchte ich - wegen der Klarheit und weil die Frage 
offenbar umstritten ist - der Landwirtschaft empfehlen, zu ak­
zeptieren, dass eine Einkommensgrenzefestgesetztwird. Sie 
müssen sich vorstellen: Wenn Landwirte ein Einkommen er­
zielen, das die Grenze von 100000 Franken überschreitet, 
und dann noch Direktzahlungen anfallen, wird das für die 
Landwirtschaft ein Pferdefuss sein. Diese Fälle sind es, die 
man Ihnen vorhalten wird und wo es heissen wird: Wer muss 
das eigentlich bezahlen? Es sind nicht nur die Leute aus der 
Stadt, die so argumentieren, sondern auch der Nachbar im 
Dorf, der Handwerker, der Ladenbesitzer, alle Leute, die zu­
schauen, wie mit hohen Einkommen immer noch zusätzliche 
Leistungen bezogen werden können. Ich glaube darum, dass 
es bei nüchterner Betrachtungsweise sinnvoll ist, klarzustel­
len, dass man nur ein angemessenes Einkommen sichern will 
und nicht unangemessene Einkommen. 
Die beiden anderen Anträge sind in der CVP nicht im Detail be· 
handelt worden, insbesondere der Antrag Hari nicht Ich finde, 
dass der Antrag Hari, der auf Streichung der Altersgrenze ab­
zielt, einen Schritt zurück macht Wir wollen ja bäuerliche Fa­
milienbetriebe; wir wollen, dass der Generationenwechsel in 
der Landwirtschaft stattfindet Insofern hat es einen Sinn, ir­
gendwo eine Altersgrenze zu setzen. Das können auch 
70 Jahre sein; es müssen nicht 65 Jahre sein. Ich zweifle aber, 
ob es richtig ist, dass man Landwirten, die 85 oder 90 Jahre alt 
sind, diese Beiträge immer noch auszahlt Ab 65 tritt die AHV­
Berechtigung ein. Es wäre richtig, wenn dann der Betrieb der 
jüngeren Generation übergeben würde. 
Schliesslich zum Minderheitsantrag 111 (Bühler Simeon) betref­
fend die Besiedlungspolitik Er bringt ein zusätzliches Element, 
ist aber mit einer Kann-Vorschrift verbunden. Ich persönlich 
kann dem zustimmen. In der CVP-Fraktion haben wir das nicht 
im Detail beraten. Wir müssen nur aufpassen, dass wir nicht zu 
viele Kriterien schaffen und bei den Direktzahlungen, die auch 
nicht so grosse ausmachen, für die einzelne Position 
nichts mehr Als Kann-Vorschrift kann dem Minder-
hAi'f""",ntr<ll1 111 

Baumann: Ich Minderheit 11 
Herr Gros will, dass keine Einkommens- und \lO"Tnt'ln,>n 

zen mehr werden, Es muss hier 
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chen werden: Herr Gros will neu Direktzahlungen ohne Ein­
kommens- und Vermögensgrenzen einführen. Ich sage es 
jetzt bewusst pOintiert: Er will neu Direktzahlungen für Millio­
näre einfuhren; so muss man es sagen. Das ist. Herr Gros, ein 
sehr gefährlicher Pfad. Wenn wir ihn gehen wollen, riskieren 
wir ganz sicher, dass wir schlussendlich Schiffbruch erleiden. 
Die heutigen Direktzahlungen werden nur bis zu einer gewis­
sen Einkommens- und Vermögensgrenze ausbezahlt Alle Di­
rektzahlungen im Berggebiet kennen diese Einkommens- und 
Vermögensgrenzen. Sie wurden vom Bundesratfestgelegt: die 
Einkommensgrenze beträgt immerhin nicht beSChei­
den 100000 Franken, die Vermögensgrenze 800 000 Fran­
ken, und das nach der Bundessteuererklärung. Alle Betriebe, 
die also unterhalb dieser Einkommens- oder Vermögens­
grenze liegen, werden auch künftig nach der Mehrheitsformu­
lierung die Direktzahlungen erhalten. Es gibt nur wenige Be­
triebe, die heute wegen dieser Einkommens- und Vermögens­
grenzen ausgeschlossen werden, schätzungsweise 2 Pro­
zent Wollen wir wirklich riskieren, einen Scherbenhaufen zu 
produzieren, nur um an 2 Prozent der Betriebe zusätzliche Di­
rektzahlungen auszahlen zu können? 98 Prozent der Betriebe 
bekommen die Beiträge auch unter der Mehrheitsformulie­
rung. Genau die verbleibenden 2 Prozent würden schliesslich 
gute Massnahmen in der Landwirtschaft in Verruf bringen. Ich 
sehe bereits die Schlagzeilen: «Direktzahlungen für Millio­
näre». 
Wollen Sie, Herr Gros, dass eine Vielzahl unterdurchschnitt­
lich verdienender Steuerzahler einigen wenigen gutverdie­
nenden Grossbauern unter die Arme greift? Ist das liberalisie­
rung, Herr Gros? Das kann nicht gut herauskommen. 
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen grünen Fraktion, die 
Mehrheit der Kommission zu unterstützen. 
Zum Antrag Hari: Auch wir müssen den Antrag Hari ablehnen. 
Wir gehen davon aus, dass es richtig ist, dass ein Betriebslei­
ter, der AHV bezieht, nicht zusätzlich noch Direktzahlungen 
beanspruchen soll. Diesen Strukturwandel hin zu jüngeren 
Betriebsleitern können wir nur begrüssen. Wir beantragen Ih­
nen, den Antrag Hari abzulehnen. 
Die Minderheit 111 (Bühler Simeon), mit einer Kann-Formulie­
rung, will eine zusätzliche Begünstigung des Berggebietes. 
Wir sind der Meinung, dass man dieser Minderheit 111 zustim­
men könnte. 

Kühne, Berichterstatter: Die Kommission hat die zwingende 
Formulierung eingeführt, dass der Bundesrat bei Buchstabe a 
«abstuft», dass er bei Buchstabe b Vermögens- und Einkom­
mensgrenzen und bei Buchstabe c Mindest- und Höchstgren­
zen "festlegt". Die Kann-Formulierung besteht lediglich bei 
der Einführung der Altersgrenzen. 
Nun ist ein eigentlicher Glaubenskrieg um die Fragen der Ein­
kommens- und Vermögensgrenzen (Bst b) entstanden. Die 
Argumente sind auf den Tisch gelegt worden; die Kommis­
sionsmehrheit hat jenen grösseres Gewicht beigemessen, 
wonach es nicht richtig sei, wenn schon ein angemessenes 
Einkommen vorhanden sei, noch Direktzahlungen zuzuspre­
chen. Das Geld soll also jenen reserviert sein, die noch kein 
angemessenes Einkommen haben. 
Persönlich bin ich diesem Punkt bei der Minderheit 
unterstütze mit meiner Stimme die Argumente, die darauf hin­
zielen, dass es um ein Fami/ieneinkommen geht Es handelt 
sich also nicht um das Einkommen einer Einzelperson, son­
dern einer Familie. und nicht um die Grossbauern; in Zukunft 
werden es noch weniger die Grossbauern sein. Sie kennen die 
neuesten Einkommensentwicklungen. namentlich auf dem 
Gebiet des Fleisches und des Getreides. Das Problem stellt 
sich vor allem beim Zuerwerb des Ehepartners. 
Ich bitte Sie daher als Kommissionssprecher, der Mehrheit zu­
zustimmen. Persönlich werde ich bei Buchstabe b der Minder-

11 Buchstabe e der Minderheit Ii! zustimmen, 

des limites ne ressortissent 
est celui du travail de 

cela represente, et qui est indemnise par les paiements di­
reets? 
La commission a voulu y ajouter des elements qui ne so nt pas 
directement en rapport avec I'agriculture, avec le travail de la 
terre, avec la prestation effectuee, en f'occurrence des limites 
liees a la fortune et au revenu d'une certaine maniere, c'est 
une lex anti-Blocher - ainsi qu'une limite d'äge, ce que le 
Conseil federal avait voulu pour les beneficia/res. C'est a vous 
de juger en fonction de vos criteres qualitatifs de justice so­
ciale ou, au contraire, de la logique, qui n'appelle pas ces !imi­
tations. Dans ce cas-Ia, il faudrait voter la proposition de la 
minorite 11 (Gros Jean-Michel). C' est a vous de juger si ces Umi­
tes doivent etre introduites ou non, tout en sachant que le 
Conseil federal. devra determiner les limites de fortune et de re­
venu, qu'll pourra fixer suffisamment haut pour que ce cri du 
coeur et de lajustice soc/ale qui semble s'exprimer ici n'ait pas 
d'influence pratique. 
La minorite 111 (Bühler Simeon) voudrait elle aussi introduire 
des elements qui tiennent un peu a I'amenagement du terr/­
toire, si j'ai compris I'intervention de M. Ruffy, en particulier. Je 
ne pense pas que ce la soit le lieu de le faire, car si on addi­
tionne deja toutes les contraintes imposees pour une reparti­
tion des fonds, on va finir par avoir un systeme impratiquable. 
C'est la raison pour laquelle, meme si sur le fond M. Bühler a 
probablement raison, ce n'estpas le lieu d'introduire cette dis­
position; c'est dans d'autres lois qu'iI faut le faire. 
Quant a M. Hari, II souhaite que !'on renonce a la Iimitiation 
d'age. Je trouve que cela a aussi une certaine logique, bien 
que la majorite de la commission veuille maintenir cette regle, 
parce qu'il est possible que dans certains cas on ne trouve 
plus d'agriculteurs qui consentent a reprendre le domaine. 
Pourquoi priver, a ce moment-la, I'exploitant des benetices 
des paiements directs simplement parce qu'il adepasse un 
age fatidique? Ce la entre dans la meme logique que la limite 
de fortune et de revenu et, d'une certaine maniere, le Conseil 
federal manque un peu de logique en voulant introduire une li­
mite d'age sans introduire une limite de revenu et de fortune. 
La solution de la majorite, elle au moins, est logique en ajou­
tant ces exigences supplementaires. 

M. Delamuraz, conseiller federal: En ce qui concerne le prin­
cipe de I'article 31 a, j' aimerais rappeier aux auteurs de propo­
sitions tendant a Introduire des limites de fortune et de revenu, 
c'est-a-dire a la majorite de la commission, que ce que.nous 
cherchons a faire a I'article 31 a, c'est donner une compensa­
tion au molns partielle aux paysans qui, desormais, devront se 
satisfaire de prix de marche pour leurs produits, par conse­
quent, de prix moins eleves que ceux administres dont ils ont 
bimeficie jusqu'a maintenant Que je sache, lorsque le con­
sommateur payait trois francs la marchandise sur le marche, il 
ne s'interrageait pas quant a la fortune du producteur de toma­
tes; il ne savait pas si la tomate dans le cageot etait produite 
par un millionnaire ou si celle dans le cageot d'ä cote etait pro­
duite par un pauvre diable. Or, si nous voulons remplacer les 
prix artificiellement eleves que preconisait I'ancienne pOlitique 
agricole par le "new look» des paiements directs, I1 n'y a au­
cune raison logique d'assujettir Ei la condition sociale I'octroi 
des directs de C'est bien la 
qu'a suivie le Conseil federal, qui ne proposait pas la lettre 
introduite par la majorite de la commission. Je regrette de le 
dire. c'est un corps etranger dans la loi que vous etes en train 
de construire, Mesdames et Messieurs les Parlementaires. Je 
vous invite Ei suivre la minorite I! (Gros Jean-Michel) et de biffer 
la lettre b dans la version de ia majorite. 
Dans la draite logique de ce que je viens de dire, je devrais ap­
plaudir ä I'intervention de M. Hart En effet, si les considera­
tions sociales n'ont pas leur place dans cette loi, et en toutcas 

dans cet article, alors ie Conseil federal veut-iI 
une limite Donc, 

auraitdu 
Monsieur Hari, 

pure, nous avons fixe 
tenter de faciliter le mcuvement de 
pour permettre cette souplesse que 
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nous souhaitons d'une maniere generale et qui peut etre acce­
leree lorsque I'on enonce des limites d'äge pour les beneficiai­
res. C' est uniquement cela que nous avons pris en campte. Je 
pourrais tres bien vivre si c'estvotre proposition qui I'emporte 
et que la lettre d soit supprimee, mais, a mon avis, on peut la 
garder. Je peux vous dire tres clairement que la limite que fixe­
rait le Conseil federal si la lettre d etaft maintenue ne sera pas 
la limite de I'AVS. Ce sera une limite superleure et peut-etre 
sensiblement superieure. Ce n' est pas a 65 ans que le Conseil 
federal coupera les vivres. Ce sera certainement a une limite 
beaucoup plus elevee dans le temps. Oe plus, j' observe que si 
le versement de I'AVS peut prendre le relais de ceux des pale­
ments directs qui deviendraient defaillants, la porte reste ra 
toujours ouverte pour I'examen des cas de rigueur. La lettre d 
n'a donc pas une valeur dramatique et absolue, elle indique 
davantage une intention et une volonte de ne pas frapper les 
anciens, car ils sont souvent plus efficaces que les moins an­
ciens. 
Entin, la minorite 111, conduite par M. Bühler Simeon, veut 
prendre en compte, sous lettre e, les regions qui courent le ris­
que d'etre abandonnees. Acharger, a surcharger et a sur-sur­
charger le catalogue de ce qu'iI faudra envisager prendre en 
compte pour moduler les paiements directs, on aura autant de 
tormes de palements directs dans les reglements qu'il y aura 
de b€meficiaires. 
En realite, cette loi ne permet que tres partiellement de parve­
nir a la notion tres interessante de malntenir une population 
dans lesdites regions. On y parvient davantage par le biais 
d'autres instruments: la UM (Ioi pour I'investissement en re­
gions de montagne) en particulier. C'est donc plut6t dans 
cette direction qu'iI faut se diriger. 
La lettre e de I'alinea 3 me paralt des lors superflue, d'autant 
plus que son contenu figure indirectement sous la lettre a du 
meme aliena, et cela est suffisant 

Präsident: Auch hier, bei Absatz 3 von Artikel 31 a, entfällt der 
Antrag der Minderheit I (Baumann). 

Bst a-Let. a 
Angenommen - Adopte 

Bst.b-Let. b 

Namentliche Absümmung - Vote par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen die folgenden Ratsmit­
glieder: 
Votent pour Ja proposition de Ja majorite: 
Aguet, Bär, Baumann, Bäumlin, Bircher Peter, Bircher Silvio, 
Bischof, Blatter, Bodenmann, Bonny, Borel Frangois, Borra­
dori, Brunner Christiane, Bühler Simeon, Bühlmann, Bürgi, 
Carobbio, Caspar, Cincera, Columberg, Comby, Danuser, 
de DardeI, David, Dettling, Diener, Dormann, Dünki, Duvoisin, 
Eggenberger, Fankhauser, Fasel, von Feiten, Gardiol, Giger, 
GolI, Gonseth, Grendelmeier, Gross Andreas, Grossenba­
cher, Haering Binder, Hafner Rudolf, Hafner Ursula, Häm­
merle, Heberlein, Hegetschweiler, Hess Peter, Hollenstein, 
Hubacher. Iten Jeseph, Jaeger, Jäggi Paul, JÖri. 
Keller Anten, Keller Rudolf, Ledergerber, Leemann, Leuenber­
ger Ernst, Maeder, Maspoli, Mauch Ralf, Mauch Ursula, Meier 
Hans, Meier Samuel, Meyer Theo, Miesch, Misteli, Nabholz, 
Rebeaud, Rechsteiner, Ruf, Ruffy, Scherrer Werner, Schmid 
Peter. Schmied Walter, Schwab, Seiler Rolf, Spielmann, Stal­
der, Steffen, Steiger, Steinegger, Strahm Rudolf, Suter, Thür, 
Tschäppät Alexander, Tschopp, Vollmer. Wanner, Weder 
Hansjürg, Wittenwiler. Zlegler Jean, Zisyadis, Zwygart 

(96) 

Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, Friderici Char­
les, Fritschi Oscar, Früh, Giezendanner, Gobet, Gros Jean­
Michel, Guinand, Har!, Hess Otto, Hildbrand, Kern, Kühne, 
Leu Joset, Leuba, Loeb Fram;;ois, Maurer, Moser, Müller, Nar­
bel, Neuenschwander, Oehler, Perey, Philipona, Pidoux, Pon­
cet, Raggenbass, Reimann Maximilian, Rohrbasser, Ruck­
stuhl, Rutishauser, Sandoz, Savary, Scherrer Jürg, Scheurer 
Remy, Schnider, Seiler Hanspeter, Stamm Luzi, Steinemann, 
Stucky, Theubet, Tschuppert Karl, VetterIi, Zölch, Zwahlen (71) 

Der Stimme enthalten sich - S 'abstiennent: 
Sieber, Stamm Judith (2) 

Abwesend sind die folgenden Ratsmitglieder - Sont absents: 
Aregger, Beguelin, Bührer Gerold, Bund!, Caccia, Cavadini 
Adriano, Cotti, Eymann Christoph, Frey Claude, Gysin, Haller, 
Herczog, Jenni Peter, Leuenberger Moritz, Luder, Maitre, Ma­
mie, Marti Werner, Matthey, Mühlemann, Nebiker, Pini, Ro­
bert, Rychen, Scheidegger, Segmüller, Spoerry, Wiek, Wie­
derkehr, Wyss (30) 

Präsident Schmidhalter stimmt nicht 
M. SchmidhaJter, president, ne vote pas 

Bst. c -Let. c 
Angenommen - Adopte 

Bst. d-Let.d 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
FürdenAntrag Hari 

Bst. e-Let. e 

Abstimmung - Vote 
Fürden Antrag der Minderheit 111 
Für den Antrag der Mehrheit 

Art 31a (neu) Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Einleitung, Bst. a--c 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Bst. d(neu) 

83 Stimmen 
39 Stimmen 

84 Stimmen 
44 Stimmen 

d. ausreichend ökologische Ausgleichsflächen sichern; 
Bst. e (neu) 
e. einen hohen Bodenbedeckungsgrad mittels Unter- und 
Zwischensaaten sichern. 
Bst. f(neu) 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 111 

Minderheit J 
(Hämmer!e, Baumann, Bodenmann, Danuser, David, Jaeger, 
Ledergerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf) 
Bsta 
a den Kreis der Bezüger auf bodenbewirtschaftende bäuerli­
che Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe zu beschränken. 

Minderheit 11 
(Binder, Gobet, Gros Jean-Miche!, Kühne, Nebiker, 
Schwab, Theubet) 
Bst. d (neu) 
Streichen 

Minderheit 111 
(Mauch Rolf, Baumann. Bodenmann, Danuser, David, Häm­
merle, Jaeger, Ledergerber, Strahm Rudo!f, 
Bst. f(neu) 
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Antrag Wanner 
Bst. a 
a den Kr~is der Bezüger auf boden bewirtschaftende bäuerli­
che Betriebe beschränken. Ausnahmen sind nur zulässig, 
wenn sie im übergeordneten, öffentlichen Interesse liegen; 
BsU(neu) 
f. nach einer Uebergangsfrist eine ausgeglichene Düngebi­
lanz und eine geregelte Fruchtfolge sicherstellen. 

Art. 31a (nouveau) al. 4 
Proposition de la commission 
Ma;orite 
Introduction, let a-c 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Let. Cf (nouvelle) 
d. assurer des surfaces appropriees de compensation ecolo­
gique; 
Let. e (nouvelle) 
e. garantir une couverture du sol d'un degre eleve au moyen 
de sous-semis et de semis intercalaires. 
Let. f (nouvelle) 
Rejeter la proposition de la minorite fII 

Minorite I 
(Hämmer/e, Baumann, Bodenmann, Danuser. David, Jaeger, 
Ledergerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf) 
Let.a 
a limiter le cercle des beneticiaires aux exploitations paysan­
nes de type tamilial cuftivant le sol a Utre principal et acces­
soire; 

Minorite 11 
(Binder, Gobet, Gros Jean-Michel, Kühne, Nebiker, Perey, 
Schwab, Theubet) 
Let. d (nouvelle) 
Bitter 

Minorite 111 
(Mauch Rolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, David, Häm­
merle, Jaeger, Ledergerber, Strahm Rudoif, Thür) 
Let. f (nouvelle) 
f. assurer un bilan de tumure equilibre, le choix d'une rotation 
des cultures bien reglee, un degre eleve de couverture du sol 
et des tormes de detention appropriees aux animaux de rente. 

Proposition Binder 
Let. e (nouvelle) 
Biffer 

Proposition Wanner 
Let. a 
a Iimiter /e cercle des beneficiaires aux exp/oitations paysan­
nes cultivant le sol. 11 ne sera accorde de derogation que si I'in­
teret pUblic et superieur le requiert; 
Let. f (nouvelle) 
f. assurer, aprEls une periode transitoire, un bilan de fumure 
equilibre et une rotation des cultures bien reglee. 

Hämmerte, Sprecher der Minderheit I: Es geht hier um Aufla­
gen und Bedingungen, welche im allgemeinen sehr large for­
muliert sind. Gemäss Fassung von Ständerat, Bundesrat und 
Kommissionsmehrheit sollen die Auflagen und Bedingungen 
"die bodenabhängige Produktion in bäuerlichen Familienbe­
trieben unterstützen". Diese Formulierung ist schon spraCh­
lich vömg verunglückt: Wie soHen Auflagen und Bedingungen 
bäuerliche Familienbetriebe unterstützen können? Das hat 
keine Logik 
Inhaltlich ist dieses Unding ebenfalls 

MiI,rl,'rhpit'~",r\tr",n will klarstellen, dass 
an solche bäuerliche Betriebe ,,,,nprif'ht.~t 

bodenbewirtschaftend 
ausschIlessen, dass die bodenlose HOfs-sol-Produktion oder 
Mästereien ohne Land auch noch staatlich werden, 
An sich ist das, was wir fordem, eine Selbstverständlichkeit 
Dcch manchmal ist es gut. scheinbare Selbstverständlichkei-

ten im Gesetz festzuschreiben. Sonst kann es nämlich leicht 
passieren, dass sich in der Verordnung die Selbstverständ­
lichkeit in ihr Gegenteil verkehrt 
Weiter stellt unser Minderheitsantrag klar, dass Haupt- und 
Nebenerwerbsbetriebe zu berücksichtigen sind, was in Zu­
kunft bei zunehmender Zahl von Nebenerwerbsbetrieben sehr 
wichtig ist 
Ich bitte Sie, unseren Minderhflitsantrag anzunehmen. 

Binder, Sprecher der Minderheit 11: Artikel 31 a ist heute schon 
häufig definiert worden, ich muss es trotzdem nochmals tun: 
Es geht hier ganz klar um einkommenspolitisch und gemein­
wirtschaftlieh motivierte Zahlungen autgrund der heutigen Ge­
setzgebung. Ich erinnere an das TIerschutzgesetz und an das 
Gewässerschutzgesetz, welchem das Volk am 17. Mai dieses 
Jahres zugestimmt hat Ich bin der Meinung, dass in Arti­
kel 31a keine solchen weiter gehenden ökologischen Autla­
gen aufzunehmen sind. 
Zu unserem Antrag zu Buchstabe d: Oekologische Aus­
gleichstlächen pro Betrieb ausscheiden zu wollen ist nach un­
serer Meinung falsch, auch wenn das zwingend verlangt wird. 
Eine solche Forderung gehört in Artikel 31 b. Es gibt doch Be­
triebe - wenn Sie die Praxis nur ein wenig kennen, können Sie 
dies bestätigen -, die diese Forderung sehr gut erfüllen kön­
nen. Andere aber können das nicht und würden in ihrer Arbeit, 
in ihrer Arbeitsweise, in ihrer Bewirtschaftung des Betriebes 
eingeschränkt Oekologische Ausgleichstlächen sollten regio­
nal ausgeschieden werden. Vielfach können sie im vernünfti­
gen Gespräch mit den Landbesitzern, mit den Bauern ausge­
schieden werden. Es ist auch so, dass oftmals die Gemeinde 
Landbesitz für diesen Zweck hergeben kann und dass alte 
Kiesgruben, auch Moorlandschaften - ich bin der Meinung, 
sie müssen als ökologische Ausgleichsflächen gelten - hier 
eingerechnet werden. 
Ich bitte Sie, der Minderheit 11 zuzustimmen und den Buchsta­
ben d zu streichen, 

Mauch Rolf, Sprecher der Minderheit 111: Bei einer Beurteilung 
unserer bisherigen Bemühungen um die schweizerische 
Landwirtschaft ist gesamthaft betrachtet - nach meiner Mei­
nung - der 7. Landwirtschaftsbericht in der ganzen Diskus­
sion und Debatte - in Anbetracht seines Charakters als Grund­
lage einer epochalen Neuorientierung der Landwirtschaftspo­
litik, die einer effektiven Totalrevision gleichkommt eher zu 
kurz gekommen. Dabei handelt es sich um eine der zentralen, 
vitalen Fragen der WirtSChaftspolitik, nämlich der Landbewirt­
schaftung und insbesondere auch der Finanzpolitik unseres 
Landes. Deshalb ist die hier vielbeschworene Neuausrichtung 
der LandwirtSChaftspOlitik auf Gesetzesstufe zu konkretisie­
ren. Ja, man könnte sich sogar tragen , ob mit Blick auf die aus­
sergewöhnlichen finanziellen Auswirkungen und Konsequen­
zen nicht richtigerweise eine Regelung auf Verfassungsstute 
angezeigt wäre; denn es geht um die Festlegung und Formu­
lierung der unbestrittenermassen unumgänglichen Bedin­
gungen und AUflagen neuer staatlicher Leistungen, um ein ge­
genüber allen früheren Generationen neues Verhalten der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung in unserem Lande. 
Ich setze mich wie auch aus und 
staatspolitischer Ueberzeugung für die Gesunderhaltung ei­
nes schweizerischen Bauernstandes ein, der diesen Namen 
verdient, auch für die kleinen und kleineren Existenzen; nach 
meiner Auffassung ist dies eine staatspolitische und menschli­
che Notwendigkeit 
Die Landwirtschaft insgesamt bildet ja einen Sonderfall der 
Gesamtwirtschaft und kann daher nicht mit den Gesetzen der 
übrigen Marktwirtschaft verglichen und ihnen unterstellt wer­
den. Das ist der einzige Grund, weshalb wir in diesem Bereich 
überhaupt eine staatliche Politik haben, diskutieren und brau­
chen - eine staatliche Politik mit dem ihr inhärenten Interven-
tionismus Planerei 

der zusätzlich ht>I"''''int~m l<,,,m,,,l<'vpn 

ganzen Dilemma einer Welt 
bruch, 
Was erwartet nun die breite, nichtbäuerliche Oeffentlichkeit 
konkret von den gegenwärtigen Bemühungen und Umwäl-
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zungen, von der Neuausrichtung? Vor allem zwei Faktoren 
stehen im Vordergrund. Erstens: mehr Markt auch im Agrarbe­
reich. Zweitens: Direktzahlungen wofür? 
Ich möchte hier nicht länger ausführen, weshalb eigentlich Di­
rektzahlungen den Leuten gut erscheinen, sondern auf einen 
Artikel von Prof. Kleinewefers verweisen. Die Bevölkerung er­
wartet vom Augenblick an, wo Direktzahlungen an die Land­
wirtschaft ausbezahlt werden, dass keine sinnlose Ueberpro­
duktion mehr stattfinden soll, dass die Intensivierung mit all ih­
ren schädlichen Auswirkungen nicht mehr weitergehen soll. 
Im Gegenteil, das Stichwort lautet: Extensivierung der Land­
wirtschaftspolitik Konkret ist diese Extensivierung wie auch im 
Vorschlag des Bundesrates an Bedingungen und Auflagen 
gebunden. "Die Direktzahlungen» wie es wörtlich heisst 
«werden mit Bedingungen und Auflagen verknüpft.» Direkt­
zahlungen ohne klare ökologische Auflagen werden im inter­
nationalen Vergleich bereits mittelfristig betrachtet kaum mehr 
eine Chance haben, als tolerierte Direktzahlungen, gemäss 
Richtlinien des Gatt, anerkannt zu werden. Zudem erwartet 
eine grosse Mehrheit der Bevölkerung, dass die landwirt­
schaft weniger die Menge, dafür den Umwelt-, Natur-, land­
schafts- und Tierschutz in den Vordergrund stellt Ich zitiere 
auch hier aus dem «Business Council for Sustainable Deve­
lopment», welcher die neue Umweltpolitik definiert hat, wie sie 
auch für die Landwirtschaft gilt: "Es gibt keine Alternative zur 
ökologischen Produktion.» Als Richtlinie muss für uns gelten: 
Die Auflagen, welche gestellt werden, sind Leistungen und 
entsprechen dem, was eigentlich mit gesundem Menschen­
verstand unter normaler, sinnvoller und gesetzes konformer 
Produktion zu verstehen ist Ich möchte mich sinngemäss auf 
Ausführungen von Herrn Prof. Popp vor unserer Kommission 
stützen, nach denen die vorgeschlagenen Konkretisierungen 
im Grunde genommen dem Gesamtbild der sogenannten In­
tegrierten Produktion entsprechen. Die Auflagen garantieren 
aber trotzdem eine deutliChe Verbesserung der Umweltsitua­
tion in der landwirtschaftlich genutzten Fläche und stellen da­
mit einen wichtigen Teil der postulierten gemeinwirtschaftli­
chen Leistungen der landwirtsChaft dar, für welche die Direkt­
zahlungen gemäss Artikel 31 a ja gedacht sind. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen wenigen konkret umschriebenen 
Punkten, welche in der nächsten Zeit zu verwirklichen und an­
zustreben sein werden, zuzustimmen. Es ist mir klar, dass 
nicht alles bereits zwischen dem 31. Dezember dieses und 
dem 1. Januar des nächsten Jahres mit einem Schalter umge­
stellt werden kann. Ich bitte Sie aber, Buchstabe f als Richtlinie 
zu unterstützen und ihm zuzustimmen. 

Wanner: Mit der Annahme des Antrages Bircher Peter zu Arti­
kei 31 b Absatz 1 c haben Sie eine richtige WeichensteIlung 
vorgenommen. Nun geht es darum, festzulegen, wer in den 
Genuss der Direktzahlungen kommen soll. Primär gilt es mei­
ner Ansicht nach, den bäuerlichen Familienbetrieb zu fördern; 
ob dieser ein Haupt- oder Nebenerwerbsbetrieb sei, ist für 
mich eine zweitrangige Frage. Im Gegenteil, wir werden in ei­
ner kommenden Landwirtscnaftspolitik wahrscheinlich mehr 
Nebenerwerbsbetriebe haben, als es bereits heute schon der 
Fall ist Dazu kommt ganz einfach das Kriterium der Bodenbe­

Auch hier ist das Ziel klar: Wir sollen jene Be­
triebe fördern, die Boden bewirtschaften, damit eine sinnvolle 
volkswirtschaftliche Aufgabe erfüllen und vor allem dazu bei­
tragen, dass Natur und Umwelt Rechnung getragen wird. 
Sie wissen auch, dass in den letzten Jahrzehnten andere Be­
reiche von der Agrargesetzgebung profitieren konnten, wei­
che meiner Ansicht nach wenig mit Landwirtschaft im eigentli­
chen und im zu bevorzugenden Sinne zu tun hatten. Diesen 
Bereichen gilt es heute einen Riegel zu schieben, weil es die 
Steuerzahler kaum verstehen würden, wenn wir mit der Aus-

von Direktzahiungen Bereiche begün-
würden, die, wie erwähnt, mit 

erste 

kommen können, wenn ich nur den ersten 
bracht hätte, Betriebe, die belsp,lels,welse 
heim oder in anderen K",,,::,,,-hc>n 

lich sinnvolle und in hohem öffentliChen Interesse stehende 
Aufgabe erfüllen. Wenn diese - das ist nun der zweite Teil mei­
nes Antrages - "im übergeordneten, öffentlichen Interesse lie­
gen», können sie Direktzahlungen erhalten. Die Juristen und 
Juristinnen in diesem Saal werden mit mir einiggehen, dass 
das Kriterium «im übergeordneten, öffentlichen Interesse» 
eine hoch angelegte MesSlatte ist, um zu Direktzahlungen zu 
kommen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, meinem Antrag zu Buchstabe a 
zuzustimmen. Er ist im wesentlichen mit dem Antrag der Min­
derheit I (Hämmerte) vergleichbar, ermöglicht aber in sehr be­
grenztem Ausmass, Ausnahmen vorzusehen. 
Gleichzeitig möchte ich etwas zu meinem zweiten Antrag, zu 
Buchstabe f sagen: Nachdem Sie, wie erwähnt, richtige Wei­
chenstellungen vorgenommen haben und vor allem die Be­
deutung und die Auswirkung von Artikel 31 b massiv verstärkt 
haben, bin ich in der Lage, diesen Antrag zurückzuziehen. 

Binder: Ich spreche zu Artikel 31 a Absatz 4 Buchstabe e. Ich 
stelle Ihnen namens unserer Fraktion den Antrag, Buchsta­
be e zu streichen. Er verlangt einen hohen Bodenbedek­
kungsgrad mittels Unter- und Zwischensaaten. Auch hier han­
delt es sich um das gleiche Problem wie im vorhergehenden 
Punkt Es ist eine Forderung, die ganz klar in Artikel31b und 
nicht in Artikel 31 a gehört 
Sie müssen endlich einmal zur Kenntnis nehmen, dass wir 
Bauern als Partner mit der Natur arbeiten. Die Natur ist uns ein 
guter, ein verlässlicher Partner. Aber auch ein solcher Partner 
kann die Pläne des andern einmal durchkreuzen. Ich weiss, 
wovon ich spreche: Ich habe diese Unter- und Zwischensaa­
ten schon zu einer Zeit praktiziert, in der in diesem Saal noch 
nicht jeder wusste, worum es dabei geht Ich bin davon über­
zeugt, dass es in diesem Saal noch heute Leute gibt, welche 
nicht wissen, worum es dabei geht Sie müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass auch sogenannt konventionelle Bauern in die­
sem Saal das 8este für die Landwirtschaft wollen - und nicht 
nur die Bauern, die nebenbei Juristen oder nebenbei land­
wirte sind, oder die Pseudobauern und die 8iobauern. Es gibt 
auch Bauern, die für diesen Staat und diese Landwirtschaft 
das Beste wollen, auch wenn sie eine andere Bewirtschaf­
tungsweise haben. 
Ich habe diese Unter- und Zwischensaaten wie gesagt schon 
vor 15 Jahren praktiziert Es gibt Jahre, in denen es sehr gut 
"funktioniert», dann ist es eine absolut gute Sache. Ich erin­
nere aber an das Jahr 1976, ein trockenes Jahr; ich erinnere an 
das letzte Jahr: Als ich die Zwischensaat gesät hatte. blieb der 
Regen aus. Der Mais wuchs beispielsweise weiter. Als der Re­
gen kam, wuchs der Mais noch weiter, und die ganze Unter­
saat war hin: Die Kosten von zirka 200 Franken pro Hektare 
habe ich getragen, ohne dafür entschädigt zu werden. Ich bin 
auch heute der Meinung: Das machen die Bauern auch weiter­
hin so. Darum muss das in Artikel 31 b als freiwillige Massnah­
men aufgeführt werden. 
Ich bitte Sie, diesen Antrag zu unterstützen und Absatz 4 
Buchstabe e zu streichen. Sie können ihn von mir aus getrost 
in Artikel 31 b übernehmen. Wir Bauern kennen das Problem: 
wir werden entsprechend handeln, wenn es vernünftig ist, ob 
das nun im Gesetz steht oder nicht 

M. Perey: 1I est clair que le groupe que je represente n'a pas 
pu discuter les propositions presentees apres coup. Par con­
sequent, I'avis que j'exprimerai est personnel. Nous allons vo­
ter !ettre apres lettre. 
S'agissant de la lettre a, nous pouvons naus rallier a la propo­
sition de M. Wanner. 11 a explique le pourquoi, etje pense que 
nous pouvons y souscrire. Les lettres b et c ne sant pas remi­
ses en question. En revanche, les lettres d et e, selon la 
minorite 11, devraient ätre biffees. 11 est clair que ce qui figure 
sous ces deux lettres n'a rjen a voir dans cet article. Ceux 
veulent devraient les 

pas leur 
La lettre est celle ete le discutee 

done donner graupe. Elle est assez effarante et 
vous propose, au nam du graupe rad/cal, de la refuser. En 
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effet, au moment ou I'on parle de dEm3gulation, on veut tout re­
gler dans cette Ioi. Cette lettre fest presque une injure aux pay­
sans. La loi veut s'occuper de tout et leur dire ce qu'ils doivent 
faire. On veut pratiquement mettre le paysan sous tutelle. 11 de­
vra respecter la rotation que la loi lui imposera On lui indi­
quera pour chaque culture ce qu'iI devra faire. On enlevera 
donc toute responsabilite au paysan. Ce qu'iI aura appris du­
rant son stage a I' ecole d' agriculture ou au cours de son expe­
rlence devra disparaltre, et c'est la loi qui lui indiquera ce qu'il 
devra faire. ce qu'II devra semer. Voyez-vous, quand j'entends 
les theories de tous ces docteurs en ecologie que nous avons 
parmi nous, cela me fait penser a un vieux dicton. «Ceiui qui 
sait, iI fait Celui qui ne salt pas, I1 explique aux autres», C' est un 
peu ou nous en sommes actuellement 
Au nom du groupe radical, je vous demande de rejeter la 
lettre f, de soutenir les lettres a (version Wanner), b et c, et de 
biffer les lettres d et e. 

Schmid Peter: Gestatten Sie mir ein pointiertes Plädoyer zu 
der hier zur Diskussion stehenden Frage der bodenunabhän­
gigen Betriebe, 
Erde, Wasser, Luft: Drei von vier Elementen nach altgriechi­
schem Verständnis wird arg zugesetzt Nachdem man uns in 
der Schweiz zum Glück nur mit einem Teilerfolg an Flüsse 
ohne Wasser gewöhnen wollte, hausiert man nun mit der 
Landwirtschaft ohne Boden. Und die Vertreter der Auto-Partei 
sind überzeugt, dass sie es schaffen, ohne Luft zu atmen. 
Wozu denn noch Natur? Man kann sie sich über das Fernse­
hen ins Haus liefern lassen; die Mattscheibe genügt! Ich 
möchte das absichtlich überspitzt zeichnen, um aufzuzeigen, 
welchen Absurditäten wir frönen und sie erst noch für mensch­
lichen Fortschritt ausgeben. 
Das neueste Kind unseres zergliedernden Denkens sind die 
Hors-sol-Kulturen, die allerdings mit Kultiviertheit nicht allzu­
viel zu tun haben. Sie finden allmählich sChleichend Eingang 
in die Landwirtschaft. Offene Unterstützung haben sie zwar 
noch nicht; nach Auffassung der Kommissionsmehrheit wird 
den bodenabhängigen Landwirtschaftsbetrieben der Vorzug 
gegeben, womöglich mit einer Extraprämie. Aber die Betriebe 
mit der präparierten Nährflüssigkeit gehen nicht zwingend leer 
aus. Sie werden im Rahmen der ordentlichen Unterstützun­
gen wohl nicht vergessen. 
Wenn man schon Schneekanonen subventioniert, warum 
nicht auch Flaschengemüse? Ich frage mich nur: Wer schaut 
noch zum Boden, wenn die landwirtschaftliche Produktion ei­
nen Meter darüber stattfindet? Sind dann noch Subventionen 
für notwendig gewordene Bodenpfleger auszurichten, nur 
weil die Landwirtschaft nichts mehr mit ihm anfangen kann? 
Aber wer weiss, vielleicht werden dann wieder Flächen frei, die 
man anderen Zwecken zuführen kann. Ein Grund mehr, ge­
gen das bäuerliche Bodenrecht das Referendum zu ergreifen! 
In Anbetracht der hohen Bodenpreise kann man dann ohne 
Boden nicht nur leben, sondern sogar noch gut leben. Das 
geht doch nicht so! 
Ich bitte Sie, alle Anträge zu unterstützen, in denen die Direkt­
zahlungen an naturnahe und umweltfreundliche Produktio­
nen geknüpft werden. Eine Bedingung ist die bodenbewirt­
schattende Produktion. Auf sie sollen die be­
schränkt bleiben, Die Hors-sol-Kulturen, eine Ausgeburt unse­
rer ohnehin vom Boden der Realität abgehobenen Lebens­
mentalität, verdienen nicht staatliche Beihilfe. Hors-sol ist nicht 
nur eine bOdenlose Anbaumethode, es ist auch eine boden­
lose Unverfrorenheit Dafür lassen sich keine sogenannt höhe­
ren Interessen geltend machen. 
Ich bitte Sie daher im Namen der grünen Fraktion, den Minder­
heitsantrag I (Hämmerle) zu unterstützen. 

Strahm Rudolf: Ich möchte zunächst speziell zu den Buchsta-
ben d und e etwas und dann noch die Position der SP-

allen aufzählen. 

heit stand hinter beiden 
Wir sind schon erstaunt, Herr Binder diese 

Herr Binder entpuppt sich hier mehr und mehr 

als Hardliner der Traditionalisten der konventionellen land­
wirtschaft. 
Bundesrat Delamuraz hat in seinem ersten ausführlichen Vo­
tum zu Artikel31a wörtlich gesagt: «Ce n'est pas un article 

. neutre, .... il va deja dans le sens de la nouvelle politique agri­
cole.» Wenn Sie jetzt die Buchstaben d und e wieder heraus­
nehmen, sehe ich nicht mehr, welches die neue Richtung in 
Artikel 31 a sein soll. 
Die Ausgleichsflächen laut Buchstabe d wurden während der 
Kommissionsberatungen vom Bundesrat als Gegenantrag 
zum Minderheitsantrag 111 (Maucn Rolf) angeboten und dann 
in der Kommission mit grossem Mehr angenommen. 
Die ökologischen Ausgleichsflächen gehören nicht nur zum 
Artikel 31 b, sOl1dern auch zum Artikel 31 a Ich kann auch sa­
gen weshalb: Es sind nicht ökologische Gründe; die Grünbra­
che ist nicht eigentlich eine ökologische Aktion, sondern sie 
dient der Herausnahme von Produktionspotential, d. h. der 
Senkung der Ueberschüsse, vor allem beim Getreide. Deswe­
gen muss das flächendeckend möglich sein und nicht nur im 
Bereich der biologischen Landwirtschaft, 
Ich komme zum BUChstaben e. Das ist ein ganz spezielles An­
liegen; denn es geht um die Bodenbedeckung. Es geht kon­
kret darum, dass der Bund die Mehrarbeit für Untersaaten und 
Zwischensaaten entschädigt, zum Beispiel beim Mais oder bei 
andern Halbbrachen, Das ist auch nicht einfach ein ökologi­
sches Postulat. Es dient nicht dem Naturschutz, sondern es 
dient einzig der Nitratverminderung im Grundwasser. 
Sie wissen: Sehr, sehr viele Gemeinden im Mittelland, vom Bo­
densee bis zum Genfersee vor allem in den Kantonen der 
Ostschweiz, in Schaffhausen, in Zürich, im Aargau und im 
Kanton Bern -, kämpfen gegen das Nitrat Wir schätzen, dass 
die öffentliche Hand, die Gemeinden und Gemeindever­
bände, die Wasserverbände Jahr für Jahr 100 Millionen Fran­
ken investieren, um neue Quellen zu erschliessen und das Ni­
tratwasser zu ersetzen, und das sind Folgekosten der Land­
wirtschaft 
Mit den Maisuntersaaten - das ist eine Möglichkeit, nicht die 
einzige - oder überhaupt mit Unter- und Zwischensaaten kann 
man Nitratbinder anpflanzen, die das Nitrat vor allem auch zwi­
schen den Vegetationsperioden binden, Wir möchten ja nicht, 
dass wir im schweizerischen Mittelland nur noch vom Mineral­
wasser leben müssen, weil wir zuviel Nitrat aus der Landwirt­
schaft im Trinkwasser haben. 
Herr Binder sagt, das sei gut und recht, gehöre aber zu Arti­
kel 31 b. Diese Bestimmung gehört jedoch in den Artikel 31 a, 
weil das eine Massnahme sein muss, die flächendeckend an­
gewandt wird und nicht nur durch die Biobauern. Herr Binder, 
alle müssen es machen. Sie haben selber gesagt, dass Sie 
diese Saaten auch machen. Weshalb soll man die Mehrarbeit 
dafür nicht entschädigen? 
Ich bitte Sie dringend, die Kommissionsmehrheit bei Buchsta­
be e zu unterstützen und diese Bodenbedeckung jetzt flä­
chendeckend einzuführen, Wenn wir das nichttun, bezahlt der 
Staat trotzdem, dann bezahlen es die Gemeindeverbände und 
die Wasserkorporationen. 
Ich fasse zusammen: Die SP-Fraktion ist bei Buchstabe a für 
die Minderheit I (Hämmerle), Die Buchstaben bund c sind un­
bestritten. Bei den Buchstaben d und e unterstützen wir 
Kommissionsmehrheit Beim Buchstaben f unterstützen wir 
den Minderheitsantrag 111 (Mauch Ralf). Wir können aber auch 
mit dem Antrag von Herrn Wanner leben. Beide Anträge zum 
Buchstaben f haben etwas für sich. 

Jaeger: Bei diesem Absatz 4 geht es um eine wichtige Bestim­
mung. Ich kenne die Argumente, Sie haben sie auch heute 
wieder gehört Auch in der Kommission ist darauf hingewiesen 
worden, dass die Direktzahlungen unter Artikel 31 a möglichst 
wenig zu belegen seien. Wir sind aber der Auffas-

zwar der dass 

Sie kennen wahrscheinlich sie nicht besonders 
viele von Ihnen -die ven Herrn Kleinewefers, 
der auf diese Probleme hingewiesen hat Vielleicht hat er das 
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in einem Ton geschrieben, der viele etwas vor den Kopf ge­
stossen hat, aber auf der andem Seite hat er doch einige Wahr­
heiten gesagt, die hier zu bedenken sind. Es ist deshalb von 
ausserordentlicher Wichtigkeit, dass wir bei der traditionellen 
Produktion gewisse Auflagen machen, die dann für die Bei­
träge unter Artikel 31 a und nicht nur unter Artikel 31 b die Legi­
timation bringen. Dort geht es dann um etwas Neues, nämlich 
um die ökologischen Mehrleistungen. 
Hier, wie gesagt, geht es aber nicht nur um Oekologie, son­
dern es geht auch um ökonomische Zusammenhänge. Herr 
Strahm Rudolf hat darauf hingewiesen, und ich möchte noch­
mals versuchen, das zu explizieren, was er gesagt hat 
Wir müssen darauf hinarbeiten, dass die ökologischen Folge­
kosten der Landwirtschaft möglichst abgebaut werden kön­
nen; denn die ökologischen Folgekosten müssen wir bezah­
len. Wenn wir beispielsweise keine Zwischen- und Untersaa­
ten bei der Maisbepflanzung haben, dann ist es auf ganz na­
türliche Weise möglich, dass die Nitrate ins Grundwasser ge­
langen. Und dann müssen hier entweder elektrolytische Reini­
gungsmethoden gefunden werden, es müssen entspre­
chende Investitionen gemacht werden, oder es müssen Aus­
weichquellen gesucht werden. Das kann zu recht hohen Fol­
gekosten führen, die dann der Staat aus den allgemeinen Mit­
teln bezahlen muss. Das wollen wir nicht; das wollen wir ab­
bauen. Somit können wir auch sehr viele Ausgaben im Um­
weltschutz sparen, wenn wir hier präventiv wirksam sind. 
Deshalb der Buchstabe e. 
Im weiteren haben auch die ökologischen Ausgleichsflächen 
eine ökonomische Bedeutung, denn Sie nehmen Produk­
tionsfläche heraus. Und das ist wichtig, damit wir allmählich zu 
einer Reduktion der Mengenüberschüsse kommen. Ich 
glaube, das ist ein Gebot der Stunde, deshalb auch dieser 
Buchstabe d von Artikel 31 a Absatz 4. 
Auch die ausgeglichene Düngebilanz ist ebenfalls ein sehr 
wichtiges Anliegen. Ich möchte mich dem anschliessen, was 
andere gesagt haben. Ich könnte mich durchaus auch mit 
dem Vorschlag von Herrn Wanner einverstanden erklären. Ich 
finde, das wäre ein sinnvoller Kompromiss. Es ist ein pragmati­
scher Versuch. Aber wie gesagt, persönlich hätte ich lieber 
den Minderheitsantrag 111 (Mauch Rolf) , das muss ich ganz 
offen gestehen. Aber wenn es nicht anders möglich ist: Wenn 
der Antrag Wanner durchkommt, können wir damit auch 
leben. 
Zu Artikel31a möchte ich im Namen unserer Fraktion insge­
samt beliebt machen: die Buchstaben d und e von Absatz 4 im 
Sinne der Mehrheit, den Antrag der Minderheit 111 zum Buch­
staben f und allenfalls, wenn Sie dem nicht zustimmen kön­
nen, den Antrag Wanner zum Buchstaben 1. 
Ich bitte Sie, in diesem Sinne zu beschliessen. 

Hess Otto: Ich spreche zu Absatz 4 Buchstabe a Ich bitte Sie, 
den Antrag Wanner zu unterstützen. Es ist richtig, dass der 
Kreis der Bezüger von Direktzahlungen grundsätzlich auf bo­
den bewirtschaftende bäuerliche Betriebe beschränkt wird. 
Dieser Grundsatz scheint mir abSOlut richtig; denn nur diese 
Betriebe erfüllen die im Leistungsauftrag enthaltenen Ele­
mente, die Multifunktionalität In dieser Formulierung sind 
aber die Nebenerwerbsbetriebe Ich sehe 
deshalb überhaupt keine Veranlassung, eine Formulierung 
festzuschreiben, die von «bäuerlichen Haupt- und Nebener­
werbsbetrieben" spricht. Eine solche Umschreibung schafft 
höchstens Verwirrung. Ich bitte Sie, den Antrag der Minder­
heit I (Hämmerle) abzulehnen. 
Die Umschreibung «bäuerlicher Betriebe» ist in der Landwirt­
schaftspolitik zu einem eigentlichen Begriff geworden. Ich 
meine, dass es richtig und auch sinnvoll ist, wenn dieser Be-

auch in diesem Artikel 31 a Eingang findet 
Antrag Wanner lässt zudem die Möglichkeit offen, Betrie-

ben Ausnahmefällen Direktzahlungen zu sofern 

Minderheit I vorschlagen, Betriebe ausgeschlossen werden, 
obwohl sie Aufgaben erfüllen, die absolut im öffentliChen Inter­
esse liegen. 
Aus diesen Ueberlegungen bitte ich Sie, den Antrag Wanner 
zu Buchstabe a unterstützen. 

Schwab: Ich spreche zu Absatz 4, und zwar zum Antrag der 
Minderheit 111 und zum Antrag Wanner zu Buchstabe f. 
Düngebilanz, Fruchtfolge, Haitungsformen der Nutztiere im 
Antrag der Minderheit 111: Ich möchte Sie bitten, dies abzuleh­
nen. Wir haben schon eine dichte Regelung. Wir haben über 
das Gewässerschutzgesetz in Sachen Düngerangelegenheit 
eine Regelung, die zu kontrollieren schon weit genug geht 
Nach dem Gewässerschutzgesetz ist jeder Bauer verantwort­
lich dafür, der die Gewässer verschmutzt. Er ist verantwortlich 
dafür, wenn seine Erde abgeschwemmt wird. In Sachen Tier­
haltervorschriften sind wir glaube ich - Weltmeister. Wir be­
finden uns bereits heute gegenüber den ausländischen Bau­
ern sehr stark im Nachteil. Dieses Gesetz ist da und dort noch 
immer nicht vollzogen und hat uns schon einige Mühe ge­
macht. Wir wollen ja eine gesunde Tierhaltung; wir woUen die­
sem Gesetz folgen. Weitere Gesetze haben wir nicht nötig. 
Die Konkurrenzfähigkeit unserer Landwirtschaft wird einge­
schränkt, was heissen würde, dass vermehrte Direktzahlun­
gen ausgerichtet werden sollten. Das Problem liegt darin, 
diese Direktzahlungen in grösserem Ausmass zu bekommen. 
Nun könnte man meinen, die Bauern hätten nichts verstanden 
im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung, mit dem Einsatz 
von Hilfsstoffen. Gehen Sie in die landwirtschaftlichen Schulen 
und schauen Sie, was dort heute gelehrt wird. Wir müssen ver­
suchen, mit dem Fachwissen und Können, das wir seinerzeit 
über die Schule mitbekommen haben, der jungen Generation 
Platz zu machen, die heute ausgebildet wird. 
Letzten Freitag und Samstag war «Tag der offenen Tür" einer 
landwirtschaftlichen Schule im Seeland, inmitten eines Gebie­
tes, wo der Gemüsebau, der intensive Ackerbau zu Hause 
sind. Schade, dass verschiedene Exponenten aus grünen 
Kreisen dort nicht anwesend waren. Ich weiss nicht, ob es aus 
Zeitmangel war oder ob sie die Wahrheit, die heute an den 
landwirtschaftlichen Schulen gelehrt wird, nicht mitbekom­
men wollten. Die Türen sind offen, gehen Sie hin. 
Noch ein letzter Punkt: Wenn wir die Düngebilanz und die 
Fruchtfolgeregelung im Gesetz verankern wollen, braucht es 
einen Kontrollapparat Wir sollten nur in den Gesetzen festhal­
ten, was kontrolliert werden kann. Hier wäre es kaum möglich, 
die Kontrolle in dem Masse durchzuführen, wie es erforderlich 
wäre. Wenn man das wollte, dann brauchte es einen Kontroll­
apparat, und dann müsste sich jeder Bauer fragen, wer denn 
eigentlich die Subventionen zugute habe, ob es die KontiGl­
leute seien, die tagtäglich, jahrein, jahraus auf dem Betrieb 
herumgehen, oder der Bauer, der die Arbeit ausführt 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit 111 sowie den Antrag 
Wanner zu Artikel 31 a Absatz 4 Buchstabe f abzulehnen. 

David: Die CVP-Fraktion hat sich für die Mehrheitsversion des 
Absatzes 4 ausgesprochen. 
Zu den Minderheits- und Einzelanträgen kann ich folgendes 
bemerken: 
Buchstabe a: Hier schlägt Ihnen die Mehrheit vor, wie in der 
Ständeratsversion den Begriff «bäuerlicher Familienbetrieb" 
zu verwenden. Herr Wanner spricht in seinem Antrag nur vom 
«bäuerlichen Betrieb". Ich nehme aber an, dass er damit das­
selbe meint Uns ist dieser Begriff jedenfalls wichtig. 
Des weiteren will Herr Wanner dann eine Ausnahme machen 
und für nichtbäuerliche Betriebe dann die Direktzahlungen öff­
nen. wenn ein übergeordnetes, öffentliches Interesse besteht 
Wenn man dem zustimmen will, dann sicher nur in einer ganz 
restriktiven Auslegung. Nach meiner Auffassung könnte das 

dort in Betracht gezogen werden, wo ein Betrieb nicht ei-
Bauern einer kann. 

vorzunehmen, sehe ich 
öffentliche Interesse sehen ist Wenn in 

diesem Sinne restriktiv wird. könnte man dem An-
trag Wanner zustimmen. 
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Nach dem Antrag der Minderheit 11 (Binder) soll Buchstabe d 
(neu) und nach dem Einzelantrag Binder Buchstabe e (neu) 
gestrichen werden: Sie haben in Artikel 31 a Absatz 1 festge­
legt, dass durch die Direktzahlungen gemeinwirtschafttiche 
Leistungen also Aufgaben, deren Erfüllung von den Bauern 
verlangt wird abgegolten werden. Das heisst, es muss ir­
gendwo gesagt sein, was der Inhalt dieser Leistungen ist Die 
Mehrheit der Kommission ist der Meinung, das müsse mit den 
Buchstaben d und e zum Ausdruck gebracht werden. Wenn 
Sie nämlich die Buchstaben abis c ansehen, finden Sie wenig 
Konkretes über gemeinwirtschaftliehe Aufgaben und Leistun­
gen, währenddem die Buchstaben d und e das wirkliCh kon­
kretisieren, einzelne Leistungen eindeutig benennen. Ich bin 
der Meinung, dass es notwendig ist, in Absatz 4 diese zu erfül­
lenden Aufgaben und Leistungen zu bezeichnen. 
Die Minderheit !II (Mau eh Rolf) will weiter gehen. Sie will die 
Düngebilanz und die Fruchtfolge einschliessen. Ihr Antrag 
deckt sich damit im wesentlichen mit dem Antrag Wanner zu 
Buchstabe f. Ausserdem enthält der Antrag der Minderheit 111 
noch die Regelung bezüglich der Bodenbedeckung und der 
tiergerechten Haltung. Dazu muss ich sagen: DJese zwei 
Punkte sind bereits in den Buchstaben bund e enthalten. In­
sofern ist der Antrag der Minderheit 111 gleich zu gewichten wie 
der Antrag Wanner, der noch die Düngebilanz mit einer zeitli­
chen Verschiebungsphase und die Fruchtfolge einführt 
Der Antrag Wanner lag in unserer Fraktion und in der Kommis­
sion nicht vor. Ich persönlich könnte diesem Antrag zustim­
men, gehe aber in diesem Punkt mit Herrn Binder davon aus, 
dass die Gewässerschutzregelung heute von der landwirt­
schaft eine ausgeglichene Düngebilanz verlangt und dass das 
mit dem Gewässerschutzgesetz festgeschrieben ist. So gese­
hen bedeutet der Antrag Wanner eine nochmalige Klarstel­
lung. 
In diesem Sinne ersuche ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen 
und beim Buchstaben a allenfalls dem Antrag Wanner zu fol­
gen. Persönlich würde ich dem Buchstaben f gemäss Antrag 
Wanner auch zustimmen. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La seance est levee a 13 h 00 

N 17 1992 
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Dreizehnte Sitzung - Treizieme seance 

Mittwoch, 17. Juni 1992, Nachmittag 
Mercredi 17 juin 1992, apres-midi 

15.00h 

Vorsitz - Presidence: Herr Nebiker 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
Lei sur I'agriculture. 
Modification (1ere partie) 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 1043 hiervor - Voir page 1043 ci-devant 

Art. 31aAbs. 4 (Fortsetzung) -Art. 31a aJ. 4 (suite) 

Binder: Ich spreche als Fraktionssprecher zu den Buchsta­
ben d unde. 
Es wurde heute vielfach vom Nitratproblem gesprochen. Vor 
allem Herr Strahm Rudolf hat das Nitratproblem in der 
Schweiz fast als ein flächendeckendes dargestellt Ich möchte 
dem nicht beipflichten. Es sind vielfach regionale Probleme, 
die - meine ich regional zu lösen sind, die auch gelöst wer­
den können. Ich selber bin als Stadtrat unserer Gemeinde 
Werkvorstand und habe in dieser Beziehung mit der Qualität 
des Wassers sehr viel zu tun. 
Ich muss Ihnen sagen: Wenn im Verlaufe von ein, zwei oder 
drei Jahren nur eine Probe den Wert von 40 mg/l überschrei­
tet, haben wir einen politischen Vorstoss im Haus. Das Nitrat 
an und für sich ist ja noch nicht schädlich, sondern erst dann, 
wenn es sich in Nitrit umwandelt 
Zudem ist es so, dass es auch andere Massnahmen gibt als 
nur die technischen, es gibt auch das Gespräch und das ge­
genseitige Verständnis zwischen den Vertretern von Wasser­
werken und landwirtschaft In unserer Gemeinde hat das sehr 
gut funktioniert Wir haben seit anderthalb Jahren an dieser 
Quelle keine Probe mehr mit über 30 oder 35 mg/I. 
Herr Strahm, wir müssen in unserer Schweiz noch lange nicht 
Mineralwasser anstelle von gesundem Wasser trinken. Zudem 
haben wir ich habe das heute morgen schon gesagt - über 

abgestimmt: Im Rahmen die­
ses Gesetzes kann auch diese Sache in Angriff genommen 
werden. 
Zu den Fruchtfolgeflächen möchte ich sagen, dass dies ein 
Punkt ist, der vielen Bauern sehr grosse Mühe bereiten wird. 
Es wird ja immerhin eine viergliedrige Fruchtfolge gefordert 
Ich denke, viele von Ihnen wissen nicht, was das ist Das 
heisst, dass vier verschiedene Kulturen angebaut werden 
müssen. Jetzt haben wir aber in verschiedenen Kulturen auch 
Kontingentierungen. Der Landwirt kann also nicht auf eine an­
dere Kultur ausweichen. Zudem würde das die eine Kultur we­

entlasten, die andere dafür um so mehr belasten. 

49-N 

Zum letzten möchte ich Herrn Schwab unterstützen: Unsere 
Ausbildung, die Berufsbildung unserer jungen Landwirte, ist 
genau auf diese Thematik ausgerichtet Herr Strahm, ich 
würde Ihnen empfehlen, in Ihren Büchergestellen die Bücher 
auszuwechseln. 

PräSident: Der Antrag Wannerzu BUChstabe f (neu) wurde zu­
rückgezogen. Herr Schmid Peter nimmt ihn wieder auf. 

Schmid Peter: Ich glaube, wir sind im Laufe der Behandlun­
gen nicht schlecht gefahren, indem wir Anträge mit einer ge­
wissen Abstufung einander gegenübergestellt haben. Ich 
möchte darum diesen Antrag von Kollege Wanner wiederauf­
nehmen. Es scheint mir, gewisse Fraktionssprecher haben 
nicht gemerkt, dass es ihn nicht mehr gibt Aber es sol! ihn jetzt 
wieder geben. Ich stehe also für diesen Antrag ein 
Es scheint mir wichtig, dass wir zwischen dem Minderheitsan­
trag 111 (Mauch Rolf) und den Anträgen Binder sowie Minder­
heit !I (Binder) noch eine Zwischenlösung haben, dann könn­
ten wir hier einen Kompromiss finden. 

Kühne, Berichterstatter: Die Mehrheit der Kommission geht 
bei den Buchstaben a, bund c mit dem Ständerat einig. Bei 
Buchstabe a haben wir die Minderheit I (Hämmerle), die mit 1 0 
zu 13 Stimmen zustande gekommen ist Diese Minderheit will 
den Kreis der Bezüger auf bOdenbewirtschaftende bäuerliche 
Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe beschränken. Diese For­
mulierung ist zum Teil eine Verdeutlichung, zum Teil ist es aber 
auch nur doppelt genäht, so namentlich die Erwähnung 
«Haupt- und NebenerwerbSbetriebe". Das ist nach den Be­
schlüssen bei Absatz 1 schon entsprechend festgehalten und 
eigentlich klar. 
Neu dazugekommen ist der Antrag Wanner zum Buchsta­
ben a, der ebenfalls die boden bewirtschaftenden bäuerlichen 
Betriebe zum Inhalt hat und den Kreis der Bezüger darauf be­
schränkt Das ist also materiell dasselbe. Er hat einfach die zu­
sätzliche Erwähnung der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
weggelassen. 
Nun hat HerrWanner noch Ausnahmen im Falle eines überge­
ordneten, öffentlichen Interesses vorgeschlagen. Herr David 
hat angetönt, dass das bei restriktiver Anwendung dieser Aus­
nahmen ein gangbarer Weg wäre. Es geht hier beispielsweise 
um das Jugendheim mit sozialem Charakter, das die landwirt­
schaft gewissermassen als Therapie braucht Persönlich 
scheint mir, dass dieser Antrag Wanner zum Buchstaben a ein 
durchaus gangbarer Weg wäre, eigentlich besser als der Weg 
der Mehrheit und der Minderheit I (Hämmerle). 
Bei Buchstabe d haben wir in der Kommission einen «Antrag 
Delamuraz», einen bundesrätlichen Antrag also, erhalten und 
haben diesen mit 17 zu 3 Stimmen übernommen. Es ist darin 
enthalten, dass ausreichend ökologische Ausgleichsflächen 
zu sichern sind. Bei der Interpretation, ob diese Ausgleichsflä­
chen pro Betrieb ais Voraussetzung zu gelten haben oder ob 
das regional zu sehen sei - allenfalls lokal in dem Sinne, dass 
zusammenhängende Gebiete ökologisch auch wertvoller 
sind -, erhielten wir die Antwort: Diese Ausgleichsflächen müs-
sen je Betrieb und Region betrachtet werden. Im Prinzip 
sollte sich jeder daran beteiligen. Falls in einem Gebiet 
genügend grosse Flächen zur Verfügung stehen, sind flexible 
Lösungen möglich. 
Diese Auslegung ging einer Minderheit etwas zu wenig weit 
und war zu wenig klar. Deshalb der Antrag der Minderheit 11 
(Binder), den Buchstaben d zu streichen. 
Buchstabe e ist mit 10 zu 9 Stimmen aufgenommen worden. 
Buchstabe f ist mit 10 zu 12 Stimmen abgelehnt worden. Es 
geht beim Antrag der Minderheit 111 (Mauch Rolf) darum, dass 
eine ausgeglichene Düngebilanz vorhanden sein muss. Das 
ist eine Anforderung, die wir mittlerweile mit dem Gewässer­

lut~geise'tz schon festgelegt haben. 
die Wahl einer f1P"pf1,,,ltp 

-, mit den entsprechenden Problemen 
flere Betriebe, wie sie Herr Binder (!p,,,,.,tliirlprt 

Zusätzlich Ist im 111 
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über dem Antrag Schmid Peter noch die geeignete Haltungs­
form für Nutztiere enthalten. In diesem Sinne ist also dieser An­
trag ein I<:ompromissantrag. 
Ich empfehle Ihnen, der Kommissionsmehrheit zu folgen. 

M. Couchepin, rapporteur: A I'article 31a, alinea 4, iI Y a une 
premiere proposition de minorite (minorite I) sous la lettre a 
faite par M. Hämmerle. Apremiere leeture, on se pose des 
questions et on ne comprend pas tres bien sa signification. En 
effet, lorsqu'on dit qu'«iI faut limiter le cercle des beneficiaires 
aux exploitations paysannes de type familial cultivant le sol cl ti­
tre principal ou accessoire», on se demande quelles sont 
celles qui ne pourront pas beneficier des paiements direets. 
Apres avoir interroge M. Hämmerle, j'ai appris qu'il voulait evi­
ter que les paiements directs ne soient octroyes ci des entrepri­
ses quasiment industrielles qui produiraient du porc ou des 
vOlailles, par exemple, en n'ayant pas du tout de terrain. Je 
crois que la reponse cl cette preoccupation legitime a ete don­
nee dans les votes precedents ou I'on fixait comme regle que 
les prestations au titre de paiemants directs soient oetroyees 
en fonction de la surface et de I'exploitation, c'est cumulatif. Si 
le Conseil federal confirme qu'iI n'y aura pas de paiaments di­
reets pour des exploitations de type industriel, sans terrains, 
on peut renoncer a la proposition Hämmer/e et la refuser tout 
simplement, car le fait de I'ajouter provoquerait peut-etre plus 
de confusion qu' elle n' amenerait de clarte, dans la mesure ou 
I'interpretation de la position offidelfe est evidente. 
M. Wanner fait une proposition complementaire a I'alinea 4, 
lettre a, qui ne me semble pas non plus apporter davantage de 
elarte, mais plutot creer une difficulte en introduisant un terme 
encore a detinir en fonct/on d'une jur/sprudence. En effet, 
dans ce domaine, qu'est-ce que I'interet public et super/eur, 
pour accorder malgre tout des paiements indireets a des gens 
qui ne sont pas des exploitants paysans cultivant le sol? La 
proposition de M. Wanner n'apporte rien, sinon I'occasion 
d'une jurisprudence pour les tribunaux ou I'autorite qui serait 
chargee de juger en fonetion de recours. C'est pourquoi nous 
vous recommandons de vous en tenir str/ctement a la proposi-· 
tion de la majorite en ce qui concerne la lettre a 
11 y a ensuite, a la lettre d, une proposition de minorite 11, Bin­
der, Gobet, Gros Jean-Michel - qu'on retrouve periodique­
ment - Kühne, Nebiker, Perey, Schwab, Theubet La, c'est ce 
que je serais tente d'appeler !'"ecole Gros», c'est-a-dire que 
I'on demande des paiements directs purs, sans trop d'adjonc­
tions, en tout cas a I'artiele 31 a On voudrait supprimer la pos­
sibilite d'utiliser ces paiements directs pour assurer des surfa­
ces appropriees de compensation ecologique. C'est une doc­
trine qUi, comme toute doetrine, doit avoir quelques excep­
tions. Le Conseil federal lui-meme avait propose d'introduire 
cette lettre d: "assurer les surfaces appropriees de compensa­
bon ecologique»; je ne pense des lors pas que ron coure le ris­
que de corrompre la notion essentielle de paiement direct se­
Ion rartiele 31 a, et c'est la raison pour laquelle iI taut a mon 
avis admettre la formulation de la majorite de la commission. 
A la lettre f, nous avons la proposition de minorite 111 (Mauch 
Rolf) et celle .de M. Schmid Peter, qui va dans le meme sens 
mais un peu moins loin. Laaussi, il fautles refuser, pourlasim-

raison tout ce la releve de la problematique de 
31 b. s'agit d'une qui releve plus des nou-

vel!es methodes de culture et de I'evolution qualitative qu'on 
souhaite avoir que du systeme de paiement qu'on veut def/nir 
a I'art/cle 31 a C'est pourquoi on peut dire que les preoccupa­
tions de MM. Mauch Rolf et Schmid Peter sont egalement les 
notres, mais elles sont camprises dans les definitions de 
I'art/ele 31 b. lei, elles sont un corps etranger qui releve plus de 
Ja bonne volonte et du souhait de faire quelques precisions de 
detail, que du systeme que I'on a choisi au depart Nous vous 
invitans donc cl. ne pas accepter cette proposition, non pas 

soit condamnable mais parce releve 

Im übrigen entspricht der Antrag Wanner dem Minderheitsan­
trag I zum Buchstaben a 
Ich ziehe deshalb diesen Minderheitsantrag zurück und bitte 
Sie, den Antrag Wanner zum Buchstaben a zu unterstützen. 
Dieser Zusatz ist alles andere als unnötig. 

M. Couchepin, rapporteur: J'aimerais quand meme deman­
der a M. Hämmerle de nous qire, non pas dans un sens negatif 
mais dans un sens positif. pour quels cas il veut introduire 
cette proposition. Si c'est pour les "Kinderheime" ou les "Wai­
senheime", c'est inutile. 

Hämmerle, Sprecher der Minderheit I: Herr Couchepin. ich 
möchte wiederholen: Dieser Zusatz ist aus zwei Gründen sehr 
nötig: Erstens ist klargestellt, dass die bodenabhängige Pro­
duktion für die Direktzahlungen eine unerlässliche Bedingung 
ist, was nirgendwo anders steht; zweitens steht in diesem An­
trag, dass bäuerliche Betriebe von diesen Direktzahlungen be­
troffen sind, was in dieser Form sonst auch nirgends anders 
steht 

qua, an de cala, ne reste aucun 
eCIJIOQlCIUe a j' article 31 a Je que le contenu et 

la reference de cet article allusion a un etat de 
legisiation existant et que c'est deja, en matiere ecologique, 
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probablement le plus exigeant d'Europe. Nous payons le prix 
de ces exigences legitimes, ci savoir des prix agricoles plus 
chers que ceux des autres pays, n' ajoutons pas encore, peu cl 
peu, des demarches nouvelles. G' est agalement dans ce sens 
que va M. Mauch Rolf: Meine Kenntnisse der Deutschschwei­
zer Literatur sind gering. Bis jetzt hatte ich nur etwas vom "Grü­
nen Heinrich» gehört. Es gibt ab heute auch einen «Rolf, der 
Grüne". so wie ich verstanden habe; und ich finde es ziemlich 
gefährlich. Ihnen in eine solche Richtung zu folgen, Herr Natio­
nalrat 
En effet, assurer un bilan de fumures equilibre. le choix d'une 
rotation des cultures bien ragle. un degre eleve de couverture 
du soi et des formes de detention appropriees aux animaux de 
rente, tout cela est bel et bon. Je sens que non seulement des 
producteurs, qui sero nt les beneficiaires de I'art/cle 31 b, com­
mencent cl suivre ces methodes, mais qU'jls fes imposent car­
rement, d'entree de cause, dans I'article 31a G'est veritable­
ment anticiper d'une maniere exageree sur le rythme de la 
transformation que nous devons conduire ensemble pour no­
tre agriculture. 
G'est pourquoi je propose que I'on n'adhere pas ä cette solu­
tion. La proposition de M. Wanner. qu'il a retfree, etait plus 
equiiibree, elle est reprise par M. Schmid Peter, je ne sais pas 
si vous I'adopterez, mais personnellement I1 me semble que 
dans le doute I1 faut s' abstenir et que la formulation de la majo­
rite de la commission, sans la lettre f, est la meilleure. 
G'est dans ce sens que je vous invite ci voter si vous ne voulez 
pas surcharger le bateau au point de le conduire au naufrage. 

Präsident: Ein Wort zur Tenue-Erleichterung: Wenn Tenue­
Erleichterungen gestattet werden sollen, muss man dies nach 
geltendem Reglement beantragen. Ich kann jedoch Kollegen, 
die keinen Kittel bei sich haben, nicht zwingen, einen anzuzie­
hen. (Heiterkeit) 

Einleitung -Introduction 
Angenommen - Adopte 

Bst. a-Let. a 

Präsident: Herr Hämmerle hat den Antrag der Minderheit I zu­
rückgezogen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Wanner 
Für den Antrag der Mehrheit 

Bst. b, c-Let. b, c 
Angenommen - Adopte 

Bst.d-Let. d 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Minderheit 11 
Für den Antrag der Mehrheit 

Bst - e 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Binder 
Für den Antrag der Kommission 

Bst. {-Let. f 

Abstimmung - Vote 

Definitivement 
der Mehrheit 

Für den Antrag Schmid Peter 

100Stimmen 
23 Stimmen 

71 Stimmen 
63 Stimmen 

70 Stimmen 
62 Stimmen 

64 Stimmen 

Art 31 b (neu) 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Der Bundesrat fördert Produktionsformen, die besonders um­
weitschonend oder tiergerecht sind, namentlich den biologi­
schen Landbau. die Integrierte Produktion oder die kontrol­
lierte Freilandhaltung in der Tierproduktion mit Ausgleichsbei­
trägen. 
AbS.1a 
Der Bundesrat gewährt Beiträge für die Verwendung von land­
wirtschaftlichen Nutzflächen als ökologische Ausgleichsflä­
chen. Er fördert damit die natürliche Artenvielfalt 
Abs. 1 b (neu) 
Der Bundesrat bemisst diese Zahlungen so, dass die Erbrin· 
gung derartiger Leistungen im Vergleich mit der konventionel­
len Landwirtschaft wirtschaftlich lohnend ist 
Abs. 1c (neu) 
Ablehnung des Antrages der Minderheit I!I 
Abs.2-6 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit I 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerte, Jaeger, Leder­
gerber, Mauch Rolf, Strahm Rudolf, Thür) 
Streichen 

Minderheit 11 
(Strahm Rudolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Ledergerber, Thür) 
Abs.1 
Der Bundesrat fördert .... mit Ausgleichs- und Umstellungs­
beiträgen. 
Abs. 1 a, 1 b, 2-6 
Gemäss Antrag der Mehrheit 

Minderheit 1/1 
(Mau eh Rolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Strahm Rudolf, Thür) 
Abs. 1a, 1b, 2-6 
Gemäss Antrag der Mehrheit 
Abs. 1e (neu) 
Bei der Ausscheidung der Ausgleichsflächen werden beson· 
ders auch Gebiete berücksichtigt, die gefährdete archäologi­
sche Zeugen enthalten oder von besonderer kulturhistori­
scher Bedeutung sind. 

Antrag Ruekstuhl 
Abs. 1, 1a 
Gemäss Antrag der Mehrheit 
Abs. 1b (neu) 
Der Bundesrat bemisst diese Zahlungen so, dass die Erbrin­
gung derartiger Leistungen wirtschaftlich lohnend ist 

Antrag Bircher Peter 
Abs. 1e (neu) 
Diese Zahlungen sollen nach einer 
hernd die gleiche 
nachArtikel31a 

Art. 31 b (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Majoriti) 
AI.1 
Le Gonseil federal encourage des formes de production parti­
culierement respectueuses de I'environnement ou de la pro­
tection des animaux, teiles que la culture la pro­

contrale en 

"'-"'1"",1",<: utiles sous la forme de surfaces da 
encourage ains! le maintien de la 
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Al. 1b (nouveau) 
Le Consei! federal determine ces paiements de maniere a ce 
que de teiles prestations soient economiquement rentables 
en comparaison avec I'agriculture conventionnelle. 
Al. 1e (nouveau) 
Reieter la proposition de la minorite 
AI. 2-6 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Minorite I 
(Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerte, Jaeger, Leder­
gerber, Maueh Rolf, Strahm Rudolt, Thür) 
Bifter 

Minorite 11 
(Strahm Rudolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Ledergerber, Thür) 
Al. 1 
Le Conseil federal encourage .... en versant des contributions 
de compensation et de conversion. 
AI. 1a, 1b, 2-6 
Sei on proposition de la majorite 

Minorfte lIf 

(Mauch Rolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Strahm Rudolf, Thür) 
AI. 1a, 1b,2-6 
Selon proposition de la majorite 
AI. 1e (nouveau) 
Lors de I'amenagement de surfaces de compensation ecolo­
gique, on tiendra compte, en particulier, des terres qui renter­
ment des temoins archeologiques en danger ou revetent une 
grande importance au plan culturel et historique. 

Proposition Ruckstuhl 
AI. 1, 1a 
Adherer a la decision de la majorite 
AI. 1b (nouveau) 
Le Conseil federal determine ces paiements de maniere a ce 
que de teiles prestations soient economiquement rentables. 

Proposition Bircher Peter 
AI. 1e (nouveau) 
Apres une periode d'introduction, ces paiements seront ap­
proximativement du meme ordre de grandeur que ceux qui 
sont prevus a I'artiele 31 a 

Präsident: Wir werden die Diskussion über die Absätze 1, 1 a, 
1b und 1c gleichzeitig führen. Der Antrag der Minderheit I 
(Baumann) steht nicht mehr zur Diskussion; der Entscheid 
darüber wurde bei Artikel 31 a Absatz 1 gefällt Dort wurde 
auch der Antrag Bircher Peter zu Absatz 1 c gutgeheissen. 

Strahm Rudort, Sprecher der Minderheit 11: Wir sind jetzt bei 
Artikel 31 b, aber ich erlaube mir eine Vorbemerkung, die sich 
auf Artikel 31 a bezieht: 
Wir haben ein Gleichgewicht zwischen Artikel 31 a und 31 b be­
schlossen, aber gleichzeitig hat eine Mehrheit in schwerwie~ 
gen der Weise den Artikel 31 a demontiert Ich kann hier nicht 
mehr von einem ausgewogenen Kompromiss sprechen. Sie 
haben wesentliche Punkte aus dem Artikel 31 a gestrichen. 
Ich frage mich - ich möchte niemandem zu nahe treten -, ob 
es allen Ratsmitgliedern bewusst geworden ist, dass sie mit 
dem Nein zum Buchstaben e in Artikel 31 a Absatz 4 die Bo­
denbedeckung und damit die Nitratbekämpfung abgelehnt 
haben. Sie haben damit die Leute getroffen, die in den Ge­
meinden wieder Mühe haben mit der Wasserversorgung we­

der Nitratproblematik Artikel 31 a ist jetzt auf die konven­
Landwirtschaft reduziert Es kann niemand mehr sa~ 
sei eine Umorientierung 

ist worden. 
komme zu Artikel 31 b habe bei Absatz eine kleine 

Ich möchte mit dem Minderheitsantrag I1 bewir-
ken, dass auch durch den Bund finan-
ziert werden können. Wir einige Kantone diese 

Beiträge kennen, aber diese Praxis wird nicht in der ganzen 
Schweiz angewandt 
Warum Umstellungsbeiträge tür solche Betriebe, die auf biolo­
gische Produktion oder integrierte Produktion umstellen? Es 
gibt während einigen Jahren eine Verminderung der Erträge 
respektive eine Verminderung der Betriebseinkommen. Ein 
Umstellungsbeitrag durch den Bund würde einiges kompen­
sieren. Das wäre eine Ermutigung für Bauern, die tatsächlich 
umsteHen wollen. Ich sehe nicht ein, warum das nicht bei Arti­
kel 31 b möglich sein sollte, auch wenn es einzelne Kantone 
schon haben es sind nicht viele, die das schon kennen. Wir 
möchten diese Umstellungsbeiträge, die sich bewährt haben, 
in der ganzen schweizerischen Landwirtschaft einführen; des­
wegen der Minderheitsantrag 11. 

Mauch Rolf, Sprecher der Minderheit 111: Ich kann mich sehr 
kurz fassen. Ich verweise Sie auf den Wortlaut des Antrages, 
der in der Fahne aufgeführt ist Es ist eine verschwindend 
kleine Minderheit von archäologisch und anderswie kulturhi­
storisch Interessierten. die davon profitiert hätten, wenn ihre 
Bemühungen, ihre Grabungen, ihre Forschungen und ihre Ar­
beiten erleichtert worden wären. 
Dieser Antrag wurde in der Kommission mit 10 zu 9 Stimmen 
abgewiesen. Nachdem Sie nicht über Schweizer Kultur in Se­
villa diskutieren wollten, nehme ich nicht an, dass Sie hier 
grosses Interesse bekunden werden. 
Ich überlasse es Ihnen zu entscheiden, was Sie wollen. 

Ruckstuhl: Das Ziel dieser Vorlage ist ja, Oekologie und 
Oekonomie in Einklang zu bringen, und das möglichst im Be­
reich der ganzen Landwirtschaft. Wir sind bestrebt. dieses Ziel 
durch Förderung und wirtschaftliche Anreize zu erreichen. Der 
bestehende Katalog von Verboten, Einschränkungen und Vor­
schriften aufgrund der Umweltgesetze soll nicht unnötig ver­
längert werden. Mit Artikel 31 b Absätze 1 und 1 a umschreiben 
wir, was wir vom Bauern fordern. In Absatz 1 b gilt es, einen 
Massstab zur Bemessung der Entschädigung zu finden. Zu 
dieser Art Bemessung und Massstab können wir Bauern ei­
gentliCh im Moment ja sagen. 
Was uns aber gar nicht gefällt, ist die Art Ausspielung der kon­
ventionellen Bewirtschaftung gegenüber der besonders um­
weltschonenden Bewirtschaftung. Oekologische Leistungen 
können auch von Bauem erbracht werden, die den Betrieb in 
anderen Betriebszweigen konventionell bewirtschaften. Wir 
wünschen auch von ihnen, dass sie Ausgleichsflächen zur Er­
haltung der Artenvielfalt unterhalten. 
Wir können nicht ein Produktionssegment, zum Beispiel öko­
logische Ausgleichsflächen, und ein ganzes Produktionssy­
stem wie die konventionelle Landwirtschaft miteinander ver­
gleichen. Das wichtigste Argument für meinen Antrag, der die 
Vergleiche mit der konventionellen landwirtsChaft herausneh­
men will. ist, dass nicht klar umschrieben wird, was konventio­
nelle Landwirtschaft bedeutet. 
In einem späteren Zeitpunkt sollen praktisch alle Betriebe, was 
ja von vielen gewünscht wird, auf integrierte oder biologische 
Produktion umstellen. Was heisst denn da zum Beispiel Nor­
malbewirtschaftung? Ich möchte den Vergleich mit einem Wie­
sen bach anstellen: Wenn Sie ein Bächlein in einer Wiese ha­
ben und den Rand dieses Bächleins als Ausgangspunkt für 
eine Grundbuchvermessung nehmen, dann kann das nicht 
stimmen, weil sich dieses Bächlein immer wieder einen ande­
ren Weg sucht und vielleicht irgendwo auch einmal Land ab­
schwemmt Wir können also nicht eine Grenze, die sich in Zu­
kunft sicher in vermehrtem Masse Richtung Oekologie ver­
schieben muss, als Ansatzpunkt zur Bemessung der Beiträge 
nehmen, die dann von dieser Art Bewirtschaftung ausgehen 
sollen. Es geht bei meinem Antrag nicht darum, eine höhere 
Entschädigung zu erhalten, sondern in erster Linie darum, 
dass man nicht zwei RA'wirrqrh",fhlrIQSSvlsteme f1."rlAI1Airll'llrl-

der und einen 
Die kann beliebig erhöht werden. Es ist 
schon in wie sich die Landwirtschaft zu 
verhalten hat und in Rahmen diese !=nj,,,,rini;riim 

ausgestaltet werden kann. Wir haben dort festgehalten: 
im Rahmen dieses Gesetzes vorgesehenen Massnahmen 
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sind so anzuwenden, dass für die einheimischen landwirt­
schaftlichen Erzeugnisse guter Qualität Preise erzielt werden 
können, die in Verbindung mit anderen Einkommensbestand­
teilen die mittleren ProduktionSkosten rationell geführter, um­
weltgerechter und zu normalen Bedingungen übernommener 
landwirtschaftlicher Betriebe im Durchschnitt mehrerer Jahre 
decken.» 
Das ist das, was wir als Paritätslohn schon immer gekannt ha­
ben. Wir schreiben auch, dass dabei auf die anderen Wirt­
schaftszweige und die ökonomische Lage der übrigen Bevöl­
kerungsschichten Rücksicht zu nehmen sei. Wenn Sie wissen, 
wie das in der Vergangenheit gehandhabt worden ist, dann 
wissen Sie, dass wir den Paritätslohn trotz dieser klaren ge­
setzlichen Bestimmung mehrheitlich nicht erreicht und nur in 
ganz guten Ertragsjahren vielleicht einmal kurzfristig über­
schritten haben. Es kann also nicht darum gehen, dass wir in 
der landwirtschaft, wenn wir den Vergleich mit der konventio­
nellen Landwirtschaft streichen, zu vermehrten Einnahmen 
kommen. Es geht mir, wie gesagt, nur darum, nicht die einen 
Bauern gegen die anderen auszuspielen. 

Schwab: Ich spreche zu Artikel 31 b Absätze 1, 1 a und 1 b, zum 
Vorschlag der Mehrheit der Kommission. Die SVP-Fraktion un­
terstützt den Vorschlag der Kommissionsmehrheit zu den Ab­
sätzen 1 und 1 a Bei Absatz 1 b ist sie der Auffassung, dass die 
Fassung gemäss Antrag Ruckstuhl besser ist 
Ich möchte Sie bitten, bei den Absätzen 1 und 1 a der Mehrheit 
der Kommission und bei Absatz 1 b dem Antrag Ruckstuhl zu­
zustimmen. Der Antrag der Minderheit 11 ist abzulehnen. 

Frau Daepp: Ich spreche zum Antrag der Minderheit 111 
(Mauch Rolf) zu Artikel31b Absatz 1c. Täglich verschwinden 
bei Bauarbeiten Zeugnisse früherer Epochen. Bau reste, Mau­
ern, Scherben, Münzen, Knochen sind wichtige Quellen zum 
Leben von damals - meist zudem einmalige, weil sie über Le­
bensbereiche berichten, die nirgends schriftlich festgehalten 
sind. Man schrieb über Krieg und Rechte oder über Zinsen 
und Abgaben. Wer mehr erfahren möchte, kann das nur durch 
archäologische Funde. Diese sind zumeist nur unter Erd­
schichten im Boden oder hinter Verputzschichten und Täfe­
rungen anzutreffen. 
Wie sieht der Ist-Zustand im Moment aus? Zirka die Hälfte der 
Schweizer Kantone entschädigen bereits heute die Aus­
gleichsflächen, entsprechend auch der Bund Für die Benut­
zung der Oberfläche des Bodens ist entscheidend, dass die 
Objekte meistens in der Tiefe vorhanden sind, und deshalb ist 
massgebend, wie weit unter der Oberfläche diese Objekte zu 
finden sind. Heute weiss man auch, dass sich solche Funde 
immer mehr an die Erdoberflache arbeiten, so dass solche 
Landstücke öfters nicht mehr gepflügt und beweidet werden 
dürfen. Das heisst, dass höchstens Naturwiesen mit einer fe­
sten Grasnarbe in Frage kommen. Auch wenn im jetzigen Zeit­
punkt wenig Finanzen für Ausgrabungen vorhanden sind 
das Interesse ist scheinbar auch nicht da -, sind wir uns in der 
SVP einig, dass solche Landstücke den nächsten Generatio­
nen erhalten bleiben müssen. Trotzdem sind wir in unserer 
Meinung geteilt, und zwar darum: 

Gehört dieser Mindemeitsantrag überhaupt ins Landwirt­
schaftsgesetz hinein? 
2. Wir fragen uns, ob wir nicht allzu stark in die Hoheit der ein­
zelnen Kantone eingreifen. Doch umgekehrt würden Felder 
mit archäologischen Funden in der ganzen Schweiz gleichge­
stellt 
Wie erwähnt: Die SVP-Fraktion ist in ihren Ansichten gespal­
ten. Wir könnten uns zurechtfinden, wenn Absatz 1 c in Arti­
kel31 b bleibt; aber wir möchten, dass die zwei anderen Ge­
setze, in denen er bereits enthalten ist, von den Kantonen be­
rücksichtigt werden. 

und 111 
Nun möchte ich mich einzelnen zum Ruckstuhl 
äussem Er hat hier ein Problem wiederaufgenommen, das wir 
auch in der Kommission sehr intensiv diskutiert haben, näm-

lich die Frage: Soilen diese Direktzahlungen unter Artikel 31 b 
zu einer Bewirtschaftung führen, die wirtschaftlich lohnend ist? 
In der Kommission war das unser Antrag, Herr Ruckstuhl: ge­
nau das, was Sie vorgeschlagen haben. Und dann ist ich 
weiss nicht mehr genau wie - diese Gegenüberstellung zur 
konventionellen landwirtsChaft hineingekommen. Das 
stammt nicht von uns. 
Ich sage Ihnen offen: Wir können das wieder so belassen. 
Auch ich bin mir bewusst, dass sich die Definition der Konven­
tionalität ändern kann; das müssen wir anerkennen. Morgen 
kann konventionell sein, was heute nicht konventionell ist Ich 
habe auch etwas Mühe mit diesem Begriff, das gebe ich 
durchaus zu. Deshalb halte ich nicht unbedingt daran fest Ich 
kann mit Ihrem Antrag gut leben. 
Aber ich muss doch etwas hinzufügen: Diesen Begriff, diesen 
Aspekt der konventionellen Landwirtschaft haben Sie jetzt sei­
ber zu verantworten - ich muss leider auf die Abstimmung von 
vorhin zurückkommen -, indem man Artikel 31 a dadurch so­
zusagen demontiert hat, dass man dort sämtliche ökologi­
schen Auflagen weglässt Da kann man über einiges disku­
tieren. 
Ich gebe durchaus zu, dass das Gewässerschutzgesetz und 
das Tierschutzgesetz hier gewisse Barrieren setzen. Ich 
möchte das durchaus dem Bundesrat zugestehen - er hat das 
auch betont und möchte darauf beharren, dass diese Ge­
setze zur Anwendung kommen müssen. Aber dennoch sind 
hier Dinge verpasst worden wie der Bodenbedeckungsgrad, 
wie die Zwischen- und Untersaaten. Ich möchte hier anregen, 
dass der Ständerat nochmals darüber nachdenkt 
Es war nach dem Mittagessen offensichtlich plötzlich eine Sie­
gesstimmung da; man wollte das wieder rauskicken, der Bun, 
desrat hat es auch mit dem nötigen Feuer vertreten, und schon 
war die Geschichte rausgekickt - aber Herr Bundesrat, es 
könnte ein Pyrrhussieg sein. Ich bitte also den Ständerat, 
nochmals darüber nachzudenken, ob es nicht doch besser 
wäre, hier wenigstens einige unserer Ueberlegungen wieder 
hineinzu bringen. 
Ich kann Ihnen sagen - das werden mir die Bauern aus der 
Ostschweiz bestätigen -, in der Ostschweiz hätten wir mit die­
sen beiden Bestimmungen keine Sorgen und Probleme. Ich 
bin der Auffassung, wir sollten uns hier davor hüten, wieder zu 
demontieren. Bei alt dem, was wir heute morgen an Annähe­
rung erreicht hätten, ginge der Weg jetzt wieder auseinander; 
ich würde das ausserordentlich bedauern. 
Ich bitte Sie also, den Anträgen der Minderheiten 11 und 111 zu­
zustimmen. Sie werden damit Mühe haben, aber wie gesagt, 
es geht auch nicht um einen Schicksalsartikel. Ich bitte Sie 
aber - es ist wirtschaftlich lohnend - daran festzuhalten, denn 
es ist sehr wichtig. Hier geht es um Anreize, und hier wollen wir 
die Voraussetzungen schaffen, dass die Direktzahlungen 
dann wirklich zum Tragen kommen. Das scheint mir wichtig zu 
sein. Mit Bezug auf Artikel 31 a bitte ich Sie, noch einmal über 
die Bücher zu gehen. Ich glaube, es wäre schade, wenn hier 
nun alles verlorenginge, was wir zusammen erarbeitet haben. 

Ledergerber: Ich spreche als Vertreter der Fraktion und 
möchte Ihnen noch einmal unsere grundsätzliche Position er­
läutern. Der Kompromiss, den wir bis jetzt erzielt haben, ist 
nach der letzten Abstimmung relativ sChwachbrüstig gewor­
den. Er besteht noch darin, dass Sie dem Antrag Bircher Peter 
zugestimmt haben, der sagt, dass nach einer angemessenen 
Uebergangsfrist die Zahlungen nach Artikel 31 a und 31 b etwa 
gleich gross sein sollen. Das ist jetzt der einzige Punkt, in dem 
Sie uns noch etwas entgegengekommen sind. 
Ich muss Ihnen nochmals ganz klar sagen: Wir stehen grund­
sätzlich dafür ein, dass mit Direktzahlungen das Ueberleben 
und die Weiterentwicklung der schweizerischen landwirt­
schaft ermöglicht wird, Aber wir sind der festen Ueberzeugung 
und Auffassung, dass solche Direktzahlungen nur als Entgelt 

nAmp,inuvirt'c:r!,::Ii'tlir,h", und ökologische der 
"""'\Af;rt"j~h<,ft f1A,c:,rhlf""tif'lt sind und den Konsumenten 

verantwortet werden können, Der ganze Artikel 31 a betrifft 
nur EInkommenssicherung; da sind Sie als Berufsstand 

einer einmalig komfortablen Situation, wenn man das mit 
anderen Berufsgruppen vergleicht 
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Der Artikel 31 b mit der Chance, einmal etwa gleich grosse 
Zahlungen auszulösen wie Artikel 31 a - ist für uns jetzt eigent­
lich das Kernstück dieser verbleibenden Vorlage; er ist langfri­
stig allerdings in dieser Form auch nicht befriedigend. Wir sind 
der Auffassung, dass diese Aufteilung und diese Konzeption 
von Direktzahlungen nur eine Uebergangsiösung darstellen 
können, bis dann endlich auch von der Seite des Bundesrates 
und der Landwirtschaftpolitik her klarere Perspektiven aufge­
zeigt werden. 
Ich bitte Sie nochmals, den Anträgen der Minderheiten 11 und 
111, die nicht fundamentale Verbesserungen bringen, sondern 
Nuancen regeln, Ihre Zustimmung zu geben. 
Wir werden, wenn das jetzt so läuft, mit einem gewissen Be­
dauern dieser Vorlage zustimmen. Aber, wie gesagt, wir ver­
stehen das nur als eine Uebergangslösung, bis wirklich ein­
mal etwas mehr Klarheit bei diesem schwierigen Thema vor­
liegt 

Kühne, Berichterstatter: Ich möchte mich auf den Artikel 31 b 
konzentrieren und nicht mehr auf Abstimmungen zurückkom­
men, die schon vorbei sind. 
In Artikel 31 b geht es bei der Minderheit 11 (Strahm Rudolf) zu­
sätzlich um die Umstetlungsbeiträge. In der Kommission ist 
vor allem ausgeführt worden, dass das durch die Kantone vor­
genommen werden kann, und es sind Beispiele angeführt 
worden. In der Kommission ist dieser Antrag mit 10 zu 8 Stim­
men unterlegen. 
Der Minderheitsantrag 111 (Mauch Rolf) zu Absatz 1 c ist im Ver­
hältnis von 10 zu 9 Stimmen abgelehnt worden. Herr Mauch, 
Sie haben hier Ihre Enttäuschung über das mangelnde Kultur­
verständnis dieses Rates kundgetan. Sie wissen - Sie waren ja 
in der Kommission -, dass es vor allem wegen dem Natur- und 
Heimatschutzgesetz war, dass die Mehrheit Ihren Antrag ab­
lehnte und diese Bestimmung nicht im Landwirtschaftsgesetz 
festschreiben wollte. 
Es stimmt, Herr Jaeger: Wir haben über den Antrag Ruckstuhl 
in der Kommission diskutiert Wir haben ihn dort mit 8 zu 
11 Stimmen verworfen und dann den Vergleich mit der kon­
ventionellen Landwirtschaft eingefügt Man kann sich wirklich 
fragen, ob diese Einfügung des Vergleiches der Weisheit letz­
ter Schluss ist. Das möchte ich offenlassen. 

M. Couchepin, rapporteur: Quand j'entends M. Ledergerber, 
je me dis qu'iI faut avoir un tout petit peu de passion ideologi­
que pour pretendre que la minorite fI favorisera le passage a 
I'article 31 b. Soyons pratiques. Aujourd'hui, ce so nt les can­
tons qui donnent des indemnites pour les conversions. Si on 
accepte la proposition Strahm et consorts, les cantons vont re­
noncer a donner ce que la Confederation donne, si bien que, 
globalement, la Confederation ne va pas augmenter ses de­
penses, puisqu'elle sera limitee par ses difficultes financieres. 
11 y aura donc globalement moins d'argent pour favoriser le 
passage et le soutien a une economie agricole respectueuse 
de I'environnement Par consequent, vous aurez marque un 
autogoal. 
VotTe proposition aboutit a reduire le montant global disponi­
ble pour favoriser le passage a I'artic!e 31 b. En faire un cheval 
de bataille me paralt donc totalement errone et contraire au 
bon sens, a la la simple et a la connaissance que 
I'on ades administrations. C'est la raison pour laquelle ceux 
qui reellement, sincerement, veulent jusqu'au baut que le 
polds des prestations de la Confederation passe de 
I' article 31 aal' article 31 b, ceux-ci doivent concentrer les 
moyens. comme le veut le Conseil federal, pour donner des 
contributions de compensation et inviter au contraire les can­
tons a maintenir les indemnites de conversion et ales intro­
duire la ou elles n'existent pas. Ainsi, en additionnant ce que 
font les cantons et la Conf!';deration, on aura plus 

transterant la totalite a la Confederation est 

de I' ecologie. Nous vous invitons donc a retuser la proposition 
de la minorite 11 (Strahm Rudolf). 
Quant a la proposition Ruckstuhl, nous vous invitons aussi a la 
retuser et a maintenir I'artic!e 31 b tel qu'iI est issu des forges 

. de la majorite de la commission. La comparaison avec I'agri­
culture conventionnelle ne sera peut-etre pas eterneflement 
valable mais eile le sera certainement encore pour un certain 
nombre d'annees, ce qui est un point de rmerence assez dair 
et pratique. Par contre, si I'on abandonne ce point de refe­
rence, on ne sait plus ce que signifie le falt que de teiles presta­
tions soient economiquement rentables, puisqu'il n'y a plUS 
de comparaison, taut comme il est necessaire, quand on parle 
du revenu paysan, d'avoir un point d'accrochage avec le re­
venu d'un ouv~ier. S'il n'y a plus d'element de comparaison, 
c' est I' ouverture totale cl toutes les fabulations et cl taus les fan­
tasmes pour definir ce qui est economiquement rentable. 
Alors, pour un certain nombre d'annees, il vaut la peine de 
maintenir ce point d'ancrage. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Tout d'abord an ce qui 
concerne la proposition de Ja majorite pour les alineas pre­
mier, 1a et 1b, je dirais que, s'agissant de I'alinea ta, la for­
mule de la majorite a I'avantage d'entrer dans le detail, d'etre 
plus concrete, plus representative, plus illustrative de ce que 
I'on veut faire puisqu'elle parle clairement de culture biologi­
que, de production integree, d'elevages contrales en liberte 
dans le secteur anima!. Le Conseil federal peut donc se rallier 
a la majorite. Je m'empresse de dire que la formule originelle 
du Conseil federal parlait d'une production et d'une protection 
«en accord avec la nature". Cette formule plus generale recou­
vre, somme toute, les formules nouvelles que la majorite a in­
ventees et ce la est admissible. 
En ce qui concerne le point 2 de la proposition de la majorite, 
je m'adresse cl MM. Jaeger, Strahm Rudolf, Mauch Ralf qui se 
plaignent du deficit ecologique de I'articie 31 b, qui se plai­
gnent du fait qu 'il soit trop timide. Je vous fals remarquer que 
la commission a decide de passer de Ja formule potestative a 
la formule imperative, du «Kann-Formel" au «Soll-Formel». La 
ou le Conseil federal proposalt de dire: «Ie Conseil federal peut 
octroyer des contributions .... ", votre commission, la majorite 
et sans doute vous-memes disent: «Ie Conseil federal octroie 
des contributions». Ce so nt taut de meme les tenants des 
Verts et d'une partie des orateurs soclalistes qui se sont expri­
meso Acette serieuse contribution a votre camp, le Conseil fe­
deral ne s'oppose pas mais he nt a vous faire saisir la portee du 
geste. Voila ce que j'avais a vous dire en declarant I'adhesion 
du Conseil federal au projet de la majorite. 
Je passe maintenant a la minorite 11 de M. Strahm Rudolf. Les 
arguments developpes, notamment par le rapporteur de lan­
gue franc;:aise, consistent cl dire qu'aujourd'hui deja des can­
tons ont accepte de soutenir les procedures de conversion et 
que d'autres sont en train d'y parvenir: les bonnes volontes 
sont peu nombreuses dans ce pays, iI ne faut donc pas decou­
rager, par une intervention de maman Helvetia, les cantons qui 
ont deja fait quelque chose et qui ont I'intention de continuer. 
!I faut en rester a la formule proposee par la majorite et rejeter 
la proposition de minorite II qui aurait pour seul effet de creer 
la dilution, la de I'arrosoir. On ne pourra plus se 
concentrer avec les maigres deniers de la Confederation sur 
les contributions de compensation. On devrait egale me nt y al­
ler de notre obole pour la contribution en faveur de la conver­
sion. Les cantons s'en occupent, lajssons-Ies faire etencoura­
geons-Ies a faire encore davantage. C'est dans ce sens que je 
vous propose de suivre la majorite. 
La minorite 111 (Mauch Ralf) fait une intervention taut a fait sen­
sible et interessante lorsqu'elle demande une attention part!­
culiere pour les temoins archeologiques que !'on decouvre 
dans nos campagnes. C' est vrai que la valeur cultureile de ces 
temoins est serais un iconoclaste et un barbare 

pas laisse 
Mais, dis 

Mauch Rolf, auteur et leader de cette minorite I1 y a dans 
"rrlÄr,,,r,pnnol,tdu territoire. article 17, ains! que dans 

nrr,t",-tir"., de Ja nature et des paysages. article 
,<:r"'<:lTIrmQ voulues necessaires et suffisantes pour pou-
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voir conduire ces politiques de preservation des valeurs ar­
cheologiques de certain niveau. De grace, ne faisons pas de 
doubles demarches, n'introduisons pas, via la loi sur I'agri­
culture, un surcroit de protection. Cela autoriserait les gens a 
passer deux fols a la caisse, ce qui n' est jamais bon. 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal est decide a 
donner leur pleine application aux dispositions de ces deux 
lois amenagement du terrltoire et protection de la nature et 
des paysages - et estime que la proposition de la minorite 111 
est des lors superfetatoire. 
J'en viens a la proposition de M. Ruckstuhl, qui parle de pres­
taUons economiquement rentables. En realite, Monsieur 
Ruckstuhl, ce n'est pas le Conseil federal, ni "Office de I'agri­
culture, ni probablement le Parlement, qui vont dire aux pay­
sans ce qui est pour eux interessant et rentable. Les paysans 
savent mieux calculer que moi, tant mieux pour eux, tant pis 
pour la Confederation. Je suis sür que ce sont eux qui verront 
ce qui est mis a disposition dans I'assiette des moyens finan­
eiers du Conseil federal par vous, Parlement, de budget en 
budget, pour doter cet article 31 b. Ils feront leurs calculs etver­
ront ce qui les interesse ou non - on n' alleche pas des mou­
ches avec du vinaigre, vous le savez, II faut un peu de mlel 
quand mame. Certains diront: "Cela m'interesse parce que je 
vois que je m'y retrouve. Je fais des sacrifices biologiques, 
mais i1s sont compenses.» Ou alors: "Puree, je ne m'y retrouve 
pas! Le Conseil federal est decidement trop chiche. Je prefere 
ne pas aller sur ces illiees.» Ne prescrivez pas au Conseil fade­
ral de trouver, par le biais de I'article 31 b, des moyens entiere­
ment compensatoires pour assurer jusqu'au dernier centime, 
integralement, la compensation. Parlez de ce qui doit etre dit 
Ici, de la comparaison par rapport aux cultures et aux metho­
des orthodoxes, celles de la masse, et limitez par consequent 
le caractere rentable des mesures de I'article 31 b, en fonction 
de ce la Je vous invite a repousser les propositions des 
minorites !I et 111, ainsi que la proposition Ruckstuhl qui, je 
m'empresse de le dire, est une proposition tres habile, mais je 
suis sür que les paysans seront encore plus habiles que le 
Conseil federal et M. Ruckstuhl reunis, ce qui n'est pas peu 
dire. 

Mauch Rolf, Sprecher der Minderheit 111: Als Vertreter der Min­
derheit 111 ziehe ich - gestützt auf die Ausführungen von Herrn 
Bundesrat Delamuraz - den Minderheitsantrag 111 zu Ab­
satz 1 c zurück, dies unter ausdrücklicher Wiederholung sei­
ner Erklärung, dass die im Raumplanungsgesetz und im Na­
tur- und Heimatschutzgesetz enthaltenen Bestimmungen ihre 
Wirkungen auch im Anwendungsbereich des Landwirtschafts­
gesetzes entfalten und behalten. Dies zuhanden der Materia­
lien. 

Präsident: Nach Ihrem Entscheid zu Artikel 31 a Absatz 1 ent­
fällt der Antrag der Minderheit I (Baumann) auch hier. 

Abs. 1 ~AI. 1 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 

der Minderheit 

Abs. 1a ~AI. 1a 
Angenommen ~ Adopte 

Abs. 1b-AI. 1b 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 

Ruckstuhl 

Stimmen 
Stimmen 

BOStimmen 
38 Stimmen 

Abs. 2-8 ~ AI. 2-6 
Angenommen - Adopte 

Art. 31c (neu) 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Strahm Rudolf, Baumann, Bodenmann, Danuser. Hämmerle. 
Jaeger, Ledergerber, Thür) 
Der Bundesrat bemisst die Direktzahlungen nach Artikel 31 b 
nach einer Einführungsperiode mindestens in der gleichen 
Grössenordnung wie diejenigen nach Artikel 31 a 

Art. 31c (nouveau) 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
{Strahm Rudolf, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Ledergerber, Thür} 
Le Conseil federal ca/cule, apres une periode d'introduction, 
les paiements directs prevus a I'article 31 b au moins selon 1e 
meme ordre de grandeur que ceux prevus a I'article 31 a 

Präsident: Artikel31c (neu) entfällt gemäss den Abstimmun­
gen zu Artikel 31aAbsatz 1. 

Uebergangsbestimmungen (neu) 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Ledergerber, Baumann, Bodenmann, Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Strahm Rudolf) 
Die Geltungsdauer zu Artikel 29, 31 a und 31 b wird bis zum 
31. Dezember 1996 befristet 

Dispositions transitoires (nouvelles) 
Proposition de la commission 
Majorite 
Rejeter la proposition de la minorite 
Minorite 
(Ledergerber, Baumann, Bodenmann. Danuser, Hämmerle, 
Jaeger, Strahm Rudolf) 
Les articles29, 31a et 31b ont effet au plus tard jusqu'au 
31 decembre 1996. 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit: Wir haben es in dieser 
langen Diskussion bestätigt bekommen: Wir sind mit der 
Landwirtschaftspolitik in einer schwierigen Uebergangs­
phase. Es kann heute noch niemand genau sagen, wohin die 
Reise gehen soU. Ich habe es auch schon mehrfach betont, 
dass niemand, der heute in diesem Land verantwortlich Land­
wirtschaftspolitik betreibt, klare Vorstellungen hat, wie die 
Landwirtschaftspolitik und die Landwirtschaft in zehn Jahren 
aussehen sollen. 
Es drängt sich deshalb auf, auch die Frage 
dieser neuen Subventionen, unter diesem Aspekt zu 
Eine Minderheit schlägt Ihnen deshalb vor, die Geltungsdauer 
der Artikel, die wir neu beraten haben, auf vier Jahre zu be­
schränken. ich möchte das in vier Punkten erläutern. 
1. Die Effekte dieser Direktzahlungen sind heute noch nicht 
klar. Der Bundesrat spricht zwar in seinem landwirtschaftli­
chen Bericht wie auch in der Botschaft davon, dass es darum 
gehe. die Landwirtschaft zu extensivieren und zu ökologisie­
ren. Es ist heute völlig unklar. ob diese Direktzahlungen, wie 
sie beschlossen worden sind, als einkommenssichernde 
Massnahmen tatsächlich extensivierend wirken oder ob sie 

Produktionsanreiz werden sich die 

michael.tellenbach
Textfeld



1074 N 17 1992 

keine Oekologisierung der landwirtschaft wollen. Wir sind uns 
in diesem Saale aber ziemlich einig - auch über die Grenzen 
hinaus, diß bei den Abstimmungen zum Ausdruck gekommen 
sind -, dass unsere Landwirtschaft mittel- und langfristig nur 
eine Chance hat, wenn sie ökologischer, umweltverträglicher 
wird. Dieses Paket bringt in Artikel 31 a keine Oekologisierung. 
Das ist ein weiterer Grund zur Befristung. 
3. Wir stehen heute in der Eidgenossenschaft in einer finan­
ziellen Lage, die mehr als dramatisch ist Bundesrat Stich 
spricht davon, dass er im nächsten Jahr 9 Milliarden Franken 
am Kapitalmarkt aufnehmen muss und dass sich die Schere 
zwischen Einnahmen und Ausgaben weiter öffnet Wir be­
schliessen in einem sehr grossen Ausmass Subventionen, de­
ren Finanzierung nicht gesichert ist 
Ich muss Ihnen auch deutlich machen, dass der Vorschlag, 
wie er vom Ständerat eingebracht worden ist, nämlich die R­
nanzierung über die Warenumsatzsteuer auf Lebensmitteln, 
hochgradig umstritten ist, mit Sicherheit zu ganz massiven 
Diskussionen führen wird und meines Erachtens nicht mehr­
heitsfähig ist 
4. Es ist absolut neu, dass dieses Parlament eine Ausgabe be­
schliesst, die den Mechanismus in sich birgt, dass die Aus­
gabe jedes Jahr um etwa 300 Millionen Franken zunimmt Da 
braucht es keine grossen Rechenkenntnisse: Wenn Sie das 
aufzehn Jahre hochrechnen, wissen Sie, was das bedeutet 
Wir können mit Fug und Recht in diesem Land keine Rnanzpo­
litik betreiben, die den Anspruch erhebt, rational zu sein, wenn 
wir solche Ausgaben beschliessen, ohne dass wir irgendwo 
eine Bremse einbauen. 
Ich meine: Eine Befristung dieses Gesetzes auf vier Jahre ist 
wichtig, um einen gewissen Druck zu erzeugen, damit in der 
Zwischenzeit diese konzeptionellen Vorstellungen, die nur in 
nucleo vorhanden sind, weitergedeihen; damit wir dann wis­
sen, wie unsere Landwirtschaft gesteuert, verändert werden 
soll. 
Ich bitte Sie, diesen Minderheitsantrag zu unterstützen, und 
möchte Ihnen noch ein Zitat mit auf den Weg geben: "Um das 
Staatsausgabenwachstum zu bremsen, sind neue Subventio­
nen auf maximal fünf Jahre zu befristen und bestehende Sub­
ventionen regelmässig zu überprüfen." Dieses Zitat stammt 
aus einer neuen Deregulierungsbibel, der Sie sich verschrie­
ben haben, nämlich aus dem sogenannten De-Pury-Papier, 
auf das Sie sich zurzeit bei allen Wirtschaftspolitischen Diskus­
sionen stützen. feh bitte Sie, bei dieser Deregulierung nicht 
nur die Rosinen herauszupicken, sondern auch in die sauren 
Aepfel zu beissen; denn das ist heilsam für die Zukunft nicht 
nur unserer Finanzen, sondern auch unserer Politik 
Ich bitte Sie, unserem Minderheitsantrag zuzustimmen. 

M. Perey: La proposition de minorite deM. Ledergerber tend 
a limiter au 31 decembre 1996 la validite des articles 29, 31 a et 
31 b que nous venons de decider. Je peux comprendre les re­
serves qu'iI enonce mais, 10rsqu'iI dit qu'il pourrait y avoir des 
derapages, avec ce que nous venons de mettre sur pied, je 
crois que le Conseil federal est taut a fait arme pour y remedier 
puisqu'iI tient .tout en main. Aucun chiffre n'est mentionne 
dans la loi. C'est I'ordonnance d'application qui les fixera et le 
Conseil federal toujours la modifier. Oe ce eöte-Ia, nous 
sommes affirme egalement qu'il faut plus d'eco-
logie. Nous ne sommes pas opposes mais eela n'est pas si fa­
eile. L' agriculture n' est pas une mach/ne sur laquelle on ne fait 
qu'un reglage, que changer un robinet, une conduite ou autre 
chose. 11 taudra beaucoup plus de temps et apporter ce chan­
gement en douceur avec I'aide des exploitants. Je suis per­
suade, lorsque !'on releve deja les differences de sensibilite 
entre les jeunes agriculteurs et les anciens, que nous parvien­
drons a aceampfir cette reconversion, mais il n'est pas possi­
ble de I'entreprendre d'un moment a l'autre. 
Un autre point souleve M. et a 

partage san c'est le financement 

senasent 
matiere, ne pas intraduire cet dans cette lai. Si 
cette demiere est il conviendra que le Parlement 
don ne les moyens au federal de I'appliquer et d'assu-

rer ce qu'elle promet Vous savez qu'on est en train de revoir fe 
regime financier. Ce probleme doit se regler par ce biais. 
Si nous acceptons Ja proposition de M. Ledergerber, nous 
condamnons des le departtoutes les nouvefles orientations de 

. la politique agricole. En effet, cette reconversion va demander 
de nombreuses annees. Si les paysans n'ont pas I'assurance 
que fes paiements directs qui les alderont a passer ce cap iront 
au-defa de quatre ans, ils n'ayront aucune confiance dans la 
nouvelle condu ite de notre agriculture. Comme ils n' en ont deja 
pas beaucoup actuellement, c'est un echec assure de ce que 
nous voulons mettre en place. Les paysans ont besoin d'un mi­
nimum de securite. Pour ce falre il faut prevoir un peu plus loin 
que quatfe ans et reieter la proposition de la minorite de 
M. Ledergerber. C' est en tout cas ce que fera le Part; radical. 

M. Gobet: Je vous invite au nom du graupe PDC a rejeter la 
proposition de minorne teile qu'elle est defendue par 
M. Ledergerber. J'utilise les memes arguments que M. Perey, 
par consequent, cela me permet d'etre bref. 
On I'a dit, la nouvelle politique agrlcole demandera du temps 
pour se mettre en place. Nous adoptons sous I'angle de 
I'article 31 b des mesures incitatives. Si nous voulons faire en 
sorte que les paysans repondent aces incitations, iI faut qu'ils 
aient la certitude que le systeme va tenir au-dela des premie­
res experlences. Par consequent, seule une legislation qui va 
au-dela de ces quatre ou cinq ans qu'on nous propose permet 
d'atteindre ce but Cela ne changera de toute fa90n rien au 
probleme du financement 
Je pense que le Conseil federall'a declare a plusieurs repri­
ses, notamment devant la commission - une certaine evolu­
tion se tera; une partie des aides qui seront octroyees sous 
I'angle de I'article 31a, le sero nt plus tard sous I'angle de 
I'article 31 b, donc le coUt ne sera pas plus eleve mais I'effica­
cite sera la si nous faisons en sorte que la disposition legale 
subsiste plus longtemps. Les paysans sontdes entrepreneurs 
comme tous les artisans, les commergants, et il n'y a pas de 
reconversion qui puisse se faire s'iI n'y a pas une certaine se­
curite dans le temps. Par consequent, je vous invite au nom du 
graupe PDC a rejeter cette proposition de minorite. 

Schwab: Wir sind beim Antrag der Minderheit Ledergerber, 
bei den Uebergangsbestimmungen. Herr Ledergerber möch­
te all das, was wir beschlossen haben, was wir einleiten möch­
ten, nur bis und mit 1996 laufen lassen. 
Herr Ledergerber: Was wollen Sie eigentlich? Wir haben jetzt 
wichtige Beschlüsse gefasst Aufgrund dieser Beschlüsse 
sollte es möglich werden, dass die Bauern Anreize bekom­
men, ökologischer zu bauern. Diese Umstellung braucht Zeit 
Diese Umstellung kostet Geld, und es wird eine Zeit dauern, 
bis sich die Einnahmen wiederum einstellen werden. Wenn 
der Bauer umstellen muss, will er eine gewisse Sicherheit 
Sie werfen uns vor, dass man in diesem Saal nicht gewillt sei, 
ökologischere Tendenzen einzuleiten und entsprechend Be­
schlüsse zu verabschieden. Wir haben immerhin mit einer 
rechten Mehrheit dem Antrag Bircher Peter zugestimmt Ist 
denn das nichts, Herr Ledergerber? Haben Sie etwa vor die­
sen Beschlüssen Angst, oder haben Sie Angst wegen der Fi­
nanzierung? 
Ich bin der Meinung, dass nach dieser Gesetzesberatung die­
ses Programm anlaufen müsste. Es werden sicher noch ver­
schiedene Erfahrungen gesammelt Aber wenn wir jetzt schon 
in Aussicht stellen, dass 1996 die ganze Sache neu überdacht 
und beschlossen wird, können Sie den Effekt, den Sie mit Arti­
kel 31 b gewollt haben, vergessen. Oder wollen Sie die Oeko­
logisierung selber bremsen? 
Die Beschlüsse kosten natürlich etwas, die Beschlüsse wer­
den finanzielle Mittel beanspruchen. Um diese sicherzustel­
len, brauchen wir eine neue Finanzordnung, die im nächsten 
Jahr werden soll. 

f'lrln,."onri bitten, 

Kühne, Berichterstatter: Herr Ledergerber, offenbar haben Sie 
an diesem Thema Freude bekommen und möchten die De­
batte sehr bald wieder einmal durchfuhren und Ihre rhetori-
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schen Fähigkeiten aufblitzen lassen. Sie haben gesagt, wir 
sollten in den sauren Apfel beissen. Ich muss Ihnen sagen, 
dass mit diesen Beschlüssen der Apfel für die landwirtschaft 
sicher recht sauer ist Wir werden nicht zurückkehren und je­
dem einzelnen Bauem auf die Schulter klopfen, weil wir auto­
matisch jedes Jahr 300 Millionen Franken mehr zurückbrin­
gen. In der Botschaft des Bundesrates sind noch recht hohe 
Zahlen festgeschrieben: plus 250 Millionen im Jahre 1993, 
500 Millionen 1994. In der Zwischenzeit sieht diese Rechnung 
viel bescheidener aus. Gemäss Legislaturftnanzplan sind 
diese Zahlen nach unten korrigiert worden: 170 Millionen 
1993, 280 Millionen 1994, 390 Millionen 1995. Zugleich gehen 
die Massnahmen der Bundeshaushaltsanierung in Abzug. 
Weitere Massnahmen treffen natürlich das Einkommen der 
Bauem, nämlich das Stagnieren der Preise, teilweise sogar 
nominale Senkungen der Preise, die Mengenbegrenzung. 
Wenn Sie immer wiederholen, dass Artikel 31 a überhaupt 
keine ökologische Komponente habe, dann muss ich Sie dar­
auf hinweisen, dass dies durch zusätzliches Wiederholen 
nicht wahr wird. Ich verweise auf die Buchstaben a, bund c 
von Absatz 4. 
Ich möchte Sie nun bitten, sich einmal vorzustellen, wie ein 
Direktor einer landwirtschaftlichen Schule vor seine jungen 
Leute stehen und sie zum Berufseinstieg ermuntern soll, 
wenn er ihnen sagen muss, dass diese Massnahmen bis 
zum Jahre 1996 befristet sind, oder wenn auf einem Betrieb 
Investitionen für Belange anstehen, die allenfalls nur bis 
1996 aktuell sind! Es ist ja gerade diese Unsicherheit, die im 
Berufsstand zu einem massiven Rückgang der Investitions­
tätigkeit und zu einem massiven Rückgang des Neueinstie­
ges geführt hat 
Ich bitte Sie im Namen der Kommissionsmehrheit, welche den 
Antrag der Minderheit Ledergerber im Verhältnis von 13 zu 7 
Stimmen abgelehnt hat, diese Uebergangsbestimmungen 
ebenfalls abzulehnen. 

M. Couchepin, rapporteur: Nous vous recommandons de ne 
pas vater la proposition qui a ete suggen§e taut a I'heure par 
M. Ledergerber. Umiter dans le temps la valite de cette lai, 
c'est detruire un des effets les plus positifs de la lai qui est de 
donner une certaine securite aux paysans qui sont des gens 
habitues a vivre en fonction de la nature, et la nature c'est la 
duree, la duree c'est des annees, des decennies et non seule­
ment des saisons. Les politiciens ont tendance ä vivre en fonc­
tion des legislatures et de la prochaine election, alors que le 
paysan appartient a la culture occidentale et chretienne ani­
mee du sentiment de la duree; MM. Ledergerber et Boden­
mann, qui sortent d'un milieu profondement inspire par ces 
valeurs, ne me contrediront pas. Donc, vous ailez destabiliser 
les paysans au moment ou il faut les stabiliser et les inviter a 
prendre une nouvelle orientation et a accepter de faire un pas 
qu'ils font avec difficuite. 
On a quand me me le sentiment, a travers ces debats, que cer­
tains d'entre eux acceptent Ici, alors que, fondamentalement, 
ils ne so nt pas encore tout a fait d'accord avec la nouvelle 
orientation. 11 faut done leur dire que dans quatre ans, meme 
s'lIs ne sont pas d'accord, on ne changera pas la ioi, bien que 

ayez sentiment que la est rediscutee dans quatre 
ans on pourrait peut-etre la durclr OU faire passer une politique 
encere plus stricte en faveur de I'article 31 b. Pour ma part, rai 
le sentiment que certains qui sont contre I'evolution seraient 
peut-etre d'aceord avec vous pour la raison exactement eon­
traire. Ce serait peut-etre un calcul un peu fou, mais un calcul 
Qui peut se faire. Alors, «iI faut donner du temps au temps», 
comme le disait M. Mitterrand en d'autres circe nstances , et 
aceepter que cette lai soit falte pour une duree beaucoup plus 
langue. La sagesse du President de la fran~ise 
devrait etre de nature cl la et 

meme 

Delamuraz, rn,n<:;"m,~r 
I,,,,-p,,,p,,t a M. 

etes 
savez cemme moi que ces trois dernieres annees nous 
avons constarnment entendu dans cet nc"""r',,t"'o des criti-

5o.N 

ques quant ci I'incertitude des temps nouveaux et du futur pour 
nos agricufteurs, critiques adressees essentiellement au 
Conseil f6deral dont on disait qu'iI ne voulait plus pratiquer 
les vieilles methodes, pour lui revolues, mais qu'il n'avait 
pas encore ete capable d'articuler les nouvelles methodes 
selon lesquelles on atlalt desormais conduire la politique 
agricole. 
A vrai dire, le Conseil federal, et votre serviteur en particulier, 
ont eu souvent quelque peine a calmer l'inqujetude et I'impa­
tience des paysans suisses et de taus les milieux rattaches a 
I'agriculture. 11 est vrai que nous avons vecu une longue pe­
riode d'incertitude ou !a formulation du 7e rapport, notam­
ment, n'etait pas encore achevee et ou I'on sentait assez 
confusement qu 'il fallalt cependant mettre graduellernent ffn 
aux vieilles methades. Ainsi, et vous etiez present en l'occur­
rence, Monsieur Ledergerber, nous avons connu un debat as­
sez confus et ac harne lorsque nous avons parfe I'annee der­
niere des nouvelles methodes concernant les cereales e1 
I' orientation de la production vegetale. On etait oblige de pren­
dre des options sur un 7e rapport que I'on devinait mais qui 
n'etait pas encore acheve, 
Maintenant que vous avez sous les yeux ce 7e rapport tant at­
tendu un peu comme on attend la beUe Arlesienne ou ma 
soeur Anne maintenant que vous en avez pris acte, hier, et 
qu'il s'agit de passer ci la premiere realisation par la modifica­
tion ou I'adjonction de deux articles a la loi sur I'agriculture, 
pour le faire demarrer sans plus attendre, de gräce ne don­
nons pas a cet elan enfin survenu, acette demarche entin 
amorcee, tout de suite, par les mesures transitoires, un coup 
de frein qui rendrait cette nouvelle modification de la loi prati­
quement inoperante. 
Vous savez bien, Monsieur Ledergerber, ainsi que vos amis, 
que nous ne pouvons pas lagiferer a court terme. Nous pou­
vons reglementer a plus court terme, nous pouvons certes 
proceder avec souplesse et celerite ci des adaptations, apres 
quelques annees et meme parfois quelques mois d'expe­
rjence, mais nous n'avons pas le droit de modifier apres un de­
lai si bref des textes de loi qui so nt suffisamment gemeraux 
pour permettre quelques retouches, non pas au principe, 
mais aux modalites d'application. Au contraire, si nous sui­
vions votre formule, qui consiste a dire: «Nous venons de dis­
poser d'une lai nouvelle, mais elle n'est valable que pour cinq 
ans», a coup sur nous viderions les nouvelles dispositions des 
trois quarts, sinon davantage, de leur substance. Ce serait re­
creer beaucoup d'incertitudes, en particulier dans le monde 
paysan, pro Ion ger un certain doute et meme provoquer une 
crise de confiance a I' egard des autorites. Les transformations 
sont impossibles: tenter de trouver une nouvelle orientation ä 
la politique agricole chez les producteurs, avec la perspective 
que tout cela puisse etre remis en cause fondamentalement ä 
la fin de 1996, equivaudrait ales decourager totalement et a 
rendre inoperante I'utile et indispensable transformation que 
nous venons de decider. 
Je me permets, Monsieur Ledergerber, d' attirer respectueuse­
ment votre attention sur le fait que c'est en particulier 
I'article 31 b qui est menace par la temporalite de la mesure 
que vous proposez, car iI va plus loin, iI est plus audacieux que 
I'article 31a 11 a une autre philosophie et un autre but Si cet 
article 31b, auquelles paysans n'adMreront peut-E~tre au de­
but que du bout des levres, est encore frappe de limites dans 
le temps avant meme san application, il est evident qu'il n'inte­
ressera plus les paysans et on aura alors coupe les ailes au 
mouvement, trop timide a votre gre mais deja novateur, que 
nous voulons lancer. C' est la raison pour laquelle je pense que 
nous faisons fausse route, si nous vous suivons, mais que no­
tre demarche sera juste si nous dannans acette loi une appli­
cation non limitee dans le temps comme c'est le cas de toutes 
les lois. Si je prends devant VQUS I'engagement que I'applica­
tion de cette lci, le blais de j'ordonnance et des regIe­

donner Ileu 

fera afin que cala soit 
lesucces, 

vous demande de suivre, pour des raisons de cenfiance et 
de clirnat moral. finalement, entre les autorites et le les 
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propositions de la majorite et de ne pas nous ~nferm~r ~~ns 
des "Uebergangsbestimmungen» momentanees et Ilmltees 
au 31 decembre 1996. 

Persönliche Erklärung - Declaration personnelle 

Ledergerber, Sprecher der Minderheit: Es ist jetzt gesagt wor­
den. ich würde mit dem Antrag auf Befristung eine Art Obstruk­
tiongegen die gewichtigen Beschlüsse betreiben, die wir ge­
troffen naben, und würde damit die Unsicherheit im Bauem­
stand verlängem und eine Lösung verunmöglichen. Darf ich 
Ihnen dazu zwei Dinge sagen? 
1. Die Verunsicherung bezüglich der Zukunft betrifft alle Jun­
gen, die einen Beruf wählen. Sie wissen nicht, wo sie in zehn 
Jahren sein werden. Niemand hat einen Anspruch darauf, 
dass ihm der Staat mit langfristig gesiCherten Zahlungen eine 
Sicherheit gibt Das verhindert den Strukturwandel, den Sie 
wollen. 
2. Ich habe finanzpolitisch argumentiert Es kann heute nie­
mand mehr den Anspruch erheben, er mache eine rationale, 
vemünftige Finanzpolitik, wenn er einerseits die neuen Ein­
nahmequellen zeitlich befristet - Sie werden das mit der neuen 
Finanzordnung tun - und gleichzeitig Ausgaben beschliesst, 
die unbefristet sind und eine Eigendynamik entwickeln - ob 
das nun jährlich 200 Millionen zusätzlich sind oder 300 Millio­
nen, ist auf lange Sicht nebensächlich. Das können wir verant­
wortlicherweise nicht tun. 
Ich betone noch einmal: Es geht mir darum, für die Landwirt­
schaft eine langfristig tragfähige Lösung zu finden, die auch 
Sicherheit bieten wird, die Oekologisierung beinhaltet Das 
bedeutet, dass dieser Rat in spätestens vier Jahren konzeptio­
ne" noch einmal über die Bücher muss und dass das, was wir 
heute beschlossen haben, nur als Uebergangslösung taugt; 
denn die Mechanismen, die nun beschlossen worden sind, 
sind nach wie vor primär einkommenssichemd. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Ordnungsantrag Thür 

76 Stimmen 
53 Stimmen 

Rückkommen auf Art 31aAbs. 4Bst d, e 

Motion d'ordre ThOr 
Revenir ci !'art 31 al. 4 let. d, e 

Thür: Ich beantrage Ihnen, auf die Entscheidung in den Buch­
staben d und e des Artikels 31a Absatz 4 zurückzukommen. 
Es handelt sich nicht um Zwängerei, sondern darum, einen of­
fensichtlichen Betriebsunfall zu korrigieren. Ich möchte Ihnen 
kurz begründen, weshalb es sich hier um einen solchen han­
delt. 
Der Beratung dieses Artikels in der Kommission ging eine aus­
gedehnte Debatte voraus, ein Ringen um die richtige Formu­
lierung von Absatz 4. Die Folge war, dass der Bundesrat der 
Kommission einen eigenen Vorschlag unterbreitete, der die 
Buchstaben a, b, e und d enthielt. unter anderem die ökologi­
schen Nach gewalteter Diskussion wurde 
diesem bundesrätlichen Vorschlag in der Kommission mit 
17 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung zugestimmt Die über­
wältigende Mehrheit in der Kommission war der Ueberz~u­
gung, dass es richtig ist, in diesem Punkt dem bundesrath­
chen Vorschlag zu folgen. 
Ich nehme nicht an, dass Sie heute bei der Abstimmung dem 
bundesrätlichen Vorschlag Ihre Zustimmung nicht geben woll­
ten. Ich habe mich nach der Abstimmung vergewissert und 
festgestellt, dass eine Reihe von Mitgliedern unseres Rates 
sich über die und die Bedeutung dieser Abstim-

klaren waren, weil alles sehr schnell, einer 

es ist rlt:>'oh!>Jh 

mung zurückkommen. Ich 
trag beliebt machen. 

haben. 
wenn wir auf diese Abstim­
Ihnen dies mit meinem An-

M. Couchepin, rapporteur: Je crois que c'est une question de 
principe. Si chaque fois que quelqu'un perd on invoque quel­
ques impn3cislons dans la determination de tel ou tel deputa, 

. cela ne va plus. Je pense que meme ceux d'entre vous qui ont 
vota dans le sens de M. Thür devraient refuser cette propOSi­
tion, pour simplement maintenir des ragles ordinaires de pro­
cedure dans ce Parlement Si I'on en arrive ci ce systeme, II y 
aura toujours quelqu'un pour;,pratendre qu'il a entendu dans 
les couloirs qu'iI y avait une erreur d'interpretation et qu'll taut 
recommencer le vote. Si nous voulons maintenir un certain or­
dre, il faut dire non ci cette proposition. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnuogsantrag Thür 
Dagegen 

litt. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

eh. 11 
Proposition de /a commission 
Adherer ci la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Persönliche Erklärung - Declaration personnelle 

59 Stimmen 
65 Stimmen 

M. Gros Jean-Michel: Le groupe liberal avait accepta d'entrer 
en matiare sur le projet de modification de la loi sur I'agri­
culture instituant des paiements directs. La discussion, puis 
les decisions prises par ce conseil, ont montre que I'on a re­
nonce ci considerer ces paiements directs comme un simple 
moyen de compenser une diminution du revenu agricole due 
ci une adaptation des prix au marche. On a prefere faire de 
cette loi un outil de politique sodale et environnementale. Le 
Parlement a divise le monde paysan, en le classifiant selon 
des criteres manicMens, pour limiter abusivement le cercle 
des benaficiaires des paiements directs. Avec I'acceptation de 
la proposition Bircher, iI a transforme ci terme les agriculteurs 
en jardiniers biologiques du pays. Le Conseil federal voulait 
donner ci I'agriculture une chance de renouer avec I'economie 
de marche, le Parlement, sous I'influence des nouveaux 
Khmers verts, a pratique la socialisation totale de ce secteur. 
Pour ces raisons, le graupe liberal ne peut accepter ce projet 
et vous prie de le refuser. 
Mesdames et Messieurs les conseillers nationaux, aujour­
d'hui, 17 juin 1992, !'agriculture suisse est morte, vive Ballen­
berg. 

Gesamtabstimmung Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

Abschreibung C/assement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Seiten und 2 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon les pages 1 et 2 du message 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

84 Stimmen 
11 Stimmen 
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Ad 92.010 

Motion 1 der Kommission 
für Wirtschaft und Abgaben 
Ueberprüfen der landwirtschaftlichen 
Subventionsvielfalt 

Motion 1 de la Commission 
de I'economie et des redevances 
Revision du train des subventions agricoles 

Wortlaut der Motion vom 26. Mai 1992 
Der Bundesrat wird beauftragt, bei der Neuorientierung der 
Agrarpolitik (LwG Art 31 a und 31 b, Direktzahlungen) folgende 
Massnahmen im Rahmen des laufenden Legislaturfinanzpia­
nes 1993--1995 zu verwirklichen: 
Die Subventionsvielfalt ist zu überprüfen, und die BeitragSkri­
terien sind materiell und administrativ zusammenzufassen. 
Die Kommissionsmotion ist im Nationalrat zusammen mit der 
Revision des LwG Artikel 31 a und 31 b zu behandeln. 

Texte de Ja motion du 26 mai 1992 
Le Conseil federal est charge, lars de I'application de la nou­
velle orientation de la politique agricole (LAgr. art 31 a et 31 b, 
paiements directs), d' executer, dans le cadre du plan financier 
1993-1995, les mesuressuivantes: 
revision du train de subventions et groupement du point de 
vue materiel et administratif des criteres de reference utilises 
pour t'octroi des contributions. 
La motion de Ja commission doit etre traitee au Conseil natio­
nal dans le cadre de la revision des articles 31 a et 31 b LAgr. 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine schriftliche Antwort. 

Deve/oppement par ecrit 
Les auteurs renoncent au developpement et demandent une 
reponse ecrite. 

Schriftliche Stellungnahme des Bundesrates 
vom 15. Juni 1992 
Die Vereinfachung des agrarpolitischen Massnahmendisposi­
tifs gehört zu den vom Bundesrat im 7. Landwirtschaftsbericht 
(Abschnitt 359) und in der Botschaft zur Aenderung des Land­
wirtschaftsgesetzes (Abschnitt 242) geäusserten Absichten. 
Aus folgenden Gründen beantragen wir Ihnen jedoch, die Mo­
tion in ein Postulat umzuwandeln: 
1. Der materiellen Zusammenlegung der Beitragskriterien 
sind gewisse Grenzen gesetzt, indem es die unterschiedli­
chen Zielsetzungen der verschiedenen Massnahmen zu be­
rücksichtigen gilt 
2. Auch mit einer Intensivierung der Anstrengungen SCheint es 
unsicher, dass der Abschluss aller Arbeiten im Zusammen-

der der Motion inner-
gegebenen Frist """"u"" 

Rapport ecrit du Conseil federal 
du 15juin 1992 
La simplification du dispositif des mesures de la politique agri­
eole correspond aux intentions du Conseil rederal presentees 
dans le 7e rapport sur I'agriculture (cf. eh. 359) et dans le mes­
sage coneernant la modification de la lai sur i'agriculture (cf. 
eh. 242). Oeux raisons a vous proposer de 
transformer la motion en un 

en 
en ,nTlo>h<"T'" 

e8rtain de achever 
I'harmonisation demandee 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
Der Bundesrat beantragt, die Motion in ein Postulat umzu­
wandeln. 

Declaraüon ecrite du Conseil federal 
Le Conseil federal propose de transformer la motion en pos­
tulat 

Ad92.010 

Motion 2 der Kommission 
tür Wirtschaft und Abgaben (Minderheit) 
Senkung der landwirtSChaftlichen Produktionsmengen 
und der Verwertungskosten 

Motion 2 de Ja Commission 
de I'economie et des redevances (minonte) 
Redudion du volume de la production agricole 
et des frais de mise en valeur 

Wortlaut der Motion vom 26. Mai 1992 
Der Bundesrat wird beauftragt, bei der Neuorientierung der 
Agrarpolitik (LwG Art 31 a und 31 b, Direktzahlungen) folgende 
Massnahmen im Rahmen des laufenden Legislaturfinanz­
plans 1993--1995 zu verwirklichen: 
1. Ein konkretes Programm zur Senkung der landwirtschaftli­
chen Produktion, insbesondere eine namhafte Senkung der 
Produktionsmengen bei Milch und Getreide, ist durchzu­
setzen. 
2. Die produktebezogenen Beiträge des Bundes sind im glei­
chen Ausmass nominell zu senken wie die Direktzahlungen 
nominell ansteigen. 

Texte de la motion du 26 mai 1992 
Le Conseil federal est charge, lors de I'application de la nou­
velle orientation de la politique agricole (LAgr. art 31a et 31 b, 
paiements directs), d' executer, dans le cadre du plan financier 
1993-1995, les mesures suivantes: 
1. Mise sur pied d'un programme eoncret visant ci reduire le 
volume de la production agricole, notamment dans les sec­
teurs du lait et des cereales. 
2. Reduction en valeur nominale des contributions federales 
liees ci !a production, dans une proportion equivalant a I'aug­
mentation en valeur nominale des paiements directs. 

Unterzeichner- Signataires: Strahm Rudolf, Bodenmann, Oa­
nuser, Ledergerber, Thür (5) 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine schriftliche Antwort 

ae'ilel,QOIJerneln! et demandent 

Schriftliche Stellungnahme des Bundesrates 
vom 15. Juni 1992 
Folgende Ueberlegungen veranlassen den Bundesrat, die 
beiden in der Motion enthaltenen Begehren zurückzuweisen: 
1. Eine namhafte Reduktion der Produktion von Milch und Ge­
treide ist im Rahmen des Legislaturfinanzplans 1993--1995 
nicht realisierbar. Die Durchführung eines solchen Pro­
gramms würde eine Getreidekontingentierung erfordern. Aus-

das im 
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Eine Reduktion der Milchproduktion würde Einkommenspro­
bleme verursachen und Flächen freisetzen, die extensiver 
und/odeLanders genutzt werden müssten. Zudem sollte die 
Milchmenge auch im Hinblick auf die europäische Integration 
nach Möglichkeit aufrechterhalten bleiben. In diesem Sektor 
ist die Preisdifferenz am geringsten (komparative Kostenvor­
teile) und die schweizerische Landwirtschaft am konkurrenz­
fähigsten. 
Ausserqem haben wir uns im 7. Landwirtschaftsbericht zum 
Ziel gesetzt, die Produktionsentwicklung der nur noch lang­
sam wachsenden Nachfrage anzupassen und die entspre­
chenden Massnahmen angegeben. Wir verweisen zudem auf 
die in der BotsChaft vom 25. März 1992 über Sanierungsmass­
nahmen der Bundesfinanzen vorgesehenen Massnahmen. 
2. Das Begehren, die produktegebundenen Beiträge nominell 
im gleichen Ausmass zu senken wie die Direktzahlungen an­
steigen, ist zu schematisch. Eine Entwicklung in dieser Rich­
tung entspricht zwar unseren Absichten, dabei muss jedoch 
die zur Wahrung der Gleichgewichte notwendige Flexibilität 
erhalten bleiben. In einzelnen Fällen wird möglicherweise eine 
über den Anstieg der Direktzahlungen hinausgehende Reduk­
tion der produktgebundenen Beiträge notwendig sein (Gatt). 

Rapport ecrit du Conseil federal 
du 15juin 1992 
Les considerations suivantes conduisent le Conseil federal cl. 
reieter les deux demandes exprimees dans la motion: 
1. Une reduction substantielle (namhaft) de la production de 
lait et de cereales n'est pas envisageable dans le cadre du 
plan financier 1993-1995. Pour les cereales, I'application d'un 
tel programme exigerait I'introduction d'un contingentement 
de la production. En outre, le programme mis en place dans le 
cadre des mesures d' orientation de la production vegetale (ar­
rete tederal du 21 juin 1991: art 20a cl. 20d LAgr et art 11 de la 
lai sur le ble; ordonnance sur I'orientation de la production ve­
getale et I' exploitation extensive du 21 decembre 1991) devrait 
progressivement praduire ses effets. 
Une reduction de la production laiMre poserait des proble­
mes de revenu et Iibererait des surfaces qu'il faudrait utiliser de 
tagen plus extensive et/ou differemment En outre, dans le ca­
dre de la politique d'integration europeenne, il faut tendre cl. 
maintenir dans la mesure du possible notre potentiel de pro­
duction laitiere car c'est dans ce secteur que nous disposans 
des differences de prix les plus faibles (avantage des couts 
comparatifs) et que I'agriculture suisse est la plus competitive. 
En outre, dans le 7e rapport sur I'agriculture, nous nous som­
mes fixe pour objectif d'adapter I'evolution de la production cl. 
la demande qui n'augmente encore que lentement et avons 
indique les mesures y relatives. A plus court terme, nous pou­
vons egalement faire reference aux propositions contenues 
dans le message du 25 mars 1992 concemant des mesures 
d'assainissement des finances de la Confederation. 
2. La demande d' une n:,duction en valeur nominale des contri­
butions tederales Iiees a la production, dans une proportion 
equivalant cl. I'augmentation, en valeur nominale, des paie­
ments directs.est trap schematique. Notre intention est d'ope­
rer dans le sens de cette demande, mais iI est necessaire de 
garder de la souplesse en vue de ne pas rompre les 
Dans csrtains cas, iI sera eventuellement necessaire de re­
duire les contributions liees a la production cl. un rythme plus 
rapide que I'augmentation des paiements directs (GATT). 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
Der Bundesrat beantragt, die Motion abzulehnen. 

Declaration ecrite du Conseil federal 
La Conseil federai pro pose de rejeter la motion. 

Ad 92.010 

Motion 3 der Kommission 
. tür WirtsChaft und Abgaben (Minderheit) 

Tierhalterbeiträge und Direktzahlungen 

Motion 3 de la Commission 
de I'economie et des redevances (minorite) 
Detenteurs d'animaux et paiements directs 

Wortlaut der Motion vom 26. Mai 1992 
(falls sich die Verabschiedung von Art 31 a und 31 b des Land­
wirtschaftsgesetzes so weit verzögert, dass die Inkraftsetzung 
der neuen Direktzahlungen nicht auf den 1. Januar 1993 mög­
lich ist) 
Der Bundesrat wird beauftragt, bis zum Inkrafttreten der Aen­
derung des Landwjrtschaftsgesetzes (Art 31 a und 31 b) den 
Bauern ein angemessenes Einkommen zu sichern, indem er 
die Verordnung über Tiemalterbeiträge verlängert und diese 
Beiträge erhöht und indem er die Kostenbeiträge für Viehhal­
ter im Berggebiet erhöht 

Texte de la motion du 26 mai 1992 
(si I'adoption des artieles 31 a et 31 b de la lai sur I'agriculture 
prenait tant de retard que les nouveaux palements directs ne 
puissent entrer en vigueur le 1 er janvier 1993) 
Jusqu'a I'entree en vigueur de la mOdification de la lai sur 
I'agriculture (art 31 a et31 b),le Conseil federal est prie d'assu­
rer aux agriculteurs un revenu equitable, en prolongeant la va­
lidite de I'ordonnance sur les contributions aux detenteurs 
d'animaux, non sans relever leurs taux, et en augmentant les 
contributions aux detenteurs de betail de la region de mon­
tagne. 

Unterzeichner-Signataires: Baumann, Bodenmann, Danuser, 
Hämmerle, Ledergerber, Strahm Rudolf (6) 

Schriftliche Begründung 
Die Urheber verzichten auf eine Begründung und wünschen 
eine SChriftliche Antwort 

Developpement par ecrit 
Les auteurs renoncent au developpement et demandent une 
reponse scrite. 

Schriftliche Stellungnahme des Bundesrates 
vom 15. Juni 1992 
Eine Annahme dieser Motion könnte den Eindruck erwecken, 
die Revision des Landwirtschaftsgesetzes werde nicht vor­
dringlich behandelt Die Absicht des Bundesrates besteht je­
doch vielmehr darin, möglichst schnell über die gesetzlichen 
Grundlagen zu verfügen, um ab 1993 die neuen Direktzahlun­
gen ausrichten zu können. 
Sollten die neuen Gesetzesgrundlagen nicht bereit sein, wird 
der Bundesrat sämtliche aufgrund der bestehenden Gesetze 
vorhandenen Möglichkeiten zur Verbesserung der bäuerli­
chen Einkommen prüfen. Dabei wird er möglicherweise auch 
die Verlängerung der Geltungsdauer der Verordnung über 
Tierhalterbeiträge in Erwägung ziehen. 

Rapport ecrit du Conseil federaJ 
du 15juin 1992 
La proposition d'accepter cette motion pourrait creer I'impres­
sion de ne pas vouloir aller de I'avant en ce qui cancerne la re-
vision de la lai sur Au contraire, I'intention du 
Conseil federal est de des nouvelles ba-

1993 nouveaux paie-
ments directs. Des moyens financiers sont inscrits cl cet effet 
au budget 1993. 
Si les nouvelles bases ne sont pas disponibles, le 
Conseil federal examinera, sur la base des dispositions lega­
les en vigueur, toutes les possibiiites permettantd'ameliorer le 
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revenu paysan et pourra eventuellement envisager le pro lon­
gement de la validite de I'ordonnance sur les contributions aux 
detenteurs d'animaux. 

Schriftliche Erklärung des Bundesrates 
Der Bundesrat beantragt, die Motion abzulehnen. 

Declaration ecrite du Conseil federni 
Le Conseil federal propose de rejeter la motion. 

Präsident: Wir führen die Diskussion über die Motionen 1, 2 
und 3 gleichzeitig und stimmen anschliessend getrennt ab. 

Kühne, Berichterstatter: Ich berichte Ihnen über die Kommis­
sionsverhandlungen zur Motion 1 der Kommission des Natio­
nalrates. Am Schlusse einer recht ausgedehnten Verhandlung 
sind wir noch zu den Motionen gekommen. Entsprechend 
kurz ist dann die Diskussion ausgefallen. 
Mit dieser Motion wollen wir den Bundesrat beauftragen, im 
Zusammenhang mit der Neuorientierung die gesamte Sub­
ventionsvielfalt zu überprüfen und die Beitragskriterien materi­
ell und administrativ zusammenzufassen. Mit der Neuorientie­
rung, mit der Einführung dieser produktungebundenen Direkt­
zahlungen, wird ein Teil dieser Zusammenfassung gewisser­
massen automatisch erfolgen. Die Meinung der Kommission 
ist es jedoch, dass die gesamten Geldströme im Bereich Land­
wirtschaft überprüft werden und dass dort, wo es möglich ist, 
eine Zusammenfassung vorzunehmen ist 

M. Couchepin, rapporteur: Le but est le mame que celui du 
Conseil federal. Ce dernier, 10rsqu'iI nous demande de trans­
former cette motion en postulat nous fait savoir simplement 
qu'iI n'est pas sur d'atre en mesure de mettre en place toutes 
les revisions necessaires jusqu'a fin 1995. C'est d'ailleurs pre­
cisement la raison d'une motion: obliger le Conseil federal a 
mettre en marche ces trains de mesures. L'argumentation de 
ce demier justifie que I'on vote la motion po ur le forcer a agir 
vite dans Je sens que nous avons decide. 
La motion 2 de Ja minorite de Ja commission, celle de 
M. Strahm Rudolf et consorts, appelle une reduction du vo­
lume de la production agricole, notamment dans les secteurs 
du lait et des cereales. Mais qu'adviendra-t-il, si I'on baisse ra­
pidement la production par des mesures administratives, des 
surfaces jusqu'alors utitisees pour ce type de production? 
D'autre part, que devient le probleme du revenu paysan? La 
aussi, c'est une question de rythme, il ne faut pas accepter 
cette motion qui force le rythme alors que, de I'autre cote, on 
veut simplement forcer administrativement le Conseil federal a 
aller plus vite. 
Quant a la motion 3, elle a pour but de mettre sous toit, dans 
les plus brefs delais, les articles 31 a et 31 b. Mais cette motion 
voudrait prolonger au-dela de la fin 1992 I'ordonnance sur la 
contribution aux detenteurs d'animaux liee a un montant uni­
taire par exploitation, ce qui ne permettrait pas d'aller dans la 
direction indiquee par le 7e rapport Cette mesure serait 
contre-productive par rapport a ce qui a ete discute et decide 
au cours de ces deux jours. 

Strahm Rudolf, Sprecher der Minderheit: Die Motion 2 ist 
nach unserer Auffassung das Stück, das noch fehlt, damit man 
von einer Neuorientierung der Agrarpolitik sprechen kann. Mit 
der Motion 2 wollen wir erstens, dass der Bundesrat noch im 
Rahmen des Legislaturfinanzplans 1993-1995 ein konkretes 
Programm zur Senkung der landwirtschaftlichen Produktion 
vorlegt, vor allem eine Senkung der Produktionsmengen bei 
Milch und Getreide; zweitens, dass die produktbezogenen 
Beiträge des Bundes nominell im gleichen Ausrnass gesenkt 
werden, wie die Direktzahlungen nominell ansteigen. 

Bundesrat schreibt mit einem Satz: «Eine nam-

Rahmen des 1..."".j';:)I<:UU! 

bar.» Herr Bundesrat, ich meinen, es eine Bankrotter-
wenn man sagt, in den nächsten drei bis vier Jahren 

sei Produktionssenkung 
Die grössten Bundesausgaben im der Landwirtschaft 

werden eingesetzt für die Verwertung von Ueberschüssen, 
450 Millionen Franken, nur um den Schweizer Käse im Aus­
land zu verbilligen. Da wird Käse auf 5 Franken pro Kilo herun­
tersubventioniert, der dann in Rom und Mailand und New York 
an die Oberschicht verkauft wird. 450 Millionen Franken! 
In der Miichrechnung ist der grösste Teil Ueberschussverwer­
tungs- und Ueberproduktionsverwertungskosten: 1,1 Milliar­
den Franken. Insgesamt betragen die Ueberschussverwer­
tungskosten des Bundes, wenn wir noch das Getreide, die 
Kartoffeln und die Weizenüberschussverwertungen hinzuzäh­
len, 1,4 bis 1,6 Milliarden Franken mit steigender Tendenz. 
Und da kommt der Bundesrat und sagt: Es ist nicht möglich, in 
der Periode des Legislaturfinanzplans hier etwas zu tun. Das 
ist wirklich eine Bankrotterklärung! Wenn etwas die Staats­
quote nach oben drängt, dann ist es der mörderische Automa­
tismus der Ueberschussverwertungskosten. 
Ich muss noch etwas sagen zur Natur der produktbezogenen 
Beiträge. Ich habe das heute morgen schon gesagt: Diese 
Ueberschussverwertungskosten sind - wenn man es vom Ein­
kommensstandpunkt aus beurteilt für die Bauern die 
schlechteste Art der Agrarsubvention. Wenn Sie den Bauern 
einen Franken als Direktzahlung geben, dann ist der ganze 
Franken einkornmenswirksam für den Bauern. Wenn Sie aber 
einen Franken für die Milchüberschussverwertung oder Kä­
seüberschussverwertung oder K~everbjlligung einsetzen, ist 
der Nettoeinkommenseffekt beim Bauern 34 Rappen. Der 
Rest geht irgendwo in der Mechanik verloren. Auch deswegen 
drängt sich eine Um lagerung von produktbezogenen Subven­
tionen hin zu Direktzahlungen auf. 
Ich komme zurück zur Motion 2. Uns scheint es durchaus 
machbar, wenn der politische Wille vorhanden ist, nach 
Punkt 1 dieser Motion ein konkretes Programm zur Senkung 
der landwirtschaftlichen Produktion vorzulegen. Es gibt ver­
schiedene Möglichkeiten. Bei der Milch und bei den direkt ein­
gezogenen PrOdukten kann man von einer Kontingentkür­
zung oder einem Kontingentrückkauf sprechen. Das wäre 
durchaus möglich. 
Zum Punkt 2, zur Frage des Ausgleichs. Wir wissen, dass jetzt 
die Direktzahlungen hochgehen. Wir möchten, dass im glei­
chen Ausrnass die produktbezogenen Beiträge des Bundes 
gesenkt werden, um in etwa eine Neutralität der Ausgaben zu 
erzielen, so dass wir jetzt nicht einfach neue Direktzahlungen 
auf die bisherigen Beiträge aufpfropfen. Wir sind nicht die, die 
von der Staatsquote reden ~ die Einfrierung der Staats­
quote als Mythos betrachten. Aber wenn etwas die Staats­
quote nach oben treibt, dann sind es ganz sicher die Ueber­
schussverwertungskosten. 
Wir haben das Rechnungsmodell von Professor Lehmann 
übernommen, das die ETH brauchte, um die Direktzahlungen 
und die Einkommensentwicklung zu berechnen. Wir haben 
einmal die bisherigen 1 oder 2 Prozent Produktivitätssteige­
rung eingesetzt Das Resultat: Das ganze Programm, das wir 
heute beschlossen haben, wird über den Haufen geworfen 
durch die weitere Steigerung der Hektarproduktivität Rech­
nen Sie nur mit 2 Prozent Zunahme der Hektarproduktivität 
während zehn Jahren, d. h. 24 Prozent Mehrproduktion auf 
der gleichen Fläche! Wenn bei dieser Entwicklung nicht etwas 
geschieht, dann ist die ganze sogenannte Neuorientierung 
der Agrarpolitik einfach kaputt und wird von der Entwicklung 
unterlaufen. Deswegen ist diese Motion eine wichtige flankie­
rende Massnahme der sogenannten neuen Politik. 
Zum Schluss muss ich sagen: Ich spreche nicht mehr, Herr 
Bundesrat, von einer Neuorientierung. Wegen der Demontage 
des Artikels 31 a haben wir keine Neuorientierung. Ich muss 
sagen: Wir sind etwas hereingelegt worden. Heute morgen hat 
man ein Gleichgewicht geschaffen zwischen Artikel 31 a und 
Artikel 31 b. Das ist als Kompromiss gefeiert worden. Ich war 
auch innerlich zufrieden. Ueber Mittag haben die Leute, die in 
der Kommission eine kleine Minderheit waren. das 

I:::lelsplel waren die 

gen worden waren, der mit 
"n'''c,-,n • ..".",,,,n worden. Der Rat hat das jetzt 

4 Buchstabe aus dem Artikel 31 a weggeputzt 
ue:SWI3QEln kann ich nicht mehr von einer guten Vorlage spre-
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ehen. Ich bin in dem Sinne enttäuscht Die Neuorientierung 
der Agrarpolitik ist irgendwie steckengeblieben. 
Die Motion 2 der Kommissionsminderheit wäre in diesem 
Sinne eine kleine Korrektur. 

Baumann, Sprecher der Minderheit: Ich beginne mit einem Zi­
tat: "Die Vereinfachung und Integration des bisherigen agrar­
pOlitisehen Instrumentariums gestaltet sieh schwieriger als an­
genommen und bedarf eingehender Abklärungen und Unter­
suchungen. Angesichts der Tatsache, dass eine wirkungsneu­
trale Umgestaltung ohne eine gewisse Umverteilung nicht 
möglich sein wird, ist Widerstand sowohl bei den direkt Betrof­
fenen als auch bei Gemeinden, Regionen und Kantonen zu er­
warten." Dieses Zitat stammt nicht etwa von mir, sondern vom 
Bundesrat, verabschiedet am 13. Mai 1992 in der Botschaft 
über die finanziellen Mittel für Kostenbeiträge an Viehhalter im 
Berggebiet und in der voralpinen Hüge/zone in den Jahren 
1993 und 1994. 
Die Diskussionen und Aenderungsanträge zum vorliegenden 
Gesetzesentwurf haben es gezeigt: Die Neuorientierung der 
Agrarpolitik wird nicht so leicht über die Bühne gehen, wie sich 
das gewisse Kreise ursprünglich vorgestellt haben. Die Diffe­
renzenbereinigung wird wohl noch einige Zeit in Anspruch 
nehmen. Ein Referendum ist nicht von vornherein auszu­
schiiessen, so dass die Aenderung des Landwirtschaftsgeset­
zes möglicherweise nicht auf Ende Jahr in Kraft gesetzt wer­
den kann, wie das ursprünglich vorgesehen war. 
Auf der anderen Seite laufen die Bundesbeschlüsse zur Fi­
nanzierung der beiden wichtigsten bereits existierenden Di­
rektzahlungen auf Ende 1992 aus. Es sind dies die sogenann­
ten TIerhalterbeiträge, bestehend aus einem Sockelbeitrag 
von 6000 Franken pro Betrieb und den Kostenbeiträgen für 
Rindviehhalter im Berggebiet. bestehend aus einem Beitrag 
pro Grossvieheinheit, beschränkt auf maximal 15 Grossvieh­
einheiten. Ohne Verlängerung dieser Beschlüsse würde, 
wenn 1993 keine neuen Direktzahlungen ausgerichtet werden 
könnten, für die meisten Betriebe eine dramatische Einkom­
menseinbusse resultieren. Zusammen mit dem bereits statt­
findenden Zusammenbruch der Preise im Schlachtviehsektor 
würde sich für viele Betriebe das Einkommen im nächsten 
Jahr halbieren. Ich glaube nicht, dass das die Absicht dieses 
Parlamentes ist 
Die Motion 3 der Kommissionsminderheit wird uns ermögli­
chen, ohne Zeitdruck eine immer noch seriöse Agrarreform zu 
beschliessen. Wir haben bisher erst einen sehr groben Rah­
men festgelegt, in dem noch praktiSCh alle erdenklichen Kon­
zeptionen möglich sind. Nach wie vor fehlen jegliche Vollzugs­
verordnungen, wie die neuen Direktzahlungen konkret ausge­
richtet werden sollen. Nun geht ja der Bundesrat in diese Rich­
tung, wie wir sie in der Motion fordern, nämlich in der erwähn­
ten Botschaft vom 13. Mai 1992, die uns letzte Woche zuge­
stellt wurde. Die Motion 3 nicht zu überweisen, könnte ja so in­
terpretiert werden, dass die Landwirtschaft gleich dreifach be­
straft werden soll: mit sinkenden Produzentenpreisen, einem 
vorläufigen Verzicht auf neue Direktzahlungen und zu guter 
Letzt auch no.ch mit der Aufhebung der bisherigen, unbestrit­
tenen Beiträge. 
Ich bitte Sie. die Motion zu überweisen. Wenn alle Stricke reis­
sen, hätten wir dann wenigstens ein grobes Auffangnetz Die 
Bauernvertreter hier haben heute nach meinem Dafürhalten 
bei verschiedenen Anträgen Eigentore geschossen. Ich bin 
überzeugt: Die Motion ablehnen wäre ein weiteres klassisches 
Eigentor für die bäuerliche landwirtSChaft. 
Ich bitte Sie, die Motion 3 der Kommissionsminderheit zu 
überweisen. 

Schwab: Zur Motion 1 der Kommission des Nationalrates. in 
seiner Stossrichtung 

Es muss 

Ich habe also keine Einwände gegen die Stossrichtung. Ich 
bin aber der Meinung, dass wegen dem Zeithorizont nur die 
Form eines PostUlates möglich ist, weil die vorgegebene Zeit 
nicht ausreicht, um eine Motion zu verwirklichen. 
Ich bitte Sie, diesem Vorstoss in Form eines Postulates zuzu­
stimmen. 
Zur Motion 2 der Kommissionsminderheit Strahm Rudolf, 
Senkung der landwirtschaftljchen Produktionsmengen und 
deren Verwertungskosten. Mit dieser Motion möchten Herr 
Strahm und die Mitunterzeichner in einem Kraftakt unsere Pro­
duktion drastisch senken. Jetzt haben wir mit dieser Gesetzes­
beratung, die soeben zu Ende gegangen ist, die Stossrich­
tung unserer künftigen Agrarpolitik verwirklicht: mehr Oekolo­
gie, gleichzeitig Senkung des Produktionsanteils. Für mich ist 
klar, dass diese Uebung nicht von einem auf das näChste Jahr 
in dermassen krassem Ausrnass erfolgen kann. Das darf es 
auch nicht, und das wollen wir nicht Wir können nicht unver­
mittelt die Bauern vor das Nichts setzen. Immerhin möchte ich 
nochmals festhalten, dass wir nur bei einigen wenigen Pro­
dukten die 100-Prozent-Grenze überschritten haben. In erster 
Linie bei der Milch. Nun. wir sind ein Grasland, wir sind ein AI­
penland, und in diesem Land muss gemolken werden, müs­
sen TIere gehalten werden. 
Für mich ist klar, dass diese PrOblematik entschärft werden 
muss, aber nicht im Sinne dieser Motion. Im Vergleich zum 
Ausland darf sich die Schweiz immerhin rühmen, mit ihrem 
Selbstversorgungsgrad in der Grössenordnung von 65 Pro­
zent wesentlich besser dazustehen, als das in der EG, in Ame­
rika oder in Australien der Fall ist um nur drei Beispiele zu 
nennen, die einen wesentlich höheren Eigenversorgungsgrad 
haben. 
Noch ein weiterer Gesichtspunkt: Ich ste/lefest, dass es in den 
Kreisen, die diese Motion lanciert haben, auch Leute gibt, die 
in die EG wollen. In der EG haben wir einen Eigenversor­
gungsgrad von etwa 125 Prozent. Die EG ist auch drauf und 
dran, ihre Produktion einzuschränken. Wenn es nach dem 
Wunsch der Europa-Euphoristen gehen würde, die sofort in 
die EG wollen, dann müssten wir als mögliches zukünftiges 
EG-Land ebenfalls die Produktion einschränken. Wollen wir 
nun schön von uns aus eine Senkung in diesem Ausrnass vor­
nehmen, wie es die Motion verlangt? Ich denke kaum. 
Ich bitte Sie, die Motion 2 abzulehnen. 
Zur Motion 3 der Kommissionsminderheit Baumann. Ich bitte 
Sie, auch diese Motion abzulehnen. Wir wollen nicht in Aus­
sicht steilen, dass die Tierhalter nun über die TIerhalterbei­
träge diese Beiträge erhalten sollen, die wir heute im Gesetz 
für die ganze Landwirtschaft vorsehen wollen. Das wird nicht 
möglich werden, weil die Gesetzesvorlage fragwürdig ist. 
Ich bitte Sie, die Motion 3 abzulehnen. 

M. Gobet: Au nom du groupe PDC, je vous invite a rejeter les 
motions 2 et 3 de la minorite de la commission. 
Je rappeierai brievement que dans le secteur des cereales, en 
premier Heu, le contingent qui beneficie du plein prix a ete 
aba/sse par le Conseil federal. Ces effets se sont deja faits res­
sentir en 1991. 11 sera encore abaisse dans la meme proportion 
pour les annees prochaines, notamment pour des raisons 
budgetaires de la Confederation. L'effet des decisions 
en 1991 a ete une retenue de 8 frs 40 par quintal livre sur toute 
la production de cereales. Si on double la retenue pour les an­
nees prochaines, elle se montera au total au moins a 17 francs 
par quintal livre. 
Les producteurs de cereales sont generalement aussi des pro­
ducteurs de viande. Or, on saft que depuis deux ans les prix de 
la viande a la production sont au niveau le plus bas, pratique­
ment au niveau europeen. Imposer des mesures draconien­
nes trap rapides, c' est pratiquement condamner les produc­
teurs. Nous n'avons pas le droitd'agirde cettesorte. 
Quant a la laitiere, ~ M. Schwab 

dans les moyennes 
elevees de mettre en valeur 
ce domaine 
plus petites. tout!e combat qui a ete me ne pour les modi­
fications de la loi sur I'agriculture, ceux qui proposent la mo-
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tion de minarite se sant battus pour une aide aux structures. 
Les baisses proposees du contingent laitier, notamment, sant 
de nature cl. mettre en peril tautes les petites et moyennes ex­
plaitations dans ces regions. Nous vous proposons donc de 
les rejeter. 
Je voudrais rappeier que les auteurs de la motion de minorite 
ne sont pas les seuls ci se preoccuper des finances federales. 
Dans le cadre des organisations professionnelles, on cherche 
des mesures tendant ci s'autodiscipliner pour limiter les defi­
cits de la Caisse federale. A I'UCPL - son president ici present 
pourraitvous le dire - nous etudions le moyen de limiter le defi­
cit du compte laitier. Nous avons adopte certaines solutions 
qui tendent cl. limiter la participation dans les secteurs de la 
mise en valeur sollicitant le plus les finances federales. Des de­
cisions viendront tres rapidement Laissons donc au Conseil 
federalla possibilite d' adapter les mesures en raison de la pOIi­
tique au niveau international ainsi qu'en raison des exigences 
financieres, de les adapter cl. la mise en place de la loi sur I'agri­
culture que nous venons de modifier. Les deux motions pro­
posent des mesures trap rapides. Elles sont trop schemati­
ques. La loi offre la sauplesse necessaire pour sauvegarder au 
mieux les interets aussi bien de la Confederation que de I'agri­
culture en general. 
Par consequent, je vous invite au nom du graupe PDC ci rejeter 
les motions 2 et 3. 

Zwygart: Die LdU/EVP-Fraktion unterstützt die Stossrichtung 
der Motion 2 der Kommissionsminderheit Strahm Rudolf. Die 
Produktionsmengen von landwirtschaftlichen Produkten ha­
ben uns mit der Zeit alle Handlungsfreiheit genommen. Es gilt, 
diese Handlungsfreiheit zurückzugewinnen. Die Entwicklung 
hat sich nicht plötzlich ergeben, sondern es war eine EntwiCk­
lung über Jahre. Wann wollen wir beginnen, eine andere Rich­
tung einzuschlagen? 
Mit den heute beratenen neuen Artikeln 31a und 31b des 
Landwirtschaftsgesetzes haben wir Direktzahlungen vorgese­
hen. Nach wie vor soll aber für die Landwirte ein Teil des Ein­
kommens über den Verkauf von Produkten erreicht werden. 
Wäre diese Produktion kleiner, könnten die Bauern mehr lö­
sen. Es braucht aber dazu das gesamte Spektrum der Nah­
rungsmittelproduktion. 
Wir haben gehört, dass das beim Fleisch nichtstimmt: Die Pro­
duktion ist zurückgegangen, die Erträge beim Bauern hinge­
gen sind nicht gestiegen. Der Konsument hat aber auch kei­
nen tieferen Preis zu bezahlen. Gesamthaft gesehen ist die 
Ueberproduktion das Hauptproblem; darum wäre weniger 
mehr. 
Aus der Sicht der Konsumenten ist es ebenfalls stossend, dass 
Steuergelder in Milliardenhöhe verwendet werden müssen, 
um Milchüberschüsse und Getreideüberproduktion zu verwer­
ten. Ich bin überzeugt, dass die Konsumenten bereit wären, 
höhere Produktepreise als im Ausland zu zahlen, sofern die 
Ueberschüsse nicht mehr als ein bestimmtes Mass an Steuer­
geldern wegfressen. Aber dieses Mass ist offensichtlich über­
schritten. Deshalb gilt es nun, diese Wende herbeizuführen. 
Kurz zur Motion 1, die offensichtlich unbestritten ist Die 
Ueberprüfung der landwirtschaftlichen Subventionsvielfalt ist 

höchster Aktualität Schon seit langem haben Vertreter un­
serer Fraktion dies gefordert Wir haben heute mit den neuen 
Artikeln im Landwirtschaftsgesetz einen Schritt getan. Wir ha­
ben im "Agrarsubventionswald" neue Bäume gesetzt 
Es ist an der Zeit. die Ueberprüfung der vielen Subventionsfor­
men und Vereinfachungen auf allen Ebenen vorzunehmen. Es 
lässt sich dann auch begründen, dass Ueberschüsse, die es 
nach wie vor geben wird, auch durch Geld aus den Steuern 
bezahlt werden. Die Annahme der DurChforstung des Subven­
tionswaides hilft also mit, dass auch anderes bereinigt werden 
kann; sie würde mithelfen, dass die Motion 2 im bes­

m>j'r:>"pn werden könnte und dass Landwirte, 

Ledergerber: Namens der SP-Frakiion teile ich mit 
dass wir die Motionen und 2 unterstützen und dass verein­
zelt auoh die Motion 3 unterstützt wird. 

Es ist überfällig, das Subventionsgestrüpp, das in der Mo­
tion 1 der Kommission angesprochen wird, zu durchforsten, 
abzubauen und zu vereinfachen. Eigentlich müsste in dieser 
Motion auch noch stehen, dass die Agrarbürokratie entspre­
chend redimensioniert wird. Herr Bundesrat, ich hoffe, dass 
Sie das auch so verstehen. Das ist überfällig, und ich bin froh, 
dass die Kommission das so gesehen hat 
Aber diese erste Motion ist nicht vollständig. Es braucht dazu 
auch den zweiten Teil der Motion 2, die verlangt, dass die pro­
duktebezogenen Beiträge des Bundes im gleichen Ausmass 
zu senken sind wie die Direktzahlungen steigen, sonst geraten 
Konsument und Steuerzahler bei diesem Geschäft tatSächlich 
ins Hintertreffen. 
Die Botschaft hat das versprochen, und auch Sie, Herr Bun­
desrat, haben in diesem Saal gesagt, dass hier eine Verlage­
rung von produktebezogenen Subventionen zu Direktzahlun­
gen stattfindet, dass es nicht mehr die gleiche Kasse ist, die 
bezahlt, dass es andere Kanäle sind. Wir müssen Garantien 
haben, dass die produktegebundenen Subventionen tatsäch­
lich abgebaut werden, dass nicht plötzlich unter einem ande­
ren TItel die Menge der Subventionen einfach ausgebaut wird. 
Man müsste noch erwähnen, dass auch der Konsument in die­
sem Spiel zusätzlioh einen Bonus erhalten muss, indem die 
Preise sinken. Sonst ist der Konsument tatsächlich nur jener, 
der gemolken wird. Sie haben gesagt, Herr Schwab, in diesem 
Land müsse gemolken werden. Ich hoffe, Sie haben das nur 
bäuerlich verstanden und nicht bauernpolitisch! Dann kann 
ich mit Ihnen sehr wohl einverstanden sein. 
Der Konsument will an den kommenden EntwiCklungen parti­
zipieren. Herr Bundesrat, wenn Sie Ihre Versprechen wahrma­
chen wollen, müssen Sie dafür sorgen, dass nicht nur die Ein­
kommen der Bauern gesichert sind, sondern auch die Konsu­
menten von den sinkenden Preisen profitieren können und 
nicht nur gemolken werden. 
Die Motion 3 hat an Bedeutung verloren. Es war ein Akt von 
Goodwill von unserer Seite, dass wir ein Netz spannen wollten 
für den Fall, dass dieser Beschluss nicht rechtzeitig zustande 
kommt und in Kraft gesetzt werden kann. So hätten wir im 
Sinne einer kurzfristigen Uebergangslösung etwas für die 
Bauern tun können. Die Motion hat an Bedeutung verloren, da 
Sie dieses Geschäft zu unserer halben Unzufriedenheit durch­
gezogen haben. Einzelne aus unserer Fraktion werden noch 
beistimmen, andere nicht 

Frau Wittenwiler: Ich nehme im Namen der FDP Stellung zu 
den Motionen. 
Zur Motion 1 der Kommission: Die Ueberprüfung und die ad­
ministrative Zusammenfassung der Subventionsvielfalt ist ge­
rechtfertigt Ob allerdings die Beitragskriterien auch materiell 
zusammengefasst werden können, ist sehr fragwürdig. Die 
Beitragskriterien müssen den teilweise recht unterschiedli­
chen Gegebenheiten Rechnung tragen. Eine blosse Ausrich­
tung auf einzelne wenige Kriterien ist schwer denkbar und 
dient der differenzierten Beurteilung, soweit eine solche am 
Platz ist, wohl kaum. 
Grundsätzlich ist das inhaltliche Anliegen der Motion gerecht­
fertigt, weshalb eher die Postulatsform anzustreben ist. Dem 
Vernehmen nach will der Bundesrat die Angelegenheit so 
oder so rasch an die Hand nehmen. Ich bitte Sie deshalb, dem 
Postulat zuzustimmen. 
Zur Motion 2 der Kommissionsminderheit: Diese Motion bein­
haltet geradezu einen Frontalangriff auf die landwirtschaftli­
chen Marktanteile und öffnet den Agrarimporten Tür und Tor, 
ohne jegliche ökologische Einschränkungen. Soll der Schwei­
zer Bauer zum Landschaftspfleger werden, dieweil im nahen 
Ausland die Nahrungsmittel agroindustriell erzeugt werden 
bzw. über weite Distanzen aus Billiglohnländern energiefres­
send herbeitransportiert werden? 
Ich bitte Sie, diese Motion abzulehnen, 

Diese ist ebenfalls abzulehnen. 
Das R",,,p,hrjO'n 

Fürdie 
nämlich klar die f'lP·,pt'71i,,·hp 
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Kühne, Berichterstatter: Ich habe zu Beginn der Debatte 
meine Interessen offengelegt Ich kann Herrn Strahm sagen, 
dass es für den Käseexport nicht 450 Millionen Franken sind, 
sondern 1991 waren es 369,6 Millionen Franken. Das ist auch 
sehr viel, und diese Zahl macht mir selber Sorge. Das können 
Sie mir glauben. 
Nun haben Sie darauf hingewiesen, dass eine Produktivitäts­
steigerung von 2 Prozent besteht Auch das stimmt Das gäbe 
in zehn Jahren 20 Prozent Aber es kann keine Rede davon 
sein, dass das effektiv umgemünzt wird. Sie wissen, dass we­
sentliche Produkte begrenzt sind. Wir haben die Kontingentie­
rung bei Milch, Zuckerrüben und Raps. Beim Brotgetreide 
sind Senkungen bei der garantierten Menge schon durchge­
führt worden, nämlich in einem ersten Schritt auf 450000 Ton­
nen; im nächsten Schritt - im Zusammenhang mit der Sanie­
rung des Bundeshaushaltes - ist eine weitere Reduktion auf 
380000 Tonnen vorgesehen. 
Ich muss Sie nun fragen: Wo sind denn die Produktionsalter­
nativen? Unser ehemaliger Ratskollege Biel hat jeweils ge­
sagt, dass die Milch wenn alles betrachtet wird bei den 
komparativen Kosten doch am besten abschneidet, viel bes­
ser als z. B. Fleisch oder Getreide. 
In diesem Sinne bitte ich Sie im Namen der Kommission, die 
Motion 2 abzulehnen. 
Zu Motion 3, zur anbegehrten Verlängerung mindestens der 
Kostenbeiträge, ist festzuhalten, dass diese Botschaft mittler­
weile eingetroffen ist Wenn wir eine Kursänderung vorneh­
men wollen, stellt sich die Frage: Sollen wir das jetzt tun und 
keine Verlängerungsmassnahmen beschliessen, die dann 
dazu führen, dass diese Vorarbeiten auf das Abstellgeleise ge­
führt werden? 
Ich bitte Sie im Namen der Kommissionsmehrheit, auch diese 
Motion 3 abzulehnen. 
Hingegen bitte ich Sie, die Motion 1 zu überweisen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le Conseil federal a re­
pondu par ecrit aces trois motions. 11 propose de transtormer 
la motion 1 de la majorite en postulat En effet, vu la rigueur du 
texte, il n'est pas possible de tenir la date du plan financier 
1993-1995 pour accomplir toutes les revisions des subven­
tions. Elles sont en cours, et I'essentiel se fera pendant cette 
periode mais pas la totalite. Je prendrai un engagement falla­
cieux en acceptant cette motion en tant que teile. Je vous prie 
donc d'accepter sa transformation en postulat 
La motion 2 de la minorite de la commission nous contrain­
drait , ni plus ni moins, a introduire, par exemple dans le sec­
teur de la production cerealiere, un contingentement que 
nous avons pu miraculeusement eviterjusqu'a maintenant Je 
vous demande donc pour cette raison ainsi que pour d' autres 
contenues dans le texte ecrit, de refuser la motion 2 de la mi­
norite de la commission. 
Quant a la motion 3, elle traite de I'hypothese ou les 
artieles 31 a et 31 b ne pourraient pas etre mis en vigueur Ei 
temps. Je peux vous dire que si, malheureusement, le hasard 
des choses voulait que nous ayons du retard dans I'applica­
tion de ces artieles, pour differentes raisons tenant a I'organi­
sation democratique de notre Etat, par exemple, nous pren­
drions, bien entendu, les mesures de prolongation necessai­
res des dispositions actuelles, pour eviter de placer I'agri­
culture dans ie vide, entre le moment DU I'on abandonnerait 
les methodes actuelles et le moment retarde ou ces artieles 
deploieraient leurs effets. 11 ne faut pas donner un signal fata­
liste d'abandon en acceptant la motion 3. C'est la raison pour 
laquelle je vous demande egalement de la rejeter. 

Motion Ad 92.010-1 

Abstimmung - Vote 
Für Ueberweisung als Postulat 

als Motion 

Motion 

Dagegen 

73 Stimmen 
59 Stimmen 

53 Stimmen 
77 Stimmen 

Motion Ad 92.010-3 

Abstimmung - Vote 
Für Ueberweisung der Motion 
Dagegen 

92.3165 

Dringliche Interpellation 
der sozialdemokratischen Fraktion 
Lex Friedrich. Verletzung 
des Prinzips der Gewaltentrennung 
Interpellation urgente 
du groupe socialiste 
Lex Friedrich. Atteinte au principe 
de Ja separation des pouvoirs 

Wortlaut der Interpellation vom 1. Juni 1992 

22 Stimmen 
62 Stimmen 

Die Lex Friedrich verlangt, dass Gesellschaften, die zum 
Zwecke der Gesetzesumgehung gegründet worden sind, auf­
gelöst und liquidiert werden müssen. Das Bundesgericht hat 
in mehreren Fällen entsprechende Urteile kantonaler Gerichte 
geschützt und bestätigt Der Bundesrat seinerseits empfiehlt ~ 
aufgrund von Druck aus dem Ausland einer kantonalen Be­
hörde, eine abweichende Lösung zu treffen, die dem Gesetz 
nicht entspricht und Bundesgerichtsurteile desavouiert. 
Der Bundesrat ist gebeten, Stellung zu nehmen: 
1. Wie ist die Intervention des Bundesrates im Hinblick auf die 
Gewaltentrennung im demokratischen Staat zu verantworten? 
2. Wer soll in Zukunft noch gehalten sein, die Lex Friedrich ein­
zuhalten? 
3. Wie gedenkt der Bundesrat die Angelegenheit definitiv zu 
lösen und das angeschlagene Vertrauen wiederherzustellen? 
4. Ist der Bundesrat bereit, die Erledigung der Straffälle aus 
der Vergangenheit konsequent zu behandeln und das gel­
tende Gesetz von den neuen Gegebenheiten (Teilauthebung, 
Aufhebung, Ersatzmassnahmen) im Zusammenhang mit der 
europäischen Integration klar zu machen? 
5. Welche konkrete Ersatzmassnahme auf bundesgesetzli­
cher Ebene wird der Bundesrat auf den Zeitpunkt des Inkraft­
tretens des EWR-Vertrages (= zugleich der Zeitpunkt einer 
Teilaufhebung der Lex Friedrich) erlassen? 

Texte de /'interpellation du 1 er juin 1992 
La lex Friedrich demande la dissolution et la liquidation de so­
cietes creees dans le but de contourner la Il~gislation. Le Tribu­
nal federal a, a maintes reprises, confirme des jugements de 
tribunaux cantonaux allant dans ce sens. Quant au Conseil fe­
deral, il recommande, en reaction a la pression exercee par 
I'etranger, a une autorite cantonale d'opter pour une solution 
divergente, qui n'est pas conforme a Ja lai et desavoue les 
jugements du Tribunal federal. 
Le Conseil federal est prie de repondre aux questions sui­
vantes: 
1. Dans quelle mesure I'intervention du Conseil federa! est­
eile acceptable sous I'angle de la separation des pouvoirs 
dans l'Etat democratique? 
2. Qui sera encore tenu. a !'avenir, de respecter la lex Fried­
rich? 
3. Comment le Conseil federal compte-t-i1 regler definitive­
ment cette affaire et etabiir la contiance qui a ete ebranlee? 

Conseil federal est-il appliquer toujours les memes 
"nM""""''' infractions commises et a pas faire 

entre de !a loi en et les nouvelles 
r".\nn,~",c: en rapport avec rintegwatlon 

"""'ti",ll,, abrogation. mesures de substitution)? 
5. mesures de substitution concretes le Conseil fed€:­
ral introduira+il dans la legislation au moment de I'entree en 
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Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 1992 
Decision du Conseil national du 17 juin 1992 

___ 0 •• __________________ _ 

Art. 29 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 29 al. 1 
Proposition de la commission 
Adherer cl la decision du Conseil national 

Jagmetti, Berichterstatter: Entgegen dem Eindruck, den die 
Fahne erwecken könnte, hat sich die Kommission für Wirt­
schaft und Abgaben weitgehend dem Nationalrat angeschlos­
sen. Einige Feinheiten sind noch abzusprechen, und wie Sie 
sehen, sind auch hier die Anträge zum Teil unterschiedlich. 
Bei Artikel 29 empfiehlt Ihnen die Kommission, dem National­
rat zuzustimmen. Der Nationalrat hat als weiteres Kriterium 
das Wort «umweltgerecht» in die Bestimmung aufgenommen. 
Gemeint ist damit, dass die Bestimmungen des Umwelt­
sChutzgesetzes mit der Verordnung über den Schadstoffge­
halt des Bodens, des Gewässerschutzgesetzes usw. einge­
halten werden. 
Oie Kommission ist der Meinung, dass das dazugehört, und 
empfiehlt Ihnen, bei Artikel 29 dem Nationalrat zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 31a Abs. 1-3, 3bis (neu), 4 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2,4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Abs.3 
Mehrheit 
Der Bundesrat 
a stuft die ergänzenden Direktzahlungen nach den Produk· 
tionszonen und allenfalls nach der natürlichen Ertragskraft 
des Bodens und anderen Faktoren ab; 

die l:::!e,ltraasbel'echtiICl! 

d. Streichen 
e. Streichen 
Minderheit I 
(Büttiker, Jagmetti, SChüle, Simmen) 

766 E 22 

Der Bundesrat 

b. Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Minderheit 1I 
(Kündig, Reymond, Uhlmann) 
Der Bundesrat 

b. Streichen 

Minderheit 111 
(Cottier, Gemperli, Kündig, Reymond, Uhlmann) 
Der Bundesrat 

1992 

b. legt für die Beitragsberechtigung eine Grenze bezüglich 
des landwirtschaftlichen Einkommens fest; 

Abs. 3bis (neu) 
Der Bundesrat kann: 
a für die Bezüger eine Altersgrenze festsetzen; 
b. in besiedlungsgefährdeten Gebieten einen zusätzlichen 
Beitrag ausrichten. 

Antrag Seiler Bernhard 
Abs.2 
Festhalten 
Abs.3 

a. Streichen 

Abs. 3bis (neu) 
Der Bundesrat kann: 

c. die ergänzenden Direktzahlungen nach den Produktions· 
zonen, der Ertragskraft des Bodens und anderen Faktoren ab· 
stufen. 

Art. 31a al. 1-3, 3bis (nouveau),4 
Proposition de la commission 
AI. 1,2,4 
Adherer cl la decision du Conseil national 

AI. 3 
Majorite 
Le Conseil federal: 
a Echelonne les paiements directs selon les zones de pro· 
duction et, le cas echeant, en fonction du rendement du sol et 
d' autres facteurs; 
b. Determine, pour le drait cl la contribution, une limite de re­
venu; 
Co .... 
d. Biffer 
e. Biffer 
Minoritef 

Jagmetti, Piller, Schüle, S'r1nmpnl 

Le Conseil federal: 

b. Adherer a la decision du Conseil national 

Minorite 11 
(Kündig, Reymond, Uhlmann) 
Le Conseil federal: 

b. Biffer 

Determine, pour 
venu agricoie; 

la 
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AI. 3bis (nouveau) 
Le Conseil federal peut: 
a Fixer une limite d'äge pour les beneficiaires; 
b. Verser une contribution supplementaire dans les regions 
qui courent le risque d'etre abandonnees. 

Proposition Seiler Bernhard 
AI. 2 
Maintenir 
AI. 3 

a Bitter 

AI. 3bis (nouveau) 
Le Conseil federa! peut: 

c. Echelonner les paiements directs complementaires selon 
les zones de production, le rendement du sol et d'autres fac­
teurs. 

Abs. 1-Al. 1 

Jagmetti. Berichterstatter: Bei Artikel 31 a muss ich absatz­
weise vorgehen, damit die Sachlage klar wird. 
In Absatz 1 hat der Nationalrat die «Landwirte» durch die «bäu­
erlichen Bewirtschafter» ersetzt und einen zweiten Satz beige­
fügt 
Zum Sinn des ersten Satzes möchte ich folgendes festhalten: 
Nach der Formulierung, die vom Nationalrat gewählt wurde 
und der sich die Kommission anschliesst, sollen alle Boden­
bewirtschafter solche Beiträge erhalten; ausgeschlossen wä­
ren die industrielle Grossproduktion mit Massentierhaltung 
ohne entsprechende betriebseigene Futtergrundlage und die 
Hors-sol-Produktion. Bei der Hors-sol-Produktion hat sich we­
gen einer Zeitungsnotiz eine kleine Verwirrung ergeben: Wenn 
ein Bauer als Ergänzung seines bodenabhängigen Betriebes 
Hors-sol-Kulturen betreibt, wird er deswegen nicht von den Di­
rektzahlungen ausgeschlossen; er erhält jedoch solche Zah­
lungen nur für die bodenabhängige Produktion. Ein reiner 
Hors-sol-Betrieb erhält gar keine Zahlung, und ein gemischter 
Betrieb erhält sie nur für die bodenabhängige Produktion. Das 
war die Grundidee. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen, sich dem Nationalrat anzu­
schliessen. Das gilt auch für den zweiten Satz, der zum Aus­
druck bringt, was an und für sich schon in der ersten Runde als 
Grundidee in dieser Bestimmung enthalten war. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 2-AI. 2 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir haben seinerzeit Absatz 2 so 
formuliert, dass der Betrieb und die Fläche notwendige Be­
messungsfaktoren darstellen. Der Nationalrat hat die Produk­
tionszone als weiteren obligatorischen Parameter beigefügt 
Wir sind der ersten Runde davon ausgegangen, dass jeder 
Betrieb vorweg einen Beitrag erhalte und dass ein 
nach Fläche sowie nun auch nach Produktionszone ausge­
richtet werde. Die quantitative Gewichtung dieser Faktoren 
wurde in der ersten Runde dem Bundesrat überlassen und 
soll ihm weiterhin überlassen bleiben. Immerhin gingen wir 
davon aus, dass alle von Absatz 1 erfassten Betriebe einen Be­
triebsbeitrag erhalten werden. Gemeint sind Haupt- und Ne­
benerwerbsbetriebe. Allerdings heisst «Nebenerwerbsbe­
trieb" nicht die einer Geiss als Hobby, sondern es 

l"r,ti\l\JIr1"'~r.r !:in"",,,:,, Betrieb sein. Diese 
vorgenommen werden. 

Angenommen - Adopte 

3-8 

767 

Abs. 3-AI. 3 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Absatz 3 haben wir seinerzeit 
eine Lösung getroffen, die der Nationalrat noch etwas ausge­
baut hat Vorweg muss ich Sie darauf hinweisen, dass wir den 
Absatz 3 in einen Absatz 3 und einen Absatz 3bis aufgeteilt ha­
ben. Das ist rein redaktionell und führt zu einer einfacheren 
Formulierung. Das, was der Nationalrat als obligatorische Be­
messungsfaktoren vorgesehen hat, haben wir in Absatz 3 auf­
genommen, und was vom Nationalrat als fakultative Bemes­
sungsfaktoren beschlossen worden ist, haben wir in Ab­
satz 3bis aufgenommen. Es ist also keine Umstellung materi­
eller Art, sondern lediglich eine einfachere Darstellung. 
Nun stellen sich bei den einzelnen Absätzen etwas heikle 
Fragen. Bei Absatz 3 litera a haben wir die Formulierung des 
Nationalrates übernommen und können zustimmen. Bei 
litera b dort liegt das entSCheidende Kriterium - steUt sich 
die Frage, ob die Betriebsbeiträge nach Artikel 31 a unabhän­
gig von der Einkommens- und Vermögenslage des Landwir­
tes ausgerichtet werden sollen. In der ersten Runde sind wir 
davon ausgegangen, diese Leistungen seien unabhängig 
vom Einkommen und Vermögen auszurichten, denn sie seien 
eine Einkommenssicherung, deshalb müssten sie jedem, der 
die Leistungen erbringt, auch ausgerichtet werden. Der Natio­
nalrat war anderer Auffassung. Nun haben Sie vier verschie­
dene Varianten: 
1. Die Minderheit 11 (Kündig) beantragt, an unserer bisherigen 
Konzeption festzuhalten; danach sind die Zahlungen ein Teil 
des Einkommens und kommen demgemäss jedem zugute, 
der die Leistung erbringt. 
2. Die Lösung der Kommissionsmehrheit begrenzt nach dem 
Einkommen und nicht nach dem Vermögen - wie das der Na­
tionalratwollte-, und zwar aus folgendem Grund: Für Einkom­
men haben wir infolge der direkten Bundessteuer eine eidge­
nössische Bemessungsgrundlage; für das Vermögen haben 
wir diese eidgenössische Bemessungsgrundlage nicht, weil 
die natürlichen Personen nicht der Vermögenssteuer unterlie­
gen. Deshalb schien es der Kommission zweckmässiger, den 
Parameter zu nehmen, der auf Bundesebene einheitlich fest­
gelegt ist, damit wir ein klares Kriterium haben. Deshalb 
schlägt Ihnen die Mehrheit vor - allerdings nur mit dem Stich­
entscheid des Präsidenten in der letzten Abstimmung -, dass 
wir die "Einkommensgrenze» ins Gesetz aufnehmen, und 
zwar ohne Zusatzbestimmung. 
3. Die Minderheit 111 (Cottier) möchte die Einkommensgrenze 
auf das landwirtschaftliche Einkommen beschränken und die 
übrigen Einkommensbestandteile ausnehmen. 
4. Die Minderheit I (Büttiker) möchte dem Nationalratfolgen. 
Sie haben also die ganze breite Palette. Die entscheidende 
Frage wird aber sein: Wollen wir eine Einkommens- und even­
tuell eine Vermögensgrenze, oder wollen wir sie nicht? Ist die 
ergänzende Direktzahlung nach Artikel31a die Abgeltung für 
die Leistung des Landwirtes und wird unabhängig davon aus­
gerichtet, oder ist sie eine Leistung, die nicht an Leute ausge­
richtet werden soll, bei denen das Einkommen und eventuell 
das Vermögen eine bestimmte Grenze überschreiten? 
Namens der Kommissionsmehrheit möchte ich Sie bitten, ei-

Schritt Nationalrat zu tun, das Einkommen als 
Grenze festzusetzen, wie es sich aus der Ermittlung für die di­
rekte Bundessteuer ergibt - und nicht noch das Einkommen 
einzuschränken -, hingegen auf die Vermögensgrenze zu ver­
zichten, weil dort der einheitliche schweizerische Massstab 
fehlt 
Bei den Buchstaben d und e kann sich ein Missverständnis 
daraus ergeben, dass wir diese Bestimmungen angeblich ge­
strichen haben. Sie kommen dann aber in Absatz 3bis ge­
nauso wieder. aus den Gründen. die ich schon erwähnte. 
Bei Absatz 3bis Buchstabe b . er dem Buchsta-

vom Absatz 3 des Nationalrates -
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gensgrenze etwas gestrafft worden, und die Formulierung in 
Absatz 3bis Buchstabe b ist auch etwas gekürzt worden, aber 
es ist keine andere Konzeption. 
Die Kommission ist davon ausgegangen, dass die Bereini· 
gung auch im Nationalrat keine allzu grossen Schwierigkeiten 
mehr verursachen sollte, wenn wir das Geschäft schon zu Be­
ginn der Session behandeln könnten, so dass wir am Schluss 
der Session die Schlussabstimmung durchführen könnten. 

. Ich bitte Sie also, der Kommissionsmehrheit zu folgen. 

Büttiker, Sprecher der Minderheit I: Ich möchte die Aussagen 
des Kommissionspräsidenten ergänzen. Es geht heute nicht 
nur um die Einführung von Vermögens- und Einkommens­
grenzen. Es geht heute darum, dass wir diese Differenzen be­
reinigen und uns dem Nationalrat anschliessen, dass wir für 
die Bauern in diesem Lande endlich ein Zeichen setzen. Sie 
sollen wissen, dass diese Direktzahlungen auf den 1. Januar 
1993 ausbezahlt werden können. 
Die vorberatende Ständeratskommission hat drei von mir aus 
gesehen unnötige Differenzen zur Fassung des Nationalrates 
geschaffen, zum Teil mit sehr knappen Mehrheiten. Der Stän­
derat kann es sich schlicht und einfach nicht leisten, diese Dif­
ferenzen heute zu bestätigen und zu zementieren. Wir müssen 
uns im jetzigen Zeitpunkt der Unsicherheit im agrarpolitischen 
Umfeld auf der ganzen Linie dem Kompromisswerk des Natio­
nalrates anschliessen. Wir können es uns nicht erlauben, bei 
diesem tür die Landwirtschaft existentiellen Geschäft die Ver­
zögerungsbremse zu ziehen. Zu Recht wollen die Bauern nun 
endlich Taten sehen und nicht bloss immer wieder hinausge­
schobene Versprechen von agrarpolitischen Neuausrichtun­
gen hören. Deshalb muss der Ständerat gegenüber den Bau­
ern Farbe bekennen und unverzüglich dafür sorgen, dass die 
längst versprochenen Direktzahlungen unseren Bauern ab 
dem 1. Januar 1993 ein angemessenes Einkommen sichern. 
Wenn wir hier und heute erneut unnötige Differenzen schaffen, 
gefährden wir niCht nur die Inkraftsetzung der Direktzahlun­
gen auf den 1. Januar 1993, sondern wir provozieren gera­
dezu leichtfertig ein Referendum, das mit Sicherheit auf dem 
Buckel der verunsicherten Bauernschaft ausgetragen wird. 
Notabene provozieren wir mit den vorliegenden Differenzen 
eine Zeitverzögerung oder gar ein Referendum zu einem Na­
tionalratsbeschluss, mit dem eigentlich alle, auch der Schwei­
zerische Bauernverband und andere Verbände, nach eigenen 
Angaben leben können. Deshalb möchte ich Sie bitten, Land­
wirtschaftsnägel mit Direktzahlungsköpfen zu machen und 
den Bauern mit der Zustimmung zum Nationalrat rechtzeitig 
die Gewissheit zu geben, dass sie auf den 1. Januar 1993 Di­
rektzahlungen bekommen. 
Eine der drei Differenzen zum Nationalrat bildet das "killing» der 
Vermögensgrenzebei der Auszahlung derDirektzahlungen bei 
Artikel 31 a Absatz 3 Buchstabe b. Der Nationalrat hat in einer 
Abstimmung unter Namensaufruf deutlich - mit 96 zu 71 
Stimmen - für die Einkommens- und Vermögensgrenze votiert 
Dieses Stimmenverhältnis macht ein Entgegenkommen des 
Nationalrates unwahrscheinlich. Zeitverzögerungen sind so­
mit vorprogrammiert; ein Referendum unter dem Titel "Keine 
Subventionen für Millionäre" ist sicher. 

Gründen für die Einkommens-
insbesondere von Vermögensgrenzen: 
1. Oie bisherige Praxis hat sich bewährt. Der Modus bei den 
Tierhaltungsbeiträgen und bei den Kostenbeiträgen an Vieh­
halter im Berggebiet hat sich bewährt Einkommens- und Ver­
mögensgrenzen verhindern den missbrauchlichen Bezug von 
staatlicher Einkommenshilfe. Sie treffen auch nur eine kleine 
Minderheit, zum Beispiel 1,2 Prozent der Auszahlungssumme 
von sehr begüterten Tierhaltern. 
2. Der Gesetzesdschungel soll nicht vergrässert werden: Bei 
den soilte nicht von den bereits 

Kriterien werden. weil 

Einkommens­
besseres Bild über 
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Buchhalterische Ausweichmanöver auf beide Limiten sind 
schwieriger. Oie Unterschiede bei der Bewertung der Vermö­
genswerte nach kantonalen Steuerordnungen sind, gemes­
sen an der Höhe der Limiten 130 000 Franken steuerbares 
Einkommen und 900 000 Franken steuerbares Vermögen -, 
von ungeordneter Bedeutung und werden zudem durch die 
Steuerharmonisierung vermindert Man soll wegen den unter­
schiedlichen kantonalen Bemessungen keinen Sturm im Was­
serglas entfachen. 
3. Die Opfersymmetrie soll gewahrt bleiben: Die Einkom­
mens- und Vermögensgrenzen stellen so etwas wie ein Pen­
dant zum Ausschluss der Kleinstbetriebe unter 3 Hektaren 
dar. Es besteht somit eine gewisse Opfersymmetrie der ver­
schiedenen agrarpolitischen Lager. 
4. Dies ist der wichtigste Punkt: Direktzahlungen sollen nicht 
nach dem Giesskannenprinzip erfolgen. Den Bauern wird ge­
mäss Verordnungsentwurf nicht nur eine Freigrenze von 
130000 Franken auf dem steuerbaren Einkommen zugestan­
den. sondern auch eine solche von 900000 Franken beim 
steuerbaren Vermögen. 
Ich meine, das sei wahrlich genug Spielraum bei einer Direkt­
zahlung, die hauptsächlich einkommenspolitisch motiviert ist 
Gemäss Artikel 31 a Absatz 1 dienen die Direktzahlungen zur 
Sicherung eines angemessenen Einkommens. Es ist nicht ge­
rechtfertigt, wegen ein paar grösseren Landwirtschaftsbetrie­
ben, die überhaupt nicht in existentiellen Nöten stehen und Di­
rektzahlungen nicht nötig haben, eine Vorlage zu gefährden, 
auf die Zehntausende von Betrieben für ihr Ueberleben ange­
wiesen sind. Angesichts der knappen Mittel, die uns für diese 
Direktzahlungen zur Verfügung stehen - der Streit ist ja bereits 
ausgebrochen -, sind wir verpflichtet, Steuergelder nur an 
jene zu verteilen, die sie wirklich nötig haben. Da sind 130000 
Franken Einkommen beziehungsweise 900 000 Franken Ver­
mögen beileibe mehr als grosszügige Grenzen, die keine wei­
teren Ausweitungen rechtfertigen. Sonst müssen die Stimm­
bürger und Steuerzahler die Giesskannenausschüttungen 
bremsen und begrenzen. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen, an den Vermögens- und 
Einkommensgrenzen festzuhalten und dem Nationalrat zuzu­
stimmen, damit die Differenzen im Interesse der Bauernschaft 
ausgeräumt werden können. 

Präsidentin: Quod erat demonstrandum. 

Kündig, Sprecher der Minderheit 11: Mit ihrem Antrag möchte 
die Minderheit 11 Sie ersuchen, wiederum der Fassung des 
Ständerates aus der ersten Lesung zuzustimmen. 
Wenn Herr Büttiker davon spricht, es ginge nun darum, zu be­
reinigen und damit alle Hindernisse aus dem Weg zu räumen, 
damit die Bauern endlich ihre Zahlungen bekommen. dann 
kann ich Ihnen sagen: Wenn Sie der Minderheit 11 zustimmen, 
bereinigen Sie auch. Nicht jeder, der einen anderen Antrag 
stellt, ist für Verzögerung! Im Gegenteil, auch wer einen ande­
ren Antrag stellt, ist für Bereinigung. 
Wenn die Minderheit 11 diesen Antrag gestellt hat, so deshalb, 
weil sie glaubt, dass wir einmal mehr Bremsen einlegen und 
Schwellen aufbauen. die nicht notwendig falsch 

Die Direktzahlungen - das sagen wir in Artikel 31 a Absatz 1 -
dienen zur Sicherung eines angemessenen Einkommens 
nach den Grundsätzen dieses Gesetzes. Es geht hier um er­
gänzende Zahlungen anstelle von andern Zahlungen, die wir 
heute zur Produkteverbi/ligung einsetzen. 
Nun stellt sich die Frage, ob es überhaupt richtig ist, wenn wir 
für alle Zukunft Landwirtschaftsbetriebe mit 1.5 Arbeitskräften 
zementieren, wie wir das in diesem Gesetz ja wieder machen. 
Wir haben im Kanton u. a fünf Gutsbetrlebe, die früher auf 
herkömmlicher Basis Klosterbetriebe ae\",e~;en 

die Familien 

Familien haben 
Besitzer ein Kloster 

die Landwirte, die hier arbeiten, sind, sollen 
diese Betriebe in Zukunft keine möglich 
obwohl sie genau wie alle anderen - Landschafts-
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schutz betreiben, ihre Aufgabe übernehmen und damit einen 
sehr wichtigen Beitrag an die Entwicklung unserer Landwirt­
schaft leisten. 
Ich glaube, es ist grundsätzlich falsch, wenn man auf Einkom­
mens- und Vermögensgrenzen abstellt und damit die land­
wirtschaft kanalisieren, den Tüchtigen die Initiative wegneh­
men will und den Staat zur Festlegung der Grenzen verpflich­
tet Der Nationalrat macht das ausdrücklich; der Bundesrat hat 
mindestens noch die Möglichkeit vorgesehen, sich mit der 
Kann-Formel eine gewisse Flexibilität zu bewahren und be­
sondere Fälle zu berücksichtigen. Hier geschieht nun eine Re­
glementiererei, die der Landwirtschaft nicht ansteht und nicht 
guttut 
Sollten Sie keine Lust haben, am früheren Beschluss des Stän­
derates festzuhalten, dann möchte ich Sie mindestens bitten, 
für die Minderheit 111 zu stimmen, die eine gewisse Flexibilität 
in bezug auf das Einkommen vorsieht und nicht die Vermö­
genssituation in den Vordergrund schiebt Denn gerade die 
Vermögenssituation kann u. U. mit dem landwirtschaftlichen 
Betrieb überhaupt nicht übereinstimmen und keine Bedeu­
tung für die in diesen Betrieben arbeitenden Menschen 
haben. 
Wir sind einmal mehr daran, mit diesem Gesetz Reglemente 
aufzustellen, die nichts taugen, in der Anwendung falsch sind 
und Strukturen zementieren, von denen wir nicht wissen, ob 
sie in absehbarer Zeit überhaupt noch tauglich sind oder 
nicht 
Ich bitte Sie, der Minderheit I1 zuzustimmen, eventuell der Min­
derheit 111. 

M. Cottier, porte-parole de la minorite 111: C'est au nom de la 
convergence seule et de la menace du referendum - ce qui n' a 
jamais constitue un argument definitif - que M, Büttikerveut se 
rallier au Conseil national, tant il est vrai que nous sommes 
aussi la pour examiner les meilleures solutions possibles, Les 
paiements directs reviennent a i'exploitant paysan parce qu'i1 
assume une prestation d'interet public, comme I'a dit tout a 
I'heure le president de la commission. La fortune et le revenu 
de I' exploitant sont des conditions etrangeres a I'affectation du 
paiement En outre, les criteres permettant de determiner de 
tagon uniforme la limite de fortune font defaut La fortune n'est 
taxee fiscalement que par les cantons. 11 y a donc 26 systemes 
et 26 criteres differents pour fixer la fortune. Appliquer alors a 
chaque paysan pour I'octroi des paiements directs la notion 
de fortune de son canton conduirait a des situations d'arbi­
traire et d'injustice. Mieux vaut alors renoncer acette condi­
tion. La minorite I doit des lors etre rejetee. 
11 reste la limite du revenu que nous soutenons. Ses criteres 
sont etablis sur le plan federal. IIs sont applicables Ei tout agri­
culteur de fagon uniforme. Notre minorite fixe une limite pour le 
revenu agricole. C'est suite a une discussion que j'ai eue avec 
de jeunes paysans que je me suis decide a ne limiter que le re­
venu realise par I'exploitation agricole ou les prestations d'in­
teret public sont fournies. Cette limite est logique. On dit I'agri­
culture en crise de confiance. Certains jeunes so nt prets a se 
lancer dans ce metier et a reprendre un domaine - je les ai ren­
contres - mais ils ne veulent etre soumis a d'innombra-

ser leuf entreprise familiale de fagon moderne et et, 
comme cela se fait dans d'autres pays semblables au notre, ils 
veulent pouvoir exercer une activite accessoire aussi et surtout 
en plaine en fixant une limite sur la totalite du revenu. 
Or, vous dissuadez et decouragez ces jeunes. 11 ne s'aglt pas 
de fixer une limite de revenu elevee pour les hauts revenus, 
comme le porte-parole de la minorite I I'a insinue. Non, si le 
Conseil des Etats adopte notre proposition, le Conseil federal 
pourra abaisser dans I'ordonnance le montant de la limite et 
"nu"<," .. "" ainsi les bas revenus. finalement peu que 

par 

Je vous invite donc a soutenir minorite 

Schüle: Ich bin der Meinung, dass es unsere vordringliche 
Aufgabe ist, diese Aenderung des Landwirtschaftsgesetzes so 
abzuschliessen, dass das Gesetz auf Anfang des nächsten 
Jahres in Kraft gesetzt werden kann, 
Wir müssen jetzt Herr Büttiker hat es gesagt ein Signal set­
zen. Wir müssen Klarheit schaffen, damit die in der landwirt­
schaft Tätigen wissen, dass unsere neue Landwirtschaftspoli­
tik so greift, wie wir sie bei der Beratung des 7. Landwirt­
schaftsberichtes formuliert haben. 
Sie alle wissen, dass wir diese Revision gefährden, wenn wir 
gegenüber dem Nationalrat Differenzen schaffen. Das Refe­
rendum istvorprogrammiert, und die Revision konnte nicht auf 
den 1. Januar 1993 hin erfolgen. 
Wir haben diese neue WeichensteIlung lange diskutiert und 
waren uns dabei einig, dass wir eine Landwirtschaft wollen, 
deren Produktion auf die Nachfrage abgestimmt ist und um­
weltgerecht sowie in der Intensität angepasst erfolgt Wir wol­
len, dass auch das bäuerliche Einkommen sichergestellt wird. 
Es war also unser erklärtes Ziel, mit den Direktzahlungen ein 
einkommenspolitisches Mittel zugunsten einer verstärkt öko­
logischen Landwirtschaft zu schaffen. Wir geraten in Wider­
spruch dazu, wenn wir diese Einkommens- und Vermögens­
grenzen streichen. Wir gefährden - ich sage es nochmals 
diese Gesetzesrevision, weil wir ein Referendum provozieren. 
Das Referendum segelt dann unter dem TItel "Direktzahlun­
gen für Millionäre?". Das wäre ein schlechtes Etikett 
Ich greife vor und sage auch, dass ich ebenso bei Artikel 31 b 
der Meinung bin, dass wir eine Differenz zum Nationalrat ver­
meiden soilten. Dort hat die Minderheit Simmen mit ihrem An­
trag einen Weg dazu aufgezeigt, der aber offenbar in der öf­
fentlichen Diskussion einige Verwirrung gestiftet hat Ich bin 
Frau Beerli sehr dankbar, dass sie nun formell den Antrag 
gestellt hat, auf den Beschluss des Nationalrates zurückzu­
kommen. 
Wir haben diese Differenzen am 1. September 1992 in der 
Kommission besprochen. Damals hatte ich noch keine Kennt­
nis vom Brief des Schweizerischen Bauernverbandes, datiert 
vom 28. August 1992, der es wert ist, dass wir ihn auch hier zur 
Kenntnis nehmen. Der Schweizerische Bauernverband hat 
uns leider etwas verspätet geschrieben: "Wir kommen in 
der politischen Würdigung zum Schluss, dass das Ergebnis 
der Nationalratsdebatte als Kompromiss zwischen den Zielen 
der Landwirtschaft und des Natur- und Umweltschutzes sowie 
den Interessen der Kleinbauern politisch akzeptabel ist» Das 
sagt der Schweizerische Bauernverband, und wir sollten das 
zur Kenntnis nehmen. Hingewiesen wird in diesem Schreiben 
auch darauf, dass noch die notwendigen Verordnungen zu 
formulieren und in die Vernehmlassung zu schicken seien. Ab­
schliessend wird festgestellt: «Wenn vom Ständerat keine Dif­
ferenzen zum Nationalrat geschaffen werden, wird es möglich 
sein, das Instrument für die Ausrichtung der neuen Beiträge 
auf das Jahr 1993 reChtzeitig in Kraft zu setzen.» 
Helfen Sie mit, dass uns das gelingt! Stimmen Sie der Minder­
heit (Büttiker) zu. 

M. Reymond: Comme vous le voyez sur le depliant qui vous a 
ete distribue, j'appartiens a la minorite 11 de la commission, a 

la minorite Ii faut minorite 11 
simpiement la proposition - et la ~ qu'avait no-
tfe conseil lors du premier passage de cette loi en plenum. 
Cette proposition n' est autre que celle du Conseil federal. 
11 faut rappeier ici que les paiements directs a I'agriculture ont 
pour but d'assurer un revenu decent du travail aux exploitants 
du sol suisse. lesquels seraient largernent sous-remuneres 
avec un regime de prix des produits, prix qui ne couvrent et ne 
couvriront plus les frais de production. 
Le direct est donc le paiement d'un travail. I! corres-

a une prestation des sur le sol du pays. 
limite fortune dela 

OISOGSer d'un revenu et d'une 
et n'ont rjen a 

la limite fixee pour I'octroi 
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des paiements direets a pour consequence que la regle «Ei tra­
vail egal, salaire egal» leur serait refusee, C'est comme si I'on 
'disait que I'on ne remunere pas du tout les parlementaires fe­
deraux qui disposent d'un revenu ou d'une fortune determi­
nee; c' est aussi comme si I' on disait que I' on ne remunere plus 
les fonctionnaires federaux cl partir du moment ou ils dispo­
sent d'un certain revenu ou d'une certaine fortune, 
1I faut savoir en effet que les administrations fiscales, qui ren­
seignent l'autorite appelee a dispenser les paiements directs, 
donnent un chiffre de revenu et de fortune global qui com­
prend par exemple la remuneration et la fortune du conjoint A 
I'heure ou bon nombre de couples maries disposent de deux 
revenus, iI seran vraiment choquant ~ ce qui arrivera tres vite 
avec les dispositions votees par le Conseil national qu'un 
paysan ou une paysanne se voie dechu de son droit au paie­
ment direet parce que sa conjoinie ou son conjo/nt dispose 
d'un autre revenu du travail ou de sa fortune. 
On pourrait ainsi se trouver face a des situations absurdes ou 
le revenu du travail de la paysanne ou du paysan serait forte­
ment rMuit, parce que la familie dispose d'autres moyens 
d'existence provenant d'autres activites. Avec de teiles dispo­
sitions, nous mettrions le doigt dans un engrenage qui devrait 
etre rapidement elargi, pour que I'equite soit sauvegardee, en 
tout cas aux autres prestations de la Confederation, particulie­
rement a celles que j'ai citees des parlementaires et des fonc­
tionnaires. 
Cela est cependant tellement absurde que je vous propose, 
avec la minorite 11 de la commission, de biffer purement et sim­
plement la lettre b. A la rigueur cependant, et si vous ne voulez 
pas bitter la lettre b, la version de la minorite 1II me paralt soute­
nable. En limitant le droi! aux contributions selon le revenu 
agricole seulement, on empeche une captation exageree de 
I'aide directe par un seul producteur. Ce faisant, on admet 
qu'un revenu agricole, celuielEi maximum, du beneficiaire doit 
etre fixe. C'est pourquoi, si une limite doit etre arretee, elle doit 
en tout cas I'etre en fonetion de ce revenu agricole. A getaut 
donc de soutenir la minorite 11, qui me parait pret~rable, je 
pourrais aussi accepter la version de la minorite 111. 
Je termine par un mot au sujet des menaces de referendum. 11 
peut aussi y avoir un referendum de I'autre c6te, Messieurs 
Büttiker et Schüle, comme c'est le cas concernant la loi sur le 
droit foncier rural, maintenant presentee au peuple suisse. Ce 
referendum peut aussi etre demande par les paysans, et la let­
tre en allemand qui vient d' etre lue, au sujet de la prise de posi­
tion de I'Union suisse des paysans, n'est pas tout Ei fait pareiile 
cl celle fedigee en fran9ais. La lettre en fran9ais que j'ai re9ue 
est egalement signee par MM. Ehrler et Marcel Sandoz. Au 
bas de Ja premiere page il est ecrit: "Pour eviter des inegalites, 
la limite devrait etre fixee a un niveau tellement haut - on parle 
des limites de revenus et de fortunes ~ qu'il est plus honnete 
de renoncer a une limite.» Je le repete, cette lettre emane ega­
lerne nt de la «Schweizerischer Bauernverband», 
J'ajoute qu'iI serait regrettable de croire qu'll existe, dans ce 
domaine, un clivage entre I'agriculture de Suisse romande et 
celle de Suisse alemanique. Nous avons egalement re«u une 
prise de position des associations de producteurs de volail!e, 
dont le siege est sauf erreur a Zollikofen, Les producteurs de 

qui se trois quarts en Suisse alemani-
que et un quart en romande, demandaient instamment 
de s'en tenir a la premiere version du Conseil des Etats. Des 
lors, iI faut etre conscient que la menace de referendum peut, 
comme pour le droit fcncier rural. venir des milieux agricoles 
eux-memes, dans la mesure ou on commencerait Ei tergiverser 
et a adopter des dispositions inacceptables dans le cas parti­
culier. 
Je vous recommande donc de vous orononcer en faveur de la 
minorite 11, a defaut de la minorite 111.' 

dabei 
möchte Sie nun bitten, der Minderheit I (""""''''''' 
men, und zwar zwei Gründen: 
Einmal damit wir, wie Herr Büttiker 
renzen nun und unsere 

hat, diese Diffe­
endlich die Di-

rektzahlungen erhalten können. Abgesehen hiervon finde ich 
diesen Antrag und den Beschluss des Nationalrates natürlich 
auch materiell richtig. 
Das Bundesamt für Landwirtschaft hat uns in der Kommission 
dargelegt, wo diese Limiten gesetzt werden sollen: 130000 
Franken steuerbares Einkommen und 900000 Franken Ver­
mögen. Schauen Sie doch einmal die Steuerstatistik anl Gibt 
es einen Landwirt in der Schweiz, der normale Landwirtschaft 
betreibt und 130 000 Franken steuerbares Einkommen hat? 
Worum geht es hier? Wir wollen nicht einem Millionär, der als 
Hobby-Bauer arbeitet, Direktzahlungen zukommen lassen, 
auch wenn das betragsmässig gar nicht so viel ausmacht In 
diesem Bereich sind die SChweizerin und der Schweizer sehr 
senstbel, äusserst sensibel. Sie kennen die Titel in der Boule-­
vardpresse, die grosse Diskussionen und viel Unwillen bei der 
Bevölkerung auslösen. Wir sollen und müssen mit den Staats· 
geldern haushälterisch umgehen. 
Nun, den Landwirt mit einem Beamten oder einem Postange­
stellten zu vergleichen, finde ich - Herr Reymond - etwas da­
neben, denn die Landwirte sind stolz, freie Unternehmer zu 
sein. Sie wollen freie Unternehmer sein. Wir haben im 7, Land­
wirtschaftsbericht, auch schon im 6., vier Oberziele der land­
wirtschaft festgehaften. Der Staat soll dort eingreifen, wo der 
Landwirt als freier Unternehmer nicht genügend Einkommen 
schaffen kann, weil wir noch Oberziele, wie dezentrale Besied­
lung, Bebauung des Landes usw. damit verbinden. 
Was paSSiert nun, wenn wir beispielsweise der Minderheit 111 
(Cottier) zustimmen? Hier will man Grenzen bezüglich des 
landwirtschaftlichen Einkommens festlegen. Entweder setzen 
wir diese Begrenzung so tief an, dass sie wirksam wird, oder 
lassen sie überhaupt weg. Wenn wir sie aber tief ansetzen, ma­
chen wir gerade das, was wir nicht wollen: Dann erhält bei­
spielsweise der Millionär, der als Hobby-Bauertätig ist, die Flä­
chenbeiträge, weil er über seine Arbeit als Landwirt weniger 
Einkommen hat als ein anderer, der nur über das Bauern ver­
dient Ich finde, dann sollten wir ehrlich sein und das streichen, 
denn die Lösung der Minderheit 111 ist kontraproduktiv und 
wirkt umgekehrt 
Das Argument, dass ein Bauer mit einem Nebenverdienst auf 
130 000 Franken steuerbares Einkommen kommt, ist total da­
neben. Ich bin lange genug in einer Steuerbehörde eines land­
wirtschaftlichen Kantons tätig gewesen, um das zu wissen. 
Darf ich noch folgenden Vergleich bringen: Wir haben überall 
Vermögens- und Einkommensgrenzen. Wir haben beispiels­
weise bei den AHV-Ergänzungsleistungen Vermögens- und 
Einkommensgrenzen. Herr Kündig, auch dort haben wir 
manchmal sehr grosse Probleme. Einem pensionierten Arbei­
ter, der ein Einfamilienhaus hat, wird dieses bei der Festle­
gung der Ergänzungsleistung als Vermögenswert angerech­
net Mancher Arbeiter hat heute nur die AHV und kann wegen 
seines Einfamilienhauses, das er sich erspart und zum Teil sei­
ber erbaut hat, nicht in den Genuss von Ergänzungsleistun­
gen kommen; wegen der Vermögensgrenze ~ zum Teil auch 
wegen der hohen Kosten im Gesundheitswesen verfügt er 
über sehr wenig Geld. 
Auch bei den Kinderzulagen in der Landwirtschaft haben wir 
Vermögens- und Einkommensgrenzen festgelegt Jetzt kom-

Sie doch nicht und sagen, dass die Arbeit auf 
Felde höher zu werten sei, ais Kinder zu haben und Kinder zu 
erziehen! Dabei handelt es sich um eine wichtige Staatsauf­
gabe, die heute wichtiger ist denn je, Deshalb sind wir davon 
ausgegangen, dass wir die Leistungen, die der Staat selber 
also über Steuergelder berappt, Jenen zukommen lassen 
woilen, die sie nötig haben. Insofern haben wir für die Kinder­
zulagen in der Landwirtschaft Vermögens- und EInkommens­
grenzen festgelegt Bei den übrigen Kinderzulagen ist es an­
ders, weii die Wirtschaft dafür zuständig ist 
Auch im Rahmen der sind bei einer Fami-

studieren lässt. 
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Schweizer würden das nicht begreifen. Immer wieder wird ja 
gefordert, dass der Staat dann einspringen soll, wenn es nicht 
anders geht, also beispielsweise bei den Ergänzungsleistun­
gen, den Kinderzulagen, den Stipendien. 
Ich bitte Sie aus diesen Gründen, der Minderheit I (Büttiker) 
zuzustimmen. Der Weg wäre dann frei, damit diese Direktzah­
lungen ab dem 1. Januar 1993 ausgerichtet werden könnten. 
Ich befürchte nicht, dass von den ganz wenigen, die hier nicht 
darunterfallen, das Referendum ergriffen wird. Die vorliegende 
Aenderung des Landwirtschaftsgesetzes kann man nicht mit 
der Revision des bäuerlichen Bodenrechtes vergleichen. 

Kündig, Sprecher der Minderheit 11: Herr Piller hat die Direkt­
zahlungen hingestellt, wie wenn sie "Sozialleistungen an die 
landwirtschaft" wären. Davon sind wir weit entfernt, Herr Pi!­
ler. Wir wollen mit den Direktzahlungen das bisherige System 
der Produktesubvention in ein neues System umwandeln, 
nämlich in das System der Direktzahlungen. Damit sollen Un­
terschiede in der Bewirtschaftung und ähnliches mehr ausge­
glichen werden. Es ist also falsch, wenn Sie das mit Ergän­
zungsleistungen, mit Stipendien und mit Kinderzulagen in der 
Landwirtschaft vergleichen. Sie müssen es mit der AHV ver­
gleichen, und wenn Sie es mit dieser vergleichen würden, 
dann müssten Sie sagen: Jeder, der im Alter von 65 Jahren 
mehr als 100 000 Franken Einkommen hat, hat kein Anrecht 
mehr auf die AHV: 

Piller: Gerade die AHV zeigt eben die soziale Umverteilung: 
Einer, der 100000, 200 000 Franken verdient hat, hat sein Le­
ben lang für die Aermeren bezahlt Das ist gut so. 

Uhlmann: Ich möchte nicht zu den einzelnen Anträgen spre­
chen; ich möchte mich nur gegen den Vorwurf verwahren , den 
besonders Herr Büttiker an alle Kommissions- und Ratsmit­
glieder richtet, die allenfalls nicht seiner Meinung bzw. der Mei­
nung des Nationalrates sind. 
Herr Büttiker, Sie haben gesagt, diese Vorlage werde in unver­
antwortlicher Weise verschleppt, wir wollten die Vorlage ge­
fährden usw. Dem ist beileibe nicht so. Ich glaube, wir alle wol­
len, dass diese Vorlage per 1. Januar 1993 in Kraft treten kann. 
Bin ich auch anderer Meinung als Sie, so kann ich doch einen 
solchen Vorwurf nicht akzeptieren. Ich bin auch nicht einver­
standen, dass man nun eine Vorlage verabschieden soll, von 
der man genau weiss, dass sie Mängel hat Ich bin der Auffas­
sung, dass besonders die Vermögensgrenze Probleme auf­
wirft Sie haben das in der Begründung unseres Kommissions­
präsidenten gehört 
Ich bitte Sie also, solche Vorwürfe in Zukunft zu unterlassen. 

Iten Andreas: Ich habe nur eine Frage, deren Beantwortung 
mir das Abstimmungsverhalten erleiChtern soll. 
Herr Kündig hat einen Klosterbetrieb erwähnt. der einigen Fa­
milien Arbeit und Einkommen sichert Das Einkommen wird 
also auf verschiedene Schultern verteilt Meine Frage lautet: 
Kommt nach der Version des Nationalrates dieser Klosterbe-

den Genuss von Soilte dies nicht der 
Fall sein. so wäre dieser in seiner Existenz ge-
fährdet, und das darf doch nicht sein. 
Ich möchte, dass man mir diese Frage beantwortet 

Seiler Bernhard: Ich möchte mich entschuldigen, dass ich mit 
meinen Anträgen ein bisschen zu spät komme. Ich weiss aber 
nicht, ob wir jetzt schon Absatz 3 Buchstabe b bereinigen kön­
nen. Jedenfalls hat mein Antrag nichts mit Artikel 31 a Absatz 3 
Buchstabe b zu tun. 

Seiler Ich bei Artikel 
der des Ständerates bleiben. Der 

Artikel 31 a Absatz 2 hängt mit Artikel 31 a Absatz 3 

stabe a und Artikel 31 a Absatz 3bis Buchstabe c zusammen. 
Wenn Sie meinem Antrag bei Absatz 2 zustimmen, dann 
werde ich auch den Antrag zu den Absätzen 3 und 3bis noch 
stellen. 

Jagmetti, BeriChterstatter: Erlauben Sie mir, zunächst auf die 
Frage von Herrn Iten Andreas einzutreten. Nach Absatz 1 er­
hält der bäuerliche Bewirtschafter die Beiträge. Bei einem Be­
wirtschafter, der Leute im Arbeitsvertrag angestellt hat, gehen 
diese Beiträge nicht an die Arbeitskräfte, sondern an den bäu­
erlichen Bewirtschafter, der nachher die Arbeitskräfte bezahlt 
Wenn wir also eine Einkommensgrenze und eine Vermögens­
grenze einführen, dann führen wir sie nicht für die Arbeitneh­
merein, sondem für den bäuerlichen Bewirtschafter, den Inha­
ber des Betriebes. Ich hoffe, das sei geklärt 
Nun hätte ich noch drei kurze Bemerkungen: 
1. Herr Büttiker hat Ihnen Beträge über die Einkommens- und 
Vermögensgrenzen genannt Ich möchte der guten Ordnung 
halberfesthalten, dass die Kommission dazu nicht Stellung zu 
nehmen hatte. Es ist ein Verordnungsentwurf. Wenn Ihnen die 
Mehrheit der Kommission mit ihrem Antrag das Einkommen 
als Grenze empfiehlt, so nimmt sie damit nicht zur Einkom­
menshöhe Stellung, die die Grenze bestimmt Das muss ich 
mit aller Deutlichkeit sagen, weil Ihnen die Einkommens- und 
Vermögensgrenzen wahrscheinlich etwas hoch erschienen 
sind. Die Kommission hat zur Höhe nicht Stellung genommen 
und nimmt auch heute nicht Stellung dazu. 
2. Der Nationalrat stimmte unter Namensaufruf ab, aber er 
hatte nicht zu entscheiden, ob Einkommen und Vermögen 
oder nur das Einkommen die Grenze bilden sollen, sondern er 
hatte zu entscheiden, ob eine Grenze bestehen oder nicht be­
stehen soll. Wenn Ihnen die Kommissionsmehrheit also die 
Einkommensgrenze vorschlägt, dann ist sie nicht in einem 
Clinch mit der namentlichen Abstimmung des Nationalrates, 
sondern konzentriert die Grenze auf eines der Kriterien, das 
damals im Nationalrat ins Gesetz aufgenommen worden ist. 
3. Meine Hauptbemerkung gilt dem Zeitpunkt und der Rete­
rendumstrage. Ich möchte Ihnen - weil der Brief des Schwei­
zerischen Bauernverbandes zur Debatte stand drei kurze 
Sätze aus meiner Antwort vorlesen: "Für Ihren Brief vom 
28. August danke ich Ihnen bestens. Er erreichte mich leider 
erst nach unserer Sitzung, doch dürfte das Ergebnis der Bera­
tungen Ihren Vorstellungen weitgehend entsprechen.» Dann 
am Schluss: "Insgesamt dürften die Unterschiede nicht mehr 
stark ins Gewicht fallen, so dass mit einer Differenzbereini­
gung in der Herbstsession gerechnet werden kann.» Ich habe 
auch festgehalten, dass wir das Sessionsprogramm entspre­
chend gestalten würden, was auch geschehen ist 
Bei dieser Gelegenheit möchte ich dafür danken, dass wir 
heute morgen diese Vorlage bereinigen können, bevor wir in 
die grosse EWR-Debatte eintreten. Es scheint mir auch richtig, 
dass wir zunächst das Haus in Ordnung bringen, bevor wir vor 
die Haustüre treten. Ich danke den Mitgliedern des Büros, die 
dafür Verständnis hatten. 
Das Programm sieht so aus, dass - auch wenn wir noch eine 
Differenz schaffen, die wahrscheinlich nicht stark ins Gewicht 
fällt der Nationalrat in dieser Session das Geschäft noch be-
rt>'ntr,on kann die durchführen 
können. Geplant ist dann das Inkratttreten des rück-
wirkend auf den 1. Januar 1993, nachdem es wahrscheinlich 
nicht mehr möglich sein wird, die Publikation so früh durchzu­
führen, dass die Referendumstrist noch in diesem Jahr ablau­
fen würde. 
Das alles ist der Hintergrund, und nun muss ich Ihnen sagen: 
Ich habe eigentlich wenig Verständnis für die Referendums­
frage. Wer ist denn gegen diese Umstellung in der Landwirt­
schaftspolitik? Der 7. Landwirtschaftsbericht ist auf grosse Zu-

Der mit der Neuorien-
über Direktzah-

Erachtens 
,nrl~y,t;r,.... zurückzukommen. Deshalb 

habe ich nicht Verständnis dafür, dass hier 
eine landesweite Debatte stattfinden soll, je nachdem, wie wir 
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das Detail abstufen, denn in der Grundoption scheint doch ge­
samfschweizerisch Uebereinstimmung zu herrschen. 
Ich bitte Sie also noch einmal, der Mehrheit zu folgen. 

M. Delamuraz, conseillerfederal: 11 ya lieu de rappeier ce que 
le legislateurfait avec ces projets d'articles 31 a et 31 b. En effet, 
I1 es! en train de trouver une premiere application concrete des 
dispositions du 7e rapport sur I'agriculture dont i! a pris 
connaissance cet ett':. Pour joindre le geste ä la parole, le 
Conseil federal pro pose de compenser par une politique de 
paiements directs plus large que jusqu'ä maintenant les im3vi­
tables diminutions du revenu paysan consecutives a la politi­
que volontanste qui consiste a rapprocher peu a peu les prix 
des produits agricoles du marche. Le 7e rapport a considere 
en effet que cette divergence de plus en plus grande, qui s'est 
particulierement creusee ces demieres annees, entre les prix 
vrais, ceux qui resultent d'une politique de marche, et les prix 
de I'agriculture suisse, en tete du peloton, cree une situation 
economique et financiere intenable ä la longue, et qu'il fallalt 
graduellement, mais resolument, en venir ä une politique du 
marche, ce qui signifie ineluctablement la diminution des prix 
des produits agricoles suisses afin qu'ils s'adaptent ä ce 
marche. 
Dans le meme temps que ce 7e rapport posait ce diagnostic et 
formulait ce cap, il precisait que les diminutions du revenu pay­
san qui resulteraient de cette nouvelle politique n'etaient pas 
tenables si nous voulions resoecter le mandat constitutionnel 
de I'agriculture suisse, et qu'il eta;t des lors necessaire de les 
compenser, au moins partiellement et dans le temps, par des 
paiements directs «new-Iook», qui ne soient pas generalises et 
lies a la production, mais qui assurent une compensation 
partielle ä ce passage necessaire de notre agriculture vers le 
marche. 
La premiere application, c'est I'article 31a, subsidiairement 
I'article 31 b, que nous proposons au legislateur. 11 est neces­
saire, des lors, d'en revenir a un minimum de logique etele se 
rendre compte que les paiements directs selon I'qrticle 31a 
sont lies, comme l'etaient les anciens prix et comme le so nt ac­
tuellement les prix agricoles, exclusivement aux prodults. Les 
prix que I'on payait et que I'on pale encore momentanement a 
I'agriculture sontfonction d'une prestation de celle-ci qui four­
nit une certaine quantite d'un certain produit, ils ne so nt pas 
lies a la tete du producteur ni a son porte-monnaie. Lorsque 
I'on paie un quintal de ble x francs dans ce pays, le meme tarif 
s'applique au paysan riche et au paysan pauvre. 11 est dans la 
droite logique des paiements directs, selon I'article 31 a, de ne 
pas avoir a tenir compte de la condition materielle du produc­
teur et d'assurer une politique de compensation des prix ex­
c1usivement lies a la quantite et a la qualite du produit offert sur 
le marche, mais non pas aux problemes sociaux, economi­
ques ou financiers lies au producteur. 
Dans I'arsenal des moyens de soutien a I'agriculture, nous 
avons en effet d'autres moyens que ceux de I'article 31 a pour 
permettre de tenir compte de situations plus difficiles. soit 
parce que la region de production est plus ingrate, soit parce 
que le paysan se trouve en situation de revenu plus modeste, 
et notamment grace EI des barem es progressifs ou n"",rp<:<:I~ 

np,rrn,ptt"nt de campte de la et de 
la de soutenir davantage, proportionnellement, le 
paysan le moins bien nanti par rapport au paysan qui I'est 
mieux 11 y a d'autres moyens pour cefa, et Dieu sait si le Parle­
ment, a juste titre, a cultive ces autres moyens et les a mainte­
nus afin de conserver precisement une c!asse paysanne non 
seulement torte mais aussi homogene que possible et harmo­
nieuse dans sa composition. 
Helas, par rapport au projet initial du Conseil rederaL projet 
que votre assemblee avait repris sur ce le Canseil 
national a introduit, un comme un ver dans fruit. 

~ en 
Ceia est fonda-

faux, et ie s'est vehementement 
battu au Conseil national pour eviter que I'on introduise ainsi le 

ver dans le fruit Certaines forces ont pourtant ete plus fortes 
que la logique: la cra/nte d'un referendum, qui semble parfois 
tenir lieu de Iigne politique ä certains d'entre nous, et la volonte 
de s'eviter les gros titres et la repetition de cas spectaculaire­
ment difficiles ont conduit ä introduire, dans le debat du 
Conseil national, ces notions etrangeres au revenu. Le Conseil 
federal ne deroge pas de sa ligne. Quand bien meme il souhai­
terait que I'on puisse mettre un terme ä cette session a la na­
vette entre les deux Chambres des articles 31 a et 31 b, quand 
bien meme il serait des plus fächeux de ne pas etre capable 
d'articuler une politique coherente au 1er janvier de I'annee 
prochaine en donnant ci nos paysans qui en ont besoin les 
moyens de ees artieles, je ne saurais plaider l' acceleration des 
procedures si elle devait signifier une rupture de la logique 
que nous avons introduite dans ce proiet 
C'est la raison pour laqueHe je plaide en faveur de la minorite 11 
de votre commission, qui est la pluS pure, la plus defendable 
et la plus logique, dans la ligne de ce que nous voulons, c'est­
a-dire des paiements directs compensant partiellement au 
moins la chute des prix et des revenus qui en decoulera pour 
nos paysans. 
Si d'aventure cette formule vous paraissait trop dure et trop 
pure et qu'i! faille aller sur le chemin de quelques concessions, 
je classerai au numero 2 de mon hit-parade des preferences, 
quant aux propositions qui nous sont faites, la minorite 111, car 
M. Cottier I'a bien defendue. 11 s'agirait d'introduire une limite 
du revenu agricole, ce qui est deja un peu plus en liaison avec 
les nations qui peuventtrouver place dans eette loi par rapport 
aux autres notions, celles de la majorite ou de la minorite L 
Au deuxieme rang donc, apres la minorite 11, la minorite 111. Si 
cela vous parait encore insuffisant, je ne vous suis plus des ce 
moment La solution de la majorite est encore admissible par 
rapport a celle de la minorite I, en ce sens qu'elle se limite au 
revenu et ne prend pas en compte la fortune. En revanche, si 
vous deviez aller jusqu' ci suivre la minorite 1 et vous adapter ci 
la version du Conseil national, certes elimineriez-vous une des 
grosses divergences qu'iI y a entre les deux conseils apropos 
de ce projet, mais vous iriez dans le sens ou il n'est economi­
quement pas raisonnable d'aller; vous introduiriez une mani­
feste rupture de logique dans tout I'edlfice que nous vous pro­
posons. 
Acette rupture de logique, Monsieur Büttiker - je reponds aux 
questions que vous avez evoquees, vous qui etes le tenant de 
la minorite I - vous ajoutez une manifeste inegalite de traite­
ment dans la determination de la fortune sur laquelle nous au­
rions a construire tout un edifice administratif et bureauerati­
que, en sondant dans le coffre-fort du paysan et dans son bas 
de laine afin de savolr s'il n'y a pas un tresor qui y sommeille, 
parce qu'iI ya autant de manieres d'apprecier la fortune qu'il y 
ade cantons, c'est-a-dire jusqu'a plus ample informe, 26 en 
Suisse. Pour une politique qui, vous le reconnaltrez avec moi, 
doit s'appliquer d'une maniere equitable ä I'ensemble du 
pays, vous introduiriez autant de differences qu'il y a de bare­
mes cantonaux quant a I'evaluation de la fortune, ce qui n'est 
ni sage ni raisonnable et encore moins juste. I1 faut qu'une loi 
et son application soient toujours justes afin qU'elles soient 
bonnes, Avec la minorite vous introduisez ce le 
national a regrettablement introduit, un 
complexe qui, de surcrolt, se fonde sur une teile rlif1Fo,,>nr'''' 

intercantonale de traitement qu'une partie sensible de toute la 
politique que nous voulons conduire se trouve en zone 
se trouve contestee st n'est plus defendable. 
11 m'est impossible, Monsieur Büttiker, d'articuler quoi que ce 
soit de limite de revenu ou de limite de fortune tant et aussi 
langtemps que nous sommes confrontes acette difference 
intercantonale, si la formule de la minorite lest retenue. Ce 
sera le cas de I'ordonnance de determiner ces limites, mais 
I'etablissement me me de cette ordonnance sera hinrArno,nt 

Fac!t, camme le de mes 
a voter de la position de la 11. 

tuellement celle de la minorite 111. Cela commence a empirer et 
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ä s'aggraver avec la majorite, c'est inadmissible avec la 
minorite I. J'espere pouvoir etre suivi, mais I'enseignement 
des debats agricoles me porte ä croire que ce ne sera pas for­
cament le cas. Peut-etre pourrez-vous me dementir. 
Enfin, je precise ä I'adresse de M. Iten Andreas que je souscris 
totalement a la reponse donm3e par le prasident de Ja commis­
sion a sa question. 

Erste Eventualabstimmung - Premier vote preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit 111 26 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit 16 Stimmen 

Zweite EventuaJabstimmung Deuxieme vote preliminaire 
Für den Antrag der Minderheit !Il 26 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit I 17 Stimmen 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Minderheit 111 
Für den Antrag der Minderheit II 

23 Stimmen 
13 Stimmen 

Präsidentin: Wir kommen nun zum Konzept Seiler Bernhard. 

Seiler Bernhard: Ich beantrage Ihnen, bei Artikel 31 aAbsatz 2 
an der Fassung des Ständerates festzuhalten. 
Ich bin mir auch im klaren, dass wir dieses Geschäft während 
dieser Session zu verabschieden haben. Wir haben vorhin al­
lerdings Differenzen zum Nationalrat geschaffen, vor allem, 
um eine klare, saubere Gesetzgebung zu machen. Darum 
geht es ja auch bei diesem Antrag. Ich versuche, dies zu be­
gründen. 
Der Nationalrat hat übrigens in diesen Artikel 31 aAbsatz 2 neu 
diese "Produktionszone" eingebracht Sie gehört nach meiner 
Ansicht nicht dort hinein. In Absatz 2 sind nämlich die unmittel­
baren Bezugskriterien genannt, nach denen Direktzahlungen 
ausgerichtet werden sollen; es sind zwei: einerseits der Be­
trieb, anderseits die Fläche. 
Artikel 31 a Absätze 3 und 3bis haben wir zum Teil bereits be­
reinigt Es werden dort sekundäre Abstufungskriterien - zum 
Beispiel Produktionszonen, Betriebsgrössen, Mindest- und 
Höchstgrenzen und auch besiedlungsgefährdete Gebiete 
aufgezählt Das sind sogenannte sekundäre Abstufungs­
kriterien. 
Aus dieser Sicht gehört meiner Ansicht nach eine Differenzie­
rung nach Produktionszonen in Absatz 3 hinein oder, genauer 
gesagt, in Absatz 3bis. 
Das ist mein zweiter Antrag, den ich hier gleichzeitig be­
gründe, da es sich im Gegensatz zur Fläche und zum Betrieb 
um kein Basiskriterium handelt 
Der Nationalrat - ich habe das betont - hat diese Produktions­
zonen, mit einer schwachen Mehrheit, hier in Absatz 2 veran­
kert, was falsch ist Die ständerätliche Kommission hat im Ge­
gensatz dazu richtigerweise das Kriterium Produktionszone in 
Absatz 3 Litera a eingefügt Das haben wir bereits so be­
schlossen. Würde nun Absatz 2 gemäss Nationalrat übernom­
men, so müssten die neuen Direktzahlungen obligatorisch 

Produktionszonen abgestuft werden. Es gibt be-
reits zwei Formen von Direktzahlungen, die beibehalten wer­
den, nämlich die Kostenbeiträge im Berggebiet und die Be­
wirtschaftungsbeiträge. Beide sind ja nach Produktionszonen 
abgestuft, um die unterschiedlichen Produktionskosten damit 
auszugleichen. 
Administrativ gesehen ist es nicht sinnvoll, nun auch diese 
neuen. ergänzenden Direktzahlungen nach den Zonen zu dif­
ferenzieren. Diese sollten doch administrativ möglichst ein­
fach werden, da die Zonendifferenzierung durch die 
h"",t",I'Arlrl""n und beizubehaltenden ausrei-

773 

Jagmetti, Berichterstatter: Die Kommission hatte sich nicht 
mit dem Antrag Seiler Bernhard zu befassen, musste aber die 
Frage diskutieren, weil der Nationalrat-wie Herr Seiler sagte­
die Produktionszone als obligatorischen Bemessungsfaktor 
eingebaut hat im Gegensatz zu den Beschlüssen des Stände­
rates in der ersten Runde. Sie ersehen aus der Fahne, dass 
keine Minderheitsanträge aus der Kommission vorliegen und 
dass die Kommission tatsächlich der Lösung des Nationalra­
tes zugestimmt hat. 
Man kann sich fragen, ob diese Direktzahlungen, die die Ein­
kommenssicherung darstellen, eine Abstufung nach Ta/ge­
biet und Berggebiet mit der viel feineren Differenzierung nach 
den einzelnen Zonen rechtfertigen. Wir waren in der Kommis­
sion der Auffassung, dass sich diese Abstufung rechtfertigt, 
weil sich die Einkommenssituation in der Berglandwirtschaft 
sehr stark von jener in der Tallandwirtschaft unterscheidet. 
und dass wir nicht darum herumkommen, eine solche Abstu~ 
fung vorzunehmen, ob nun das Kriterium obligatorisch oder 
fakultativ aufgeführt wird. 
Hinzu kommt noch ein weiterer Gesichtspunkt: Sie werden 
von Herrn Uhlmann in seinem Bericht über die Kostenbeiträge 
an Viehhalter im Berggebiet hören, weshalb man diese Lei­
stungen nicht hinaufsetzt, obwohl damit die Einkommenssi­
tuation nicht angepasst wird - nämlich wegen der Direktzah­
lungen. Wenn wir bei den Viehhalterbeiträgen im Berggebiet 
dem Bundesrat folgen, müssen wir die Korrektur zur Einkom­
menssicherung bei den Direktzahlungen nach Artikel 31 a vor­
nehmen. Das hat die Kommission mit dazu veranlasst, diesen 
Faktor der Zone als Bemessungsgrundlage einzubauen. Der 
Antrag Seiler Bernhard ist in diesem Sinne selbstverständlich 
ein Ganzes, wie er ihn auch als Ganzes präsentiert hat Es geht 
darum, ob diese Zonen obligatorische oderfakultative Bemes­
sungsgrundlagen sein sollen. Aus den dargelegten Gründen 
hat sich die Kommission dem Nationalrat angeschlossen. 
Ich bitte Sie im Namen der Kommission, an deren Antrag fest­
zuhalten und damit dem Nationalrat zu folgen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je soutiens la proposition 
de M. Seiler Bernhard. 

Präsidentin: Herr Seiler hat seine Anträge zu den Absätzen 2, 
3 und 3bis als Ganzes dargestellt. Wir stimmen also auch über 
das ganze Paket gemeinsam ab. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Seiler Bernhard 
Dagegen 

Abs. 3bis - AI. 3bis 

5 Stimmen 
20 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Ich habe nur noch zu Artikel 31a 
Absatz 3bis Litera b eine Bemerkung. Wir haben dort gegen­
über dem Nationalrat etwas gekürzt Wir sind ihm zwar in der 
Grundidee gefolgt, dass den besiedlungsgefährdeten Gebie­
ten ein zusätzlicher Beitrag ausgerichtet werden kann - nicht 
muss. das ist gleich wie beim Nationalrat haben aber die 
weiteren Kriterien weggelassen, um etwas mehr Flexibilität zu 
schaffen. Nachdem wir bereits bei Artikel 31 a Absatz 3 Litera b 
einen Unterschied zum Nationalrat haben, besteht kein An­
lass, bei Artikel 31a Absatz 3bis Litera b diesen kleinen Unter­
schied nicht auch zu belassen. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, Artikel 31 a Absatz 3bis 
Litera b zuzustimmen. 

Frau Weber Monika: Ich habe eine Frage und eine Bemer­
kung. Ich bin der Meinung, dass die Kommission mit der etwas 
flexibleren Formulierung diese Litera b von Artikel 31 a Ab-
satz 3bis sehr flexibel. im Grunde unverantwort-

hat. an der entsprechenden 

dete Gebiete", welches Definition dieses 
habe die Protokolle sehr und ich habe 

darin nichts das habe nur 
dass man weiss, wie man diesen Begriff umschreiben 
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soll. Ich möchte Ihnen sagen, dass es meines Erachtens eine 
Gummibestimmung ist Dieser Ausdruck ist für die Entwick-
1ung des ganzen Gesetzes typisch. Am Anfang hatten wir ein 
relativ klares, einfaches Gesetz; dann wurde das Gesetz im­
mer mehr differenziert, so dass es jetzt zu einem «Servierboy" 
geworden ist, an dem sich jedermann bedienen kann. 
Ich sage das mit Nachdruck Die 50 Briefe, welche wir von all 
den Lobby-Organisationen erhalten haben, zeigen, dass man 
sich nun bei der ganzen Angelegenheit bedienen kann. 
Ich möchte eine Definition des Begriffs «besiedlungsgefähr­
dete Gebiete" hören. 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir dürfen diesen Ball nicht einfach 
dem Bundesrat zuspielen, nachdem er das Kriterium nicht be­
antragt hat; es wurde in der Beratung in die Vorlage aufgenom­
men. Die Grundidee, die dahintersteckt und die der Kommis­
sion eingeleuchtet hat, ist folgende: 
Wir haben in der SChweiz Gebiete, die landwirtschaftlich be­
wirtschaftet werden, obwohl sich das von den reinen Produk­
tionsverhältnissen aus möglicherweise gar nicht rechtfertigen 
lässt, deren Bewirtschaftung aber von grösster Bedeutung ist, 
damit das Land nicht vergandet - wie man schweizerisch sagt 
Wir haben zugleich Berggebiete, die sich seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts entvölkern; dies ist eine Entwicklung, die 
seither unaufhaltsam weiter vorangeschritten ist Wenn Sie 
eine Berggemeinde im Maggiatal nehmen, dann sehen Sie, 
dass sich dort der Trend ungebrochen fortsetzt Diese Ge­
meinden sind zum Teil kaum mehr lebensfähige Gemein­
schaften, ganz zu schweigen davon, dass die Bewirtschaftung 
der Gebiete siChergestellt wäre. 
Nun hat die Gesetzgebung des Bundes schon an mehreren 
Orten eingegriffen und gesagt, es liege im Gesamtinteresse, 
dass diese Gebiete doch bewirtschaftet würden. Ich erinnere 
Sie an Artikel 16 des Raumplanungsgesetzes mit der Um­
schreibung der Landwirtschaftszone, wo das auch zum Aus­
druck kommt 
Mit diesem zusätzlichen Kriterium möchte der Nationalrat - wir 
sind ihm in der Kommission gefolgt - erlauben, dass'man die­
sen Betrieben in ganz ausgesprochen schwierigen Situatio­
nen, und zwar an Orten, wo eine Entvölkerung stattfindet, eine 
Sonderhilfe leistet Damit wolten wir das, was mit dem Investi­
tionshilfegesetz für das Berggebiet angestrebt wird, auch auf 
diesem Wege begleiten und unterstützen. Es geht darum, Be­
triebe erhalten zu können, deren Erhaltung bevölkerungsmäs­
sig und aus Gründen der Landschaftspflege von entscheiden­
der Bedeutung ist, auch wenn von der rein landwirtschaftli­
chen Produktion her eine Weiterführung nicht im gleichen 
Masse gerechtfertigt wäre wie andernorts. Das soll zum Aus­
druck kommen. Es geht nicht um eine "Giesskanne», sondern 
es geht um besondere Leistungen für die sich entvölkernden 
Berggebiete. 

M. Delamuraz, conseillerfederal: Je reconnais que la formule 
que Ja commission du Conseil des Etats a pn3paree ä votre in­
tention est meilleure que celle que le Conseil national avait fi­
nalement retenue concernant Ja lettre e. Elle n'en est pas la 
meilleure de toutes pour autant 

cor",,,,,," pn:>,c,rn,'>nT aMme Weber Monika, 
existe pour lesquelles le Conseil 
s'll n'y a pas de proposition formellement contraire, suggere 
de ne pas suivre la commission et d' en rester ä la formule que 
le Conseil des Etats avait adoptee lors de son premier debat. 
Premierement, iI est manifeste que les conditions de 
I'article 31 a, en particuiier le respect des conditions naturelles, 
de production, de rendement du sol et d'autres facteurs 
comme les zones, so nt des elements qui permettent de pren­
dre en campte les regions les molns tavorisees de notre pays, 
celles sont les a cultiver, connaissent des 
"r.nrf,ti"n<:: de et de maintien les 

pays. Nous jugeons des lors que la lettre e devient une dispo­
sition superfetatoire par rapport ä ce qui existe dejä, me me 
sous la forme edulcoree de Ja commission du Conseil des 
Etats par rapport a la decision du Conseil national. 
Deuxiemement, iJ faut pouvoir donner aux mots, lorsqu'on les 
inscrit dans une loi, une definition claire, en general rigou­
reuse, en tout cas qui ne prete pas le flanc a une interpretation 
infinie. Or, les mots "regions qui courent le risque d'etre aban­
donnees» sont v/des d'une definition tant soi peu precise. On 
devine cl peu pres de quoi iI s'agit, mais cette definition fait ap­
pel a une enorme subjectivlte. Faut-i! se fonder sur le jugement 
d'un pessimiste, selon qui toutes ces regions marginales, en 
trop haute altitude ou trop retirees des centres, sont vouees a 
la disparition, ou selon celui d'un optimiste qui ne retiendra 
dans I' ensemble du territoire suisse que trois ou quatre vailees 
decidement trop encaissees et trap elaignees paur y voir les 
signes d'un abandon eventuel, prochain ou plus lointain? 
Cette definition, et pour cause, 'n'existe pas. Des lors, il est 
dangereux d'introduire dans Ja loi des notions apropos des­
quelles regne le flou, je ne dirais pas le plus artistique, mais le 
plus camptet, et ä pro pos desquelles I'application de la legi­
slation court le risque, a chaque tour de roue, de la partialite et 
de !'inegalite de traitement 
Ces considerations me conduisent ä affirmer que le sort des 
plus problematiques de nos regions est pris en charge dans la 
zone 4 en particulier de natre cadastre agricole. 11 n'est donc 
pas necessaire d'essayer de forger un outil d'occasion tel que 
celui propose par le Conseil national puis, ameliore mais non 
encore satisfaisant, par la commission. 
Un grave probleme de procedure se pose pour moi, car je 
constate que vous ne possedez que la proposition de la com­
mission et que personne ne suggere le maintien de la formule 
du Conseil des Etats, adoptee lors de son premier debat Je 
prends donc mon courage ä deux mains - je ne sais pas si 
c'est reglementaire - et je vous demande d'en rester a votre 
premiere formule et de laisser purement et simplementtomber 
la lettre e, meme ametioree par la commission. 

Frau Weber Monika: Eigentlich möchte ich einen Antrag zum 
Begriff «besiedlungsgefährdete Gebiete» stellen, aber man 
kann ihn gar nicht mehr stellen, weil die Systematik total geän­
dert hat Dieser Begriff war weder im bundesrätlichen Entwurf 
noch im ersten ständerätlichen Beschluss enthalten, sondern 
ist erst durch den Nationalrat eingeführt worden. Deshalb 
kann ich höchstens den Antrag stellen, diese Litera b zu strei­
chen, Das mache ich auch, damit die Verhältnisse nachher 
klar sind. 

Abstimmung -- Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Weber Monika 

Abs, 4-AI, 4 

27 Stimmen 
2 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: In Absatz 4 von Artikel 31 a finden 
Sie keinen Antrag der Kommission, weil sie dem Nationalrat 

möchte. Der Nationalrat hat aber anders entschieden 
als wir in der ersten Runde. Doch ich kann es bei dieser allge­
meinen Feststellung belassen: Die Kommission stimmt zu und 
empfiehlt Ihnen, Absatz 4 in der Version des Nationalrates an­
zunehmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 31bAbs.1, 1a-1c 
Antrag der Kommission 
Abs. 

1a,1b 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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Abs.1e 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 

S 

(Simmen, Büttiker, Jagmetti, Piller, Sehüle) 
Diese Zahlungen sollen zusammen mit den übrigen Beiträgen 
mit ökologischer Zielsetzung nach einer Einführungsperiode 
annähemd die gleiche Grössenordnung erreichen wie diejeni­
gen nach Artikel31a 

Antrag Beerli 
Abs. 1, 1e 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.31bal.1,1a-1c 
Proposition de la eommission 
Ai. 1 
.... la culture biologique ou la production integree, en versant 
des contributions de compensation. 
Ai. 1a, 1b 
Adherer ä la decision du Conseil national 
AI.1c 
Majorite 
Bitter 
Minorire 
(Simmen, Büttiker, Jagmetti, Piller, Schüle) 
Apres une periode d'introduction, la somme de ces contribu­
tions et des autres cl orientation ecologique sera approximati­
vement du mame ordre de grandeur que les contributions qui 
sont prevues cl I'article 31 a 

Proposition Beerli 
AI. 1, 1e 
AdMrer cl la decision du Conseil national 

Abs. 1-Al. 1 

Jagmetti, Berichterstatter: Auch bei Artikel 31 b müssen wir 
absatzweise vorgehen, weil die Anträge etwas unterschiedlich 
sind 
Bei Absatz 1 hat die Kommission die kontrollierte Freilandhal­
tung in der Tierproduktion als beispielhafte Nennung der um­
weltschonenden und tiergerechten Produktion gestrichen. 
Sie hat das in der Meinung gemacht, dass die kontrollierte 
Freilandhaltung schwer zu kontrollieren ist und hier beson­
dere Verhältnisse vorliegen. Sie möchte Ihnen also vorschla­
gen, es beim biologischen Landbau und der sogenannten IP, 
der integrierten Produktion, zu belassen. Dabei handelt es 
sich um Beispiele, wobei wir uns im klaren sind, dass die allge­
meine Formulierung in der Einleitung des Absatzes weiter 
reicht und die beiden Beispiele nur exemplifikatorischer Natur 
und nicht abschliessender Art sind. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, der Version ohne kon­
trollierte Freilandhaltung zuzustimmen. 

Frau Beerli: Ich möchte einige allgemeine Bemerkungen zu 
meinen beiden Anträgen betreffend Artikel 31 b machen und 
dann materiell zu Artikel 31 b Absatz 1 Stellung nehmen. 
Zum Allgemeinen: Ich bin von keinem grünen Burgfrieden um­
fasst, und ich fühle mich auch nicht einer «Lausbuben-Politik» 
aufgesessen, wie dies in der "Schweizerischen Handels-Zei­
tung" vom 17. September 1992 in einer gar saloppen Sprache 
ausgedruckt wurde; ich weiss um die berechtigten Anliegen 
unserer Bauem und nehme sie ernst 
Die Landwirte möchten jetzt, Ende September 1992, wissen, 
nach welchem System sie im Januar 1993 zu leben haben. 
Der Nationalrat hat sich nach Diskussionen und harten 
\(3"'T'lnf",n zu der denn 

ist 

Male der Brief des Schweizerischen 
Bauernverbandes worden, den wir am 16, Spi"tt>,mt"", 

erhalten haben. Wenn dort noch kritische Bemerkun-
gen zu Artikel 31 a der enthalten 
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waren, so waren keine zu Artikel 31 benthalten. Wir wurden ge­
beten, diese Lösung zu übernehmen und möglichst keine Dif­
ferenzen zu schaffen. Möchten Sie die Verantwortung über­
nehmen, wenn die Direktzahlungen auf den t Januar 1993 
nicht in Kraft gesetzt werden könnten? Ich möchte diese Ver­
antwortung nicht übemehmen und bitte daher, keine zusätzli­
chen Differenzen zum Nationalrat zu schaffen. 
Nun aber zum Materiellen. Es gibt ganz klare materielle Argu­
mente, warum die kontrollierte Freilandhaltung bei der Tier­
produktion nicht gestrichen werden sollte. Im Pflanzenbau 
werden in diesem Artikel richtigerweise insbesondere der bio­
logische Landbau und die integrierte Produktion erwähnt Da­
mit wird festgehalten, dass die Förderung in erster Linie den 
fortgeSChrittensten Programmen zuteil werden soll Offenbar 
befürchtet man zu Recht, dass die Förderungsmittel ohne eine 
derartige Spezifizierung allzu breit auf zahlreiche weitere 
«besonders umweltfreundliche» Produktionsweisen verteilt 
würden. 
Die analoge Befürchtung trifft für die «besonders tierfreundli­
ehe» Produktionsweise mindestens so sehr zu. Soll am Ende 
alles, was sich auch nur ein wenig über das Minimum der Tier­
schutzverordnung erhebt, gleichermassen gefördert werden, 
oder soll die Förderung nicht auch hier vor allem dem aner­
kanntermassen fortgeschrittenen Niveau zukommen? Die be­
sondere Förderung in diesem Absatz von biologischer und In­
tegrierter Produktion allein impliziert noch kein hohes Niveau 
der Tierhaltung. Sowohl biologische wie integrierte Produk­
tion sind von ihrer ganzen Herkunft her ausgesprochen pflan­
zenbaulich orientiert Wer parallele Fortschritte in der Tierhal­
tung ermöglichen will, muss die Freilandhaltung separat för­
dern. 
Ich bitte Sie daher, dem Nationalrat zu folgen und «die kontrol­
lierte Freilandhaltung,. in der Tierproduktion im Text zu be­
lassen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: La commission du Conseil 
des Etats introduit ci I'artiele 31 b, alinea premier, une formule 
allegee par rapport cl celle que le Conseil national avait trou­
vee, en ce sens que, dans la formule de M. Jagmetti et de ses 
collegues, on fait bien allusion cl la culture biologique ou cl la 
production integree, mais pas cl I'elevage «contröle» en liberte 
dans le secteur animal. Mme Beerli, dans le but louable, je le 
repete, d' eviter des divergences avec le Conseil national et de 
pouvoir enfin payer ces contributions prevues aux articles 31 a 
et 31 b au 1 er janvier de I'annee prochaine, pro pose de se ral­
lier cl la formule du Conseil national 
Je dois vous declarer qu'avec la meilleure volonte du monde 
et sans vouloir faire ce que I'on appelle ci I' €lcole «la mauvaise 
tete,., je suis dans I'incapacite de contröler I'application d'une 
disposition legislative que vous decideriez ci la suite du 
Conseil national selon laquelle on subordonne I'encourage­
me nt au respect de I'alevage contröle en liberta dans le sec­
teur animal, car, cl la rigueur de I'application et du contrale, 
c'est un bailli de Berne que je devrais envoyer dans chaque 
exploitation agricole de ce pays pour savoir si, oui ou non. on y 
pratique I'elevage contrale en liberta dans le secteur animal, 
d'une maniere coherente et absolue. Alors, me direz-vous, II 
faut la confiance. Je veux bien. Si le legislateur pensa 
que disposition qu'il introduit lei peut rester lettre morte 
parce que je me retuse cl vouloir engager encore une fois des 
"Brigades du Tigre», pour aller voir comment on fait brouter les 
chevreaux, firai de I'avant, et on aura une loi - il Y en a quel­
ques autres, pas nombreuses, fort heureusement car j'ordre 
regne dans la Republique dont les dispositions sur ce point 
ne pourront pas etre respectees. Est-ce que le legislateur se 
eonsidere vraiment, ci vouloir introduire une disposition impra­
ticable et des exigences incontralables? Je ne ie pense pas. 
C'est la raison pour laquelle iI me preferable, 

alinea, de retenir la de la ,..,nrnmiic:c:icm 

des Etats, meme suis tres souvent d'accord 

~,..riWI<'rlrt sein 
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für Freilandhaltung. Man kann die Kontrolle für die Tatbe­
stände an diese Organisation delegieren, wie das - soweit ich 
informiert bin in der Verordnung vorgesehen ist, so dass 
nicht alles vom Bund aus kontrolliert wird, sondern von den 
entsprechenden Organisationen. Hier liegt keine so grosse 
Schwierigkeit vor. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag Beerli 
Für den Antrag der Kommission 

Ms. 1a, 1b-AI. 1a, 1b 

17 Stimmen 
16 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Artikel 31 b Absätze 1 a und 1 b 
folgen wir in bezug auf Ausgleichsflächen einerseits und den 
Grundsatz, wonach diese besonderen ökologischen Leistun­
gen wirtschaftlich lohnend sein sollen, andererseits dem Na­
tionalrat Die Beiträge sind demnach so zu bemessen, dass 
diese besonderen Leistungen lohnend werden. 

Angenommen - Adopte 

Ms. 1c -AI. 1e 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Artikel 31 b Absatz 1 c haben 
Sie drei Varianten, die Ihnen vorgelegt werden: Die Variante 
der Kommissionsmehrheit, die vom Nationalrat eingeführte 
Bestimmung zu streichen; den Antrag der Kommissionsmin­
derheit, eine abgeschwächte Form der nationalrätlichen Fas­
sung zu wählen; und den Antrag von Frau Beerli, dem Natio­
nalrat zu folgen. 
Ich möchte einleitend folgendes festhalten: Die Kommission 
war sich vollkommen bewusst, dass die bäuerliche Bevölke­
rung der Schweiz jetzt einen Entscheid erwartet Sie war sich 
aber auch bewusst, dass mit ihren Anträgen das Inkrafttreten 
am 1. Januar 1993 nicht aufgeschoben werden darf. 
Auch wenn Sie hier der Kommission folgen, schliessen Sie 
das Inkrafttreten dieser Bestimmungen nicht aus. Ich glaube, 
dass es Aufgabe des Zweitrates ist, mit der entsprechenden 
Programmgestaltung und in Sorge um die EntwiCklung darauf 
bedacht zu sein, dass einmal rechtzeitig entschieden wird und 
zudem der Erstrat im Differenzbereinigungsverfahren seine 
Entscheidungsfreiheit behält Es geht also darum, beides mit­
einander zu verbinden, dafür zu sorgen, dass rechtzeitig ent­
schieden wird und wir auch aus eigener Erkenntnis heraus 
entscheiden können. 
Der Nationalrat hat die Bestimmung von Absatz 1 c im Willen 
angefügt, dass die Beiträge nach Artikel 31 b langfristig gese­
hen die gleiche Grössenordnung wie die Beiträge nach Arti­
kel 31 a erhalten sollen. Beide Beitragsarten erfüllen eine un­
terschiedliche Funktion. Artikel 31a soll das Einkommen si­
chern. Artikel 31 b soll den Anreiz für eine ökologische Zusatz­
leistung erbringen. Artikel 31 a setzt voraus, dass man die Vor­
schriften des Umweltschutzes einhält, von der Verordnung 
über die Belastung der Böden bis zum Artikel 14 des neuen 
Gewässerschutzgesetzes. Artikel 31 b sieht vor, dass man Lei­
stungen honoriert, die weiter gehen als das, was der Gesetz­
geber vorschreibt 
Nun stellt sich natürlich die Können wir die beiden 
Dinge in ein Gleichgewicht bringen? Können wir die Einkom­
menssicherung und diese ökologischen Sonderleistungen 
gleich werten? Oder sind die Ziele der beiden Bestimmungen 
je selbständig zu sehen, so dass die Koppelung, wie sie der 
Nationalrat vorschlägt, nicht durchzuführen ist? Sie werden 
darüber entscheiden. 
Sie sehen, dass ich selbst zur Minderheit gehöre. Aber ich 
wollte Ihnen zeigen, welches die Gründe der Mehrheit sind, 
nämlich den beiden ihre 

Namen der onO""'olf 

zu streichen, wenn ich auch aus meinem Herzen keine 
mache und sage, dass mich der Minderheit an-

nO'Ol"rll""",,,,n habe. 

Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: In der ersten Bera­
tungsrunde dieser beiden Artikel über Direktzahlungen haben 
wir klar festgehalten, dass wir diese Zahlungen in zweierlei 
Stossrichtungen orientieren möchten: Das eine sind Zahlun­
gen zur Kompensation des Verdienstausfalles wegen sinken­
der Produktepreise (Art 31a), das zweite sind Zahlungen zur 
Abgeltung besonderer Leistungen, die in Artikel 31 b geregelt 
wurden. Wir haben. diese Aufteilung ganz klar vorgenommen. 
Eine Mehrheit der Kommission unseres Rates hat auch nicht 
gewünscht, dass hier gewisse Konnexe bereits im Gesetzes­
text geschaffen werden. 
Die Frage stellt sich nun, wie das Verhältnis zwischen den Zah­
lungen nach Artikel 31 a und Artikel 31 b ist Es sollte ja nicht so 
sein; dass der grösste Teil oder praktisch die ganzen Mittel in 
Zahlungen nach Artikel 31 a fliessen und dann für die beson­
deren Leistungen noch das ausgeschüttet wird, was übrig­
bleibt Das ist auch der Sinn des Absatzes 1c von Artikel 31 b, 
wie ihn der Nationalrat formuliert hat, nämlich dass diese bei­
den Teile der Direktzah!ungen nach einer Uebergangsfrist in 
etwa die gleiche Höhe erreichen sollten. 
Sie sehen nun, dass die Mehrheit der Kommission, mit 6 zu 4 
Stimmen, allerdings keine überwältigende Mehrheit, diese Be­
stimmung wieder streichen möchte. 
Die Minderheit, die ich hier vertrete, teilt grundsätzlich die Mei­
nung des Nationalrates bezüglich der Gleichwertigkeit der bei­
den Zahlungsarten. Sie befindet sich dabei in guter Gesell­
schaft, indem sowohl der Schweizerische Bauernverband als 
auch Naturschutzorganisationen hier zugestimmt haben. Es 
war das Anliegen der Minderheit, diese Bestimmung zu ver­
deutlichen und klarzustellen, dass die ökologischen Mass­
nahmen und die entsprechenden Zahlungen als Gesamtheit 
gesehen werden müssen und zwar sowohl die neuen, die 
erst noch auszurichten sind, als auch schon bestehende für 
ökologische Leistungen. Denn es ist ja nicht so, dass bis heute 
überhaupt nichts getan würde. 
Es ist dies auch die Zielrichtung des 7. Landwirtschaftsberich­
tes, dass eine Landwirtschaft angestrebt wird, die nicht nur 
punktuell da und dort ein Biotop oder einen Waldrand pflegt 
und daneben weiterhin intensiv produziert Angestrebt wird 
vielmehr eine ganzheitlich naturnahe Landwirtschaft im Sinne 
der Nachhaltigkeit und einer nachhaltigen Entwicklung. 
Es ist übrigens keineswegs so, dass dazu ein überdimensio­
nierter Kontrollapparat und ein eidgenössischer «Landwirt­
schaftsvogt», der da von Hof zu Hot zieht, in Funktion treten 
müssten. Ich darf hier auf ein Modell verweisen, wie es in mei­
nem Kanton, im Kanton Solothum, nun in Einführung begriffen 
ist: Eine Stiftung - zusammengesetzt aus Behörden, Bewirt­
schaftern und entsprechenden Organisationen nimmt diese 
Kontrolle wahr und stellt auch die entsprechenden Bestim­
mungen auf. Es ist in erster Linie eine Selbstkontrolle, die statt­
findet Der Staat wird nur noch eine gewisse Oberaufsicht aus­
üben und stichprobenartig Kontrollen durchführen. Das wollte 
ich doch zum vielgehörten Argument sagen, dass eine solche 
Kontrolle überhaupt nicht möglich sei. 
Der Antrag der Minderheit ist also keine Abschwächung des 
nationalrätlichen Antrages, sondern er ist eine Präzisierung. 
Ich bitte Sie daher, ihm zuzustimmen. 

Frau Beerli: Bei der Beratung des 7. Landwirtschaftsberichtes 
haben wir alle klar von einem qualitativen Schritt, von einem 
Uebergang zu einer neuen Landwirtschaftspolitik gespro­
chen. Diese Politik soll in den Artikeln 31 a und 31 b verankert 
werden. Artikel 31 a sieht die allgemeinen und Artikel 31 b die 
an ökologische Auflagen gebundenen Direktzahlungen vor. 
Artikel 31 b soll motiVierend wirken und den Weg zu einer na~ 
turgemässen Landwirtschaft ebnen. 
Naturschutz und Landwirtschaft bedingen sich gegenseitig. 
Sie stehen einerseits in einem Spannungsverhältnis und 
hören doch zusammen wie auf IAfI!-t",c'h",ttll.rh,,,,..,., 

allen dass das Gefäss des 
auf den andern viele Mitte! enthalten 

kann und soll dasjenige von 31 a Mittelfristig 
ist, um dem Ziel der Motivation nachkommen zu können. 
Wertgleichheit der beiden anzustreben. Dies tut der Be-
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schluss des Nationalrates, nicht jedoch der Antrag der Kom­
missionsminderheit, der sehr viele Unsicherheiten enthält 
Was sind "übrige Beiträge mit ökologischer Zielsetzung,,? Be­
steht nicht die Gefahr, dass in diesen Begriff sehr viele beste­
hende Zahlungen hineininterpretiert werden und so die effek­
tiv mit ökologischer Zielsetzung einzusetzenden Mittel immer 
geringer werden? 
Ich bitte Sie, nun auch zur neuen Landwirtschaftspoiitik zu ste­
hen, den Minderheitsantrag abzulehnen und dem hart errun­
genen und tragfähigen Kompromiss des Nationalrates zuzu­
stimmen. 

Gemperli: Ich gehöre zur Mehrheit der Kommission. Ich 
möchte Ihnen einige Ueberlegungen dieser Mehrheit dar­
legen. 
Der Mehrheit geht es nicht darum, die ökologischen Zielset­
zungen durch die Streichung von Artikel 31 b Absatz 1 c ir­
gendwie in Frage zu stellen oder zu untergraben. Aber das 
Problem, das sich hier stellt, ist ein Problem der inneren Logik 
zwischen Artikel 31 b Absatz 1 b und Artikel 31 b Absatz 1 c. 
Wenn Sie diese beiden Absätze genau durchsehen, fällt Ihnen 
folgendes auf: In Artikel 31 b Absatz 1 b wird das Mass für die 
einzelnen Leistungen festgelegt Die Erbringung ökologischer 
Leistungen soll den Landwirt, der die entsprechenden Aufla­
gen und Schranken einhält, nicht schlechtersteIlen als denje­
nigen, der konventionell wirtschaftet. Der ökologische Land­
wirt soll letztlich finanziell mit demjenigen gleichgestellt wer­
den. der konventionelle Landwirtschaft betreibt Die Höchst­
grenze wird nach dem Kriterium der Gleichstellung festgelegt 
Damit ist aber auch die Gesamtgrösse gegeben. Sie setzt sich 
aus den für den Einzelfall zu entrichtenden Leistungen zusam­
men, multipliziert mit der Zahl der Leistungsempfänger. Wir 
definieren den Einzelfall und sagen, welche Leistungen einem 
Landwirt hier im Einzelfall zukommen sollen, wie hoch der 
Ausgleich gegenüber dem konventionell wirtschaftenden 
Landwirt sein soll. 
Die zweite Grösse ist die Zahl der Landwirte, die ökologische 
LandWirtschaft betreiben. Wenn Sie beispielsweise 300 land­
wirte haben, von denen jeder eine Zahlung von 10000 Fran­
ken zugute hat, erhalten Sie eine Endsumme von 3 Millionen 
Franken; Sie können diese nicht in 6 Millionen umwandeln. 
Man kann nicht die Faktoren einer Multiplikation bestimmen 
und am Schluss das Resultat ohne Rücksicht darauf vorweg­
nehmen. Das geht nicht auf. 
Es ist ein Problem der inneren Geschlossenheit, das die Kom­
missionsmehrheit hier aufgeworfen hat Wir können nicht 
zweimal die Grössenordnung der Leistungen bestimmen: ei­
nerseits als Abgeltung gegenüber den konventionell Wirt­
schaftenden und anderseits als Gesamtsumme, die verteilt 
werden muss. Im einen oder anderen Fall geht die Rechnung 
nicht mehr auf. 
Ich möchte Sie noch einmal bitten, der Mehrheit zuzustimmen. 
Die Mehrheit will keinesfalls die Leistung für die ökologisch 
wirtschaftenden Landwirte irgendwie in Frage stellen. Auch 
die Mehrheit stellt sich hinter diese Zielsetzungen. Aber die 
Umschreibung in Artikel 31 b Absatz 1 b enthält alles, was 
man im Grunde genommen braucht, um die fest-

Sinne kann Artikel 31 b Absatz 1 c gestrichen 
werden. 

Schallberger: Als Direktbetroffener habe ich mich bisher be­
wusst zurückgehalten. Direktzahlungen sind keine Erfindung 
der Bauern. Es wäre uns viel lieber, wenn im Talgebietdas Ein­
kommen über den Erlös der Produkte erzielt werden könnte 
und lediglich in den von der Natur benachteiligten Zonen der 
Ausgleich über die Bundeskasse werden müsste, 
Doch solche bisher sind leider nicht mehr 

Sowoh I-als-auch 

Nutz- und Schlachtvieh befinden sich im Keller. Von Preiszu­
sammenbruch zu sprechen ist keine Uebertreibung. Gleich­
zeitig steigen die Produktionskosten. 
Die Bauern sind politisch darauf angewiesen, dass keine we­
sentlichen Differenzen gegenüber dem Nationalrat geschaf­
fen werden. Ich erinnere mich an Besprechungen mit ökologi­
schen Verbänden. Diese machen den Artikel 31 b Absatz 1 c zu 
einer Schicksalsbestimmung. Wenn hier nicht in vernünftiger 
Form zugestimmt wird, hat man nachher den grössten Salat; 
man riskiert ein Referendum, und die Landwirtschaft muss 
warten, bis sie zu Direktbeiträgen kommt 
Was die Ergänzung der Minderheit Simmen anbelangt, wäre 
ich tatsäChliCh erstaunt, wenn unserer vernünftigen Ergän­
zung, die vom Bundesamt für Landwirtschaft angeregt wurde, 
im Nationalrat grosse Opposition erwachsen würde. Das ist 
ein vernünftiger Kompromiss. Es wäre sehr schwer verständ­
lich, wenn Umwelt- und Tierschutzorganisationen beispiels­
weise Alpungsbeiträge nicht als in ihrem Sinne akzeptieren 
und mitanrechnen lassen würden. 
Aus diesen Ueberlegungen ersuche ich Sie, der Minderheit 
zuzustimmen und Absatz 1 c in dieser leicht ergänzten Form 
zu belassen. 

Uhlmann: Ich meine, dass man grundsätzlich mit allen drei 
Varianten leben könnte. Das wird die Zeit ja dann zeigen. 
Nun muss ich aber doch noch einen Gedanken anbringen. 
Die Kommissionsminderheit und der Nationalrat gehen davon 
aus, dass weit mehr Zahlungen über Artikel31a geleistet wer­
den als über Artikel 31 b. Ich trage mich, ob das in Zukunft 
überhaupt so ist In Artikel 31 b Absatz 1 c wird gesagt, nach ei­
ner Einführungsperiode sollten die Zahlungen ungefähr aus­
geglichen sein. 
Wir kennen nun die Formulierung in Artikel 31 b Absatz 1. Ent­
halten ist darin auch die integrierte Produktion. Ich muss Ihnen 
aufgrund meiner Erkenntnis und meiner Erfahrung sagen, 
dass schon heute viele Bauernbetriebe die integrierte Produk­
tion konsequent praktizieren. Ich bin auch überzeugt davon, 
dass ein grosserTeil unserer Bauernbetriebe diese integrierte 
Produktion in etwa fünf Jahren als selbstverständlich ansehen 
wird. Jetzt frage ich Sie: Was passiert, wenn die integrierte Pro­
duktion fast flächendeckend ist und plötzlich mehr als die 
Hälfte der Beiträge über Artikel 31 b ausbezahlt werden müs­
sen? Sind wir dann noch gut beraten, wenn wir diesen Artikel 
heute so formulieren? Oder wird dann der Bundesrat einfach 
den Faktor ändern? Das kann er ja tun. Er kann den Faktor pro 
Fläche ändern. Das kann er auch am Anfang schon tun. Aber 
dann haben wir wahrscheinlich nicht das erreicht, was wir 
wollen. 
Ich habe einfach ein wenig Bedenken, ob die Regelung der 
Sache gerecht wird, wenn wir jetzt so straff formulieren und sa­
gen, es müsse «halbe-halbe» sein. Als Kenner muss ich an­
nehmen, dass man in fünf Jahren eine fast tlächendeckende 
integrierte Produktion haben wird. Das muss ja unser Ziel sein, 
und das ist auch der Wille der Landwirtschaft Dann werden wir 
aber mit dieser Formulierung Schwierigkeiten haben. 

M. Delamuraz, conseiller federal: La encore, iI faut rappeier 
dans de reflexion et de deeiston naus nous trou-
vons ce en ce Qui eoncerne cet article. 
En vous proposant ('artieie 31a, le Conseil federal a cree le 
principe general de la compensation par paiement direct de la 
baisse du revenu du paysan qui resultera inevitablement de 
I'adaptation graduelle des prix des produits agricoles aux prix 
demarche. 
En introduisant I'article 31 b, le Conseil federal prolonge I'effort 
de I'article 31a, mais iI touche une autre gamme de produc­
teurs qu'il s'agit d'encourager particulierement, c'est-a-dire 
ceUl< qui choisissent particulierement une production 
hautement des la 
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dards etqui, d'une manieretres determinee, orientent leur pro­
duction vers Je respect de I'environnement et vers une ecolo-

'gie que j'appelerais militante. 11 est donc normal que 
I'artiele 31 b, au moins au depart, s'applique plus restrictive­
ment aux producteurs qui ont choisi eux-memes de se situer 
dans ce creneau bien particulier de la production hautement 
respectueuse des principes ecologiques. 
Nous ne traitons pas en ce moment de I'artiele 31a. qui est 
maintenant sous toit, mais de I'article 31 b ou nous voyons 
fleurir un certain nombre de propositions demandant d'aller 
encore plus loin que ce qui est pro pose par le texte du Conseil 
federal. En particulier, le Conseil national a fixe comme option 
ci long terme que devalt etre inscrit dans la loi le principe selon 
lequel les credits federaux attribues a I'application de 
l'articJe 31 b devaient etre dans quelques annees du meme or­
dre de grandeur que ceux de I'artiele 31a C'est grosso modo 
Ja version du Conseil national reprise par Mme Beerli. Sur ce 
point, ren appelle a votre reflexion, Mesdames et Messieurs 
les Conseillers aux Etats. 
11 est clair que, pour qui fait non pas de la futurologie agricole, 
mais simplement une prevision, dans le monde ou nous vi­
vons, dans I'environnement naturei, physique et humain ou 
nous nous trouvons, ce type de production orientee vers le 
respect de I'ecologie est une des grandes voies de I'agri­
culture d'aujourd'hui, mais surtout de demain. 11 est clair que 
dans I'evolution de nos politiques et de nos pratiques cette 
composante ecologique, parfois meme «hyperecologique», 
sera appelee a prendre de I'importance et de la signification. 
Je faisais non pas le pari mais la prevision, aussi bien dans Ja 
commission du Conseil des Etats que du Conseil national, 
qu'en effet les versements que nous effectuons au titre de 
I'article 31 b prendront avec les annees une importance gran­
dissante. 
Faut-il pour autant que le legislateur inscrive ce principe - je 
dirais presque cet apriori - dans la loi et qu'U dise, comme le 
Conseil national, qU'apres une periode d';ntroduction ces 
paiements, selon I'article 31 b, seront du me me ordre de gran­
deur que ceux prevus a I'article 31 a?C'est ci vous, legislateurs, 
de le deGi.der. Mais, est-ce que, en votre ame et conseience, 
trouvez-vous juste d'inscrire dans la [oi, ou ne doivent en prin­
Gipe figurer que des regles imperatives et non pas des etats 
d'ame, non pas des intentions, non pas des programmes 
eventuels, mais des regles precises, cette petition de prin­
Gipe? Je ne le pense pas. La loi est faite pour autre chose. Se­
Ion la volonte politique qui est la natre, ci vous qui avez pro­
pose au Conseil national cet article, au Conseil federaf qui 
pense en effet que I'evolution va vers un renforcement graduel 
de I'application de I'article 31 b, il appartiendra d'inscrire cette 
evolution par d'autres moyens que la loi, notamment par les 
attributions budgetaires annuelles, notamment par les propo­
sitions tendant ci renforcer cette application. Ne renversez pas 
la vapeur, n'inscrivez pas le prineipe apriori dans la loi car, 
Mesdames et Messieurs les legislateurs, je ne suis pas sur que 
"intention que vous formuleriez ainsi recueille I'adhesion de 
ceux a qui elle est destinee, c'est-a-dire ceHe des paysans. Je 
ne suis pas sur que I'usage de ce facultatif article 31 b Ineite ve-
ritablement les producteurs aussl vite nous le souhaite-
rions, vous et mai, en faire ne suis pas 
les falts, qui sont tetus comme chacun salt, veuillent absolu­
ment se conformer aux apriori legislatifs que vous auriez po­
ses dans cet alinea de I'article 31 b, bien au contraire. La meil­
leure fa90n de donner a I'article 31 b une veritable application 
ne consiste pas a proclamer que I'argent qu'on va lui consa­
crer sera egal dans quelques annees a I'argent que nous 
consacrerons a I'artiele 31a Ce n'est pas le bon moyen. 
mame si c'est bel et bien i'intention, la volonte et le but de 
I'exerclce. Pour cette raison fondamentale, laissons faire I'ex-

considerons quels ferent usage de cet 
b facuitatif. sur cette 

I' autre mais ne 
et des definitions avant 

commencer I'exercice. C'est une 
leqlsl,:lI!C)n que de ne pas suivre le 

La minorite de votre commission emportee par Mme Simmen 
vous propose quelque chose de plus convenable. Cette mino­
rite dit en quelque sorte qu'iI n'y a pas que I'article 31b dans 
!'arsenallegislatif actuel qui incite les paysans ci une orienta­
tion ecologique de la production. D'autres dispositions vont 
dans le meme sens. Je les eite: les contributions selon 
I'artiele 20a de la loi sur I'agriculture, le fameux ble extenso: 
60 millions de franas; les contributions pour fes terres en pente 
et d'estivage: 149 millions de francs; les contributions aux de­
tenteurs de vaches dont le lalt n'est pas commercialise: 
126 millions de francs. Toutes dispositions qui sont respec­
tueuses de la nature et de sa protection et qu'iI faut prendre en 
compte si I'on veut faire des comptabilites equivalentes. 
A cet egard, la proposition de la minorite est plus equilibree 
que celle du Conseil national. Je vous demande cependant de 
ne pas la suivre non plus et d'en rester a la proposition de la 
majorite: bitter cet article parce qu'i! n'est pas dans la loi de re­
tenir une intention, mais des regles. Les intentions et les pro­
grammes politiques ont d'autres moyens d'expression que Ja 
loi pour s' epanouir et pour entrainer les convictions. 
Au rrsque de creer de toutes fa90ns une divergence avec le 
Conseil national, je souhaiterals que le Conseil des Etats en 
restat ci la formule originelle qu'iI a proposee et qui est celle du 
Conseil federal et de la majorite de votre commission. 

M. Flückiger: Effectivement, il n'est pas dans nos habitudes 
d'intervenir apres que le representant de I' Executif se soit ex­
prime, mais iI n'y a pas faute de ma part. J'espere, Monsieur le 
Conseiller federal, ne pas diminuer I'impact de votre enthou­
siasmante demonstration. Avec moins de savoir-faire, mais 
avec tout autant de conviction, j'essaierai de plaider dans le 
meme sens que vous. 
Monsieur le Conseil/er federal, vous avez tout a I'heure pre­
sente un excellent expose pedagogique qui s'imposait cl titre 
de rappel des principes qui sous-tendent la revision de la loi 
sur I'agriculture. Inutile donc d'y revenir. Par contre, qu'il me 
soit permis de mettre en exergue quelques elements d'appre­
eiation qui doivent encore peser sur nos deeisions concernant 
I'alinea 1 c de I'article 31 b. 
Nous avons vu que I'essentiel des moyens financiers a dispo­
sition, au titre de paiements directs, seront engages sur la 
base de I'article 31a Une compensation financiere qui, au fil 
des ans, pourra atteindre des centalnes de millions de francs. 
Nous savons et acceptons que ce soit Ja le prix a payer pour le 
maintien d'exploitations agricoles, egalement dans les re­
gions peu favorisees du pays. Or, le poids budgetaire qui en 
decoulera ne saurait etre, d'une fa90n ou d'une autre, sous­
estime. En d'autres termes, nous commettrions une faute en 
oubliant deux elements fondamentaux de la revision a laquelle 
nous travaillons: iI est indispensable de menager les meilleu~ 
res chances a notfe agriculture dans une situation de concur­
rence internationale accrue et a un retour meme partiel aux 
lois du marchS dans ce secteur de I'economie. Les paiements 
directs compensatoires seront forcement limites pour des rai­
sons politiques autant que budgetaires. Des criteres qui justi­
fient une differeneiation entre !'article 31 a et I'article 31 b, 
Vous avez abondamment demontre. Monsieur le conseiller fe-

que I'article 31 best ou encore acces-
soire du premier. 11 intervient comme moyen de soutien des 
productions particulierement favorables a I'environnement 
qUi, si elles devenaient la generalite, conduiraienttout droit a la 
marginalisation de I'agriculture suisse dans le contexte des 
lois du marche, donc a la disparition programmee de !'agri­
culture suisse. Vouioir elever les moyens financiers devolus a 
I'article 31 b a la hauteur de ceux consentis pour I'article 31 a 
conduit non seulement a desequilibrer le projet de loi mais en­
core a priver notre agriculture des moyens de rester a un 
veau competitif des prix a la Les consommateurs. 

des lois maTche, auraient t6t falt de 
de 

tee de romantisme 
des ineidences f;n:"n,~!p:'A" 

:rmtArIAr:~T!('ln que genererait ia mise a des 
aux articles 31 a et 31 b. Si nous voulons conserver 

coherence au systeme de la loi revisee, si nous voulons 
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conserver ses chances a I'agriculture suisse, tout en permet­
tant, dans certains cas, des modes de production moins renta­
bles que ceux de la moyenne des exploitations, iI faut distin­
guer ela/rement les objectifs des art/eies 31 a et 31 b et malnte­
nir le distinguo. 
Par consequent, je vous invite a vous determiner en faveur de 
la majome de la commission en biffant I'alinea 1 c, parce que 
le mieux est I'ennemi du bien et que la majorite du Conseil 
national pourrait bien I'avoir oublie en I'espece. Le monde 
agricole doit recevoir un signal de notre part avant le 
6 decembre prochain. Donnons-Ie lui en arretant des mesu­
res qui penmettront a I'agriculture suisse de vivre et pas seu­
lement de v/voter. 

Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: Ich möchte voraus­
schicken, dass für mich zwischen dem Nationalrat und der 
Kommissionsminderheit materiell keine Differenz besteht Die 
Stossrichtung des Minderheitsantrages ist - wie ich bereits 
ausgeführt habe - keine Abschwächung der Bestimmung ge­
mäss Beschluss des Nationalrates, sondem eine Präzis/e­
rung. 
Habe ich Sie nun aber richtig verstanden, Herr Bundesrat, 
wenn ich Ihren Ausführungen entnehme, der Bundesrat be­
trachte den Minderheitsantrag als eine Erleichterung und eine 
schon etwas vernünftigere Version der Fassung des National­
rates, indem der Minderhe/tsantrag als eine tendenzielle 
Schwächung des Artikels 31 b Absatz 1 c interpretiert wird? 
Wenn das tatsächlich so wäre, hätte man den Antrag der Min­
derheit falsch verstanden. Es geht uns nicht darum, den Be­
schluss des Nationalrates zu mildern, sondern die Meinung 
war, ihn zu präzisieren. 
Wie gesagt, materiell ist es für uns keine Aenderung. Aber ich 
könnte nicht einverstanden sein, wenn damit eine Schwä­
chung dieses zweiten Teiles der Zahlungen nach Artikel 31 b 
beabsichtigt wäre. 

Bundesrat Delamuraz: Ich erachte die Version der Minderheit 
als besser als die Version des Nationalrates, und zwar aus fol­
genden Gründen: 
Permettez-moi I'usage de ma langue, ce qui me penmettra 
peut..etre de glisser un deuxieme imparfait du subjonctif ce 
matin. 
Je considere que la proposition du Conseil national prend en 
consideration la somme attribuee par la Confederation au titre 
de I'article 31 a et celle utilisee par le Conseil federal au titre de 
I'application de I'article 31 b. Le Conseil national affirme que, 
peu ä peu, apres quelques annees, la somme selon 
I'article 31 b devra equivaloir a peu pres a celle selon 
I'article 31 a, aiors que votre minorite enonce que ce n'est pas 
qu'avec I'article 31b que I'on peutfaire de I'ecologie. 
11 y a d'autres contributions a orientation ecologique dans les 
termes memes de votre texte. Elles sont, en quelque sorte, ex­
terieures aux contributions de I' article 31 b et iI faut en faire 
equitablement le total aftn que celui-ci arrive grosso modo a 
celui de I'article 31a C'est ainsi que doit etre comprise votTe 
proposition de minorite. Oe ce point de vue, elle relativise fl­
nancierement I'artic!e du Conseil national puisqu'elle prend 
en campte, dans le total des contributions ecologiques, autre 
chose aussi que I'article 31b tel que je pro pose le Conseil na­
tional. 
Oe ce point de vue, votre proposition est plus equilibn3e et plus 
juste. Mais, quant au fond, elle ne va pas du tout dans le sens 
d'un affaiblissement de principe de I'intention du Conseil na­
tional, puisqu'elle consiste a prendre bel et bien en compte les 
contributions a titre ecologique et que, par consequent. on se 
trouve, avec votre proposition de minorite, quant au prlncipe, 
exactement sur la meme !ongueur d'ondes que dans la ver­
sion du Conseil national. 

Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: Oie Auskunft, die 
Herr Bundesrat Delamuraz jetzt gegeben hat, veranlasst mich, 
den Minderheitsantrag zurückzuziehen: Dies, weil daraus of­
fensichtlich eine Relativierung der Fassung des Nationalrates 
abgeleitet worden ist, wie Herr Bundesrat Delamuraz gesagt 
hat Das war nicht die Meinung des Minderheitsantrages. Be­
absichtigt war eine Klärung und keine Relativierung in dem 
Sinne, dass weniger Mittel für die Erfüllung von Artikel 31 b zur 
Verfügung stehen sollten. 

Präsidentin: Der Antrag der Minderheit I ist zurückgezogen 
worden. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Beerli 
Für den Antrag der Mehrheit 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modiflcation (2e partie) 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 445 hiervor - Voir page 445 ci-devant 

24 Stimmen 
13 Stimmen 

Präsidentin: Wir kommen zum 2. Teil des Landwirtschaftsge­
setzes betreffend die Berufsbildung. Es weilen ausserordent­
lich viele Nationalrätinnen und Nationalräte hier in unserem 
Saal. Das zeigt, wie aufmerksam unsere Verhandlungen ver­
folgt werden. 
Wir haben die Vorlage am 11. Juni dieses Jahres durchbera­
ten, aber Artikel 8a bis an die Kommission zurückgewiesen. 

Art. 8a bis 
Neuer Antrag der Kommission 
Streichen 
Nouve/le proposition de la commission 
Biffer 

Art. 9 Abs. 2bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Wer nur den praktischen Teil der Lehrabschlussprüfung be­
steht, erhält einen kantonalen Ausweis, 

Art. 9 al. 2bis (nouveau) 
PrclDclsitJ'on de la commission 

ne passe que la partie pratique de I'examen da 
d'apprentissage rec;;oit une attestation cantonale, 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir sind hier in der Erstberatung, 
und zwar deshalb, weil Sie mit der Arbeit der Kommission in ei­
nem Punkt nicht zufrieden waren. Sie haben uns Hausaufga­
ben gegeben; wir haben sie erledigt 
Es ging um folgendes: Wir hatten Ihnen vorgeschlagen, in der 
landwirtschaftlichen Berufsbildung die Anlehre vorzusehen 
wir hatten uns vom Berufsbildungsgesetz inspirieren lassen-, 
doch das stiess Ihrem Kreis nicht auf besondere Be(:!eil:;te-
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Detenteurs de betail de la 

der landwirtschaftlichen Berufsbildung, die mit dem theoreti­
schen Teil Schwierigkeiten haben, einen Ausweis abzugeben, 
wenn sie den praktischen Teil der Lehrabschlussprüfung be­
stehen. 
In diesem Sinne schlägt Ihnen die Kommission vor, Artikel 
8a bis. den wir Ihnen beantragt hatten, nicht mehr aufzuneh­
men. sondern dafür in Artikel 9 einen neuen Absatz 2bis einzu­
fügen, der den Ausweis für die bestandene praktische Prüfung 
vorsieht Damit hätten wir nach Auffassung der Kommission in 
Ueberprüfung der Sachlage der Realität Rechnung getragen 
und könnten den jungen Leuten, die diesen Weg gehen, einen 
Ausweis zur Verfügung stellen. 
Ich bitte Sie. Artikel 8a bis nun nicht aufzunehmen und dafür 
in Artikel 9 einen Absatz 2bis mit diesem Ausweis für den be­
standenen praktischen Teil der Lehrabschlussprüfung vor­
zusehen. 

Angenommen ~ Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur I'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben des parlamentarischen Vorstosses 
gemäss Seite 2 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer I'intervention parlementaire 
selon la page 2 du message 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.049 

Viehhalter im Berggebiet. 
Kostenbeiträge 
Detenteurs de betail 
de Ja region de montagne. 
Contribution aux frais 

30 Stimmen 
1 Stimme 

Botschaft und Beschlussentwurfvom 13. Mai 1992 (8BIII1817) 
Message et projet d'arrete du 13 mai 1992 (FF 111797) 

der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Uhlmann, Berichterstatter: Die Landwirtschaft im Hügel- und 
Berggebiet ist aufgrund der natürlichen Produktionsvoraus­
setzungen gegenüber dem Talgebiet in verschiedener Hin­
sicht benachteiligt Zum Ausgleich dieser Standortnachteile 
und erschwerten Produktionsverhältnisse sind besondere 
agrarpolitiscne Massnahmen notwendig. Das ist nicht bestrit­
ten und war auch nie bestritten. 

780 E 22 "O'\T,::"n,,,',,, 1992 

Zur Erhaltung der Berglandwirtschaft, der aus gesamtwirt­
schaftlicher Sicht grosse Bedeutung zukommt, sind entspre­
chende Ausgleichszahlungen unerlässlich. Der Bund unter­
nimmt denn auch grosse Anstrengungen, um die finanzielle 
Lage der Bergbauern zu verbessern. Gesamthaft wurden 1991 
im Hügel- und Berggebiet Beiträge von nahezu 1 Milliarde 
Franken für verschiedene Massnahmen ausgerichtet Dies ist 
im Vergleich seit 1980 mehr als eine Verdoppelung und be­
deutet beispielsweise seit 1989 eine Zunahme von über 
200 Millionen Franken oder 27 Prozent Dazu kommen wei­
tere Beiträge, Investitionsdarlehen und Subventionen von 
etwa 220 Millionen Franken. 
Die Bedeutung der Direktzahlungen für die Berglandwirtschaft 
ist deshalb entsprechend gross. Vor allem die Kosten-, Tierhal­
ter- und Bewirtschaftungsbeiträge haben in den letzten Jahren 
an Bedeutung zugenommen. In den Testbetrieben der For­
schungsanstalt Tänikon - das scheint mir interessant zu sein­
wurde 1990 je nach Betrieb und Zone ein Anteil an Direktzah­
lungen am landwirtschaftlichen Einkommen ermittelt, der zwi­
schen 20 und 50 Prozent betrug, wobei die Kostenbeiträge bis 
25 Prozent ausmachten. 
Die Kostenbeiträge an Viehhalter im Berggebiet stellen inner­
halb dieser Ausgleichszahlungen nach wie vor die bedeutend­
ste Massnahme dar. So wurden im Jahr 1991 an rund 45 000 
Betriebe für über 500 000 Grossvieheinheiten 263 Millionen 
Franken ausbezahlt 
Zur Weiterführung des Ausgleichs bei erschwerten Produk­
tionsbedingungen zugunsten von Vieh haltern im Berggebiet 
und in der Hügelzone hat das Parlament deshalb mit einem 
einfachen Bundesbeschluss für die Jahre 1993 und 1994 den 
Höchstbetrag der finanziellen Mittel zu bewilligen. Den Grund­
sätzen der neuen Agrarpolitik und den internationalen Rah­
menbedingungen entsprechend beabsichtigt der Bundesrat. 
produkte- und faktorbezogene Beiträge in Zukunft eher zu re­
duzieren und die allgemeinen Direktzahlungen auszubauen. 
Das ist der Grund, weshalb unsere Kommission - wie übri­
gens auch der Bundesrat - bei dieser Vorlage keine Erhöhung 
beziehungsweise Teuerungsanpassung vornimmt Wir gehen 
mit dem Bundesrat davon aus, dass diese Einkommensrück­
stände beziehungsweise Teuerung über Artikel 31 a Landwirt­
schaftsgesetz ausgeglichen werden. 
Die traditionellen Förderungsmassnahmen im Berggebiet, 
wie faktorbezogene Beiträge, Ausmerz- und Exportbeiträge, 
sind an die Viehhaltung gebunden. Sie enthalten das ist viel­
leicht ein Nachteil ~ trotz Flächenbindung einen gewissen An­
reiz zur Produktionsausdehnung und zur Intensivierung der 
Bewirtschaftung. Die einzelnen Massnahmen sollen deshalb 
umgestaltet werden, so dass der Produktionsanreiz vermin­
dert wird. Zudem - das scheint mir auch wichtig zu sein - soll 
das Instrumentarium vereinfacht werden. 
Deshalb ist eine gewisse Einkommensverschiebung zugun­
sten einer extensiveren Produktion mit dem Ziel der Reduktion 
des Produktionsanreizes vorgesehen; man kann auch sagen, 
sie sei notwendig. Als Uebergangslösung sieht der Bundesrat 
deshalb vor, die bestehenden produkte- und faktorbezogenen 
Beiträge (mit Ausnahme der Ausmerzbeiträge) im Sinne einer 
Besitzstandwahrung - das ist für die Bergbauern auch wich-

~ vorläufig auf dem heutigen Stand zu belassen. 
wiederhole zuhanden dieser Leute noch einma!: Die not­

wendigen Einkommensverbesserungen sollen über die er­
gänzenden Direktzahiungen gemäss Artikel 31 a Landwirt­
schaftsgesetz gewährt werden. 
Die Ueberführung der Integration der Kostenbeiträge in die 
neuen Direktzahlungen hat der Bundesrat bis spätestens 
nach Ablauf des Zahlungsrahmens 1995/1996 vorgesehen. In 
der Zwischenzeit sollen die ailfällig notwendigen Einkom­
mensverbesserungen durch diese Direktzahlungen gewährt 
werden. 

Eintreten wird ohne r;;;aru"'1",r,tr::>rr np.<:'~nln."',,',,, 

conseil decide sans nDJDO~lItlcln 
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Charge par le Conseil federal de preparer cette campagne 
d'information, le Bureau de I'integration ades lors publie une 
serie de documents qui exposenttous les arguments des par­
tisans et des opposants EI I'Espace economique europeen, Je 
vous donne, Monsieur Ruf, quelques titres que je citerai entre 
autres: prise de position sur la politique d'integration et les 
trois options Espace economique, Communaute, cavafier 
seul; l'Europe et la Suisse, !a Suisse sans /'Europe; Espace 
economique europeen - controverses et opinions. Cela me 
parai't secouer une franche hilarite de votre part, ce qui me re­
jouit: iI est si rare que les publications du Conseil federal fas­
sent rire, j'estime utile cette contribution ä la sante publique, et 
ä la votre en particulier. 
Le Bureau de I' integration a en outre organise un double semi­
na/re EI "intention des partis politiques suisses sur le tMme de 
l'Espace economique europeen. Acette occasion, tous les 
participants ont pu poser des questions et faire vaioir leurs ar­
guments. L'exposition itinerante CH-EURO mise sur pied par 
le meme bureau falt egalement etat, par des moyens grand 
pubiic et notamment grace ades moyens audiovisuels, des di­
verses opinions exprimees en Suisse. Dans le cadre de cette 
exposition, des forums so nt regufierement organises sur di­
vers themes lies a I'Europe, auxquels participent aussi bien 
des partisans que des opposants ä I'Espace economique eu­
ropeen. "convient de rappeier que le mandat d'information at­
tribue au BI consiste egalement a presenter la position du 
Conseil federal en matiere d'integration europeenne, qui est 
devenue la position du Parlement apres les decisions qui ont 
ete prises. 11 est bien clair que dans cette information, ou se­
ront representees notamment dans la brochure «Tous mena­
ges» qui est en pn3paration pour le 6 decembre les opinions 
tant des adversaires que des partisans de I'Espace economi­
que europeen, seront iIIustrees les decisions que le Conseil fe­
deral a prises et que le Parlement est en train de prendre EI 
cette session et qui recommandent le oui ä l'Espace economi­
que europeen. Cela, nous le ferons, nous le preparons et nous 
le publierons au moment ou tout le processus parlementaire 
sera aCheve, c'est-ä-dire ä la fin de cette semaine, pas avant. 

Ruf: Nach Ihren Ausführungen, Herr Bundesrat Delamuraz, 
muss ich mich schon fragen, ob es von diesen Publikationen 
nicht zwei Versionen gibt, eine objektive tür den Bundesrat 
und anderseits eine subjektive, einseitige pro EWR tür die Oef­
fentlichkeit. Das Beispiel dieser Broschüre hier dient viel eher 
einer «maladie publique» als einer «sante publique», von der 
Sie gesprochen haben. Finden Sie nicht auch, schon der TItel 
"Die Schweiz ohne Europa» sei tendenziös, wie wenn die 
Schweiz im Falle eines Neins zum EWR auf einer einsamen In­
sel im Pazifik läge, als ob die Schweiz nicht bereits Mitglied der 
Efta wäre? Finden Sie es nicht tendenziös, wenn in dieser Bro­
schüre für den Fall eines Beitritts z. B. die Folgen des freien 
Personenverkehrs in der Ausländerpolitik heruntergespielt 
werden und die Beschränkung der Volksrechte durch überge­
ordnetes EWR-Recht schlichtweg verschwiegen wird? 
Ist der Bundesrat bereit, im Abstimmungsbüchlein den EWR­
Gegnern. direkt das Wort zu geben? Und schliesslich: Beteiligt 
sich der Bund etwa auch noch in irgendeinerWeise, personell, 
finanziell oder infrastrukturell, am Pro-EWR-Jugendfest, das 
am 31. Oktober 1992 auf dem Bundesplatz durchgeführt wer­
den soll, um mit Popgruppen und ähnlichem die an sich poli­
tisch wenig interessierte Jugend für einen EWR zu kaufen? 

M. Delamuraz, conseiller federal: Si vous pensez que c'est la 
«maladie pubiique", Monsieur le Conseiiler national, qui nous 
anime, vous avez la rougeoie, parce que vous avez montre la 
page rouge et vous avez vu rouge! 
Soyons serieux. If s'agit de representer, dans cette information 
an general, le et le contre. On aura;t fort bien imaginer 

I'on d'une maniere unilaterale I'avis Conseil 
..,.:>,·,ornp,,, a ratifiee 

les moeurs democra­
a soumis I'autre 

que les adversaires de 
economique ont dans la bro-

chure "tous menages» que nous envoyons chaque fOls, avant 

une votation federale. Cette fois-ci, cela sera fait comme d'ha­
bitude. sauf que la presentation du sujet en tant que teile est 
quantitativement importante, car iI faut presenter - j'y ai tenu 
personnellement - I'entier de I'Accord sur I'Espace economi­
que europeen, et pas seu/ement des extraits. Cela donne en 
effet EI cette brochure un certain volume. Dans les pages 
contenant les avis favorables et les avis opposes, une parfaite 
ponderation qui est cellE? de I'equite sera faite, et a aucun mo­
ment vous ne sentirez une espece de parti pris tendancieux­
comme vous le pretendez - car cela ne serait pas conforme 
aux regles du jeu. 
En revanche, dans la page fa/sant suite ä cette presentation, le 
Conseil federal aura a presenter I'opinion retenue par je Parle­
ment et la proposition demandant au peuple de voter oui a 
I'Espace economique europeen. Naturellement, il precisera 
alors, en fonction de la presentation du pour et du contre, que 
la decision politique prise par le gouvernement et par le Parle­
ment est une suite favorable a I'Espace economique euro­
peen. Vous ne pouvez pas attendre d'un gouvernement qui 
doit conduire, annoncer la couleur, faire une recommandation 
de vote qu'll s'emascule et se neutralise au point de ne pas in­
diquer ou se trouvent son choix et sa determination. S'ille fai­
sait, le Conseil federal appliquerait son role et alors: bonjour 
les critiques! adressees a ce Conseil federal qui ne gouverne 
pas. Ce n' est pas ce que vous desirez. Vous vous attendez ä 
ce que nous gouvernions, mal a votre sens. Cela vous permet 
de penser du mal de nous. Si nous ne disions rjen, vous seriez 
condamnes au silence et, dans votre cas, ce serait tragique! 

92.010 

landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (1ere partie) 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 1067 hiervor - Voir page 1067 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 22. September 1992 
Decision du Conseil des Etats du 22 septembre 1992 

Art.31a 
Antrag der Kommission 
Abs. 3 Bst. a, d, e, 3bis (neu) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3Bst.b 
Mehrheit 
b. legt für die Beitragsberechtigung eine ;::ir,V,."rn,--non",nr<>n"p 

fest; 
Minderheit I 
(Hämmerle, Baumann, Bodenmann, Danuser, Ledergerber, 
Strahm Rudolf, Thür, Wiederkehr) 
Festhalten 
Minderheit /I 
(Gros Jean-Michel, Binder, Gobet, Perey, Theubet) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.31a 
Proposition de la commission 
AI. 3/et. a. 3bis (nouveau) 

pour le droit la contribution, une 
venu; 

michael.tellenbach
Textfeld



5. Oktober 1992 N 1943 

Minorite I 
(Hämmerle, Baumann, Bodenmann, Danuser, Ledergerber, 
Strahm Rudolf, Thür, Wiederkehr) 
Maintenir 
Minorite 11 
(Gros Jean-Michei, Binder, Gobet, Perey, Theubet) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Kühne, Berichterstatter: Nach einer ersten Beratung der Ge­
setzesrevision durch Ständerat und Nationalrat sind elf Diffe­
renzen entstanden. Der Ständerat hat diese im zweiten Anlauf 
auf drei reduziert 
Ihre Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hat sich 
am 23. September, morgens um 07.00 Uhr, mit den Differen­
zen befasst und festgestellt, dass bei Artikel 31 a Absatz 3 
Buchstabe a der Ständerat eine etwas modifizierte Fassung 
beschlossen hat, indem er sich dort auf das Wort "Produk­
tionszonen" festgelegt hat Produktionszonen sind in der land­
wirtschaftlichen Gesetzgebung bekannt Materiell dürfte es 
sich um eine untergeordnete Differenz handeln. Wir empfeh­
len Ihnen bei Buchstabe a Zustimmung zum Ständerat 
Dann hat der Ständerat die Buchstaben d und e gestrichen 
und neu einen Absatz 3bis geschaffen, der das beinhaltet, was 
bisher unter der Kann-Formulierung aufgeführt ist, allerdings 
besteht auch hier eine kleine materielle Differenz: Bei den be­
siedlungsgefährdeten Gebieten ist die Arbeitskraft nicht mehr 
erwähnt Auch hier empfehlen wir Ihnen Zustimmung zum 
Ständerat 
Mehr zu reden hat Artikel 31aAbsatz 3 Buchstabe b gegeben. 
Dabei geht es um die Frage des Festlegens von Einkommens­
und Vermögensgrenzen für die Beitragsberechtigung. Es hat 
eine eingehende Diskussion stattgefunden, und zwar mit Ar­
gumenten, die an diesem Pult schon einmal vorgetragen wor­
den sind Ich verzichte daher darauf, Ihnen diese wieder vorzu­
tragen. 
Der Kommission lagen insgesamt fünf Anträge vor. Wir haben 
sechs Abstimmungen durchgeführt Auf der Fahne sind noch 
drei Anträge verblieben, nämlich: 
1. Die Mehrheit, die mit 8 zu 8 Stimmen und mit Stichent­
scheid des Präsidenten zustande gekommen ist Sie will die 
Einkommensgrenze einführen; sie verzichtet auf die Vermö­
gensgrenze. 
2. Die Minderheit I (Hämmerle), die an unseren Beschlüssen 
also sowohl Einkommens- als auch Vermögensgrenzen festle­
gen - festhalten will. 
3. Es gibt schliesslich die Minderheit 11 (Gros Jean-Michel), die 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates beantragt Der 
Ständerat möchte nicht das gesamte Einkommen, sondern 
das landwirtschaftliche Einkommen als Grenze festlegen. 
Ich empfehle Ihnen im Namen der Kommissionsmehrheit, de­
ren Antrag zuzustimmen. 

M. Couchepin, rapporteur: Des quelques divergences qui de­
meurent entre le Conseil des Etats et le Conseil national au su­
jet de la loi sur I'agriculture, seule celle concernant I'article 31a 
alinea 3 a une certaine importance. 
L'article 31a introduit les paiements directs. Selon le Conseil 

le but de ces paiements direets ast d'assurer un re­
venu equitable et complementaire aux agriculteurs. 11 se 
donne la possibilite de limiter le montant des paiements di­
reets et aussi de limiter certaines categories de personnes qui 
en beneficient, notamment en fonetion de leur age. Mais ii ne 
prevoit, au depart, aucune limitation de revenu ou de fortune 
pour bemeficier de ces paiements directs. 
Le Conseil national, lors d'un vote a rappel nominal, avait da.. 
eide d'introduire une limitation qui empeche ceux qui depas­
sent un certain niveau de revenu ou de fortune de beneficier 
des paiements direets. La motivation etarr I'alinea 

41-N 

veut assurer aux 
ces derniers h",n",i1t'j,~nt 

"ar,,,,,r,,>, da paiements 
OOIJo~;ants fepcndaient 

direets de !a 
par axemple, ou 

d'une situation de fortune favorable provenant de la posses­
sion d'une fortune mobiliare n'ayant aucun rapport avec I'agri­
culture. 
Le Conseil national, en considerant la situation de ia Confede­
ration et la volonte d'etre le plus efficace possible avec les 
moyens limites dont dispose I 'Etat, avait limite ces revenus 
complementaires a ceux qui en avaient besoin en tenant 
compte de I'ensemble de leur situation patrimoniale, privee. 
agricole ou des revenus. Le Conseil des Etats a apporte une 
modification en ce sens qu'il a supprime la notion de fortune. 
Pourquoi? Parce que tenir compte de la fortune revient a tenir 
compte aussi du moyen de production lui-meme et, a la limite, 
on ne donnerait pas des paiements directs a des gens qui au­
raient une trap grande fortune agricole et entin on les oblige­
rait a diminuer leur efficacite, ainsi que la rentabilite de leur ins­
tallation. Ajoutez a cela que d'un canton a I'autre, iI y ades 
nuances dans I'appreciation de la fortune et plus speciale­
ment de la fortune agricole. 
La majorite de la commission du Conseil national ne veut pas 
se rallier purement et simplement au Conseil des Etats. Elle 
pro pose une formule intermediaire dans laquelle on renonce a 
la reference a la fortune, mais ou I'on maintient la reference au 
revenu et non plus seulement au revenu agricole, pour les rai­
sons qui nous avaient fait introduire cette limitation, contraire­
ment a I'avis du Conseil federal. La minorite 1 (Hämmerle) est 
pour la solution dure: tenir compte de la fortune et du revenu. 
Quant a la minorite 11 (Gros Jean-Michel), elle va a I'autre extre­
mite: elle ne veut tenir compte ni du revenu ni de la fortune, 
mais uniquement du fait que I'on a droit ou non aces paie­
ments directs, en fonction du terrain et des conditions agrico­
les elles-mames. C'est juste, Monsieur Gros, c'etait votre point 
de vue de depart; aujourd'hui vous vous ralliez au Conseil des 
Etats et voudriez que I'on tienne compte simplement de la 
limite du revenu agricole. Vous avez donc renonce a ne pas 
limiter le revenu tout court 
Nous ne pouvons que vous recommander, bien que la deci­
sion de la commission ait ete prise a la suite d'un vote a egalite 
avec la voix preponderante du president, d'etre fideles a votre 
decision initiale et d'accepter la proposition de la majorite de la 
commission du Conseil national qui est une solution de com­
promis par rapport a la solution de la minorite I (Hämmerle). 

Hämmerle, Sprecher der Minderheit I: Zuerst geht ein warmer 
Dank an den Ständerat dafür, dass er im Unterschied zur stän­
derätlichen Kommission in fast allen wesentlichen Punkten 
dem Nationalrat gefolgt ist Er hat sich damit für ein zukunfts­
gerichtetes Konzept der Direktzahlungen ausgesprochen. 
Die einzige noch verbleibende Differenz ist auf einen verun­
glückten Kompramissvorschlag des Ständerates zurückzu­
führen. Der Nationalrat hat sich in einer Abstimmung unter Na­
mensaufruf mit deutlicher Mehrheit dafür entschieden, die er­
gänzenden Direktzahlungen nach Artikel31a an Einkom­
mens- und Vermögensgrenzen zu binden. Der Ständerat will 
die Vermögensgrenze streichen und beim Einkommen nur auf 
das landwirtschaftliche Einkommen abstellen. Diese Lösung 
ist kaum praktikabel, und sie ist sachlich grundfalsch. 
Zum ersten: Wie die Rückfragen in verschiedenen Kantonen 
gezeigt haben, wäre es administrativ ausserordentlich schwie­
rig, dieses neue Kriterium im Einzelfall zu definieren. Es ist 
nicht sinnvoll, die individuellen Steuererklärungen zu sezie­
ren, nur um das landwirtschaftliche Einkommen zu eruieren, 
das unter keinem anderen Titel massgebend ist 
Zum zweiten: Der Vorschlag des Ständerates ist auch inhalt­
lich falsch, weil er die tüchtige Bauernfamilie, die ihr grosses 
Einkommen ausschliesslich in der Landwirtschaft verdient, 
gegenüber dem Nebenerwerbsbetrieb krass benachteiligt, 
der in der Landwirtschaft ein kleines Einkommen erzielt, mit ei­
ner lukrativen ausserlandwirtschaftlichen Tätigkeit aber ein 
grosses Einkommen erwirtschaftet Das kann doch niCht ge­

sein! 
des 

antragt ~ ist also die schlechteste aller 
Varianten. 
Aber auch der der Mehrheit ~ die RA",r"riinl<l al~ 

lein auf das Einkommen, ohne 
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gens - kann nicht überzeugen. Es geht ja schliesslich darum, 
die wirtschaftliche Situation des Zahlungsempfängers zu er­
mitteln. Und die wirtschaftliche Gesamtsituation bemisst und 
definiert sich üblicherweise nach Einkommen und Vermög!,n. 
Wenn zum Beispiel eine Zeitschrift die wirtschaftliche Situation 
von uns Parlamentarierinnen und Parlamentariern untersucht, 
dann untersucht sie das Einkommen und das Vermögen. 
Wenn man nämlich das Vermögen weglässt, kann es zu ganz 
unstimmigen Ergebnissen kommen. 
Ich gebe ein Beispiel: Ein Parlamentarier versteuert ein Ein­
kommen von nur 31 000 Franken, aber ein Vermögen von im­
merhin 3,8 Millionen Franken. Wenn dieser Parlamentarier 
Bauer wäre er ist es nicht -, könnte er nach dem Vorschlag 
der Kommissionsmehrheit und des Ständerates Direktzahlun­
gen zur Einkommenssicherung beziehen, was doch eindeutig 
stossend wäre, denn mit einem Vermögen von 3,8 Millionen 
Franken sollte jemand ohne staatliche Beihilfe über die Run­
den kommen! Der Vorschlag der Mehrheit kann also nicht 
überzeugen. 
Es bleibt die Minderheit I, Festhaften am Beschluss des Natio­
nalrates: «Der Bundesrat b. legt Vermögens- und Einkom­
mensgrenzen fest; .... " Den soeben ausgeführten Ueberle­
gungen möchte ich zwei Argumente für diesen Antrag der Min­
derheit I beifügen: 
1. Wir haben letzte Woche eine Sparübung verordnet, die für 
wirtschaftlich schwache Bevölkerungskreise äusserst hart 
sein wird, auch und gerade für gewisse Bauern. Ich denke nur 
an die sukzessive und ersatzlose Streichung der Ausmerzbei­
träge. Es ist schlicht niemandem verständlich zu machen, 
warum wir jetzt für Leute, die das wirtschaftlich gar nicht brau­
chen, einkommenssichernde Direktzahlungen und darum 
geht es - beschliessen sollen. Zur Beurteilung der Wirtschafts­
kraft brauchen wir beide Kriterien, Einkommen und Vermö­
gen; eines allein reicht nicht aus. 
2. Einkommens- und Vermögensgrenzen sind keine Neuerfin­
dung der Artikel 31 a und 31 b des Landwirtschaftsgesetzes ::­
im Gegenteil! Sie gelten schon heute für die wichtigsten beste­
henden Direktzahlungen. So sind die Kostenbeiträge für Vieh­
halter im Berggebiet und die TIerhalterbeiträge an Einkom­
mens- und Vermögensgrenzen gebunden. Das hat bisher zu 
keinen Anwendungsproblemen, zu keinen Vollzugsproble­
men, geführt Es ist unlogisch, ungerecht und inkonsequent, 
für einige Direktzahlungen Einkommens- und Vermögens­
grenzen festzulegen, beispielsweise für die Bergbauern, und 
bei den anderen Direktzahlungen auf Vermögensgrenzen zu 
verzichten. 
Aus all den Gründen bitte ich Sie, am Beschluss des National­
rates, den wir immerhin in einer Abstimmung unter Namens­
aufruf gefasst haben, festzuhalten und der Minderheit I zuzu­
stimmen. 

M. Gros Jean-Michel, porte-parole de la minorite 11: A 
I'article 31 a alinea 3 lettre b, la minorite 11 de Ja commission 
vous demande de vous ra/lier a la solution de compromis du 
Conseil des Etats. 
Outre le fait que cette proposition a I'avantage de permettre 
d'eliminer la derniere divergence et de mertre ainsi sous toit 
certe modification de la loi sur I'agriculture, elle est aussi justj~ 
fiee par des motifs de fond. 11 vaut la peine, a mon avis, de se 
rememorer les raisons qui ont conduit le Conseil federal a 
nous proposer cette mOdification de loi. 11 est prevu que le prix 
des produits agricoles baissera dans un tres proche avenir 
pour se rapprocher petit a petit des prix pratiques dans les 
pays voisins, notamment ceux de la Communaute euro­
peenne. c' est dire que ces prix ne couvriront plus les frais de 
production. Pour compenser cette perte et permettre aux agri­
culteurs de continuer d'assurer les prestations d'utilite publi­
que que nous attendons d'eux - a savoir I'entretien du 

encore decentralisee pays a 

Si j'insiste lourdement sur ce point, c'est pour demontrer qu'il 
ne s'agit en aucun cas ici de politique soeiale ou nous aide­
rions, par des contributions ciblees, ceux qui en ont le plus be­
soin. Cette loi constitue une modification de notre politique 
agricole, qui vise achanger les criteres d'attribution des sub­
ventions de la Confooeration. Ces subventions ne seront plus 
versees dorenavant en fonction du produit mais en fonchon 
d'un travail foumi. , 
11 devient ainsi completement absurde de fixer des limites 
maximales de revenu ou de fortune pour I'obtention de ces 
paiements. Un paysan fortune ou celui dont I'epouse contri­
bue largement a la formation du revenu familial ne remplira 
pas moins bien sa prestation que celui qui n'a pas cette 
chance. Comme iI s'agit d'argent federal, donc des contribua­
bles, on peut parfaitement tirer un parallele entre ces paie­
ments directs et le salaire des fonctionnaires. Dans les deux 
cas, iI en va d'une indemnisation pour une prestation. 11 ne 
viendrait a I'idee de person ne de moduler le salaire des fonc­
tionnaires federaux en fonchon de leur fortune ou de leur re­
Venu familiaL Dans un cas comme dans I'autre, le principe "a. 
travail egal salaire egal» s'applique. 11 en est d'ailleurs de 
meme, Monsieur Hämmerle, de nos indemnites parlementai­
res qui ne so nt pas non plus variables selon la situation finan­
eiere du depute. 
C'est pourquoi iI est important de repousser Ja proposition de 
la minorite I, de M. Hämmerle, qui veut en rester a la formula­
tion precedente. 11 faut aussi rejeter la proposition de la majo­
rite qui renonce, certes, a la limite de fortune mais qui main­
Hant une limite de revenu qui englobe donc aussi le revenu du 
conjoint ou les revenus de la fortune. /I serait vraiment cho­
quant qu'un agriculteur se voie prive de paiements directs, en 
d'autres termes de son salaire, parce que son conjoint exerce 
une activite professionnelle. 
La minorite 11 vous demande de vous rallier a la solution du 
Conseil des Etats, car elle peut representer un compromis de­
fendable. Elle admet une limite de revenu, mais seulement du 
revenu agricole. En reprenant le parallele tire avec le salaire 
des fonctionnaires, on peut a. la rigueur admettre que la Confe­
deration fixe ainsi un plafond du revenu agricole comme eUe 
fixe un plafond aux salaires des fonctionnaires. Encore fau­
dra-t-i! - et je me toume vers M. le conseiller federal que, 
dans I'ordonnance d'application, le Conseil federal ne fixe pas 
le plafond du revenu agricole trop bas. 11 serait dommage de 
decourager les agriculteurs dans leurs efforts de rationalisa­
tion de leurs entreprises visant a une meilleure productivite. Le 
groupe liberal espere obtenir quelques garanties a. cet egard. 
Encore une fOis, la meil/eure solution aurait sans doute ete de 
ne pas fixer de limite de revenu, comme le souhaitait d'ailleurs 
le Conseil federal. Mais par gain de paix et pour en finir avec la 
mise au point de cette loi, la minorite 11 vous pro pose d'eJimi­
ner la derniere divergence et de vous ralHer au Conseil des 
Etats. 

M. Perey: La loi sur I'agriculture qui nous occupe depuis le 
debut de I'annee en est enfin a sa derniere divergence. Le 
Conseil des Etats a fait de nombreuses concessions pour se 
rallier aux pro positions du Conseil national qui a marque 
d'une tres nette san desir de rendre la plus 
ecologique possible au moyen des paiements directs. 
Une seule divergence demeure. Elle n'a rlen d'ecologique, 
elle est economique. A I'article 31 a alinea 3 lettre b, elle deter­
mine le droit a la contribution. Au Conseil des Etats, la limite de 
fortune a ete abandonnee, ce qui est juste. Une limite du re­
venu agricole serait fixee par le Conseil federat La majorite de 
la commission - si I'on peut parler de majorite determinee 
seulement par Ja voix preponderante du president, pro pose 
de biffer le mot «agricole» du terme "revenu agricole". Ceia est 

rnf,,,n,iArnp,,t injuste. La modification de lai concerne 
et les en avec des ta-

d'lnteret 
meme pas 

aurait une institutrice, une 
f",rnrrlp_'T/ArlA,rin ou une avocate divorcer pour tau­
cher les paiements qui lui se nt dus, Ce serait vraiment le cam­
ble de la betise. 
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Ce dont les paysans ont le plus besoin aujourd'hui, c'est 
d'avoir enfin une loi qui entre en vigueur le pluS rapidement 
possible. Cela fait des annees qu'on calme leurs revendica­
tions en leur promettant des paiements directs. 11 est temps de 
passer aux actes. 
C'est pour cette raison que le groupe radical dans son ensem­
ble vous invite a repoussertant I'avis de la majorite que celui 
de la minorite I (Hämmerle) et a accepter la version de la 
minorite 1I (Gros Jean-Michel), ce qui permettra de supprimer 
la demiere divergence. 

Engler: Jeder, der in der Schweiz eine Leistung erbringt, soll 
dafür bezahlt werden. Der Lehrer, der arbeitet, erhält für seine 
Arbeit einen Lohn, auch wenn er keine Bananen, keine Oran­
gen, keine Salatköpfe und kein Fleisch produziert 
Ob wir nun neue, uns fremde Kriterien anwenden wollen, um 
die Leistung zu bemessen, ist eine grundsätzliche Frage. Der 
Bauer wurde bis heute vor allem über den Absatz seiner Pro­
dukte bezahlt Die Direktzahlungen bedürfen einer inneren 
Rechtfertigung. Wir sind der Meinung, dass der Bauer die Di­
rektzahlungen wegen seiner Leistung erhält Entsprechend 
kann es nicht sinnvoll sein, dass jener Bauer, der eine Erb­
schaft gemacht hat, seine Leistung nicht bezahlt erhält, denn 
der Lehrer, der ebenfalls eine Erbschaft macht, erhält seinen 
Lohn trotzdem, weil er eben auch seine Leistung erbringt 
Gleich sieht es bei dem Lehrer aus, dessen Frau ebenfalls ein 
grösseres Einkommen hat, die vielleicht Aerztin oder auch 
Lehrerin ist Entsprechend kann es doch nicht sinnvoll sein, 
dass wir nur jenen die gemeinwirtschaftlichen Leistungen ab­
gelten, die nicht sonst noch ein Einkommen oder Vermögen 
haben. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, zweckfremde Kriterien fallenzu­
lassen und sachgerecht und nicht - wie das Herr Hämmerle 
ansatzweise getan hat - aufgrund von Missgunst zu ent­
scheiden. 
Ich bitte Sie, auch darauf zu achten, dass es den Begriff der 
bäuerlichen Bewirtschaftung gibt und dass entsprechende 
Auswüchse- ich denke da an den Fall Blocher, der immer wie­
der erwähnt wird - ausgeschlossen sind. 
Ich möchte Sie namens einer doch erheblichen Anzahl von 
CVP-Mitgliedern - bitten, der Minderheit 11 zuzustimmen und 
damit keine Differenz zum Ständerat mehr aufrechtzuerhalten. 

Baumann: Herr Gros Jean-Michel und Herr Perey, Sie er­
wecken hier den Anschein, dass mit der Einführung der Ein­
kommens- und Vermögensgrenzen etwas Neues geschaffen 
werde. Dem ist natürlich nicht so. 
Alle wichtigen bisherigen Direktzahlungen sind an Einkom­
mens- und Vermögensgrenzen der Bezüger gebunden. In al­
ler Regel kennt man heute eine Beitragsregression - das geht 
bis auf Null bei einem steuerbaren Einkommen zwischen 
80000 und 100000 Franken, ebenso bei einem steuerbaren 
Vermögen zwischen 700 000 und 800 000 Franken. 
Diese Einkommens- und Vermögensgrenzen geiten heute bei 
den Kostenbeiträgen für Rindviehhalter, bei den Flächenbei­
trägen für Hang- und Steillagen, bei den Sömmerungsbeiträ-

bei den Tierhalterbeiträgen usw. Für die Familien- und 
lf;~"'~ •• ~. der Landwirtschaft wesentlich tiefere 
Einkommens- und Vermögenswerte. 
Kurz, bei allen wichtigen bisherigen Direktzahlungen in der 
Landwirtschaft werden diese Einkommens- und Vermögens­
grenzen seit Jahren angewandt Beim Vollzug dieser Bestim­
mung tauchten auch keine nennenswerten Probleme auf, es 
sei denn, dass die Einkommens- und Vermögensgrenzen 
vom Bundesrat nicht einheitlich festgelegt wurden. Der Bun­
desrat, Herr Bundesrat Delamuraz, gerät in einen Argumenta­
tionsnotstand, wenn er der staunenden Bevölkerung erklären 
soll. warum ein Bauer bis zu einem Einkommen von 100 000 

mr'Plfr::!r1A erhält. die aber bereits 

etwa zwei Jahren in einer Nacht- und Nebelaktion die Grenze 
auf 100 000 beziehungsweise auf 800 000 Franken erweitert, 
und nun spricht man im Zusammenhang mit den neuen Di­
rektzahlungen - das habe ich zumindest im ersten Verord­
nungsentwurf gesehen - bereits von Einkommensgrenzen 
von 190000 Franken beziehungsweise Vermögensgrenzen 
von sage und schreibe 1,1 Millionen Franken. 
Ich weiss. dass je nach Höhe der Grenzwerte nur ein bis 
drei Prozent der Bauern betroffen werden, aber es geht hier 
mehr um die Akzeptanz der neuen Direktzahlungen bei der 
übrigen Bevölkerung, bei den 95 Prozent von Steuerzahlerin­
nen und Steuerzahlern, die selber nicht von den Direktzahlun­
gen profitieren. 
Ich bin überzeugt, Herr Bundesrat: Wenn wir das Volk in einer 
Referendumsabstimmung fragen würden, ob es bereit sei, 
auch Millionären landwirtschaftliche Direktzahlungen auszu­
zahlen, würde ein mindestens so kräftiges Nein resultieren wie 
bei den Parlamentarierentschädigungen! Einkommens- und 
Vermögensgrenzen sind Voraussetzung dafür, dass bei den 
Direktzahlungen - auch bei künftigen Erhöhungen, die wir hier 
auch wieder diskutieren werden - ein breiter Konsens möglich 
wird. Einkommens- und Vermögensgrenzen liegen im Inter­
esse der Landwirtschaft Da braucht man nicht einmal an die 
Finanzlage des Bundes zu denken. 
Zu den einzelnen Anträgen: Die denkbar schlechteste Lösung 
hat in seinen Bestrebungen, es immer noch ein wenig besser 
zu machen, der Ständerat gewählt Man könnte bösartiger­
weise sagen: Die Lösung des Ständerates ist auf uns "Bauern­
parlamentarier» zugeschnitten, damit wir nicht etwa der Direkt­
zahlungen verlustig gehen. Nehmen Sie zwei gut verdienende 
Bauern, die beide beispielsweise 150 000 Franken verdienen, 
der eine ausschliesslich aus der Landwirtschaft, der andere 
beispielsweise 120 000 Franken davon als Industrieller, als 
Zahnarzt oder als Lehrer. Dem Haupterwerbsbauern würden 
Sie nach der Version des Ständerates die Direktzahlungen 
streichen, der Zahnarzt würde sie weiterhin erhalten. Ich 
glaube nicht, dass das die Absicht der Ständeherren und 
-damen ist 
Zudem ist die Lösung des Ständerates technisch gar nicht 
möglich. Die Vollzugsbeamten müssten jede Steuererklärung 
auseinanderdividieren, um herauszufinden, was landwirt­
schaftliches Einkommen und was nichtlandwirtschaftliches 
Einkommen ist Sind z. B. Vermögenserträge aus einem Bau­
landverkauf landwirtschaftliches Einkommen, oder sind sie es 
nicht? Ich habe mich bei den Vollzugsorganen erkundigt 
Diese Lösung ist technisch nicht möglich. Den Antrag der Min­
derheit 11 (Gros Jean-Michel) müssen Sie daher unbedingt ab­
lehnen. 
Die Lösung, welche die knappe Mehrheit der Kommission be­
antragt, nämlich nur eine Einkommensgrenze festzulegen, ist 
auch unbefriedigend. Ich sehe die Fälle schon heute voraus, 
in denen, mittels Vertragssparen beispielsweise, das steuer­
bare Einkommen soweit gedrückt wird, dass die Direktzahlun­
gen weiterhin fliessen, auch wenn ein Millionenvermögen das 
überflüssig machen würde. Ich glaube nicht, dass Sie der Sa­
che der Landwirtschaft einen guten Dienst erweisen, wenn Sie 
bewusst für einige Superreiche Schlupflöcher schaffen und 
die Vermögensgrenze fallenlassen. 
Auch das Argument, das Vermögen werde von Kanton zu Kan­
ton sehr unterschiedlich bewertet, spricht weniger gegen eine 
Vermögensgrenze als dafür, dass in der Steuerharmonisie­
rung weitere Anstrengungen notwendig sind. 
Zusammenfassend: Was während den letzten zehn Jahren 
gut funktioniert hat, wird auch bei den neuen Direktzahlungen 
gut funktionieren, Oekologische und soziale Randbedingun­
gen sind unabdingbare Elemente einer neuen, modernen 
Agrarpolitik. 
Ich bitte Sie: Stimmen Sie der Minderheit I zu. halten Sie am 
Entscheid des Nationalrates, der bekanntlich einer Abstim-

Präsident: Die SP- und die LdU/EVP-Fraktion teilen 
sie die Minderheit unterstützen. Die Fraktion der 
Auto-Partei stimmt Minderheit 11 zu. 
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Binder: Wir beraten heute im Differenzbereinigungsverfahren 
den wohl umstrittensten Punkt der Aenderung des Landwirt­
sChaftsgesetzes. Es geht hier um Artikel 31 a Absatz 3 Buch­
stabe b, in dem geregelt werden soU, wer aufgrund seiner per­
sönlichen finanziellen Verhältnisse Direktzahlungen bean­
spruchen kann und wer nicht Dabei geht es nicht um ein so­
ziales Ausgleichswerk, sondern ganz eindeutig um die Abgel­
tung einer Leistung. 
Mitdem Systemwechsel vom Grundsatz der kostendecken­
den Preise hin zu den allgemeinen Direktzahlungen - wird 
ganz eindeutig ein neues agrarpolitisches Instrument einge­
führt Diese Direktzahlungen sollen produkteunabhängig ge­
staltet werden, das heisst, sie dürfen die landwirtschaftliche 
Produktion nicht anheizen. Damit sind wir beim zentralen 
Punkt der Begründung für allgemeine Direktzahlungen; sie 
dienen nämlich der Sicherung und Abgeltung gemeinwirt­
schaftlicher Leistungen und nicht nur dem Einkommensaus­
gleich. 
Die Landwirtschaft erfüllt neben ihrer seit jeher anerkannten 
Hauptaufgabe der Nahrungsmittelproduktion auch Aufgaben 
für die Gesellschaft in anderen Bereichen, die zunehmend an 
Bedeutung gewinnen. Während die ursprüngliche, traditio­
nelle und lange auch wichtigste Aufgabe der Produktion von 
Nahrungsmitteln für die Landwirtschaft in Europa an Stellen­
wert verliert, treten vermehrt andere Erwartungen in den Vor­
dergrund. So kann man sagen, dass die privaten Güter, also 
die Nahrungsmittel, die die Landwirtschaft liefert, eine relative 
Minderbewertung erfahren, wogegen andere öffentliche Gü­
ter, die von der Landwirtschaft geliefert werden, zu einer Hö­
herbewertung gelangen. Solche öffentlichen Güter, zum Bei­
spiel die Erhaltung der Landschaft, des Erholungsraumes 
usw., können nicht über Produktepreise beglichen werden. 
Hier sollen nun die Direktzahlungen einsetzen. Solche Lei­
stungen werden von allen Landwirten erbracht, unabhängig 
von Einkommen und Vermögen. 
Wir haben uns in der Junisession sehr eingehend über Sinn. 
und Unsinn von Einschränkungen unterhalten. Meine persöfl­
liche Meinung habe ich an und für sich nicht geändert, wie das 
vielleicht aus meiner Zugehörigkeit zur Minderheit 11 hervorge­
hen könnte. Ich stimme heute aber der Minderheit 11 zu, die das 
landwirtschaftliche Einkommen berücksichtigen will. Einer­
seits kann damit die letzte Differenz zum Ständerat ausge­
merzt werden, andererseits betrifft diese Regelung die land­
wirtschaft Nach meiner Meinung gelten wir hier eine Leistung 
ab; und diesem Grundsatz, der im Vorfeld dieser Direktzah­
lungsdiskussion von niemandem bestritten worden ist, trägt 
die Formulierung von Minderheit 11 und Ständerat noch am 
ehesten Rechnung. 
Herr Hämmerle, wenn Sie sagen, das landwirtschaftliche Ein­
kommen sei schwer festzulegen, so muss ich Sie doch daran 
erinnern, dass dies in der Landwirtschaft eine durchaus gän­
gige Grösse darstellt. Auch Vermögensgrenzen sind nicht ein­
fach festzulegen. Die Bewertung der Uegenschaften ist in je­
dem Kanton eine andere. 
Wenn Herr Baumann sagt, wir hätten heute schon Direktzah­
lungen gehabt, die an Einkommens- und Vermögensgrenzen 
gebunden seien, so stimmt das an und für sich. Nur haben wir 
damit Einkommensausfälle ausgeglichen. Mit den neuen Di· 

wollen wir hingegen gemeinwirtschaftliche Lei­
stungen, sogenannte multifunktionale Leistungen, entgelten, 
und diese Direktzahlungen kann nach meiner Meinung jeder 
beanspruchen, der solche Leistungen erbringt So gesehen, 
sind die Aeusserungen von Herrn Baumann sehr fragwürdig: 
Er kommt mir wie ein moderner Märtyrer vor, 
Die beste Lösung steht uns heute leider nicht mehr zur Verfü­
gung. Wählen wir also die zweitbeste, damit die Direktzahlun­
gen für die Schweizer Bauern im Sinn einer Abgeltung für eine 
Leistung, die sie gegenüber dem gesamten Schweizervolk er­

ab 1993 in Kraft treten können. 
Mehrheit der SVP-Fraktion 

Ständerat 
abzulehnen, 

Kühne, Berichterstatter: Ich muss bei dieser dem 
Ständerat Gerechtigkeit widerfahren lassen. Es wurde gesagt, 

die Lösung des Ständerates sei die schlechteste aller mögli­
chen; es sei nicht möglich, das landwirtschaftliche Einkom­
men zu erheben. Ich habe hier das Formular meiner kantona­
len Steuerverwaltung. Darin wird auf vier Seiten das landwirt­
schaftliche Einkommen erfasst, berechnet und erhoben. In 19 
Positionen sind die Betriebseinkünfte aufzuführen, und die Be­
triebsaufwendungen können abgezogen werden. Unter Posi­
tion 31 steht: «Reine Einkünfte aus Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft" Dies betrifft das Formular meines Kantons. 
fch gehe davon aus, dass es das auch anderswo gibt 
Nun möchte ich Sie bitten, den gesamten Text von Artikel 31 a 
zu beachten. Absatz 1 sagt, dass Direktzahlungen an die bäu­
erlichen Bewirtschafter ausgerichtet werden. Bäuerlicher Be­
wirtschafter ist derjenige, der den Betrieb auf eigenes Risiko 
bewirtschaftet, der das mit vorwiegend eigenen Arbeitskräften 
tut, der den Boden als hauptsächliche Produktionsgrundlage 
zur Verfügung hat Das ist nicht der Zahnarzt, wie es hier ange­
führt worden ist- das kann es nicht sein -; es geht auch nicht 
um Tierfabriken und um den Wirtschaftsbonzen, der sich ne­
benbei einen Landwirtschaftsbetrieb leisten kann. 
Die Kommissionsmehrheit empfiehlt Ihnen, auf das Vermögen 
als Bemessungsgrösse zu verzichten, weil in bezug auf das 
Vermögen von Kanton zu Kanton von unterschiedlichen 
Schätzungen ausgegangen wird. 
Ich empfehle Ihnen im Namen der Kommissionsmehrheit, deo 
ren Antrag zuzustimmen. Persönlich werde ich die Minder­
heit 11 bevorzugen. 

M. Couchepin, rapporteur: A la fin de ce debat, rien de nou­
veau n'est intervenu par rapport aux positions initiales. Les 
trais possibilites, celle de la majorite, celle de la minorite I et 
celle de la minorite 11, sont toutes trois applicables. En ce qui 
concerne la minorite 11, par exemple, il a ete dit qu'elte etait 
inapplicable parce que I'on ne pouvait pas distinguer le re· 
venu agricole du reste, ce qui estfaux. 11 sera possible de den­
nir ce qu'est le revenu agricole d'apres Ja comptabilite toumie 
par les agriculteurs. 
Ce n'est donc pas au niveau technique mais plutöt au niveau 
des principes que I'on peut s'opposer. 11 reste deux principes. 
La majorite va dans la direction du premier et considere que 
ces paiements directs doivent aussi etre fimites en fonction 
de conditions personnelles, les revenus en I'espece, Le 
deuxieme principe, contenu dans la minorite 11 (Gros Jean­
Michel), va plutöt dans le sens contraire, c'est-a-dire que les 
paiements directs doivent etre le plus independants possible 
de la personne. IIs sont attribues en fonctlon d'une prestation: 
la culture du sol. 
Vous avez danc a choisir entre ces deux tendances. Dans la 
votation precedente, je le repete, le Conseil national avait 
ehoisi la tendance representee aujourd'hui par la majorite. 
L'idee reprise ici par la minorite Gros Jean-Michel etait restee 
minoritaire. Curieusement, au demeurant, les Romands 
avaient vote en majorite c' etait mon eas et le sera encore -
pour la solution qui attribuait les paiements directs indepen­
damment des conditions personnelles, en fonction du fait que 
1'01'1 cu/tive OU non la terre; c'est aujourd'hui Ja proposition de 
la minorite 11. Par contre, la plupart de nos colh~gues suisses­
allemands avaient vote pour une limitation de revenus en te­
nant aussi compte de la situation de Ja Confederation et des 
moyens limites dont elle dispose pour les paiements directs. 
A la limite, on peut dire aujourd'hui que la solution de la majo­
rite est conforme a I'esprit qui a prevalu lors de I'adoption de la 
loi sur !e droit fonder rural: la terre aux paysans, aux paysans 
qui la travaillent et qui tirent leur revenu seulement de la terre. 
C'est I'espritde ia majorrre etjevous invitealasuivre. avec une 
certaine hypocrisie puisque je voterai moi-mame la solution de 
la minorite H (Gros Jean-Michel), 

M. Delamuraz, conseiller faderal: Je 
tenu trois quatre devant 

sonnement selon I'article 31a est un artlele instituant 
des directs afin de le relais dans le revenu 
de paysan suisse des seront sur le marche 
j'avenir mOlos importants, molns ne I'etaient 

maintenant Precisement parce que la politique agri-
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cole s'orientera don§navant davantage sur un marche qui rap­
portera des revenus diminuant graduellement, iI est indispen­
sable de trouver une compensation partielle acette diminution 
du revenu. Ces paiements directs, selon I'article 31a, ne sont 
donc pas un instrument de la politique sociale en faveur des 
paysans. IIs sont un instrument purement economique qui se 
substitue au jeu des prix tel qu'i! etait pratique jusqu'a mainte­
nant et le kilo de betteraves produit par un paysan riche etait 
paye au centime pres de la meme faQon que celui produit par 
un paysan pauvre. C'est la raison pour laquelle la formule ini­
tiale du Conseil federal etait Ja plus logique. Elle ne parlait ni de 
limite de revenu ni de limite de fortune. Cette formule a cesse 
d'exister, comme le disait M. Binder tout a I'heure, et les pro­
positions a notre disposition aujourd'hui so nt desomnais au 
nombre de trois. 
La solution de la minorite I, decidee par le Conseil nationallors 
du premier debat, prend en compte les limites de revenu et de 
fortune. Je vous recommande de ne pas la suivre, bien que 
majoritairement acceptee parvotre conseil. Dans la mesure ou 
il y aaUtant de calculs de la fortune qu'iI y a de cantons, c'est-a­
dire jusqu'a plus ample informe 26 dans ce pays, un minimum 
d'equite d'application impose que nous ne partions pas en au­
tant de fantaisies pouvant rendre meconnaissable I'applica­
tion de I'article 31 a, sei on que I'on vit dans un canton ou dans 
un autre. 
La solution suivante qui s'offre a nous est celle de la majorite 
de la commission. Elle €lU mine sans doute la notion de la for­
tune. Elle continue de prendre en compte le revenu, par 
consequent aussi le revenu du conjoint, et non pas le revenu 
agricole reaiise sur le domaine seulement Si vous voulez des 
lors suivre a la plus froide logique et obtenlr les paiements di­
reets auxquels vous avez droit en tant que produeteur d'un 
produit ou d'un service, vous avez je choix entre etre marie 
pauvre ou rester celibataire. 
Ce deuxieme terme de I'alternative me permet de penser a 
M. Gros Jean-Michel et d'en arriver a la troisieme solution pro­
posee, solt celle de la minorite 11. C' est la solution qu 'a retenue 
le Conseil des Etats. Elle a pour elle de ne pas prendre en 
campte les turbulences exterieures a I'exploitation en tant que 
teile, puisqu'elle se limite ä la notion du revenu «agricole». 
M. Baumann n'a pas tort Cela pourra aussi poser des proble­
mes de calcul, car en particulier, selon la question de 
M. Baumann, iI conviendra que, d'entente avec les cantons et 
si cette solution est retenue, nous detinissions ce revenu agri­
cole et precisions comment doit etre comprise une recette re­
sultant de la vente d'une partie du terrain agricole. Est-ce du 
revenu agricole strieto sensu ou autrement? Cette question 
demeure ouverte, mais elle ne doit pas etre consideree 
comme dirimante et nous conduire des lors a ne pas suivre la 
proposition de la minorite 11. Je le repete, cette derniere a pour 
elle de prendre en compte la prestation que le paysan doit as­
surer, prestation qui n'est pas liee a sa condition sodale, du 
moins pas dans les Iimites ou la minorite I voudrait la com­
prendre. 
Pour cette raison, je vous recommande, au nom du Conseil fe­
deral, de choisir la version de la minorite 11, qui a I'avantage 
supplementaire, pas decisif mais pas secondaire non plus, de 

deflnitivement les nombreuses divergences separant 
les Chambres. Le Conseil des Etats a fait sa part sur I' au­
tel du rapprochement Je serais heureux que le Conseil natio­
nalla fasse aujourd'hui et que I'on dispose, a la tin de cette 
session, d'un instrument deflnitif, soumis a referendum certes, 
notamment des articles 31 a et 31 b dans une version admise 
par les deux Chambres. 

Abs. 3 Bst. a, d, e, 3bis - AI. 3 let. a, d, S, 3bis 
Angenommen - Adopte 

die Mtr.I1ArI'1""t 

Vermögens- Einkommensgrenzen und die Minderheit 11 
eine Grenze bezüglich des landwirtschaftlichen Einkommens. 

Abstimmung - Vote 

Namentliche Eventualabstimmung 
Vote a titre preliminaire, par appel nominal 

Für den Antrag der Minderheit fI stimmen die folgenden Rats· 
mitglieder: 
Votent pour la proposition de la minorite 11: 
Allenspach, Aregger, Aubry, Baumberger, Bezzola, Binder, 
Bircher Peter, Blatter, Bonny, Borer Roland, Bortoluzzi, Bührer 
Gerold, Bürgi, Caccia, Camponovo, Cavadini Adriano, Cheval­
laz. Cincera, Comby, Cott!, Couchepin, Daepp, Darbellay, 
Deiss, Dormann, Dreher, Ducret, Eggly, Engler, Epiney, Eti­
que, Eymann Christoph, Fehr, Fischer-Hägglingen, Fischer­
Seengen, Frey Claude, Frey Walter, Friderici Charles, Fritschi 
Oscar, Früh, Giezendanner, Giger, Gobet, Gros Jean-Michel, 
Grossenbacher, Guinand, Gysin, Hari, Hebertein, Heget­
schweiter, Hess Otto, Hess Peter, Jenni Peter, Keller Anton, 
Keller Rudolf, Kern, Kühne, Leu Josef, Leuba, Loeb Franqois, 
Maspoli, Maurer, Miesch, Moser, Müller, Narbel, Neuen­
schwander, Perey, Philipona, Pidoux, Raggenbass, Re/mann 
Maximilian, Rohrbasser, Ruckstuhl, Ruf, Rutishauser, Rychen, 
Sandoz, Savary, Scheidegger, Scherrer Jürg, ScheurerRerny, 
Schmidhalter, Schmied Waiter, Schnider, Schwab, Segmüller, 
Seiler Rolf, Spoerry, Stamm Judith, Stamm Luzi, Steinegger, 
Steinemann, Stucky, Suter, Theubet, Tschopp, Tschuppert 
Karl, Vetterli, Wanner, Wick, Wittenwiler, Wyss, Zölch, Zwahlen 

(105) 

Für den Antrag der Minderheit I stimmen die folgenden Ratsmit­
glieder: 
Votent pour la proposition de la minorite I: 
Aguet, Bär, Baumann, Bäumlin, Beguelin, Bischof, Boden­
mann, Borel FranQois, Brügger Cyrill, Brunner Christiane, 
Bühlmann, Bundi, Carobbio, Caspar-Hutter, Danuser, de Dar­
dei, David, Diener, Dünki, Duvoisin, Eggenberger, Fankhau­
ser, Fasel, von Feiten, Gardiol, GoI!, Gonseth, Grendelmeier, 
Haering Binder, Hafner Rudolf, Hafner Ursula, Hämmerle, Her­
czog, Hollenstein, Hubacher, Jaeger, Jäggi Paul, Jeanpretre, 
Jöri, Leemann, Leuenberger Ernst, Maeder, Marti Werner, 
Matthey, Mauch Ursula, Meier Hans, Meier Samuel, Meyer 
Theo, Misteli, Rebeaud, Rechsteiner, Robert, Ruffy, Scherrer 
Werner, Schmid Peter, Sieber, Spielmann, Stalder, Steiger, 
Strahm Rudolf, Thür, Tschäppät Alexander, Vollmer, Wieder­
kehr, Ziegler Jean, Zisyadis, Züger, Zwygart (68) 

Abwesend sind die folgenden Ratsmitglieder - Sont absents: 
Berger, Bircher Silvio, Blocher, Borradori, Bühler Simeon, Co­
lumberg, Dettling, Fischer-Sursee, Gross Andreas, Haller, 
Hildbrand, Iten Joseph, Ledergerber, Leuen berg er Moritz, Lu­
der, Maitre, Mamie, Mauch Rolf, Mühlemann, Nabholz, Oeh­
ler, Pini, Poncet, Seiler Hanspeter, Steffen, Weder Hansjürg 

Präsident Nebiker stimmt nicht 
M. Nebiker, president, ne vote pas 

Definitiv - Definitivement 
Für den Antrag der Minderheit 
Für den Antrag der Mehrheit 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

(26) 

83 Stimmen 
79 Stimmen 
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Votations finales 1070 E 9 octobre 1992 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
Lai sur I'agriculture. 
Madification (1ere partie) 

Siehe Seite 766 hiervor - Voir page 766 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 17. Juni 1992 
Decision du Conseil national du 17 juin 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.038 

Bundeshaushalt. 
Sanierungsmassnahmen 1992 
Finances federaJes. 
Mesures d'assainissement 1992 

Siehe Seite 1038 hiervor - Voir page 1038 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 8. Oktober 1992 
Oecision du Conseil national du 8 octobre 1992 

44 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

A. Abbau von Finanzhilfen und Abgeltungen (Bundesge­
setz) 
A. Reduction d'aides financil~res et d'indemnites (Ioi) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 41 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

C. Lineare Beitragskürzung in den Jahren 1993-1995 
(Bundesbeschluss) 
C. Reduction lineaire des subventions 1993-1995 (arrete 
federal) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 40 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

D. Erhöhung des Treibstoffzolls (Bundesgesetz) 
D. Augmentation des droits d'entree sur les carburants 
Ooi) 

SChlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

42 Stimmen 
Stimme 

E. Nationalbankgesetz. Aenderung (Bundesgesetz) 
E. Lei sur la Banque nationale. MOdification (Ioi) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

40 Stimmen 
3 Stimmen 

F. Aufhebung des Spielbankenverbots (Bundes­
beschluss) 
F. Suppression de l'interdiction des maisons de jeu (arre­
tefedinal) 

Schlussabstimmung Vota final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92. 057-1-50 

EWR. Anpassung des Bundesrechts 
(Eurolex) 
Schlussabstimmungen 
EEE. Adaptation du droit federaJ 
(Eurolex) 
Votations finales 

34 Stimmen 
1 Stimme 

Herr Rebeaud unterbreitet im Namen der Kommission den fol­
genden schriftlichen Bericht: 

Nach Artikel 32 Absatz 2 des Geschäftsverkehrsgesetzes lässt 
die Redaktionskommission vor der Schlussabstimmung er­
hebliche Textänderungen erläutern. Bei den Eurolex-Vorlagen 
hat die Redaktionskommission neben redaktionellen die fol­
genden gesetzestechnischen Aenderungen vorgenommen: 
1. Ingress: Entgegen dem Antrag des Bundesrates hat die Re­
daktionskommission darauf verzichtet, die einschlägigen EG­
Rechtsakte (Richtlinien, Verordnungen, Entscheidungen) in 
den Ingress aufzunehmen. Vor allem aus Gründen der Ueber­
siehtlichkeit werden diese EG-Rechtsakte in den Anhang ver­
wiesen. 
2. Rechtsform: Nachdem die beiden Räte beschlossen ha­
ben, die Euro/ex-Vorlagen dem fakultativen Referendum zu 
unterstellen, müssen die neuen unbefristeten Erlasse in die 
Form des Bundesgesetzes gekleidet werden (Art. 5 Abs. 1 
GVG). Die Form des Bundesbeschlusses wäre nur unter den 
in Artikel 7 Absatz 1 GVG erwähnten Bedingungen möglich 
gewesen. Diese Aenderung betrifft die Eurolex-Vorlagen 
92.057-7, -17, -25, -38, -40, -44 und -49. 

M. Rebeaud presente au nom de la commission le rapport 
ecrit suivant: 

La Commission de redaction, conformement a !'article 32 
2e alinea da la sur les rapports entre les conseils, com­
mente les modifications importantes des actes legislatifs ins­
crits cl I'ordre du jour des votations finales. S'agissant du projet 
Euro/ex. la Commission de red action a procede. en plus da 
correct/ons de caractere redactionnel, aux modifications sui­
vantes qui relevent de la teehnique legislative: 
1. Preambule: contrairement a "avis du Conseil federal, la 
Commission de redaction a renonce a faire figurer les aetes 
communautaires (directives, reglements, decisions) concer­
nes dans le preambule. IIs ont ete renvoyes en annexe pour 
des raisons de lisibilite avant tout 

Forme suite la deoision des deux conseils 

1er 
Eurolex92.057-7, -1 

de duree iIIimitee doivent revetir la forme 
La forme oe i'arrete federal aurait 

sous les conditions mentionnees a 
Ces mOdifications touchent les 
-25, -38, AO, -44 et -49. 
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9. Oktober 1992 N 2217 

84.064 

Urheberrechtsgesetz 
Droit d'auteur. Loi 

Siehe Seite 1180 hiervor - Voir page 1180 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Oecision du Conseil des Etats du 9 octobre 1992 

A. Bundesgesetz über das Urheberrecht und verwandte 
Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz, URG) 
A. Lai federale sur le droit d'auteur et sur les droits volsins 
(Lai sur le droit d'auteur, LDA) 

Schlussabstimmung Vota final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

150 Stimmen 
1 Stimme 

B. Bundesgesetz über den Schutz von Topographien von 
integrierten Schaltungen (Topographiengesetz, ToG) 
B. Lai federale sur la protection des topographies de cir­
cuits integres (Lai sur les topographies. LTa) 

Schlussabstimmung - Vota final 
Für Annahme des Entwurfes 

An dan Bundesrat - Au Conseil federal 

89.011 

LebensmiHelgesetz. Revision 
Loi sur les denrE~es alimentaires. 
Revision 

Siehe Seite 1092 hiervor - Voir page 1092 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Oecision du Conseil des Etats du 9 octobre 1992 

153 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

123 Stimmen 

91.066 

Bundesstatistikgesetz (BStatG) 
Loi sur la statistique federale (LSF) 

Siehe Seite 1654 hiervor - Voir page 1654 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Oecision du Conseil des Etats du 9octobre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (1. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (1ere partie) 

131 Stimmen 
29 Stimmen 

Siehe Seite 1942 hiervor - Voir page 1942 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Decision du Conseil des Etats du 9octobre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

145 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Schlussabstimmung - Vota final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 12 Stimmen 92.038 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

91.062 

Akten der Bundesanwaltschaft. 
Einsicht 
Documents du Ministere public 
de la Confederation. Consultation 

Siehe Seite 1623 hiervor - Voir page 1623 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Decision du Conseil des Etats du 9octobre 1992 

den Bundesrat - Au Conseil federal 

Bundeshaushalt. 
Sanierungsmassnahmen 1992 
Finances federales. 
Mesures d'assainissement 1992 

Siehe Seite 2070 hiervor - Voir page 2070 ci-devant 

Beschluss Ständerates vom 9. Oktober 1992 
Decision des Etats du 9 octobre 1992 

A. Abbau von Finanzhilfen und Abgeltungen (Bundesge­
setz) 
A. Reduction d'aides financieres et d'indemnites (Ioi) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

145 Stimmen 
6 Stimmen 

C. Lineare Beitragskürzung in den Jahren 1993-1995 
(Bundesbeschluss) 
C. Reduction lineaire des subventions 1993-1995 
federal} 

137 Stimmen 
9 Stimmen 
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11.Juni 1992 S 

Art. 6 Abs. 1, 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 6 al. 1, 4 
Proposition de la commission 
Adherer a Ja decision du Conseil national 

Abs. 1 ~AI. 1 

Schiesser, Berichterstatter: Hier hat der Nationalrat einen Ein­
schub vorgenommen und damit eine KlarsteIlung gebracht 
Wir beantragen Zustimmung zum Nationalrat 

Angenommen - Adopte 

Abs.4~AI. 4 

Schiesser, Berichterstatter: Die Kommission beantragt ihrem 
Rat, in diesem Punkt dem Nationalrat zu folgen und die Diffe­
renz dadurch zu beseitigen. 
Worum geht es? Auf Antrag von Kollege Frick hat unser Rat am 
4. März 1992 beschlossen, jedem Betroffenen das Recht ein­
zuräumen, die Vernichtung der ihn betreffenden AktensteIlen 
zu verlangen. Der Nationalrat hat diese Bestimmung praktisch 
diskussionslos gestrichen. Niemand hat im Nationalrat unse­
ren Beschluss aufgenommen. Ich möchte ganz kurz die 
Gründe darlegen, weshalb Ihnen Ihre Kommission beantragt, 
vom ursprünglichen Beschluss abzugehen: 
Kollege Frick hat mit seinem Antrag versucht, einen Kompro­
miss zwischen der Wahrung der Persönlichkeitsrechte und 
der Wahrung der Interessen der Geschichtsforschung zu er­
reichen. Die weitere Behandlung im Nationalrat hat gezeigt, 
dass ein solcher Kompromiss praktisch nicht möglich ist Ent­
weder vernichtet man alle Akten und wahrt die Persönlichkeits­
rechte umfassend, oder man bewahrt alle Akten auf und ent­
scheidet sich für den Vorrang der Interessen der Geschichts­
forschung. 
Anlässlich der Beratung in unserem Rat wurde auf den enor­
men Aufwand aufmerksam gemacht, der mit dem Antrag Frick 
verbunden ist Wären die Dossiers nach Personen zusammen­
gestellt, so wäre es ein leichtes, die Akten, die eine Person be­
treffen, zu vemichten. Die Dossiers sind aber nach Sachkrite­
rien geordnet Ein und dieselbe Person, die die Vernichtung 
der sie betreffenden Dossierstellen verlangt. kann unter Um­
ständen in zahlreichen Dossiers verzeichnet sein. Alle diese 
Stellen wären herauszusuchen und abzudecken, da ja das 
Original nicht verniChtet werden kann, wenn noch andere Ein­
träge über andere Personen vorhanden sind. 
Unser Beschluss räumt auch solchen Verzeichneten, die kein 
Einsichtsgesuch gestellt haben, das Recht ein, die Vernich­
tung der sie betreffenden Dossiereinträge zu verlangen. Dem­
zufolge könnten nicht nur die 39000 Gesuchsteller, sondern 
theoretisch alle Fichierten einen solchen Antrag stellen. Es ist 
absolut unmöglich, eine einigermassen verlässliche Aussage 
über den Aufwand zu machen, der mit diesem Artikel 6 Ab­
satz 4 verbunden sein kann. Der Aufwand kann erträglich sein, 
er kann aber auch ins Unermessliche steigen. 
Sie entscheiden. Ich bitte Sie, bei diesem Entscheid zu beach­
ten, dass es wohl kaum möglich sein dürfte, das mit Absatz 4 
eingeräumte Recht in einer dritten Runde wieder einzuschrän­
ken, sollte es sich erweisen, dass der Aufwand untragbar 
wäre. 
Mit Absatz 4 haben wir jedem Verzeichneten die Möglichkeit 
eröffnet, die ihn betreffenden Einträge vernichten zu lassen. 
Darunter fallen alle Organisationen und Personen, auch sol­
che, deren Tätigkeiten wir gerne der Nachwelt erhalten hätten. 
Auch nach Ablauf der in Absatz 3 enthaltenen Sperrfrist von 
50 Jahren erhält nicht jedermann unbeschränkt Einsicht in die 
archivierten Akten. Es muss Fall hinreichendes 

445 Landwirtschaftsgesetz. Aenderung (2. Teil) 

Art. 7 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 7 al. 1 let. c 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schiesser, Berichterstatter: Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c: 
Hier handelt es sich um eine rein redaktionelle Aenderung; wir 
beantragen Zustimmung zum Nationalrat 

Angenommen - Adopte 

Art. 8 
Antrag der Kommission 
Festhalten 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Schiesser, Berichterstatter: Wir kommen zur letzten Differenz. 
Es handelt sich um eine Differenz von einigem Gewicht; es 
geht um den Rechtsschutz. Hier beantragt Ihnen die Kommis­
sion, am früheren BeschlUSS festzuhalten. 
Gegen Verfügungen des Sonderbeauftragten ist nach unse­
rem Beschluss beim EJPD Beschwerde zu führen. Dessen 
Entscheide unterliegen nach Massgabe des Bundesgesetzes 
über die Organisation der Bundes rechtspflege beziehungs­
weise nach Massgabe des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
der Beschwerde an den Bundesrat, soweit es um Fragen des 
Staatsschutzes geht In Ausnahmefällen wird die Verwaltungs­
gerichtsbeschwerde an das Bundesgericht gegeben sein. 
Der Beschluss des Nationalrates sollte auf keinen Fall Gesetz 
werden. Dieser Beschluss sieht gegen den Entscheid des 
Sonderbeauftragten direkt die Verwaltungsgerichtsbe­
schwerde an das Bundesgericht vor. Ein solcher Rechtsmittet­
weg hätte auf die Belastung des Bundesgerichtes enorme 
Auswirkungen und würde alles, was wir bisher zu dessen Ent­
lastung vorgekehrt haben, wohl mit einem Schlag zunichte 
machen. 
Das ist der wesentliche Grund, weshalb Ihnen Ihre Kommis­
sion beantragt, am früheren Beschluss festzuhalten und nicht 
auf die Unie des Nationalrates einzuschwenken. 

Angenommen ~ Adopte 

(Unruhe auf der Tribüne - Manifestation dans les tribunes) 

Präsidentin: Auch für die Tribünenbenutzer gilt: An den Bera­
tungen wird nurteilgenommen, wenn die Präsidentin das Wort 
erteilt. (Heiterkeit) 

An den Nationalrat ~ Au Conseil national 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (2. Teil) 
loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Botschaft und Gesetzentwürfe vom 27. Januar 1992 (881111) 
Message et projets de lois du 27 janvier 1992 (FF 111) 

Eintreten 
r'rC)D(lsltlon de la commission 
Entrer en matiere 
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Lai sur I'agriculture. Modification (2e partie) 446 E 11 juin 1992 

Jagmetti, Berichterstatter: ~ie heutige Regelung der landwirt­
schaftlichen Berufsbildung Ist knapp 20 Jahre alt Ich will nicht 
behaupten, dass 20 Jahre die Halbwertszeit der Bundesge­
setzgebung sei und dass wir nach dieser Zeit unbedingt eine 
Revision durchführen müssten, um den Gesetzen wieder zu 
voller Blüte zu verhelfen. Aber es ist unverkennbar, dass sich in 
der Landwirtschaft in diesen knapp 20 Jahren Veränderungen 
ergeben haben, die sehr wichtig sind, dass die Landwirtschaft 
vor veränderten Herausforderungen steht, auf die sie neue 
AntWorten finden muss, und dass eine junge bäuerliche Gene­
ration heranwächst, die sich diesen neuen Herausforderun­
gen steHen will und muss. 
Das ist der Grund, der zur Revision der Bestimmungen führt, 
wenn ich das auf einen ganz einfachen Nenner zu bringen ver­
suche. Durch die Revision des Landwirtschaftsgesetzes soll 
auf die neuen Anforderungen geantwortet werden, unter de­
nen ich - wie der Bundesrat - die Oekologie besonders her­
vorheben möchte. Sie ist gewiss nicht die einzige neue Her­
ausforderung, aber sie ist eine sehr wichtige Herausforde­
rung, mit der sich die Landwirtschaft befasst und die uns zur 
Aenderung des Landwirtschaftsgesetzes im Frühjahr mitver­
anlasst hat Sie muss nun auch in der Berufsbildung ihren Nie­
derschlag finden. 
Die Berufsbildung soll dabei - das ist ein erziehungspoliti­
sches Anliegen durchlässiger werden, damit ein einmal ein­
geschlagener Weg nicht notwendigerweise bis zum Ende ge­
gangen werden muss, wen~ man u~ter Umständen r::!ötzfich 
merkt, dass man eigentlich nicht den Idealen Weg gewahlt hat 
Die Ausbildung soll auch hier durchlässiger, der Uebergang 
von einer Form zur andern leichter werden. 
Schliesslich - auch das ein allgemeines erziehungspoliti­
sches Anliegen ist die Weiterbildung neu zu gestalten und 
auszubauen. Die "formation continue», die wir ja in vielen Be­
rutszweigen kennen, ist auch in der Landwirtschaft notwendig, 
und eine Weiterbildung in den verschiedensten Formen ist an­
zustreben. Mit der Revision des Landwirtschaftsgesetzes im 
Bereich der Berufsbildung schlagen wir nicht vollkommen 
neue Wege ein, aber wir können die Berufsbildung an die 
neuen Gegebenheiten anpassen und sie damit aufdatieren. 
Die Kommission war der Meinung, dass es eigentlich ange­
messen wäre, die landwirtschaftliche Berufsbildung geset­
zestechnisch in die allgemeine Berufsbildung zu integrieren, 
diese Bestimmungen also auS dem Landwirtschaftsgesetz 
herauszunehmen und in das Berufsbildungsgesetz aufzuneh­
men. Wir haben den Bundesrat um einen ergänzenden Be­
richt ersucht, haben ihn erhalten wir bedanken uns dafür -
und haben uns etwas schweren Herzens den Schlussfolge­
rungen gefügt. Es wurde dargelegt, dass der Einbezug ins Be­
rufsbildungsgesetz die Gesetzgebungsarbeiten stark verzö­
gern würde, dass neue Ansätze gesucht werden müssten. Es 
sei aber möglich, die landwirtschaftliche Berufsbildung nach 
dem Landwirtschaftsgesetz und die Berufsbildung nach dem 
Berufsbildungsgesetz inhaltlich zu koordinieren, ohne dass 
man beides im gleichen Gesetz regle. 
Die Anwendung würde eine gewisse Einheitlichkeit aufwei­
sen, sind doch beide zuständigen Bundesämter, das Bundes­
amt für Landwirtschaft wie auch das Biga, das sich mit dem 
Berufsbildungsgesetz befasst, im Eidgenössischen Volkswirt-

beheimatet Durch die Hand des 
Departementsvorstehers können die Verbindungen unter den 
Bundesämtern hergestellt werden. Das hat die Kommission 
veranlasst nachzugeben, und im übrigen ist sie dem Bundes­
rat dankbar, wenn diese Koordination dann auch konsequent 
durchgeführt wird. 
Eine Sorge in der Kommission war die Anzahl der jungen Ab­
solventen der landwirtschaftlichen Ausbildung. Sie finden in 
der Botschaft entsprechende Angaben mit Kurven, die nicht 
nach oben . sondern nach unten tendieren. Diese Ent-

habe Kanton zur Kenntnis nehmen 
haben einen sehr 

der Kommission über diese 
die Landwirtschaft be­

findet sich und dieser kommt in den 
Schülerzahlen zum Ausdruck. Aber es wäre ausserordentlich 

zu bedauern, wenn der Beruf des Landwirtes bei der jungen 
Generation nicht mehr das Echo finden würde, das ihm zu­
kommt und das für das gesellschaftliche System der Schweiz 
wesentlich ist 
Ich möchte Sie im Namen der Kommission bitten, auf die Vor­
lage einzutreten. 

Piller: Erlauben Sie mir eine kurze Bemerkung: Ich habe in der 
ersten Kommissionssitzung auch mitgeholfen, darauf hinzu­
wirken, dass man doch überlegt, ob man diesen Teil der Be­
rufsbildung nicht ins Berufsbildungsgesetz integrieren 
könnte. 
Ich opponiere hier nicht, möchte aber meinem Bedauern Aus­
druck geben, dass wir hier eine Gesetzesrevision machen. 
von der wir genau wissen, dass wir in einigen Jahren wieder 
über die Bücher gehen müssen. Wir haben hier die Ausbil­
dung zum Ingenieur HTL drin. Wir wissen genau, dass im glei­
chen Departement Defamuraz eine Gesetzesvorlage erarbei­
tet wird, die die HTL-Ausbildung regelt, und zwar auf einem 
höheren Niveau. Wir haben das Berufsbildungsgesetz, das ei­
gentlich alles abdeckt: von den hochmodernen Technologie­
berufen bis zu den typisch handwerklichen Berufen wie 
Bäcker, Konditor, Schreiner usw. Meines Erachtens hätte man 
ohne grosse Anstrengungen wirklich den Schritt wagen kön­
nen, die landwirtschaftliche Berufsbildung ins Berufsbildungs­
gesetz zu integrieren. Man hätte Doppelspurigkeiten abbauen 
können, ohne dass das Ausbildungsniveau gelitten hätte; im 
Gegenteil, unser Berufsbildungsgesetz ist ein hervorragendes 
Gesetz, und unsere Berufsausbildung ist hervorragend. Wir 
hätten diese Integration machen können, leider ist es nicht ge­
schehen. Ich bedaure das sehr, und ich sage noch einmal: Wir 
verschleissen hier Kräfte, indem wir Sachen regeln, von denen 
wir genau wissen, dass wir sie in einem Jahr wieder revidieren 
müssen. In einem Jahr müssen wir so weit sein, dass die Inge­
nieur-HTL-Ausbildung der Ausbildung an einer Fachhoch­
schule gleichgesetzt wird. Wir haben das sogar im Legislatur­
plan. Ich möchte hier zu Protokoll geben, dass ich das äus­
serst bedaurlich finde, in einer Zeit, wo wir sagen, dass wir effi­
zienter arbeiten müssen. Wir haben bei der Legislaturplanung 
gesagt, wir sollten weniger Gesetze machen, bessere Gesetze 
machen, aber wenn es dann konkret wird, bleibt das leider auf 
der Strecke. 
Ich wollte also bloss festhalten, dass ich das bedaure, aber ich 
opponiere nicht Der Zug in diese Richtung ist jetzt abge­
fahren. 

Ziegler Oswald: Ich wende mich nicht gegen das Eintreten, 
sondern werde für Eintreten stimmen. Bereits jetzt mache ich 
aber darauf aufmerksam, dass ich beantragen werde, Arti­
kel 8a bis, wo es um die Anlehre geht, sei an die Kommission 
zurückzuweisen. 

M. Delamuraz, conseillerfederal: Je me bornerai a une seule 
remarque en ce qui concerne cette deuxierne partie de la revi­
sion de la loi, et plus particulierement le rattachement de la for­
mation professionnelle agricole a l'Office federal de I'agrl­
culture plutat qu'a l'Office federal de I'industrie, des arts et me­
tiers et du travail. La raison an est matiere de formation 
professionnelle agricole nous devons, certes, observer les 
memes regles generales que celles qui pn§valent pour toutes 
les formations professionnelles dans tous les secteurs de la 
vie economique. Vous pouvez EHre certains de cette identite de 
principe, qui situe par consequent les futurs agriculteurs exac­
ternent dans le meme cadre legislatif reglementaire general 
que les futurs ferblantiers ou les futurs menuisiers. Nous som­
mes dans une filiere qui obeit aux memes principes. 
En revanche, il y a un certain nombre de specificites dans Ja 
formation agricole Hent de maniere taute particuliere cette 
formation a ceux ont la non seulement au 
niveau de la des 

Cette 
si nous rattachions dorenavant 

a un autre office. A 
moment-ha, refaire un parcours da coordination en 
sens inverse de celui qua nous voudrions encore renforcer et 
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que vous demandez dans vos interventions, Monsieur le presi­
dent de la commission et Monsieur le vice-president du 
Conseil C'est pour eviter cette demarche et pour garder ainsi 
ä la formation agricoie sa specificite en liaison profonde avec 
ia politique agricoie que nous voulons maintenir I'apparte­
nance de cette formation agricoie ci l'Office de I'agriculture. 
Qui plus est, dans la formation agricole iI y ades secteurs qui 
n'existent pas dans d'autres secteurs de I'economie. Je pense 
tout particulierement a la vulgarisation. Aussi bien I'enseigne­
ment agricole, la formation professionnelle agricoie que le per­
fectionnement en rours de formation sonttres directement lies 
ä ces institutions de vulgarisation qui sont elles-memes tres di­
recte me nt liees, entre autres. a nos stations fooerales de re­
cherches agronomiques. 11 est bien clair que ces stations vont 
rester a leur place dans les organigrammes de la Confedera­
tion. En depla«ant la formation professionnelie agricole, nous 
aurions des lors - et ce serait mauvais a mon avis - une cesure 
entre les centres nourrissiers, les centres de reflexion, cuttu­
reis, dirais-je, de la formation agricole, detenus par I'OFAG - je 
parle notamment de ces centrales de vulgarisation et, davan­
tage encore, des stations de recherches, et la formation pro­
fessionnelle agricole. 
Au total, les arguments qui valent pour le rattachement de la 
formation agricole professionnelle au Departement de I'eco­
nomie publique bien sur, mais plus particulierement a rOffice 
federal de I'agriculture, I'emportent sur les autres arguments 
qui veulent rattacher a l'OFIAMT cette formation profession­
nelle. Mais, bien sur, cela doit marcher par la «kluge Hand» 
que le rapporteur a bien voulu trouver au Chef du departe­
ment, et je ne doute pas que ce soit une constante dans ce de­
partement que d'avoir des «kluge Hände». Nous devons des 
lors, a defaut d'avoir des «kluge Köpfe», assurer la coordina­
tion entre les offices, comme I'a demande egalement le vice­
president du Conseil des Etats. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en mattere 

Detailberatung - Discussion par artic/es 

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. I introduction 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. S 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Cave/ty 
Abs.1 
Die landwirtschaftliche 
a die Ideale, Kenntnisse und I"a.'tinl"oi;ran vermitteln, die zur 

eines 
sind; 

Art.S 
Proposition de la commission 
Adherer au proiet du Conseil federal 

Proposition Cave/ty 
AI. 1 

Berufes erforderlich 

La formation professionnelle agrjcole vise a: 
Procurer les les connaissances et savoir-faire ." 

unserer landwirtschaft, besonders im der Idea-
der unsere Bauern bisher zum Ausharren trotz wesent-

lich schlechteren materiellen veranlasst hat 

Eine Bäuerin und ein Bauer sind nicht nur fachlich versierte 
Züchter, spezialisierte Techniker und sensibilisierte Kauf­
leute- ja, sie sind dies nicht einmal in erster Unie und sollen es 
auch nicht sein -, sie sind in erster Unie Idealisten mit Liebe 
zur Natur, zur Umwelt, zur Selbständigkeit und zur Freiheit Ich 
will nicht nostalgisch werden und unser rätoromanisches Na­
tionailied ,,11 pur souveran" mit der "Iibra paupradat» anstim­
men; aber im Zusammenhang mit dem Landwirtschaftsgesetz 
und mit der Berufsbildung der künftigen Bauern muss ich 
doch daran erinnern, dass man die idealistische Seite nicht 
vergessen soll. 
Natürlich kann der Bauer nicht vom Idealismus allein leben, 
aber ohne kann er es auch nicht tun. Die materielle Sicherste 1-
lung unserer Bauern ist dringend notwendig und muss mit al­
len Mitteln forciert werden; dies niCht nur, weil sie unsere Er­
nährung in unsicheren Zeiten sicherstellen, sondern weil sie 
ausserhalb der Agglomerationen und zum Teil in abgelege­
nen Gegenden leben und arbeiten und deshalb für den Be­
stand der Schweiz notwendig sind. 
Eine Bäuerin und ein Bauer im Berggebiet haben nicht nur ei­
nen Beruf, sondern Dutzende von Berufen, die sie ohne Ferien 
und rund um die Uhr ausüben, weil sie nicht für jede Arbeit 
zum Spezialisten gehen können. Ein Bauer braucht Ideale, 
nicht nur Kenntnisse und Fertigkeiten. Dies ist heute mehr 
denn je von Bedeutung und soll auch im revidierten Landwirt­
schaftsgesetz, und zwar an prominenter Stelle, zum sichtba­
ren Ausdruck kommen. 
Darum beantrage ich eine entsprechende Ergänzung bei Arti­
kel 5 Absatz 1 Litera a, wonach neben Kenntnissen und Fertig­
keiten auch Ideale bei der Berufsausbildung vermittelt werden 
sollten. Gerade in der heutigen Situation ist diese Ergänzung 
im Sinne einer deklamatorischen Aussage sinnvoll. 
Quant a la traduction de mon amendement, je ne suis pas sur 
qu'elle soit juste. Je prefererais plut6t pari er de «transmettre 
l'ideal» et non de "proeurer les ideaux». Je pense que c'est 
une question qui sera resolue par la commission de redaction 
Ich bitte Sie, meinen Antrag in diesem Sinne gutzuheissen. 

Jagmetti, Berichterstatter: Artikel 5 präzisiert den Auftrag. Er 
legt fest, was unter landwirtschaftlicher Berufsbildung zu ver­
stehen ist, was dazu gehört und wie sie aufgebaut ist; insofern 
hat er programmatischen Charakter. Die Kommission emp­
fiehlt Ihnen, dieser programmatischen Norm zuzustimmen. 
Die Ergänzung, die Herr Cavelty vorschlägt, lag der Kommis­
sion nicht vor, deshalb kann ich nicht namens der Kommis­
sion dazu sprechen; ich erlaube mir aber, meine persönliche 
Auffassung kurz darzulegen: 
Der Beitrag der Landwirtschaft an die Kultur im ländlichen 
Raum wird im 7. Landwirtschaftsbericht - wie schon im 6. 
hervorgehoben. Es ist für uns alle nicht nur unbestritten, son­
dern wesentlich, dass die Bauernschaft durch ihre Arbeit, ihr 
Verhalten und ihre Ideale einen entscheidenden Beitrag zum 
kulturellen Leben und zur kulturellen Entwicklung leistet 
Zum Unterricht allgemein muss ich zwei Bemerkungen ma­
chen: Wer unterrichtet, ohne Ideale zu haben, der ist am fal­
schen Ort - kurz gesagt, aber ernst gemeint Und wer unter­
richtet, ohne auf die Wertordnung Bezug zu nehmen, der er-
füllt seine nicht nochmals in aller Kürze 
drückt Was wir aber in der Ausbildung nicht wollen, ist 
«Monokultuf», eine Indoktrination auf eine bestimmte Vorstel­
lung; der Pluralismus muss unser ganzes Bildungssystem 
durchdringen, das halte ich für ausserordentlich wichtig. Des­
halb, Herr Caveity, bin ich etwas skeptisch, wenn man die Ide­
ale hier nennt, weil man den Eindruck gewinnen könnte, Ihr 
Antrag sei auf eine Festlegung von Idealen im Unterricht aus­
gerichtet Ich kann mir nur schwer Unterrichtsstunden über 
Ideale vorstellen. Diese Ideale müssen in den allgemeinen 
UnterriCht einfliessen. Das macht mich skeptisch 
diesem das ist meine 

dass 
n"j'y,;,r",n wird von den Idealen der daran ö8'leiIlQl:en 

nt".rrir-ht den wir hier in erster Linie anvisieren, auf diesen 
Idealen aufbauen und sie vermitteln soll; im Sinne des Pluralis­
mus und der Offenheit 
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Uhlmann: Ich wehre mich überhaupt nicht dagegen, dass der 
Bauer Idealist sein muss und sein soll. Ich glaube sagen zu 
können: Wenn ein junger Mensch, sei es nun eine junge ange­
hende Bäuerin oder ein Bauer, nicht diese Ideale mit sich 
bringt, wird er oder sie diesen Beruf gar nie ergreifen. Ich 
glaube auch, dass Herr Cavelty in diesem Sinne schon recht 
hat Es ist aber nicht nur beim Bauemberuf so, dass ein gewis­
ser Idealismus vorherrschen oder mindestens die Freude am 
Beruf vorhanden sein soll. 
Ich Wehre mich auch nicht dagegen, das im Gesetz festzuhal­
ten. Aber ich wehre mich dagegen, dass aus einer solchen 
Formulierung schliesslich abgeleitet werden könnte das hat 
Herr Cavefty zwar vemeint -, eine Bauemfamilie könnte oder 
sollte nur noch von Idealen leben. Das ist nicht der Sinn dieser 
Formulierung. Ich unterstelle das Herm Cavelty auch in keiner 
Art und Weise. Er hat es auch klar gesagt Aber wir müssen se­
hen: Junge Bauernfamilien erleben die heutige Situation haut­
nah, erleben hautnah, dass die Preise nicht nur stabilisiert, 
sondem zum Teil reduziert werden - nächste Woche wird im 
anderen Ratssaal um die Direktzahlungen gefeilscht Sie sind 
noch nicht gesprochen. In unserem Saal - das muss ich sa­
gen und darf auch ein Lob aussprechen waren die Verhält­
nisse klar. Und dann wird zusätzlich zu dieser harten Situation, 
die nicht überall verstanden wird, noch soviel von Idealen ge­
sprochen! Ich möchte doch daran erinnern, dass vielleicht an­
dere Berufszweige und Berufsgattungen auch einmal etwas 
an Idealismus denken könnten! Wir haben gestern die Gewäh­
rung des Teuerungsausgleichs "mechanisiert". Ich habe 
nichts dagegen, die Teuerung soll ausgeglichen werden. Aber 
das sind dann schon zwei Paar Stiefel. 
Ich möchte einfach mindestens soweit um Verständnis bitten, 
dass Bauernfamilien, die im Moment vielleicht etwas resignie­
ren, dann nicht noch von Idealen leben müssen. 

Jagmetti, Berichterstatter: Als Kommissionspräsident kann 
ich dazu nicht Stellung nehmen, aber persönlich scheint mir, 
wir sollten diesen Zusatz nicht ohne Abstimmung aufnehmen: 
Ich stelle Ihnen in meinem persönlichen Namen den Antrag, 
ihn nicht aufzunehmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: N'ayant pas encore con­
suite le Conseil federal sur la proposition de M. Cavelty, dont je 
viens de prendre connaissance, c'est en mon nom que je 
m'exprime. Cette proposition porte en elle une part declama­
toire, elle est, par rapport ci la rigueur des textes et de I' ordon­
nance de 101, peut-etre pas tout ci fait ci sa place e1. ci certains 
egards, elle enfonce des portes ouvertes, mais elle rappelle 
tout de meme qu'il y a dans I'enseignement non seulement 
des valeurs techniques, sCientiflques, strictement professlon­
neUes ci faire valoir, mais aussi des valeurs ethiques, des com­
posantes morales qui sont particulierement le fan du metier de 
paysan et de la place que celui-ci doit jouer pour le maintien 
d'une societe rurale dans notre pays. 
Par consequent, on doit dire aux eminents speciallstes dont 
cet enseignement profess/onnel regorge qu'au-delci de leur 
seul enseignement de specialistes, II faut n'oublient ja-
mais d'apporter la touche ethique a ces futurs agri-
culteurs. C'est rappel utiie et, le carac-
tere un peu intempestif de I'insertion de ce rappel dans la loi, 
personnellement, je ne saurals m'y opposer. 
En revanche, point de detail, M. Cavelty a raison de relever 
que la traduction fran<;aise langue que je maitrise a pe/ne 
mieux que la langue allemande en notre possession n'est 
pas COfrecte. 11 faudra apporter des modifications redactlon­
neUes du molns dans la version red/gee dans ma langue ma· 
temelle: en fran<;ais "Muttersprache". Danke! (Hilarite) 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2,4-6 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
Der Bund sorgt für die Koordination des Unterrichts und der 
Betriebsberatung unter den Trägern .... 

Art. 6 
Proposition de la commission 
AI. 1,2,4-6 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
La Confederation veille cl ce que la coordination de "enseigne­
ment et de la vulgarisation soit assuree .... 

Jagmetti, Berichterstatter: Zu Artikel 6 habe ich nur zwei Be­
merkungen anzubringen. 
Sie finden in der Botschaft den Hinweis darauf, dass man in 
Absatz 2 auch von der Landwirtin spricht, obwohl die Bäuerin­
nenausbildung vom Berutsbildungsgesetz erfasst wird. Ich 
hafte es für richtig, dass zur landwirtschaftlichen Ausbildung 
nicht nur die Ausbildung zum Landwirt, sondern auch die Aus­
bildung zur Landwirtin mit allen Konsequenzen zählen kann 
und soll. 
Deshalb empfiehlt Ihnen die Kommission auch hier, den bun­
desrätlichen Antrag zu übernehmen. 
Bei Absatz 3 schlägt Ihnen die Kommission eine Abweichung 
vor, und zwar indem sie nicht nur den Unterricht zu koordinie­
ren vorschlägt, sondern auch die Betriebsberatung. Dieser Zu­
satz der Kommission ergibt sich aus den Entscheidungen, die 
wir bei Artikel 11 zu treffen haben werden. Bei Artikel 11 erklä­
ren wir die Betriebsberatung für obligatorisch, nicht nur tUr fa­
kultativ. Sinngemäss scheint es der Kommission notwendig, 
hier auch die Betriebsberatung zu koordinieren und nicht nur 
den Unterricht 
Ich darf noch beifügen, dass Absatz 6 in der Kommission zu 
einer Debatte Anlass gab; es ging darum, ob es richtig sei, die 
Landjugendorganisationen und die Imker besonders zu er­
wähnen, oder ob diese Organisationen in den allgemeinen 
Förderungsbestimmungen enthalten seien. Aber gerade für 
die Landjugendorganisationen wollten wir mit aller Deutlich­
keit zu m Ausd ruck bringen, dass sie speziell gefördert werden 
sollen. Bei den Imkern bestünde die Gefahr, dass diese 
Gruppe von den Bestimmungen über die Berufsbildung nicht 
ganz erfasst würde. 
Deshalb empfiehlt Ihnen die Kommission, dieser Lösung zu­
zustimmen. 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Kommission 

Art. 7, 7a, 7b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au du Conseil federal 

15 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Jagmetti, Berichterstatter: Artikel 7a bringt zum Ausdruck, 
was unseren Vorstellungen entspricht, nämlich dass die Be­
rufsbildung eine doppelte Trägerschaft haben soll: die Kan­
tone einerseits und die Berufsorganisationen andererseits; 
das Ganze soll durch den Bund beaufsichtigt werden. Das 
kommt hier zum Ausdruck. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen Zustimmung. 

Art. 8, Ba 
der Kommission 

zum EntvVurf des Bundesrates 
la commission 

du Conseii federal 
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Jagmetti, Berichterstatter: Ich kann mich gleich zu Artikel 8 
und zu Artikel 8a äussern, weil sie ein Ganzes darstellen, näm­
lich die Grundausbildung. Hier werden keine völlig neuen 
Wege beschritten, sondern es wird der neuen Entwicklung an­
gepasst, was als klassische Berufsausbildung bezeichnet 
werden kann. 
Oie Kommission empfiehlt Ihnen Zustimmung. 

Angenommen - Adopte 

Art.8a bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Oie Anfehre im Sinne dieses Gesetzes vermittelt Jugendli­
chen, die vornehmlich praktisch begabt sind, die notwendigen 
Fertigkeiten und Kenntnisse zur Beherrschung einfacher Ar­
beitsprozesse. Sie dauert mindestens ein Jahr und soll zum 
Uebertritt in einen anderen Betrieb gleicher Art befähigen. 
Abs.2 
Oie Parteien haben einen Anlehrvertrag abzuschliessen. 
Abs.3 
Jugendliche in einer Anlehre müssen den beruflichen Unter­
richt besuchen (ArtikeI8b), der fachliche und allgemeinbil­
dende Fächer umfasst 
Abs.4 
Wer die Anlehre beendigt hat, erhält einen amtlichen Ausweis. 
Dieser enthält Angaben über die Dauer der Anlehre, Berufsbe­
zeichnung und bestätigt den Besuch des beruflichen Unter­
richtes. Der Ausweis wird von der kantonalen Behörde unter­
zeichnet 
Abs.5 
Die Träger der Berufsbildung und die von ihnen beauftragten 
Organisationen erlassen die erforderlichen Vorschriften und 
Richtlinien (Artikel 7). 
Abs.6 
Der Bund fördert durch Beiträge und andere Massnahmen die 
von Kantonen, beruflichen Schulen oder anderen Organisatio­
nen veranstalteten Kurse. 

Antrag Ziegler Oswald 
Rückweisung an die Kommission 

Art.8a bis (nouveau) 
Proposition de la commission 
AL1 
Les jeunes gens dont I'orientation est essentiellement prati­
que acquierent par la formation elementaire au sens de la pre­
sente loi I'habitete et les connaissances necessaires cl I'utilisa­
tion de procedes simples de fabrication ou de travail. Cette for­
mation dure au moins une annee et doit leuf permettre de pas­
ser d'une entreprise cl I'autre. 
AI. 2 
Las parties sont tenues de conclure un contrat. 
AI. 3 
Les jeunes gens recevant la formation elementaire sont tenus 
de suivre I'enseignement professionnel (article 8b), qui com­
prend des branches techniques et des branches de culture 

4 
Celui qui a termine la formation elementaire re«;:oit une attesta­
lion officielle. Celle-ci portera mention de la duree de ia forma­
tion, de Ja denomination de la profession aisni que de la fre­
quentation de I'enseignement professjonnel. L'attestation 
sera signee par i' autorite cantonale. 
AI. 5 
Les organes responsables de la formation professionneile et 
les organisations mandatees eux edictent les prescrip­
Iions et les instructions ne(:::es:sal 

Os wald 
Renvoi a la commission 

19-8 

Ziegler Oswald: Ich spreche zu Artikel 8a bis (Anlehre) und 
beantrage Ihnen, diesen Artikel an die Kommission zurückzu­
weisen. Eine Anlehre soll auch in der landwirtschaftlichen Be­
rufsbildung möglich sein. Ob sie hier geregelt werden muss, 
lasse ich offen. Sie darf aber nicht so geregelt werden, wie das 
die Kommission beantragt Offenbar ist Artikel 8a bis aus dem 
Berufsbildungsgesetz übemommen worden. Aber man hat es 
unterlassen, diesen übernommenen Artikel in den Rahmen 
des Landwirtschaftsgesetzes einzufassen. Unter Hinweis auf 
die Ausführungen des Kommissionsprä5identen muss festge­
stellt werden: Man will die landwirtschaftliche Berufsbildung 
nicht im Berufsbildungsgesetz regeln, hat aber die Anlehre 
aus dem Berufsbildungsgesetz entlehnt, ohne sie anzu­
passen. 
Folgende Punkte zur Begründung - ich vergleiche dabei Arti­
kel 8a dieses Gesetzes, der von der Beruf sieh re handelt, mit 
Artikel8a bis (Anlehre): 
Zu Absatz 1 : Absatz 1 von Artikel 8a bis regelt tür die Anlehre 
das, was Artikel 8a Absatz 1 für die Berufslehre regelt Dort 
wird gesagt, die Berufslehre vermittle die "grundlegenden 
Kenntnisse und die praktischen Fertigkeiten». Ich mache dar­
auf aufmerksam, dass Herr Cavelty hier die Ergänzung nicht 
verlangt hat Ich meine, für die Anlehre würde das auch genü­
gen. Aber ich kann mich auf jeden Fall nicht mit dem Schluss 
des ersten Absatzes von Artikel 8a bis einverstanden erklären, 
weil ich nicht weiss, was er aussagen will: «Sie dauert minde­
stens ein Jahr und soll zum Uebertritt in einen anderen Betrieb 
gleicher Art befähigen.» Ich wiederhole: Dieser Satz ist aus 
dem Berufsbildungsgesetz übernommen, aber was das hier 
heissen soll, ist sehr unklar. 
Zu Absatz 2: Die Parteien haben einen Anlehrvertrag abzu­
schliessen. Bei der Berufslehre ist es klar gesagt: einen schrift­
lichen Vertrag. Genügt bei der Anlehre ein mündlicher Vertrag, 
oder muss auch ein schriftlicher Vertrag abgeschlossen wer­
den? 
Zu Absatz 3: Artikel 8a regelt für die Berufslehre, wer ausbil­
den kann, welche Voraussetzungen die Ausbildner erfüllen 
müssen. Bei der Anlehre wird dies nicht geregelt Ich frage 
mich: Ist dies nicht notwendig, und wenn nicht, warum nicht? 
Absatz 4 von Artikel 8a regelt den Lohn des Lehrlings. Haben 
diejenigen, die nur eine Anlehre machen, keinen Anspruch auf 
Lohn? Ich meine, auch für die Anlehre sollte dieser geregelt 
werden. Was in Absatz 3 von Artikel 8a bis steht, SCheint mir in 
Ordnung zu sein. 
Zu Absatz 4: Ich frage mich, ob dies wirkliCh in ein Gesetz ge­
hört Ich stelle allerdings fest, dass es im Berufsbildungsge­
setz, Artikel 49, unter Anlehre auch steht 
Zu Absatz 5: Diese Materie ist in Artikel 7a - nicht Artikel 7, wie 
im Entwurf der Kommission festgehalten - bereits geregelt. 
Die Regelung darf hier nicht wiederholt werden. Wenn das für 
die Anlehre speziell geregelt werden muss, müsste es doch 
sicher auch für die Berufslehre speziell geregelt werden. Bei 
der Berufslehre aber stellt man ganz offensiChtliCh auf Arti­
kel7aab. 
Zu Absatz 6: Was haben diese Ausführungen überhaupt mit 
der Anlehre zu tun? Ich gebe zu: Auch dies hat man wieder aus 
dem 8erufsbildungsgesetz übernommen. Ich meine aber, 
dass das, was man hier unter Anlehre regeln will, schon in Arti­
kel 15 dieses Gesetzes ist Was sagt dieser Absatz 
überhaupt aus? Das ist sehr unklar. Auf jeden Fall wird für die 
Berufslehre das gleiche nicht speziell geregelt 
Ich stelle fest, dass man aus dem Berufsbildungsgesetz Arti­
kel 49 in etwa übernommen, diesen aber nicht angepasst hat 
Ich beantrage, dieser Artikel sei an die Kommission zurückzu­
weisen. 

Jagmetti, Berichterstatter: Die Kommission ist in der Zwick­
mühle: Einerseits wünschte sie eine Ang!eichung der landwirt-
schaftlichen an das Berutsbildungsgesetz und 

deshalb diesen die Anlehre übernommen, 
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setz ausgegangen und haben diesen Artikel nicht einfach 
übertragen, sondern wir haben uns das überlegt und sind zur 
Auffassung gelangt, dass sich dieser Artikel übertragen lasse. 
Herr Ziegler Oswald ist abweichender Meinung. Ich muss sa­
gen, dass die Kommission selbstverständlich bereit ist, ihre 
Gedanken weiterzuführen. Die Kommission ist willens zu de­
battieren. Ob es aber nicht ebensogut möglich sei, diese Auf­
gabe dem Nationalrat zu überlassen, möchte ich Ihnen an­
heimsteIlen. 

Seiler Bernhard: Ich bin der Meinung, dass es Artikel 8a bis 
nicht braucht Ich versuche, das zu erklären. Wir haben in der 
Landwirtschaft den Beruf Landwirt, und wir haben eine zweite 
Kategorie, die sogenannten landwirtschaftlichen Spezialbe­
rufe. Sie sind verschieden organisiert Die Ausbildung zum 
Landwirt ist zweiteilig. Sie besteht aus zwei Jahren praktischer 
Lehre, und nachher folgen die Fachschule und die Abschluss­
prüfung. Bisher haben wir schon in der ersten Stufe (zwei 
Jahre praktische Lehre, bisher mit einer Lehrabschlussprü­
fung) allen jungen Leuten, auch Leuten, die an und für sich 
eine Anlehre machen wollten, diese Möglichkeit gegeben. Sie 
konnten sie nutzen, und sie nutzten sie. Junge Leute, die bei­
spielsweise aus der Hilfsschule kamen, konnten zumindest 
diesen ersten Teil mitmachen - auch in der Berufsschule - und 
dann austreten und etwas anderes machen oder als landwirt­
schaftliche Mitarbeiter eingesetzt werden. Sie haben den 
zweiten Teil der Ausbildung, die Fachschule mit eidgenössi­
schem Fähigkeitsausweis, nicht mehr gemacht Faktisch hat­
ten sie also bisher schon die Möglichkeit, solche An/ehren zu 
machen. 
Bei der Vernehmlassung habe ich festgestellt, dass kein einzi­
ger Kanton eine Anlehre wollte, kein einziger. Ich sehe einen 
unverhältnismässig grossen Aufwand, wenn eine solche An­
lehre in der Schweiz aufgezogen wird: Es müssten beispiels­
weise einige Ostschweizer, einige Berner und ein vereinzelter 
Bündner gemeinsam ausgebildet werden. Das ist unverhält­
nismässig. Kleine Kantone oder Gebiete könnten doch nicht 
für einen oder zwei solcher Schüler eine Schule aufbauen. 
Ich unterstütze den Rückweisungsantrag, damit sich die Kom­
mission nochmals überlegt, ob man allenfalls den Landwirten 
nach den ersten beiden Ausbildungsjahren einen Ausweis für 
die Anlehre abgibt, womit die Sache erledigt wäre. Die Anlehr­
linge würden in den Kantonen die gleiche Berufsschule besu­
chen wie die Lehrlinge, und es entstünden keine zusätzlichen 
Kosten. Damit wäre der Sache gedient 
Ich bitte Sie also, dem Rückweisungsantrag ZiegJer Oswald 
zuzustimmen, damit die Kommission nochmals darüber spre­
chen kann. 
Ob bei landwirtschaftlichen S pezial berufen , Küfer usw., eine 
Anlehre eingeführt werden soll, überlasse ich Ihnen. Aber dort 
stellt sich das gleiche Problem. Wir werden einige wenige An­
gelernte haben, die später sowieso nicht mehr in diesen Beru­
fen bleiben, und der Aufwand zur Durchführung dieser Lehre 
wird unverhältnismässig gross werden. Wir leben im Zeitalter 
des Sparens. In der Landwirtschaft gibt es Belange, die not­
wendig durchgeführt werden sollten; wir sollten unsere Mittel 
deshalb konzentrieren. 
Ich bitte Sie, dem Oswald auf RW::kVveI1,U 
zustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je venais ce matin au 
Conseil des Etats, comme toujours avec de tres bonnes dispo­
sitions, appreciant le travail de la commission, sauf en ce qui 
concerne I'art/cle 8a bis que je m'appretais cl combattre, le 
considerant comme superflu, comme difficile d'application, 
comme sensiblement plus inacceptable que cette formation 
elementaire que I'on rencontre dans d'autres profeSSions tei­
les que I'industrie textiie et du vatement, I'industrie du bois, la 

n'ont les sp,eclficltes 

voter cet article Ba rester 
tes de qui rendent COlllpHqlJeElS 
les differentes filieres de cet 
cole, Et volla que M. pro pose une nouvelle U';::,l,;U"',>'U' 

dans le cadre de la commission, sur ces differentes questions. 
Eh bien, je crois que c'est une bonne solution, qui m'evite de 
developper des notions techniques, cela abrege les travaux 
du plenum. D'ores et deja, je vous informe que si je suis inv/te 
aux travaux de Ja commission, en cas d'acceptation de votre 
part de la proposition de M. Zieg/er ce que je vous recom­
mande chaleureusement - je me defendrai de Ja creation de 
ce corps etranger qu'est le 8a bis. 
J'ajoute, Madame la presldente, que s'U n'est pas possible de 
proceder ce matin a une votation finale sur cette deuxieme par­
tie de la loi sur I'agriculture, pour une fois il n'y a pas peril en Ja 
demeure; en effet, je ne pense pas que le Conseil national 
doive, en deployant un zele considerabie, vous rattraper et 
mettre le Conseil des Etats en situation de retard. Par conse­
quent, mame en cas de renvoi cl une session ulterieure, iI fi'y 
aurait nut drame a cela Je peux donc, le coeur leger, comme 
ce la a ete fait tout a I'heure, vous recommander de yous 
prononcer en faveur de la proposition de renvoi de M. Oswald 
Ziegler. 

Jagmetti, Berichterstatter: Wenn ich Herrn Ziegler Oswald 
richtig verstanden habe, möchte er der Kommission mit sei­
nem Rückweisungsantrag den Auftrag geben, die Zweckmäs­
sigkeit der Anlehre überhaupt noch einmal zu prüfen und im 
Fall eines positiven Ergebnisses eine vereinfachte und mehr 
auf die landwirtschaftliche Berufsbildung ausgerichtete Lö­
sung vorzuschlagen. Er ist also nicht von vornherein gegen 
die Anlehre, sonst hätte er einen Ablehnungsantrag gestellt 
Ich möchte Herrn Zieglerfragen, ob ich ihn richtig interpretiert 
habe. 
Betreffend Programmgestaltung ist zu bemerken, dass die na­
tionalrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben für die 
nächsten Monate voll mit der Beratung der Eurolex-Vorlagen 
ausgebucht ist Selbst wenn wir heute eine Gesamtabstim­
mung durChführen könnten, glaube ich nicht, dass das Ge­
schäft schon im Herbst im Nationalrat behandelt werden kann. 
Der Rückweisungsantrag wird also keine Verzögerung in der 
Behandlung des Gesetzes zur Folge haben. 

Ziegler Oswald: Ich habe einleitend gesagt, eine Anlehre solle 
auch in der landwirtschaftlichen Berufsbildung möglich sein. 
Ob sie hier geregelt werden muss, lasse ich offen. Ich meine 
aber, dass eine Anlehre möglich sein sollte, eventuell im Sinne 
der Ausführungen von Kollege Seiler Bernhard seine Mei­
nung war mir ja vorher nicht bekannt Kommt die Kommission 
zum Schluss, dass es eine Anlehre braucht, muss Arti­
kel 8a bis angepasst werden. 

Angenommen gemäss Antrag Ziegler Oswald 
Adopte se/on la proposition Ziegler Os wald 

Art. Sb, Sc, Sd 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la comm/ss/on 
Adherer au projet du Conseil federal 

Jagmetti, BeriChterstatter: Ich habe zu den Artikeln Be 
8d keine weiteren Bemerkungen anzubringen, weil hier das 
Gesetz in der Anpassung an neue Erfordernisse bewährter 
Ueberlieferung folgt 

Angenommen ~ Adopte 

Art. Se 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la Dammission 
Adh8rer du Conseil federal 

Jagmetti, Berichterstatter: MitArtikel 8e öffnen wir auch 
'eich der Landwirtschaft die zur Berufsmittelschule. Sie 
kennen die Diskussionen um die höhere Flexibilität in der Aus­

um die Möglichkeit, mit der Berufslehre den Zugang 
zu einer Ausbildung zu vermitteln. wie sie die Mittelschule er-

michael.tellenbach
Textfeld



11. Juni 1992 s 

möglicht Wir halten diese Lösung, die grössere Flexibilität in 
unserem Bildungssystem verspricht, für zweckmässig und 
gut 
Ich empfehle Ihnen die Annahme von Artikel 8e. 

Angenommen - Adopte 

Art. 9, 9a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au proiet du Conseil federal 

Jagmetti, Berichterstatter: Artikel 9a betraf die Lehrlingspru­
fung. Durch den neuen Artikel 9 ist er überflüssig geworden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 10, 10a-10e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
AdMrer au projet du Conseil federal 

Jagmetti, Berichterstatter: Zu den Artikeln 10 und 10a bis 10e 
möchte ich mich gesamthaft äussern, weil wir keine Abände­
rungsanträge stellen. Diesen Bestimmungen wird aber kei­
nesfalls geringe Bedeutung zugemessen, im Gegenteil: diese 
Weiterbildungsartikel sind für die Landwirtschaft, für unser Be­
rufsbildungs- und Bildungssystem überhaupt, ausserordent­
lich wichtig. Sie kennen die Bemühungen, in allen Bereichen 
die Weiterbildung zu ermöglichen, weil wir zur Ueberzeugung 
gelangt sind, dass erstens eine schrittweise Zusatzausbildung 
notwendig ist, und weil wir alle wissen, dass wir heute in kei­
nem einzigen Beruf mehr jemanden für 40 oder 45 Jahre Be­
rufstätigkeit ausbilden können, ohne ihm im Laufe seiner Be­
rufstätigkeit neue Informationen, neue Methoden, neue Tech­
niken zu vermitteln. Die Weiterbildung wird zu einem ausseror­
dentlich wichtigen Anliegen in allen Berufszweigen; das gilt 
auch für die Landwirtschaft Wir freuen uns, dass dies in den 
Artikeln 10 und 10a bis 1 Oe, zu denen ich mich damit gesamt­
haft geäussert habe, seinen Niederschlag gefunden hat 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe errichten und unterhalten die 
Träger der Berufsbildung Beratungsdienste. Diese erarbei­
ten .... 
Abs.3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.4 
Der Bund unterstützt oder errichtet und unterhält 
zentralen. Die Beratungszentralen 
Abs.5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 11 
Proposition de la commission 
AI. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 2 

Adhererau 
AI. 4 

Conseil 

Confederation soutient des centres da ou 
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cree elle-meme et en assure le fonctionnement; ceux-ci 
assistent .... 
AI. 5 
Adherer au projet du Conseil f(:lderal 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei der Beratung hat sich eine Di­
vergenz zur bundesrätlichen Vorlage ergeben, und zwar inso­
fern, als die Kommission der Meinung ist, die Beratungstätig­
keit sei nicht einer Kann-Formel, sondern einer Muss-Fonmel 
zu unterstellen. 
Wir sind in der Kommission der Meinung, dass die Beratung 
parallel mit der Ausbildung laufen soli und dass deshalb die 
8erufsbildung und die Beratung zu koppeln seien. 
Das hat zwei Vorzüge: Zum einen bedeutet dies für die in der 
Beratung Tätigen, dass sie laufend auch mit der Berufsbildung 
beschäftigt sind, also mit der jungen Generation in einem sehr 
starken und engen Kontakt stehen; umgekehrt bedeutet es für 
die junge Generation, dass diese Beratung nach wie vor ge­
währleistet ist und dass die Praxis in den Unterricht einfliessen 
kann. 
Persönlich hatte ich einen kleinen Vorbehalt zu dieser Muss­
Formel. Ich fragte mich, ob die Verpflichtung, nebst der Berufs­
bildung auch Beratung zu betreiben, eine Organisation nicht 
überhaupt davon abhalten könnte, Berufsbildung zu betrei­
ben, weil sie erklären könnte: Die Beratung kann ich nicht 
übernehmen, deshalb kann ich mich auch nicht der Berufsbil­
dung widmen. 
Man hat mir in der Kommission überzeugend dargelegt, dass 
diese Gefahr nicht besteht, und so empfiehlt Ihnen die Kom­
mission, in Absatz 2 die freie Tätigkeit zur verpflichtenden Tä­
tig keit zu erklären und gleichzeitig in Abatz 4 die Aufgaben des 
Bundes auch verpflichtend und nicht mit einer Kann-Formel zu 
formulieren. 
Namens der Kommission möchte ich Sie bitten, diesen Anträ­
gen zuzustimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Sur ce point, je vous pro­
pose d'en rester a la formule du Conseil federal qui a rem porte 
un tres grand succes devant la commission, puisqu'elle a fait 
zero voixlll n'est pas necessaire d'esperer pour entreprendre, 
ni de reussir pour perseverer mais je crois quand meme que la 
formule potestative merite d'etre conservee pour I'ensemble 
de cet article. Sans doute, M. le president a-t-il dit - a juste 
titre - qu' iI ne pouvait y avoir de fonmation professionnelle agri­
c61e complete si elle ne se fondait, au moins partiellement, sur 
des centres de vulgarisation, et que par consequent, une for­
mule potestative recele en elle-meme le danger que la Confe­
deration coupe les vivres Ei ces centres et que I'on rende fac­
tuellement difficile, voire impossible, la formation profession­
nelle agricole: Neanmoins tout cela a un caractere tn:,s theo­
rique. 
En revanche, ce qui n'a pas un caractere theorique, Mesda­
mes et Messieurs les deputes, qui etes confrontes aux diffi­
cultes financieres actuelles de la Confederation, c'est notam­
ment le quatrieme alinea de cet article, ou I'on dit dans la ver­
sion actuelle de I'arrete, version que le Conseil federal vous 
propose: «la Confederation peut soutenir des centres de vul-
garisation ou en creer elle-meme», Vous de la formule 
potestative a la formule imperative que la Confe-
deration ne pourra pas mener Ei chef la discussion qu'elle 
conduit actuellement et depuis pas mal de temps deja avec la 
Conference des directeurs cantonaux de I'agriculture. Je me 
rappelle avoir commence cette discussion quand j'etais mo i­
meme conseiller d'Etat et chef de I'agriculture de mon canton. 
C'est dire que cala dure depuis quelque tempsl Je vois mon 
successeur acette honorable fonction, ici present, il y en a 
meme eu un entre-deux. Je pense que I'idee de pouvoir dega-

la responsabilite de la Confederation, financierement 
da ces cantres est un element non negligeable 

semble da la de la Confederation. 
nel:::es,sairerneI1t vers 

mais avec votre formule peut arreter les discussions 
se d'une de CQIOPE3ra·tior 

discussion avec cantons nouvelle orienta-
et une solution financiere aux ,..w,..,hl"""""c da ces centres 
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de vulgarisation qui ne sont pas reellement bien regles pour 
I'instant J'estime que c'est mettre la charrue avant Jes boeufs 
et qu'a cet egard Ja formule potestative, tout particulierement a 
i'alinea 4, est vraiment celle qui laisse au Conseil federalles 
mains libres pour ses negociations avec les cantons et qui lui 
donne une marge de manoeuvre bienvenue pour le traitement 
de la question. 
Seul de mon opinion, Madame Ja Presidente, mais avec cou­
rage et opiniätrete, je vous suggere d'en rester a la formule du 
Conseil federal creant chez les representants cantonaux un 
enthousiasme que je vois fremir a distance. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag des Bundesrates 

Art.11a,12,12a,12b,13,14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

tut. 11a, 12, 12a, 12b, 13, 14 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Einleitung, Bst. a-<l 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 1 Bst. e 
Streichen 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.3 
.... Kosten aus für: 
a'. die Berufsbildungsforschung; 

Abs.4 

19 Stimmen 
1 Stimme 

Der Bund richtet Beiträge von höchstens 37 Prozent .... 
Abs.5 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 15 
Proposition de la commission 
AI. 1 introduction, let. a-d 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 1 let. e 
Bitter 
AI. 2 
Adherer au projet du Conseil federal 
AI. 3 
.... concernant: 
a'. La recherche sur la formation professionnelle; 

AI. 4 
.... 37 pour cent 
AI. 5 
Adherer au du Conseil federal 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir haben hier zwei Aenderungen 
mit einem Ziel vorgenommen: Wir möchten die Berufsbil­
dungsforschung in Artikel 15 Absatz 1 Litera e streichen, wo 
der Beitragssatz auf 50 Prozent festgesetzt ist, und beantra­
gen Ihnen, sie in Absatz 3 aufzunehmen, wo Beiträge bis zu 
100 Prozent ausgerichtet werden können. Das Ganze geht 
also um die Berufsbildungsforschung. Wieviel soll der Bund 
leisten? Sol! er Beiträge von höchstens 50 Prozent oder solche 
bis zu 100 Prozent der Kosten leisten? 

Nationales zu betrachten das dem-
no,.,.,,,,,,,,, auch nicht erster Linie die dezentralisierte Verant­

set Sie soll zwar dezentralisiert 
unter einem Dach werden. 

halb diese Idee der vollen Finanzierung der Berufsbildungsfor. 
schung durch den Bund als eines besonderen Zweiges zur 
Vertiefung der Untersuchungen auf diesem Gebiete. 
Ich habe mich zu Absatz 4 noch nicht geäussert 
Sie haben gesehen, dass wir hiervon 35 auf37 Prozent erhöht 
haben, in der Meinung, dass wir damit eine kleine Geste 
machen. 
Ich möchte Sie bitten, der Kommission zu folgen, 

Angenommen - Adopte 

Art. 15a, 15b-15d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federa! 

Angenommen - Adopte 

Art. 112a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
PropOSition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Jagmetti Berichterstatter: In Artikel 112a ist der Schutz des 
Berufstitels analog zu andern Regelungen in diesen Berei­
chen festgehalten. 
Wir empfehlen Ihnen Zustimmung. 

Angenommen - Adopte 

Zift.1I 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

eh. 11 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Präsidentin: Das Geschäft wird gemäss unserem Beschluss 
zur weiteren Beratung von Artikel Ba bis an die Kommission 
zurückgewiesen. 
Wir stellen aus diesem Grunde die Gesamtabstimmung und 
auch die beantragten Abschreibungen zurück. 

92.416 

Parlamentarische Initiative 
(Kommission für Wirtschaft und Abgaben 
des Ständerates) 
Solidaritätsbeiträge in der Landwirtschaft 
Initiative parlementaire 
(Commission de I'economie et des 
redevances du Conseil des Etats) 
Contributions de solidarite dans 
I'agriculture 

Wortlaut der Initiative vom 27. Mai 1992 
Die der Schweizerischen Firlnpnn"",>n-

schaft, 

nach Einsicht den Bericht der Kommission 
und des Ständerates vom 27 Mai 1992 
und in des Bundesrates vom 
beschliesst: 
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conserver ses chances cl I'agriculture suisse, tout en permet­
tant, dans eertains cas, des modes de production moins renta­
bles que eeux de la moyenne des exploitatlons, II faut distin­
guer clairement les objectifs des articles 31 a et 31 b et mainte­
nir le distinguo. 
Par eonsequent, je vous invite cl. vous determiner en faveur de 
la majorite de la eommission en biffant "alinea 1c, paree que 
le mieux est I'ennemi du bien et que la majorite du Conseil 
national pourrait bien I'avoir oubiie en i'espece. Le moneie 
agricole doit recevo;r un signal de notre part avant le 
6 decembre prochain. Donnons-Ie lui en am3tant des mesu­
res qui permettront a I'agriculture suisse de vivre et pas seu­
lement de vivoter. 

Frau Simmen, Sprecherin der Minderheit: Ich möchte voraus­
schicken, dass für mich zwischen dem Nationalrat und der 
Kommissionsminderheit materiell keine Differenz besteht Die 
Stossrichtung des Minderheitsantrages ist - wie ich bereits 
ausgeführt habe - keine Abschwächung der Bestimmung ge­
mäss Beschluss des Nationalrates, sondern eine Präzisie­
rung. 
Habe ich Sie nun aber richtig verstanden, Herr Bundesrat, 
wenn ich Ihren Ausführungen entnehme, der Bundesrat be­
trachte den Minderheitsantrag als eine Erleichterung und eine 
schon etwas vernünftigere Version der Fassung des National­
rates, indem der Minderheitsantrag als eine tendenzielle 
Schwächung des Artikels 31b Absatz 1c interpretiert wird? 
Wenn das tatsächlich so wäre, hätte man den Antrag der Min­
derheit falsch verstanden. Es geht uns nicht darum, den Be­
schluss des Nationalrates zu mildern, sondern die Meinung 
war, ihn zu präzisieren. 
Wie gesagt, materiell ist es für uns keine Aenderung. Aber ich 
könnte nicht einverstanden sein, wenn damit eine Schwä­
chung dieses zweiten Teiles der Zahlungen nach Artikel 31 b 
beabsichtigt wäre. 

Bundesrat Delamuraz: Ich erachte die Version der Minderheit 
als besser als die Version des Nationalrates, und zwar aus fol­
genden Gründen: 
Permettez-moi I'usage de ma langue, ce qui me permettra 
peut-etre de glisser un deuxieme imparfait du subjonctif ce 
matin. 
Je considere que la proposition du Conseil national prend en 
consideration la somme attribuee par la Confederation au titre 
de I'artiele 31 a et celle utilisee par le Conseil federal au titre de 
I'application de "article 31 b. Le Conseil national affirme que, 
peu ä peu, apres quelques annees, la somme selon 
I'artiele 31 b devra equivaloir cl. peu pres cl. celle selon 
I'article 31 a, alors que votre minorite enonce que ce n'est pas 
qu' avec I' artiele 31 b que I' on peut faire de I' ecologie. 
11 y a d'autres contributions cl. orientation ecologique dans les 
termes memes de votre texte. Elles sont, en quelque sorte, ex­
terieures aux contributions de I'artiele 31 b et i/ faut en faire 
equitablement le total afin que celui-ci arrive grosso modo a 
celui de I'artiele 31a C'est ainsi que doit etre comprise votre 
proposition de minorite. Oe ce point de vue, elle relativise fi­
nancierement I'article du Conseil national puisqu'elle 

compte, dans le total des contributions ecologiques, autre 
chose aussi que I'artiele 31 b tel que le pro pose le Conseil na­
tional. 
De ce point de vue, votre proposition est plus equilibree et plus 
juste. Mais, quant au fond, elle ne va pas du tout dans le sens 
d'un affaiblissement de principe de I'intention du Conseil na­
tional, puisqu'elle consiste ä prendre bel et bien en compte les 
contributions a titre ecologique et que, par consequent, on se 
trouve, avec votre proposition de minorite, quant au principe. 
exactement sur la meme longueur d'ondes que dans la ver­
sion du Conseil national. 
Je pense avoir bien f""rnr,r,,, 

Frau Simmen, Sprecher;n der Minderheit Die Auskunft, die 
Herr Bundesrat Delamuraz jetzt gegeben hat, veranlasst mich, 
den Minderheitsantrag zurückzuziehen: Dies, weil daraus of­
fensichtlich eine Relativierung der Fassung des Nationalrates 
abgeleitet worden ist, wie Herr Bundesrat Delamuraz gesagt 
hat Das war nicht die Meinung des Minderheitsantrages. Be­
absichtigt war eine Klärung und keine Relativierung in dem 
Sinne, dass weniger Mittel für die Erfüllung von Artikel 31 b zur 
Verfügung stehen sollten. 

Präsidentin: Der Antrag der Minderheit I ist zurückgezogen 
worden. 

Abstimmung - Vote 
Fü r den Antrag Beerli 
Für den Antrag der Mehrheit 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.010 

Landwirtschaftsgese~. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 445 hiervor - Voir page 445 ci-devant 

24 Stimmen 
13 Stimmen 

Präsidentin: Wir kommen zum 2. Teil des Landwirtschaftsge­
setzes betreffend die Berufsbildung. Es weilen ausserordent­
lieh viele Nationalrätinnen und Nationalräte hier in unserem 
Saal. Das zeigt, wie aufmerksam unsere Verhandlungen ver­
folgt werden. 
Wir haben die Vorlage am 11. Juni dieses Jahres durchbera­
ten , aber Artikel 8a bis an die Kommission zurückgewiesen. 

Art. Ba bis 
Neuer Antrag der Kommission 
Streichen 
Nouvelle proposition de la commission 
Biffer 

Art. 9 Abs. 2bis (neu) 
Antrag der Kommission 
Wer nur den praktischen Teil der Lehrabschlussprüfung be­
steht, erhält einen kantonalen Ausweis. 

Art. 9 al. 2bis (nouveau) 
Proposition de Ja commission 
Celui qui ne passe que la partie pratique de I'examen de tin 
d'apprentissage reQoit une attestation cantonale. 

Jagmetti, Berichterstatter: Wir sind hier in der Erstberatung, 
und zwar deshalb, weil Sie mit der Arbeit der Kommission in ei­
nem Punkt nicht zufrieden waren. Sie haben uns Hausaufga­
ben gegeben; wir haben sie erledigt 
Es ging um folgendes: Wir hatten Ihnen vorgeschlagen, in der 
landwirtschaftlichen Berutsbildung die Anlehre vorzusehen -
wir hatten uns vom Berufsbildungsgesetz inspirieren lassen 
doch das stiess Ihrem Kreis nicht auf besondere BegeiistE,-

die Sache und sind zur Auf-
dass in der Tat nicht ein 

weg der gesucht werden müsste; das der 
tät in der landwirtschaftlichen Berufsbildung auch nicht ent­
sprochen. Hingegen besteht ein Bedürfnis, jenen Absolventen 
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der landwirtschaftlichen Berufsbildung, die mit dem theoreti­
schen Teil Schwierigkeiten haben, einen Ausweis abzugeben, 
wenn sie den praktischen Teil der LehrabschlusspfÜfung be­
stehen. 
In diesem Sinne schlägt Ihnen die Kommission vor, Artikel 
8a bis, den wir Ihnen beantragt hatten, nicht mehr aufzuneh­
men, sondern dafür in Artikel 9 einen neuen Absatz 2bis einzu­
fügen, der den Ausweis für die bestandene praktische Prüfung 
vorsieht. Damit hätten wir nach Auffassung der Kommission in 
UeberpfÜfung der Sachlage der Realität Rechnung getragen 
und könnten den jungen Leuten, die diesen Weg gehen, einen 
Ausweis zur Verfügung stellen. 
Ich bitte Sie, Artikel 8a bis nun nicht aufzunehmen und dafür 
in Artikel 9 einen Absatz 2bis mit diesem Ausweis für den be­
standenen praktischen Teil der LehrabschlusspfÜfung vor­
zusehen. 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben des parlamentarischen Vorstosses 
gemäss Seite 2 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer I'intervention parlementaire 
selon la page 2 du message 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.049 

Vieh halter im Berggebiet. 
Kostenbeiträge 
Detenteurs de betail 
de la region de montagne. 
Contribution aux frais 

30 Stimmen 
1 Stimme 

Botschaft und Beschlussentwurfvom 13. Mai 1992 (BBIII1817) 
Message et projet d' arrete du 13 mai 1992 (FF 111 797) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Uhlmann, Berichterstatter: Die Landwirtschaft im Hügel- und 
Berggebiet ist aufgrund der natürlichen Produktionsvoraus­
setzungen gegenüber dem Talgebiet in verschiedener Hin­
sicht benachteiligt Zum Ausgleich dieser Standortnachteile 
und erschwerten Produktionsverhältnisse sind besondere 
agrarpoHtische Massnahmen notwendig. Das ist niCht bestrit­
ten und war auch nie bestritten. 

bilden 

Zur Erhaltung der Berglandwirtschaft, der aus gesamtwirt­
schaftlicher Sicht grosse Bedeutung zukommt, sind entspre­
chende Ausgleichszahlungen unerlässlich. Der Bund unter­
nimmt denn auch grosse Anstrengungen, um die finanzielle 
Lage der Bergbauern zu verbessern. Gesamthaft wurden 1991 
im Hügel- und Berggebiet Beiträge von nahezu 1 Milliarde 
Franken für verschiedene Massnahmen ausgerichtet. Dies ist 
im Vergleich seit 1980 mehr als eine Verdoppelung und be­
deutet beispielsweise seit 1989 eine Zunahme von über 
200 Millionen Franken oder 27 Prozent Dazu kommen wei­
tere Beiträge, Investitionsdarlehen und Subventionen von 
etwa 220 Millionen Franken. 
Die Bedeutung der Direktzahlungen für die Berglandwirtschaft 
ist deshalb entsprechend gross. Vor allem die Kosten-, Tierhal­
ter- und Bewirtschaftungsbeiträge haben in den letzten Jahren 
an Bedeutung zugenommen. In den Testbetrieben der For­
schungsanstalt Tänikon - das scheint mir interessant zu sein 
wurde 1990 je nach Betrieb und Zone ein Anteil an Direktzah­
lungen am landwirtschaftlichen Einkommen ermittelt, der zwi­
schen 20 und 50 Prozent betrug, wobei die Kostenbeiträge bis 
25 Prozent ausmachten. 
Die Kostenbeiträge an Vieh halter im Berggebiet stellen inner­
halb dieser Ausgleichszahlungen nach wie vor die bedeutend­
ste Massnahme dar. So wurden im Jahr 1991 an rund 45 000 
Betriebe für über 500 000 Grossvieheinheiten 263 Millionen 
Franken ausbezahlt. 
Zur Weiterführung des Ausgleichs bei erschwerten Produk­
tionsbedingungen zugunsten von Vieh haltern im Berggebiet 
und in der Hügelzone hat das Parlament deshalb mit einem 
einfachen Bundesbeschluss für die Jahre 1993 und 1994 den 
Höchstbetrag derfinanzieflen Mittel zu bewilligen. Den Grund­
sätzen der neuen Agrarpolitik und den internationalen Rah­
menbedingungen entsprechend beabsichtigt der Bundesrat, 
produkte- und faktorbezogene Beiträge in Zukunft eher zu re­
duzieren und die allgemeinen Direktzahlungen auszubauen. 
Das ist der Grund, weshalb unsere Kommission - wie übri­
gens auch der Bundesrat - bei dieser Vorlage keine Erhöhung 
beziehungsweise Teuerungsanpassung vornimmt Wir gehen 
mit dem Bundesrat davon aus, dass diese Einkommensrück­
stände beziehungsweise Teuerung über Artikel31a Landwirt­
schaftsgesetz ausgeglichen werden. 
Die traditionellen Förderungsmassnahmen im Berggebiet, 
wie faktorbezogene Beiträge, Ausmerz- und Exportbeiträge, 
sind an die Viehhaltung gebunden. Sie enthalten - das ist viel­
leicht ein Nachteil- trotz Flächenbindung einen gewissen An­
reiz zur Produktionsausdehnung und zur Intensivierung der 
Bewirtschaftung. Die einzelnen Massnahmen sollen deshalb 
umgestaltet werden, so dass der Produktionsanreiz vermin­
dert wird. Zudem - das scheint mir auch wichtig zu sein - soll 
das Instrumentarium vereinfacht werden. 
Deshalb ist eine gewisse Einkommensverschiebung zugun­
sten einer extensiveren Produktion mit dem Ziel der Reduktion 
des Produktionsanreizes vorgesehen; man kann auch sagen, 
sie sei notwendig. Als Uebergangslösung sieht der Bundesrat 
deshalb vor, die bestehenden produkte- und faktorbezogenen 
Beiträge (mit Ausnahme der Ausmerzbeiträge) im Sinne einer 
Besitzstandwahrung das ist für die Bergbauern auch wich­
tig - vorläufig auf dem heutigen Stand zu belassen. 
Ich wiederhole zuhanden dieser Leute noch einmal: Die not~ 
wendigen Einkommensverbesserungen sollen über die er­
gänzenden Direktzahlungen gemäss Artikel31a Landwirt­
schaftsgesetz gewährt werden. 
Die Ueberführung der Integration der Kostenbeiträge in die 
neuen Direktzahlungen hat der Bundesrat bis spätestens 
nach Ablauf des Zahlungsrahmens 1995/1996 vorgesehen. In 
der Zwischenzeit sollen die allfällig notwendigen Einkom­
mensverbesserungen durch diese Direktzahlungen gewährt 
werden. 
Unsere ",indirnm 

Eintreten wird ohne l:ieaeJ7arnraa beschlossen 
La conseil decide sans d'entrer en mattere 
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Ferner haben Stimmen erhalten-Ont en outre obtenu des voix 
Herr Helmut Hubacher 38 
Verschiedene - Divers 26 

Präsident: Ich gratuliere Ihnen, Frau Gret Haller, zu Ihrer Wahl 
und bitte Sie, den Platz rechts neben mir einzunehmen. Ich 
freue mich auf eine gute Zusammenarbeit (Beifall) 

92.010 

landwi rtschaftsgesetz. 
Aenderung (2. Teil) 
loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 27. Januar 1992 (B811! 1) 
Message et projet de lai du 27 janvier 1992 (FF 111) 

Beschluss des Ständerates vom 22. September 1992 
Oecision du Conseil des Etats du 22 septembre 1992 

Kategorie 111, Art. 68 GRN - Categorie 111, art 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de Ja commission 
Entrer en matiere 

Binder, Berichterstatter: Der Teil Berufsbildung innerhalb des 
landwirtschaftsgesetzes, das es heute zu revidieren gilt, ist 
seit dem 1. Juli 1975 in Kraft Er ist also knapp volljährig. Was 
das Alter des Gesetzes betrifft, würde dies eine Aenderung 
noch nicht rechtfertigen. Tatsache ist aber, dass sich die land­
wirtschaft in dieser Zeit stark gewandelt hat. Parallel zu dieser 
Entwicklung ist auch die landwirtschaftliche Berufsbildung 
verlaufen. So werden bereits heute, ohne dass dies im Gesetz 
verankert wäre, Oekologie und Informatik an den landwirt­
schaftsschulen unterrichtet. Damit wird garantiert, dass die 
jungen leute, die - trotz allen Widerwärtigkeiten, die vielfach 
im verbalen Bereich liegen - den schönen Beruf des Bauern 
ergreifen wollen, auf die Praxis gut vorbereitet werden. 
Man könnte also sagen, wir bringen das Gesetz im wesentli­
chen auf den heutigen Stand der Praxis. Gleichzeitig berück­
sichtigen wir aber auch die Zukunft Die Revision gilt als Kon­
sequenz, als Antwort oder logische Folge der Aenderung des 
landwirtschaftsgesetzes in der Herbstsession. 
Die Berufsbildung wird mit dieser Revision auch durchlässi­
ger. Diesem erziehungspolitischen Anliegen muss vermehrt 
Beachtung geschenkt werden. Dies ermöglicht eher einen 
Richtungswechsel, vor allem ohne massiven Zeitverlust, wenn 
ein junger Mensch im Verlaufe seiner lehre merkt, dass er 
nicht den idealen Bildungsweg eingeschlagen hat; der Wech­
sel von einer Form zur anderen wird erleichtert 
Für Bauern mit Erwerbskombinationen erhöht sich auf diese 
Weise die berufliche Mobilität, indem 8, Teile einer 
landwirtschaftlichen Erstausbildung bei einer weiterführenden 
landwirtschaftlichen Ausbildung angerechnet werden kön­
nen Eine Harmonisierung drängt sich aber auch im Interesse 
der landwirtschaftlichen Speziaiberufe auf. 
Sodann geht es um die Schaffung neuer Ausbildungsgänge. 
Diese dienen im Rahmen der Grundausbildung sowie der an­
schliessenden Weiterbildung der Aufrechterhaltung der Kon­
kurrenzfähigkeit der landwirtschaft und der Abdeckung von 
Anfcrderungen. die durch die wirtschaftliche, techn ische, öko-
Inrn",r'hA und entstanden sind. 

anschliessend an die beiden Praxisjahre oder zusammen mit 
dem zweiten Teil, der an die landwirtschaftliche Schule an­
schliesst, abgelegt werden. 
Zu Diskussionen Anlass gab in der Kommission die Tatsache, 
dass die Ausbildung des landwirts und der landwirtin nicht 
dem gleichen Gesetz unterstellt sind wie die Ausbildung zur 
Bäuerin; während erstere im landwirtschaftsgesetz geregelt 
ist, ist die Ausbildung der Bäuerin, also die bäuerlich-hauswirt­
schaftliche Ausbildung, im Bundesgesetz über die Berufsbil­
dung verankert und damit nicht Gegenstand dieser Gesetzes­
revision. 
In der Kommission fragte man sich auch, warum die landwirt­
schaftliche Berufsausbildung nicht in die Gesetzgebung der 
allgemeinen Berufsbildung oder allenfalls die Ausbildung zur 
Bäuerin nicht ins Landwirtschaftsgesetz integriert werde. 
Beide, Bäuerin und Bauer, bllden zusammen eine Einheit, so 
dass es unverständlich ist, dass die Grundlagen der Ausbil­
dung gesetzlich getrennt behandelt werden, Wir waren der 
Meinung, eine Integration ins Berufsbildungsgesetz hätte hier 
mindestens angestrebt werden sollen. Dies hätte auch zu ei­
ner gewissen Vereinheitlichung geführt Es gilt immerhin zu 
beachten, dass beide zuständigen Bundesämter das Bun­
desamt für landwirtschaft und das Biga - im Volkswirtschafts­
departement zu Hause sind. 
Nachdem uns versichert wurde, eine Eingliederung ins Be­
rufsbildungsgesetz hätte die Gesetzgebungsarbeiten stark 
verzögert, gleichzeitig aber betont wurde, es sei ohne weiteres 
möglich, die landwirtschaftliche Berufsbildung gemäss land­
wirtschaftsgesetz und die übrige Berufsbildung gemäss Be­
rufsbildungsgesetz inhaltlich zu koordinieren, konnte sich die 
Kommission dem Vorgehen anschliessen, wenn auch nicht 
mit allergrösster Begeisterung. Allerdings erwarten wir, dass 
diese Koordination auch konsequent angestrebt wird. 
Im übrigen sehen beide Aemter - Bundesamt für landwirt­
schaft wie auch Biga - keine Notwendigkeit, die landwirt­
schaftliche Berufsbildung ins Berufsbildungsgesetz zu inte­
grieren. Selbst wenn es dazu kommen würde, müsste das 
Bundesamt für landwirtschaft Fachinstanz bleiben. Ein Hin­
dernis zu einem solchen Schritt bildet das ganze landwirt­
schaftliche Beratungswesen. 
Ein weiteres Anliegen war der Kommission das Verhältnis zwi­
schen der Anzahl landwirte und der Anzahl lehrkräfte und Be­
rater. Die Zahl der lehrlinge ist stark rückläufig. Ebenso ist aus 
einer entsprechenden Statistik die Talfahrt der landwirtschaftli­
chen Schulen ersichtlich. Im Kanton Zürich z. B. liegt im Mo­
ment ein Bericht vor, der sich mit der landwirtschaftlichen Aus­
bildung befasst und in der Schlussfolgerung gipfelt, zwei land­
wirtschaftliche SChulen und eine Haushaltungsschule zu 
schliessen. 
In diesem Resultat kommen der Strukturwandel, aber auch die 
Unsicherheit und vielleicht ein wenig Zukunftsangst der in der 
landwirtSChaft Tätigen zum Au.sdruck. Es gilt für uns, eine at­
traktive Berufsbildung anzubieten, damit der Beruf des land­
wirtes bei der jungen Generation weiterhin die Beachtung fin­
det, die er verdient; dies nicht nur im Interesse der landwirt­
schaft, sondern auch der Volkswirtschaft. Denn eine gute Aus­

ist Garant für eine bewusste wirtschaftliche und 

in diesem Sinne beantragt Ihnen die Kommission Eintreten 
auf die Vorlage. Der Gesetzentwurf hat in der Schlussabstim­
mung mit 8 gegen 0 Stimmen bei einigen Enthaltungen Zu­
stimmung erfahren. 

M. Gobet, rapporteur: Gomme f'affirme le message du 
Gonseil federal du 27 janvier 1992, les dispOSitions legales qui 
regissent actuellement la formation professionnelle agricole 
datent du debut des annees !ors, la forma-
tion professionnelle n'a cesse est devenu neces-

le 
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sur la formation professionnelle agricole avec les dispositions 
legales regissant la formation professionnelle en general en 
vue d'ameliorer la transparence. 1I faut encore creer de nouvel­
les filieres au niveau de la formation de base et du perfection­
nement Par ailleurs, le systeme de formation devant permet­
tre de transmettre les connaissances professionnelles fonda­
mentales a la generation future, I1 convient d' amenager un sys­
teme qui soit oriente vers I'avenir. 
Le preiet de loi qui nous est soumis repond a ces divers crite­
res. Dans la definition des buts auxQuels doit viser la formation 
professionnelle, il lnclut la nation (fecolog/e, si chere a nos 
paysans respectueux de la nature qui les falt vivre et, notam­
ment, la necessite de transmettre les connaissances utiles a 
maitriser les donnees techniques et economiques de la pro­
fession. 
La repartition des täches entre la Confederation et les cantons 
y est clalrement definie, de meme que les organes responsa­
bles de la formation professionnelle et leurs competences ge­
nerales. La nature des etablissements appeles a dispenser la 
formation aux divers niveaux: formation de base, continue ou 
technique super/eure et leufs missions respectives y sont defi­
nies avec la precision souhaitee, de mame que les exigences 
pose es pour acceder aux diverses fiiieres de formation. 
Les dispositions relatives a la formation et au perfectionne­
ment des enseignants et des vulgarisateurs nous paraissent 
de nature a permettre de dispenser une formation adaptee aux 
evolutions previsibles Gomme cl. celles qui te sont moins. Les 
regtes retenues dans te proiet en matiere de financement de la 
formation et du perfectionnement professionnel dans toutes 
leurs substances nous ont paru cOherentes, aussi bien dans 
leurs orientations que dans leurs proportions. 
Avec ces quelques remarques objectives, la commission pra­
pose au Conseil national d'entrer en maMre et d'approuver ce 
prejet de loi. Nous nous reservons toutefois la possibilite de 
proposer quelques modifications afin de nous rallier, tantöt au 
Conseil federal, tantöt au Conseil des Etats. Nous y revien­
drans lors de la discussion de detail. 

Präsident: Es folgen die Fraktionssprecher. Die liberale Frak­
tion und die LdU/EVP-Fraktion erklären Zustimmung und Ein­
treten. 

Steffen: Die Fraktion der Schweizer Demokraten und der 
Lega dei Ticinesi ist bereit, diese Totalrevision zu akzeptieren. 
Sie istfür Eintreten. 
Schon die gesetzlichen Vorschriften, welche 1975 eingeführt 
worden sind, haben zur Verbesserung des landwirtschaftli­
chen Bildungswesens beigetragen. Allerdings hatte dies so­
wohl positive als auch negative Auswirkungen. Positiv sind si­
cher die Akzeptanz und das Vertrauen eines grossen Teils der 
bäuerlichen Bevölkerung in ihre Bildungsinstitutionen, was 
sich auch bei der Aus- und Weiterbildung zeigt Besser ausge­
bildete Landwirte haben gelernt, ihre Produktion zu rationali­
sieren, zu mechanisieren und sich laufend an neue Verhält­
nisse anzupassen. 
Da der Paritätslohn für die KA<:t1lYln1l 

ktj,;n':nrAi~,p niemals einem 
Gewerbes entsprechen kann, sondern eher auf der Höhe ei­
nes besseren Hilfsarbeiterlohns berechnet wird, kann sich der 
Landwirt nur durch Intensivlandwirtschaft einen Einkommens­
zuwachs verschaffen, neuerdings vielleicht durch Brachle­
gung einzelner Anbaugebiete. 
Damit kommen wir zu den negativen Auswirkungen einer ver­
besserten Berufs- und Weiterbildung der Landwirte. Sie sind in 
der Botschaft (S. 104) ebenfalls erwähnt: «Rationaiisierungen 
und Produktivitätssteigerungen führten indessen zu den be-

mit der dass "nOnnAn_ 

Gebieten 

"''''l,nY''''' werden kann. 
dereinst ihre Schat~ 

a"f"M,~i7':lri<'r'ha Bauernschaft werfen. müssten 
bestausgebildete Praktiker sein, 

wollten sie im europäischen und weltweiten Agrarkrieg über­
leben. 
Es ist begrüssenswert, dass bei der Formulierung der allge­
meinen Grundsätze für die landwirtschaftliche Berufsbildung 
Rücksicht auf die zunehmende Bedeutung der Oekologie 
und damit des Umweltschutzes in der LandwirtsChaft genom­
men wird. Diese Rücksichtnahme unter dem Begriff Oekolo­
gie gegenüber natürlichen Gegebenheiten und Kreisläufen in 
der Schöpfung erlaubt es wohl auch, auf die Vermittlung von 
"Idealen» als Erfordernis der landwirtschaftlichen Berufsbii­
dung zu verzichten, wie sie vom Ständerat in Artikel 5 Ab­
satz 1 BUChstabe a eingefügt wurde. Ideale hat man, oder 
man hat sie nicht Mit anderen Worten ausgedrückt: Ein 
Landwirtschaftslehrer, der keine Ideale kennt, wird auch 
keine Ideale vermitteln können allgemeine Bildungsgrund­
sätze hin oder her. 
Es ist begrüssenswert, dass der Bund nicht nur die landwirt­
schaftliche Berufsbildung fördert, sondern sowohl Mindestan­
forderungen für die verschiedenen Ausbildungsgänge festlegt 
als auch für die Koordination des UnterriChts und der Betriebs­
beratung unter den Trägerschaften sorgt, wobei Departement 
und Bundesamt die Finanzhilfen und Abgeltungen für Lehr­
kräfte und Berater aufgrund der Bedürfnisse an Höchstzahlen 
binden können. Damit dürfte einem Wildwuchs begegnet wer­
den, der auch in der Kommission befürchtet wurde. 
Man hört auch immer wieder Stimmen, die erklären, dass im 
landwirtschaftlichen Bildungswesen zuviel des Guten getan 
werde, und zwar mit einem zu grassen administrativen Auf­
wand. 
Eine Steuerungsmöglichkeit über Finanzhilfen des Bundes ist 
demnach zu begrüssen. Es scheint uns auch richtig, dass un­
sere Kommission in Artikel 11 die Träger der Berufsbildung 
nicht zur Errichtung und Führung von Beratungsdiensten ver­
pflichten will - wie dies der Ständerat vorsieht -, sondern bei 
der bundesrätlichen Kann-Formel bleibt 
Was die Beitragssätze (Art 15 Abs. 4) betrifft, ist die Fraktion 
der Schweizer Demokraten und der Lega dei Ticinesi mit der 
Mehrheit unserer Kommission der Auffassung, dass die vom 
Bundesrat vorgeschlagenen 35 Prozent nicht auf 37 Prozent 
aufzustocken sind. 
Abschliessend noch einige allgemeine Bemerkungen. Die An­
passung unserer Bildungsgänge an die europäischen Stan­
dards hat nur dann einen Sinn, wenn diese Anpassung nicht 
zu einer Harmonisierung auf tieferem Niveau führt Nachdem 
es mit der letzten Anpassung der landwirtschaftlichen Berufs­
bildung im Jahre 1975 gelungen ist, die frühere Kopflastigkeit 
zugunsten einer praxisbezogenen Ausbildung zu verbessern, 
sollte die vorliegende Revision nicht dazu führen, dass über 
den Weg von Berufsmittelschule, Berufsmaturität, Ingenieur­
und Technikerschule jene intelligenten Bauernsöhne zur Wei­
terausbildung verführt werden, die so dringend in der bäuerli­
chen Praxis gebraucht werden. 
Die Fraktion der Schweizer Demokraten/Lega dei Ticinesi 
empfiehlt Ihnen Eintreten auf diese Vorlage. 

M. Perey: Tous les chapitres de cette loi concernant la forma-
tion professionnelle datent de ans. 11 est donc necessaire 
d'adapter ces aux actuelles. La formation 
professionnelle doit tenir de cette evolution et s' adap-
ter aux nouvelles conditions techniques, economiques et 
aussi ecologiques. 
Les points forts de la revision proposee vont doncvers trois ten­
dances. Premierement, orienter la formation professionnelle 
vers les besoins nouveaux de cette agriculture, notammentvers 
une agricu lture plus douce. Deuxiemement, creer de nouvelles 
voies de formation dans le cadre de la formation de base et du 
perfectionnement par I' ouverture d'ecoles professionnellessu­

"f..""",'auA. Troisiemement. harmoniser les 
formation ofclfel3Si()nrlelle ::"nnrnll", 

orofessionnelle de nos paysans et son :1n"n,':1lTlnn 

autres formations "'Ff,to'"""rmnallo" 

Venons-en maintenant aux modifications orC)P()SE,eS par notre 
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commission du Conseil national. A I'artiele 5 alinea 1 lettre a 
les ideaux que le Conseil des Etats a cru devoir instaurer n'ont 
plus leur place dans I'agriculture actuelle. A I'art/c!e 6, la no­
tion de besoin proposee nous para!t tout cl falt justifiee. A 
"artic!e 11, Ja formule potestative. prevue initialement par !e 
Conseil federal et reprise par notre commission, nous semble 
etre la bonne. Seul !'artic!e 15 alinea 4, concernant le taux de 
subventionnement maximum, a suscite une discusslon appro­
fondie dans notre graupe. Nous y reviendrons lors de la dis­
cussion de detail. 
En conclusion, ie groupe radical, cl I'unanimite, votera I'entree 
en mat/ere et, avec une seule reserve cl I'art/ele 15 alinea 4, vo­
tera egalement dans son ensemble les propositions de la ma­
jorite. 

Fischer-Sursee: Die CVP-Fraktion begrüsst die vorgelegte To­
talrevision der Berufsbildung im Landwirtschaftsgesetz. 
Grundsätzlich hätte sie die Integration ins Berufsbildungsge­
setz bevorzugt, besonders auch im Hinblick auf die Ingenieure 
HTL Wir können uns aber auch mit der vorgeschlagenen Lö­
sung anfreunden. Der Gesetzentwurf ist im Bereiche der Bil­
dung und Beratung eine gute Antwort auf die neuen Heraus­
forderungen, mit denen die Landwirtschaft konfrontiert ist Ich 
denke dabei an die Ueberschussproblematik, an die ökologi­
schen Ansprüche und Auflagen, die an Bedeutung gewinnen, 
an neue, alternative Produktionszweige und die Nischenpoli­
tik sowie an die internationale Konkurrenz. Nur eine gute Aus­
bildung und eine effiziente Beratung, die den jeweiligen Anfor­
derungen entspricht, erlauben den Bauern, mit diesen neuen 
Herausforderungen Schritt zu halten. 
Das Gesetz ist charakterisiert durch ein vernünftiges Mass der 
Regelungsdichte. Es werden nicht alle Details reglementiert, 
man hat Mass gehalten. Dadurch ist das Gesetz flexibel, und 
es gestattet, die Berufsbildung jeweils den veränderten Ver­
hältnissen und den neuen Erkenntnissen rasch anzupassen. 
Dabei ist es wichtig, dass nicht auf eingefahrenen Geleisen 
verharrt wird. Dem ständigen Wechsel und der Weiterentwick­
lung der Landwirtschaft muss die Berufsbildung Rechnung 
tragen und entsprechend zukunftsgerichtet sein. 
Ein Problem ist die Schülerzahl in den Landwirtschaftsschu­
len, die aufgrund des Strukturwechsels in der Landwirtschaft 
ständig abnimmt Diesem Umstand muss vermehrt Beach­
tung geschenkt werden. Die Zahl der Schulen ist - auch aus fi­
nanziellen Gründen -der Schülerzahl anzupassen. Wir dürfen 
nicht aus nostalgiSChen Gründen Schulen weiterbetreiben, für 
die kein echtes Bedürfnis mehr besteht. Das ist primär eine 
kantonale Angelegenheit. Der Bund hat aber bei den Subven­
tionen darauf hinzuwirken, dass Mass gehalten wird. 
Das gleiche gilt für die Zahl der Berater. Auch hier besteht eine 
gewisse Gefahr des Ausuferns. Wir stimmen daher der neuen 
Litera c von Artikel 6 Absatz 3 zu, die dem Bund die entspre­
chenden Kompetenzen für die Festlegung von Höchstzahlen 
für Lehrkräfte und Berater einräumt. 
In Artikel 11 folgen wir der Kommission und dem Bundesrat, 
die dern Bund blass die Möglichkeit zur Unterstützung und Er­
richtung von Beratungszentralen geben, ihn dazu aber nicht 
verpflichten, wie das der Ständerat wollte. Wir finden es falsch, 

allem der 
aufzubürden, die bis 
genommen haben. 

Präsident: Die Fraktion der Auto-Partei lässt mitteilen, dass 
sie für Eintreten stimmt und auf das Wort verzichtet 

Baumann: Die Ziele der Revision der Berufsbildung ökologi­
sche Bedürfnisse in der Ausbildung besser berücksichtigen, 
die verbessern und neue Ausbildungsgänge 

sind auch in unserer Fraktion unbestritten. Ge-
kann mit 

Erfordernissen zu entsprechen.» Man beachte die Reihen­
folge: Die Oekologie kommt am Schluss. Eigentlich handelt es 
sich hier um Selbstverständlichkeiten, die seit zehn oder 
zwanzig Jahren entsprechend praktiziert werden sollten. Ob 
der Oekoiogie in der Ausbildung der Landwirtinnen und land­
wirte das notwendige Gewicht gegeben wird, hängt meines 
Erachtens nach wie vor vom guten Willen der Lehrkräfte ab, 
vom Willen der Landwirtschaftsschulen und allenfalls vom Wil­
len der Kantone. Der Bund hat es verpasst, konkrete Auflagen 
zu machen. 
Auch die Durchlässigkeit wird durch die neue Vorlage kaum 
stark verbessert, wenn man nicht den Mut hat, die gesamte 
landwirtschaftliche Ausbildung dem Berufsbiidungsgesetz zu 
unterstellen. Sie haben den Berichterstatter gehört; wir haben 
in der Kommission darüber diskutiert 
Es muss festgestellt werden. dass heute bereits rund die Hälfte 
der Bäuerinnen und Bauern einem Zu- oder Nebenerwerb 
nachgehen. Das bedingt, dass die Ausbildungsgänge sehr 
durchlässig sind und in Zukunft noch viel durchlässiger wer­
den. Die Vorlage ist meines Erachtens kompliziert, weil die Aus­
bildung zur Bäuerin dem Biga unterstellt bleibt, während die 
Ausbildung des Landwirtes oder allenfalls der Landwirtin nach 
wie vor dem BundesamtfürLandwirtschaftobliegt. In vielen Fäl­
len kreuzen dann bei den landwirtschaftlichen Schufen zwei I n­
spektoren oder Inspektorinnen auf, eine oder einer vom Biga 
und eine oder einer vom Bundesamt für Landwirtschaft; beide 
stehen unter der Oberaufsicht von Bundesrat Delamuraz. 
Viele Probleme werden nicht angesprochen und bleiben offen 
und ungelöst Es gibt entsprechende Probleme in der land­
wirtschaftlichen Ausbildung. Ich erwähne nur deren vier: 
1. Die Beraterdichte. Es ist unklar, wo die Kompetenzen für die 
Anstellung von Beratern liegen. Sind die Kantone allein zu­
ständig? Wir haben festgestellt, dass in einzelnen Kantonen 
bereits pro 30 Landwirtschaftsbetriebe ein Berater oder Land­
wirtschaftsbeamter «funktioniert». Dieses Verhältnis ver­
schiebt sich offenbar immer mehr Richtung weniger Betriebe. 
2. Ungelöst ist ferner die Frage der SVBL (Schweizerische Ver­
einigung zur Förderung der Betriebsberatung in der Landwirt­
schaft), die bekanntlich in der Schweiz zwei ZentralstelIen, 
eine in Lindau und eine in Lausanne, mit sage und schreibe 
rund 100 Beschäftigten führt Niemand weiss genau, welche 
Aufgaben diese ZentralstelIen eigentlich haben. Sollen sie die 
kantonalen Berater weiterbilden? Dazu sind sie in der Regel zu 
weit von der Praxis entfernt Oder sollen sie selber direkt Bera­
tungsaufgaben übernehmen? Auch das wäre ungerecht, weil 
dann die betreffenden Standortkantone im Vorteil wären. 
Auch im Zusammenhang mit der allfälligen Schliessung der 
Forschungsanstalt in Liebefeld-Bern wäre es angezeigt, dass 
die Stellung dieser Beratungszentralen miteinbezogen würde. 
3. Das Schweizerische Landwirtschaftliche Technikum, die In­
genieurschule HTL: Eigentlich würde man meinen, dass sie zu 
einer Fachhochschule umfunktioniert werden sollte. Das be­
dingt meines Wissens allerdings, dass ein landwirtschaftlicher 
Versuchsbetrieb dazugehört. Offenbar ist man noch nicht so 
weit, diesen Schritt zu vollziehen. 
4. Die Schülerzahlen wurden in den letzten Jahren halbiert. 
Trotzdem haben die Beraterdichte und die Dichte 
kräfte usw. offenbar nicht ",h,n"",nrT"1',pn 

Die grüne Fraktion ist für Eintreten, allerdings ohne Begeiste­
rung, weil wir der Meinung sind, dass die wirklichen Probleme 
kaum gelöst werden. 

Schwab: Die SVP-Fraktion ist für Eintreten; falls die Vorlage in 
der Detallberatung noch in vernünftigem Ausmass Verbesse­
rungen erfährt. wird sie der Aenderung dieses Gesetzes in der 
Schlussabstimmung auch zustimmen. 
Nach wie vor geniesst das landwirtschaftliche 

mC1S\li/eS;en einen honen Stellenwert Nur 
Probleme 

funktionierenden 
Wort rede, so heisst das natürlich nicht einen noch 
Beratungsapparat aufbauen, sondern d. h. einen 
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sten Erkenntnissen angepassten Beratungsdienst einrichten. 
Der einzelne Berater, der Lehrer oder auch der Forscher im 
weitesten Sinne haben sich den neuen Erkenntnissen über 
eine gesamtheitiiche Betrachtungsweise von Oekologie und 
Oekonomie anzupassen. Das heisst im Klartext, dass immer 
weniger Bauern nicht immer mehr Berater und Lehrer brau­
chen; das Gegenteil muss der Fall sein. 
Die Zahl der Lehrlinge erfährt eine drastische Abnahme, wir 
haben es gehört Dies wird einen gewaltigen Rückgang von 
Schülern an den Schulen zur Folge haben. 
Nun brauchte es aber eine Stelle, die dieser Entwicklung die 
nötige Aufmerksamkeit schenkt, sie überwacht und bei Fehl­
entwicklungen in den Kantonen ~ ohne diese in ihrer Souverä­
nität einzuschränken ~ Gegensteuer gibt Der Bund muss sich 
dieser Frage mehr annehmen als bisher. Diese Steuerung 
geht nur übers Portemonnaie, das wissen wir. Die SVP-Frak­
tion begrusst deshalb den neuen Artikel 6 Absatz 3 Buchsta­
be c. Wir haben dem Bund die gesetzliche Grundlage zu ge­
ben, damit er im Sinne meiner Feststellungen aktiv werden 
kann. 
Noch einige Bemerkungen zu den Aenderungen: Bei Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe a ist die SVP-Fraktion mit der Kommis­
sion der Meinung, es sei der bundesrätlichen Fassung zuzu­
stimmen, und bei Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c unterstützt 
sie ebenfalls den Antrag der Kommission. Bei Artikel 11 Absät­
ze 2 und 4 kann sich eine knappe Mehrheit für die bundesrätli­
che Fassung erwärmen, und bei Artikel 15 Absatz 4 unter­
stützt die Fraktion mehrheitlich die Lösung gemäss Ständerat, 
um auch im Sinne einer Koordinierung die Subventionssätze 
zu vereinheitlichen. 
Noch eine Bemerkung zu den Feststellungen meines Vorred­
ners Ruedi Baumann: Mir scheint, dass Artikel 5 ausreicht Er 
enthält eigentlich den nötigen Rahmen, um dem Anliegen der 
Oekologle auch Rechnung zu tragen. Buchstabe a von Ab­
satz 1 des Artikels 5 ist ja offen formuliert Er Ist zeitlos. Es 
heisst, dass die Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln 
sind, die zur Ausübung eines landwirtschaftlichen Berufes er­
forderlich sind. Insbesondere weil In Artikel 5 Absatz 1 Buch­
stabe b die Oekologie dann noch eigens erwähnt ist, scheint 
mir, dass der Rahmen dieses Gesetzesartikels auch für die Zu­
kunft ausreicht 
Ich bitte Sie im Namen der SVP-Fraktion, diesem Gesetzent­
wurf zuzustimmen. 

Strahm Rudolf: Im Namen der SP-Fraktion kann ich mitteilen, 
dass wir Eintreten unterstützen, allerdings ohne Begeisterung. 
Die landwirtschaftliche Berufsbildung ist ein typisches Bei­
spiel von Wildwuchs und Subventionswirrwarr. Es wird nicht 
nur die Ausbildung finanziert, sondern auch Beratungstätig­
keiten, die Landjugend, eigentlich eine politische Organisa­
tion, die Imker usw. sollen unterstützt werden. Ein Kollege 
wollte sogar die ehemaligen Vereine der Landwirtschaftsschu­
len subventionieren lassen. 
Wir glauben, es bestehen viele Mehrspurigkeiten in diesem 
Bereich. Das Bundesamtfür Landwirtschaft, das eigentlich die 
Oberaufsicht über das BIldungswesen hat, hatte bis jetzt nicht 
die Kraft, eine Straffung herbeizuführen. 

möchte-auch Namen meiner >-r-,if1o,,,,n 

der Verminderung der Zahl der landwirtschaftlichen 
stellen. Es ist schon gesagt worden: Die Zahl der Lehrlinge ist 
fast auf die Hälfte gesunken, und niemand spricht von der Ver­
minderung der Zahl der SChulen. Wir haben zum Beispiel im 
Kanton Bern sieben landwirtschaftliche Schulen, und wir ha­
ben nur noch halb so viele Lehrlinge wie vor fünf oder sieben 
Jahren - niemand spricht von einer Verminderung der Zahl der 
Schulen. Wir möchten den Bundesratfragen, wie er die Anpas­

an diese Kapazitätsverminderung zu bewerkstelligen ge-

reich für alle Berufsbildungsarten zuständig sein könnte. Es 
braucht zumindest eine Koordination. Wir finden den Antrag 
Allenspach gerechtfertigt 
Zum Inhalt der Ausbildung ist von Vorrednern schon gespro­
chen worden. Wir unterstützen eine Umorientierung auch 
der materielien Gesichtspunkte in der landwirtsChaftliChen 
Berufsausbildung. Es braucht mehr Kenntnisse im Bereich 
des naturnahen Bauerns, der Oekologie. Bio-Landbau und 
biologische Produktionsformen sollten nicht nur für eine 
Randgruppe Ausbildungsthema sein, sondern sie gehören 
zum Pflichtenheft jedes Bauern. Wer weiss, ob ein junger 
Bauer im Laufe seines Berufslebens auch noch zur Umstel­
lung gezwungen sein wird oder umstellen möchte? Deshalb 
muss dieser Punkt noch mehr Gewicht erhalten. 
Die Oekologie in der Landwirtschaft ist nicht nur ein skurriles 
Thema von einigen Aussenseitern das war sie einmal. Heute 
ist die ökologische AUSbildung ein wichtiges Instrument der 
Mengensteuerung. Oekologisierung heisst ja auch Extensivie­
rung, und Extensivierung heisst weniger Ueberschüsse. Das 
muss das Hauptziel der Landwirtschaftspolitik der nächsten 
Jahre sein: die Verminderung der Ueberschüsse, die einfaCh 
nicht mehr zu bezahlen sind. 
Mit diesen paar Bemerkungen kann ich Ihnen namens der 
SP-Fraktion Eintreten empfehlen. 

Binder, Berichterstatter: Nur zwei, drei Worte. Herr Baumann 
hat gesagt: Die Schülerzahlen sinken, die Berater sind immer 
noch hier. Sinkende Schülerzahlen heisst noch nicht sinkende 
Betriebszahlen. Die Betriebe sind noch vorhanden. Es gibt le­
diglich weniger SChüler. Daher kann man nicht parallel dazu in 
gleichem Mass die Beraterzahlen senken. Wir beantragen 
aber eine Bestimmung im Gesetz (Art 6Abs. 3 Bst cl, die dar­
auf hinwirken soll. 
Das gleiche gilt auch für die Schulen. Ich habe Ihnen gesagt: 
Im Kanton Zürich befasst man sich mit diesem Problem. Es 
werden höchstwahrscheinlich zwei landwirtschaftliche Schu­
len und eine hauswirtschaftliche Schule geschlossen. Aber 
auch hier ist zu vermerken, dass die Schülerzahlen erst seit 
etwa zwei Jahren sinken und es durchaus möglich ist, dass 
sich dieser Trend zum Teil wieder wendet, wenn die Unsicher­
heit in der Landwirtschaft behoben ist 
Etwas anderes ist die Oekologie. Ich habe Ihnen gesagt, dass 
Oekologie heute schon in den Schulen unterrichtet werde. Sie 
wird heute schon, vor allem auch in Weiterbildungskursen, die 
sehr gut besucht sind, vermittelt Die heutigen modernen Bau­
ern sind bemüht, sich auch im Rahmen der Oekologie weiter­
zubilden. 

M. GObet, rapporteur: Je constate avec plaisir que I' ensemble 
des groupes se rallie cl la proposition d'entree en matiere. Je 
precise simplement, a I'intention des Romands, que si cer­
tains rapporteurs ontfait allusion aux orientations nouvelles de 
I'agriculture, je crois que la loi est suffisamment claire et 
qu' elle laisse assez de portes ouvertes pour permettre a la for­
maUon professionnelle de s'adapter aux orientations nouvel­
les, aussi bien celles qU'on conna!t deja que celles qui pour­
ralent encore venir. 

"yr"""",ma du nombre a attribuer a un 
nrrW'r'(!IT!nr"" so nt par commission 

pour aller dans le sens d'une meiileure ma.1trise de ce do­
maine. 
Le probleme du nombre des ecoles d'agriculture est essentiel­
lement cantonal. Je vois mal, dans la conjoncture difficile dans 
laquelle nous vivons, des cantons maintenir des ecales qui ne 
seraient pas necessaires, alors que les effectifs d'eleves dimi­
nueraient fortement 
Je vous remercie de bien vouloir entrer en matiere. 
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Je sera; bref dans ce debat d'entree en matiere qui ne paraTt 
pas cn3er des oppositions irreductibles. Je pourrai intervenir 
lorsque. artiele par artiele, nous examinerans un certain nom­
bre de pro positions de minorites ou un certain nombre de pra­
positions nouvelles. 
Je veux simplement par trais remarques attirer I'attention de 
votre honorable assemblee, ou de ce qu'ii en reste, sur la si­
gnification de cette deuxieme partie de la revision de Ja loi sur 
I'agriculture et en particuljer de la formation professionneile 
agricole. J'observe tout d'abord que la derniere revision date 
de 1973. En vingt ans tous les secteurs economiques ont evo­
lue. La seience qui doit etre apportee aux jeunes generations 
n'est plus la meme qu'il y a vingt ans. Ce serait une erreur de 
croire que les choses bougent dans les autres secteurs econo­
miques, mais qu'elles sont definitivement stables dans le sec­
teur agricole. 
Au contraire, celui-ci a monrre, ces dernieres annees en parti­
culier, sa tres grande aptitude a maltriser les evolutions techni­
ques qui so nt intervenues et i/ est indispensable qu'en notre 
qualite de coresponsables avec la profession de I'enseigne­
ment agricole, nous, c' est-a-dire Confederation et cantans, sa­
chions faire evoluer I'instrument de base decette formation 
agricole les dispositions legales - afin de les adapter acette 
formidable mutation intervenue en vingt ans. 
Les points forts que vous propose cette modification sont pre­
eisement I'orientation de la formation professionnelle en fonc­
tion des besoins et des developpements nouveaux qui sont 
intervenus - je pense notamment a la prise en campte de la di­
mension ecologique de la mission de I'agriculture. 
Le second point fort, c' est la creation de nouvelles voies de for­
mation dans le cadre de la formation de base, mais aussi dans 
celui du perfectionnement, notamment par I'ouverture d'eco­
les professionnelles superieures et de cours speeiaux pour les 
agriculteurs et par I'institution d'examens professionnels si­
tues a un niveau intermediaire entre I'examen traditionnel de 
fin d'apprentissage, que I'on connalt depuis toujours, et I'exa­
men de maltrise que I'on connalt egalement depuis Jong­
temps. 
Enfin, troisieme point fort, iI s'agit de parvenir Ei une harmoni­
sation des prescriptions sur la formation professionnelle agri­
cole avec les prescriptions de la loi federale sm Ja formation 
professionnelle tout court, celle des autres metiers et des au­
tres secteurs ecanomiques afin d'ameliorer Ja encore le libre 
passage. 
On vise ainsi a pramouvoir la mobilite professionnelle, notam­
me nt celle des agriculteurs de demain qui exploitent leur do­
maine a temps partiel, afin qu'ils puissent se former egalement 
sans trop d'obstacles a d'autres disciplines et, de surcro1t, 
grace a la reconnaissance des cyeles de formation supe­
rieure, tant en Suisse qu'a I'etranger, acquerir cette mobilite 
qui est indispensable paur I'avenir. Sur ce point, comme I'ont 
releve plusieurs porte-parole de groupe, faut-i! po ur autant 
fondre la formation professionnelle agricole dans la formation 
professionnelle generale? En d' autres termes. du point de vue 
administratif de la Gonfooeration, faut-i! contier dorenavant a 
l'Ofiamt cette formation plutat que de la laisser en mains de 
l'Office federal de I'agriculture? La reponse du Conseil federal 
es! de Ja laisser en mains de mais evidemment de 
coordonner encore davantage deux filieres de formation. 
Geiles-ci se trouvent dans un seul et unique departement fooe­
ral et on peut au mo ins attendre qu'a I'echelon du departe­
ment la coordination joue entre deux offices federaux. Cette 
coordination jouera davantage encore par la suite, mais nous 
pensons que la meilleure solution serait de laisser Ja formation 
professionnelle agricole en mains des agriculteurs, c'est-a­
dire en mains de l'Ofag, tout en respectant les orincipes gene­
raux de la formation professionnelle dans son ensemble. Cette 
solution a en effet pour elle la une reaction 

evolutions intervenues dans dans les nouvel-

directement 
LaisSüns dünc une 

falt ses preuves a reussi s'exercer avec ceux qui 
en cünnaissent le mleux tenants et les aboutissants. c'est 

la cause que plaide le Conseil federal dans un domalne ou I'on 
pouvait imaginer d'autres solutions au nom de la rationalisa­
bon, au nom de I'integration bien connue. 
J'ajoute que les transformations structurelles que I'agriculture 
connalt - qu'effe a toujours connues et qu'elle connaitra da­
vantage encore sous I'empire de I'application du 7e rapport 
dont vous avez pris connaissance I'ete dernier signifient 
sans doute une diminution a terme du nombre des personnes 
actives de notfe pays qui s'adonnent, au molns a plein temps, 
Ei I'agriculture. Le signe de cette evolution, nous I'enregistrons 
dans la diminution du nombre des eleves de I'enseignement 
agricole. Oe grace, cette transformation quantitative possible 
et meme souhaitable ne doit a aucun prix s'accompagner de 
concessions qualitatives: moins iI y aura de gens consacres a 
I'agriculture dans notre pays, mieux devront-ils etre prepares a 
leur profession, plus professionnels devrant-ils etre, mieux 
qualifies devront-ils etre egalement C'est dire que c'est juste­
ment dans des periodes de mutations et I'agriculture en a 
toujours connues qu'il faut porter attention et grande vertu Ei 
la formation professionnelle. 
C'est la raison pour laquef/e, si pour parer au plus presse il fal­
lait sans doute mettre tout de suite en place les articles d' appli­
cation de la 101 sur I'agriculture du 7e rapport - je parle de 
I'artiele 31 a et de I'artiele 31 b - il aurait ete facheux de laisser 
dans I'ombre et en retard I'evolution de la legislation sur la for­
mation professionnelle agricole. Nous devons y consacrer - je 
n'hesite pas a Je dire- davantage d'interet, davantage de force 
encore que par le passe. C'est toute la philosophie qui est a la 
base de ce projet 
Je me rejouis avec les rapporteurs du fait que I'on ait prls en 
campte cela et que I'entree en maMre dans ce domaine im­
portant ne soit pas combattue. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d' entrer en mauere 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung, erster Titel 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, eh. I introduetion, titre premier 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 5 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

a Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 5 
Proposition de la commission 
AI. 1 

a Adherer au projet du Conseil federal 

AI.2,3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

dies 
ausreichendem Mass. 
Wir anerkennen durchaus die kulturellen ideellen Werte, 
die die Bauernschaft im ländlichen Raum hoch hält Diese wer­
den im 7. Landwirtschaftsbericht auch gewürdigt Die Ideale, 
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die ein junger Mensch tatsächlich haben muss, wenn er sich 
dafür entscheidet, Bauer zu werden, im Gesetz festzuschrei­
ben, mit dem Auftrag an die Lehrkräfte, sie zu vermitteln, geht 
aber zu weit 
Die Ideale, deren Wert wir nicht bestreiten, müssen in den all­
gemeinen Unterricht einbezogen werden. In einer Zeit, in der 
gewisse Arbeitnehmer mit dem Aufstand drohen, falls der 
Teuerungsausgleich nicht voll ausgerichtet werden sollte, ei­
nem anderem Berufsstand Ideale vermitteln zu wollen, um 
überleben zu können, ist mehr als fraglich. 
ich bitte Sie im Namen der Kommission, dem Bundesrat zu 
folgen. 

M. Gobet, rapporteur: A I'article 5 alinea premier lettre a, le 
Conseil des Etats pro pose d'ajouter au texte de la loi du 
Conseil federal «transmettre les ideaux». La commission, par 
10 voix contre 3, vous propose de ne pas retenir cette nation, 
car, dans ce domaine, on peut se demander si les eleves n'au­
ralent parfois pas davantage Ei apporter que les enseignants. 
Cette notion nous paraissant inutile, nous vous proposons 
donc de rejeter la proposition du Conseil des Etats et de vous 
rallier a celle du Conseil federaL 

M. Oelamuraz, conseiller f{~deral: Je m'associe bien sur a la 
commission qui prapose de suivre le Conseil federaL Dans la 
formulation du Conseil des Etats, il y a une espece de volonte 
un peu messianique, un peu unilaterale de celui qui detient 
non seulement la verite, mais la foi pour la defendre, c' est lege­
rement trap faire pour un enseignement qui doit rester un en­
seignement ouvert et un enseignement critique. 11 me paraft, 
de ce point de vue-Ia, que le Conseil f€~deral, comme toujours 
ou presque, avaitvu juste. 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.3 

c. (neu) auf Grund der Bedürfnisse Höchstzahlen für Lehr­
kräfte und Berater festsetzen, für die Finanzhilfen und Abgel­
tungen gemäss Artikel 14 und 15 bezahlt werden. 
Abs.4-6 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 6 
Proposition de la commission 
AI. 1,2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
AI. 3 

c. (nouvelle) Fixer, en fonction des besoins, des nombres 
maximums d'enseignants et de vulgarisateurs beneficiant des 
aides financieres et indemnites accordees en vertu des 
articles 14 et 15. 

Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Binder, Berichterstatter: In Artikel 6 möchte die Kommission 
des Nationalrates einen weiteren Punkt aufnehmen, nämlich 
in Absatz 3 eine Litera c, Wie ich schon in der Eintretensde­
batte angetönt habe, ist es der Kommission ein Anliegen, das 
Verhältnis zwischen der Anzahl Landwirte und der Anzahl 
Lehrkräfte und Berater möglichst ausgegiichen zu halten. Bis 
heute ist es wie viele Schulen und wie­

werden sollen 
den 

2~N 

geltungen gemäss Artikel 14 und 15 dieses Gesetzes bezahlt 
werden. Damit schaffen wir eine ausgewogene Gesetzge­
bung, in der niemand - vor allem auch die Kantone nicht - dis­
kriminiert wird. Diesen ist es weiterhin vorbehalten, Anstellun­
gen über diese Grenzen hinaus zu tätigen, diese dann aber zu 
100 Prozent selbst zu finanzieren. Gleichzeitig wird mit dieser 
flexiblen Formulierung auch dem Strukturwandel Rechnung 
getragen. Weniger Landwirtschaftsbetriebe benötigen nicht 
mehr Berater. Ausgehend von heute etwa 80000 Betrieben, 
ergeben sich pro Berater-Vollstelle etwa 300 Betriebe. Es gibt 
Kantone, in denen dieses Verhältnis noch viel krasser und viel 
schlechter ist 
Ich bitte Sie aus diesem Grund, dem Antrag der Kommission 
zu folgen und Artikel 6 Absatz 3 Litera c zuzustimmen, 

M. Gobet, rapporteur: Veus connaissez I'evolution constatee 
actuellement dans I'agriculture, en raison peut-etre de la politi­
que agricole, mais aussi en raison du falt qu'un certain nom­
bre d'exploitants, Ei I'heure actuelle, ne disposent d'aucune re­
leve sur leur exploitation. 
Des lors, il faut permettre au Conseil federal d'assurer une 
meilleure coordination des moyens Ei mettre en oeuvre, aussi 
bien sous I'angle de la vulgarisation que sous celui de la for­
mation, sur I'ensemble du territeire de la Confooeration, c'est­
a-dire permettre de limiter aussi bien le nombre des ensei­
gnants que des vulgarisateurs pour tenir compte de I'evolu­
tion, generalement a la baisse, du nombre des exploitations et, 
par consequent, des interesses a la formation. 
La commission vous propose denc cette adjonction de la 
lettre c a I'alinea 3 de rartiele 6. 

M. Oelamuraz, conseiller federal: Je remercie la commission 
de son utile proposition. On evitera ainsi, en Suisse, qu 'i1 y alt 
plus d' enseignants et de vulgarisateurs que de paysans. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7, 7a, 7b, 8, 8a-8e, 9, 9a, 10, 10a-10e 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer cl la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,3,5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs.2,4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Rutishauser 
Abs. 2, 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 11 

AI. 1,3,5 
Adherer Ei la decision du Conseil des Etats 
AI. 2, 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Rutishauser 
AI. 2, 4 
Adherer a ia decision du Conseil des Etats 
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gen und Einflüsse provozieren eine massive Reduktion der 
Anzahl Betriebe. Daraus ergibt sich eine merkliche Verringe­
rung jener Personen, die eine landwirtschaftliche Ausbildung 
absolvieren wollen. Infolge neuer Erkenntnisse und eines ver­
änderten wirtschaftlichen Umfeldes steigen die Ansprüche an 
die landwirtschaftliche Berufsbildung in produktionstechni­
scher, betriebswirtschaftlicher und ökologischer Hinsicht 
Eine moderne Berufsbildung muss diesen Umständen Rech­
nung·tragen und sol! auf die jungen Bauern der Zukunft ausge­
richtet sein. 
Aber nicht jeder heute praktizierende Bauer hatte die Gelegen­
heit, eine umfassende Berufsausbildung, wie sie für die zu­
künftigen Bauern selbstverständlich ist, zu geniessen. Für die­
jenigen Bauern, welche ihre Betriebe bis zum Generationen­
wechsel oder bis zum Auslaufen bewirtschaften müssen, hat 
in der heutigen Zeit der grossen Veränderungen die Weiterbil­
dung durch Beratung eine ganz besondere Bedeutung. 
Deshalb muss in diesem Gesetz der Beratung ein höherer 
Stellenwert gegeben werden, indem der Unterhalt, die Errich­
tung und die Unterstützung der Beratungszentralen durch den 
Bund obligatorisch sind und nicht nur als fakultative Leistun­
gen aufgeführt werden. 
Die Agrarpolitik, welche eine ständige Anpassung an verän­
derte Verhältnisse verlangt, ist Sache des Bundes. Deshalb 
muss auch der Bund die Verantwortung für die Beratung über­
nehmen. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, in Artikel 11 Absätze 2 und 4 die 
Fassung des Ständerates zu übernehmen. Seit 1986 steht die 
Uebernahme der beiden Beratungszentralen durch den Bund 
zur Diskussion. Dies soll mit dieser Gesetzesrevision endlich 
realisiert werden. Mit dem neuen, vom Rat gutgeheissenen 
Buchstaben c von Artikel 6 Absatz 3 hat der Bund die Garan­
tie, die Kosten im Griff zu behalten. 
Mit der Möglichkeit zur Festsetzung von Höchstzahlen für 
Lehrkräfte und Berater ist die Gefahr einer Eigendynamik von 
Fachschulen und Beratungszentralen gebannt Wenn nach ei­
nigen Jahren der Strukturwandel vollzogen ist und weniger 
aber noch besser ausgebildete - Bauern vorhanden sind, 
kann der Aufwand für die Beratung wieder reduziert werden. 
Mit der Uebernahme der beiden Beratungszentralen durch 
den Bund entstehen kaum höhere Kosten, weil sie schon bis­
her durch den Bund unterhalten wurden. Es werden aber klare 
Verhältnisse geschaffen, welche sich für eine gute Koordina­
tion und eine straffe Führung als nützlich erweisen. 
Der Ständerat hat diese beiden Absätze mit nur einer Gegen­
stimme gutgeheissen. Schaffen Sie bei diesem Abstimmungs­
resultat keine Differenz zum Ständerat, und stimmen Sie mei­
nem Antrag zu. 

Binder, Berichterstatter: Die Kommission beantragt Ihnen, der 
Kann-Formulierung gemäss Entwurf des Bundesrates zu fol­
gen. Das ist auch der einzige verbale - Unterschied zur Fas­
sung des Ständerates. Die Kommission erachtet es als falsch, 
zum heutigen Zeitpunkt eine Uebernahme der Beratungszen­
tralen, die heute insgesamt 90 bis 100 Leute beschäftigen, un, 
ter Zwang :zu vollziehen. In dieser Angelegenheit hat der Bun-
desrat eine unter dem Vorsitz des Direktors des 
Bundesamtes für sie hat den Auf-
trag, in den nächsten Monaten einen zu finden. 
Dadurch bleibt auch im Zusammenhang mit der Restrukturie­
rung der Forschung der Weg für eine sinnvolle Gesamtlösung 
frei. Auch angesichts der finanziellen Lage, der Sparaufträge, 
sollten die Mittel möglichst effizient und rationell eingesetzt 
werden. 
Oie Kommission beantragt Ihnen, in Artikel 11 Absätze 2 und 4 
dem Bundesrat zuzustimmen. 

Conseilfederal. on 
nombre des centres de 

notamment a celui des vulgarisateurs et des enseignants, 

nombre qui pourrait changer, comme on I'a dit, en fonction de 
I'evolution des eXDloitations. 
Revenir a la position du Conseil des Etats nous paraTt illogi­
que, puisque ce serait donner la possibilite de limiter le nom­
bre des vulgarisateurs sans permetlre d' adapter le nombre 
des centres de vulgarisation ci un nombre de vulgarisateurs 
qui irait en diminuant 
Nous vous invitons donc a.accepter la proposition du Conseil 
federal. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Dans le combat etrange de 
la mousse et de la cane, ou de la cane et de la mousse, je pre­
fererais faire mousser la cane que caner la mousse! 
En realite, je suis oblige de vous dire que la proposition de 
mon ami Rutishauser cree, comme le Conseil des Etats "a 
voulu, une obligation financiere pour la Confederation, 
puisqu'jj ne s'agit plus d'apprecier le soutien que nous appor­
terions, notamment aux centres de vulgarisation agricole, 
mais d'en faire une obligation implacable pour la Confedera­
tion. Je crois que cela n'est pas juste, non seulement en fonc­
Hon de la precarite des finances publiques, mais surtout en 
fonction de toute la philosophie qui empreint le 7e rapport sur 
I'agriculture et les structures nouvelles de I'agriculture, ten­
dant lentement, mais surement. ci les degager de I'emprise pu­
blique. 
A cet egard, j'apprecie beaucoup que votre commission, 
d' une maniere tres nette, ait choisi de confirmer la proposition 
du Conseil federal plutat que d'accepter celle du Conseil des 
Etats. C'est vraiment conforme a la solution et ci Ja philosophie 
dont nous essayons d'empreindre les nouvelles structures de 
I'agriculture suisse. Je serais reconnaissant ci votre conseil 
qu'il suive sa commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Rutishauser 

Art. 12, 12a, 12b, 13, 14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
AdMrer ci la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 15 
Antrag der Kommission 
Abs. 1-3,5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.4 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Schwab, Binder, Gros Jean-Michel) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Allenspach 
Abs.6(neu) 

63 Stimmen 
26 Stimmen 

Der Bundesrat koordiniert die Beitragssätze des Bundes an 
die Ausbildung in den landwirtschaftlichen, den industrIell­
gewerblichen und den sozialen Berufen. 

Art. 15 
PropOSition de la cammission 
Al. 1-3,5 
Adherer a la declsion 

federal 
lW/nadte 
(Schwab, Gros JP"n,nnlrnp, 

Adherer a ia decision du Conseil des Etats 
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Proposition Allenspach 
AI. 6 (nouveau) 
Le Conseil federal coordonne les taux des contributions de la 
Confederation au titre de la formation dans le domaine des 
professions agricoles, industrielles et sodales. 

Schwab, Sprecher der Minderheit: Beim Minderheitsantrag 
geht es darum, in diesem Punkt, der Subventionierung, gleich­
zuschalten. Es gibt Ausbildungsstätten in unserem Lande, wo 
die Infrastruktur zum Teil dem weiblichen Geschlecht und zum 
Teil dem männlichen Geschlecht zur Verfügung gestellt wird­
Bauem und Bäuerinnen. Es scheint uns, dass wir hier im Sinne 
einer Gleichschaltung der Subventionssätze dem Antrag des 
Ständerates zustimmen sollten, nämlich auf 37 Prozent Wenn 
wir uns mehrheitlich diesem Antrag anschliessen könnten, 
würden wir gleichzeitig eine Differenz zum Ständerat ver­
meiden. 
Ich bitte Sie, der ständerätlichen Fassung, (<<Beiträgen von 
höchstens 37 Prozent der anrechenbaren Kosten,,) zuzu­
stimmen. 

Allenspach: Der Bundesrat hat mit dem vorliegenden Gesetz 
die landwirtSChaftliche Berufsbildung nicht in das allgemeine 
Berufsbildungsgesetz eingefügt Dafür sprechen verschie­
dene Gründe, insbesondere die Besonderheiten der landwirt­
schaftlichen Ausbildung, die grössere Gestaltungsfreiheit bei 
der beruflichen Ausbildung usw. Dennoch soilte, wo immer 
möglich, eine Harmonisierung oder wenigstens eine Koordi­
nation zwischen diesen beiden Zweigen der Berufsbildung 
herbeigeführt werden. 
Artikel 15 bestimmt die Höchstsätze für die Bundesbeiträge an 
die landwirtSChaftliche Berufsbildung. Der in Artikel 15 gezo­
gene Finanzrahmen unterscheidet sich wesentlich von den in 
Artikel 64 des Berufsbildungsgesetzes vorgesehenen Sub­
ventionssätzen. Für die Berufsbildungsforschung beispiels­
weise ist in der Landwirtschaft ein Höchstsatz von 50 Prozent 
vorgesehen; im Berufsbildungsgesetz ist ein Rahmen von 22 
bis 37 Prozent festgelegt Für die Berufsprüfung in der land­
wirtschaft soll ein Subventionssatz von höchstens 50 Prozent 
gelten, in den anderen Berufen gemäss Berufsbildungsge­
setz - ein solcher von 12 bis 27 Prozent. Für die Ausbildung 
der Ausbildner sieht das neue Gesetz Höchstsätze von 50 Pro­
zent vor. Gemäss Berufsbildungsgesetz werden Kurse für die 
Ausbildung von Lehrmeistern, Prüfungsexperten und Instruk­
toren für die Einführungskurse mit 12 bis 27 Prozent also 
nicht mit 50 Prozent subventioniert, die Ausbildung der Leh­
rer an den Berufsschulen mit 22 bis 37 Prozent Die landwirt­
schaftlichen Techniker- und die Ingenieurschulen HTL, um ein 
letztes Beispiel zu nennen. erhalten Bundesbeiträge von bis 
zu 75 Prozent. Für Ingenieurschulen HTL, soweit sie sich auf 
das Berufsbildungsgesetz abstützen, gelten Bundesbeiträge 
nicht von 75 Prozent, sondern von 27 bis 47 Prozent, für Tech­
nikerschulen sogar nur von 22 bis 37 Prozent. Die Liste der Di­
vergenzen könnte beliebig fortgesetzt werden. In praktisch al­
len Bereichen liegt der maximale Subventionssatz für die land­
wirtschaftliche Ausbildung wesentlich höher als für die übri-

zum Teil ist er sogar so 

Derartige Unterschiede können kaum in der Natur der Ausbil­
dung liegen oder mit höheren Kosten der landwirtschaftliChen 
Ausbildung begründet werden. Muss daraus der SchlUSS ge­
zogen werden. Herr Bundesrat, dem Bund sei die landwirt­
schaftliche Ausbildung wichtiger als die Ausbildung in den in­
dustriell-gewerblichen und sozialen Berufen, die landwirt­
schaftliche Ausbildung sei förderungswürdiger als alle ande­
ren? Dies kann wohl kaum im Ernst die Auffassung des Bun­
desrates oder des Parlamentes sein. Oder hat die Landwirt-

Bern wirksamere 

Eine Koordination der Berufsbildungssubventionen ist uner­
lässlich. Man hätte sich die Frage stellen können, ob im Land­
wirtschaftsgesetz nicht die Subventionssätze des Berufsbil­
dungsgesetzes übernommen werden sollten, wobei Abwei­
chungen in der Botschaft hätten begründet werden können. 
Dies hätte aber möglicherweise die Flexibilität in der landwirt­
schaftlichen Ausbildung beeinträchtigt. Aus diesem Grunde 
stelle ich keinen diesbezüglichen Antrag. 
Da der Teil II des Landwirtschaftsgesetzes über die Berufsbil­
dung aber jeweils nur von Höchstsubventionssätzen spricht, 
kann der Bundesrat eine Koordination dennoch vornehmen. 
Normalsätze können beträchtlich von den Höchstsätzen ab­
weichen. Normalsätze heisst nicht einfach 10 Prozent weniger 
als die Höchstsätze. Vergleichbarkeit mit dem Berufsbildungs­
gesetz kann auf Verordnungsstufe, wo sinnvoll und angemes­
sen, durchaus hergestellt werden. Diese Vergleichbarkeit 
muss meines Erachtens hergestellt werden. 
Es soUte nicht vorkommen, dass Gleiches in verschiedenen 
Berufen ungleich subventioniert wird, sonst könnte die Mei­
nung aufkommen, die Berufsbildung im landwirtschaftlichen 
BereiCh sei das Ueblingskind und die anderen Berufsbil­
dungssektoren seien Stiefkinder der Landesregierung. 
Die Koordination mit dem Berufsbildungsgesetz muss des­
halb als Aufgabe des Bundesrates im Gesetz verankert wer­
den. Das ist die Zielrichtung meines Antrages, nicht mehr und 
nicht weniger: Der Bundesrat soll verpflichtet werden, die 
Beitragssätze des Bundes an die landwirtschaftliche, die indu­
striell-gewerbliche und die soziale Berufsbildung zu koordi­
nieren. 
Ich bitte Sie, im Interesse eines gesamten Berufsbildungssy­
stems Schweiz - wir sollten mehr und mehr nur von einem ge­
samten Berufsbildungssystem Schweiz sprechen - meinem 
Antrag zuzustimmen. Irgendwo muss mit der Koordination be­
gonnen werden. Sorgen Sie dafür, dass wenigstens hier mini­
male Koordinationsverpflichtungen verankert werden. 
Ich bitte Sie in diesem Sinne, meinem Antrag zuzustimmen. 

M. Perey: Comme je I'avais dit lors de I'entree en matiere, 
I'article 15 alinea 4 a ete debattu dans notre groupe. Nous ai­
merions avoir une harmonisation entre les taux qui sont servis 
a I'agriculture et ceux qui so nt servis aux autres branches. En 
nous ralliant a la proposition de la minorite, nous eliminerions 
une disparite entre l'Ofiamt et I'agriculture. Nous rejoignons 
ainsi le voeu d'un postulat de M. Tschuppert, depose il y a fort 
longtemps, visa nt a harmoniser les taux. 
M. Allenspach nous propose, par un alinea 6 (nouveau), une 
autre far;:on d'harmoniser les taux dont nous n'avons pas pu 
debattre au sein de notre groupe, mais qui va egalement dans 
le mame sens. 
Je vous laisse juger quelle solution est la plus simple. Person­
nellement, il me semble plus simple d' en rester a la formule de 
la minorite. 

Binder, Berichterstatter: In Artikel 15 Absatz 4 regelt das Ge­
setz den Prozentsatz der Beiträge an die anrechenbaren Ko­
sten für Bauten und Betriebseinrichtungen. Was hier 

sein, der ausschiiesslich auf 
Der Bundesrat schlägt 35 Prozent vor; der Ständerat will 
37 Prozent verankern: Er will damit eine Disparität zwischen 
der Praxis des Bundesamtes für Landwirtschaft und derjeni­
gen des Biga beseitigen. Das Biga kennt 37 Prozent, z. B. bei 
Haushaltungsschulen, und wenn auf dem gleichen Platz eine 
landwirtSChaftliche Schule gebaut wird, kommt die Praxis des 
Bundesamtes für Landwirtschaft (35 Prozent) zur Anwen-

Mit der dieser Disparität würde 
ein Postulat Karl vom 19. Juni 
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Eine Minderheit, zu der ich persönlich auch gehöre, beantragt 
Ihnen, dem Ständerat zu folgen. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, dem Bun­
desrat zu folgen. 
Zum Antrag Allenspach (Art 15 Abs. 6 (neu)): Der Antrag AI­
lenspach hat in der Kommission nicht vorgelegen und konnte 
demzufolge nicht diskutiert werden. Herr Allenspach spricht 
ausdrücklich die Ausbildung an und meiner Meinung nach­
nicht die Beratung. 
In der landwirtschaftlichen Ausbildung - Herr Allenspach hat 
es gesagt gibt es verschiedene Ansätze. Sie weichen auch 
von den Ansätzen im Berufsbildungsgesetz ab. 
Wie gesagt, die Auswirkungen konnten noch nicht abgeklärt 
werden. Ich sehe aber im Moment auch keine Veranlassung, 
gegen diesen Antrag zu opponieren. Es kann jedoch nicht um 
eine generelle Gleichschaltung der Ansätze gehen. Hier ist 
das Wort «Harmonisierung» angebracht, das noch einen ge­
wissen Spielraum lässt 
In diesem Sinne möchte ich - nicht im Namen der Kommission. 
der Antrag hat nichtvorgelegen- in meinem Namen um Zustim­
mung zum Antrag Allenspach bitten. Es gibt damit ohnehin eine 
Differenz zum Ständerat Ich denke, dass man diesen Antrag 
auch im Ständerat seriös überprüfen und diskutieren kann. 

M. Gobet, rapporteur: A I'alinea 4 de I'article 15, le Conseil fe­
defal propose de subventionner a raison de 35 pour cent les 
depenses reconnues concemant les frais de construction, 
d'agrandissement et de transformation de batiments, ainsi 
que I'equipement des bätiments. Le Conseil des Etats pro­
pose d'aller a 37 pour cent, ce la pour des raisons objectives. 
Selon les renseignements obtenus, la proposition du Conseil 
federal tendrait a introduire une disparite entre les investisse­
ments realises dans le cadre de la formation professionnelle 
agricole, qui beneficieraient d'un taux de 35 pour cent, et ceux 
realises dans le cadre de la formation professionnelle en gene­
ral, planifiee et surveillee par l'Ofiamt, qui beneticieraient d'un 
taux de 37 pour cent 
Neanmoins, la majorite de la commission, par souci d'econo­
mie probablement, se rallie a la position du Conseil federal. A 
titre personnei, je suivrai la minorite. 
Quant a la proposition de M. Allenspach, la commission du 
Conseil national n'a pas eu la possibilite de se prononcer. 
Dans la mesure ou le Conseil federal s'y rallie, la commission 
pourrait en faire de meme. 

M. Delamuraz, conseiller federal: En ce qui concerne la pro­
position principale, je vous propose d'en rester a la formule du 
Conseil federal qui a recueilli I'approbation de la majorite de 
votre commission. Je pense que cette cote est bien taillee 
avec 35 pour cent 
Quant Ei la proposition de M. Allenspach - on n'est pas sou­
vent d'accord les deux, Monsieur Allenspach, ces temps, iI y a 
comme qui dirait un petit nuage entre nous; ce soir le nuage 
est dissipe, je pourrais etre d'accord avec vous, exceptionnel­
lement, mais seulement pour aujourd'hui, qui d'ailleurs 
concerne I'ensemble des questions de I'enseignement agri-
cole et de la vulgarisation agricole et seulement le subven-
tionnement des bätiments, comme la solution Conseil 
des Etats, elle ne signifiera pas une egalite absolue. Comme 
vous I'avez dit, il faut plutat pari er d'une harmonisation entre 
I'enseignement agricole et I'enseignement non agricole, 11 faut 
parler plutat d'une coordination comme le dit votre proposi­
tion. "Fazit". je vous propose pour I'essentiel d'en rester Ei la 
solution de la major/te de la commlssion, solt 35 pour cent, 
comme le Conseil federai. La proposition de M, Allenspach 
peut etre acceptee. 

33 Stimmen 

Abs. 6-Af. 6 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag AHenspach 

Art. 15a-15d, achter Titel, Art. 112a, Ziff. 11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 15a-15d, titre hUitieme, art. 112a, eh. !I 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

98 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Gesamtabstimmung Vote sur I'ensembfe 
Für Annahme des Entwurfes 102 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben des parlamentarischen Vorstosses 
gemäss Seite 2 der Botschaft 
Proposition du Conseil federal 
Classer !'intervention parlementaire 
selon la page 2 du message 

Angenommen - Adopte 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

92.416 

Parlamentarische Initiative 
(Kommission des Ständerates) 
Solidaritäts beiträge 
in der Landwirtschaft 
Initiative parlementaire 
(commission du Conseil des Etats) 
Contributions de solidarite 
dans I'agriculture 

Beschluss des Ständerates vom 11. Juni 1992 
Decision du Conseil des Etats du 11 juin 1992 

Kategorie 111, Art. 68 GRN Categorie 111, art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Nichteintreten 

Antrag Binder 
Eintreten 

Proposition de la commission 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Binder 
Entrer en matiere 
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Ad 92.064 

Postulat der Finanzkommission 
Belastung des Bundeshaushaltes durch 
den öffentlichen Verkehr 

Postulat de la Commission des finanees 
Charges des transports pub lies sur (es 
finanees federales 

Wortlaut des Postulates vom 24. November 1992 
Der Bundesrat wird beauftragt. einen Bericht vorzulegen über 
die mittelfristige Belastung des Bundeshaushaltes durch den 
öffentlichen Verkehr und seine Absichten darzulegen über die 
sich daraus ergebenden Folgerungen. Namentlich wäre zu 
folgenden Fragen Stellung zu nehmen: .. 
a Lassen sich Investitionen und Betriebsaufwendungen für 
die SBB und die KTU reduzieren, ohne die Verkehrsverbindun­
gen in einem für die Bevölkerung und die Wirtschaft nicht trag­
baren Mass zu beeinträchtigen? Wie lassen sie sich ohne Zu­
satzbelastung der Kantone finanzieren? 
b. Welche Aenderungen am Konzept "Bahn 2000" könnten 
vorgenommen werden, um erhebliche Einsparungen bei den 
Investitionen und beim künftigen Betriebsaufwand zu er­
zielen? 
c. Wie beabsichtigt der Bundesrat das Projekt «Alpentransit» 
zu verwirklichen? Ist eine Etappierung in Aussicht zu nehmen, 
und wie sind die Mittel für die Investitionen im Hinblick auf die 
Entwicklung des Kapitalmarktes und der Bundesfinanzen be­
reitzustellen? 

Texte du postulat du 24novembre 1992 
Le Conseil federal est prie de presenter un rapport sur les char­
ges que font peser ci moyen terme les transports publics sur 
les finances fE~derales et de faire part de ses intentions concer­
nant les consequences qui en resultent Ce rapport devrait 
plus specialement repondre aux questions suivantes: 
aLes investissements et les depenses d'exploitation pour les 
CFF et les ETC peuvent-ils etre reduits sans porter atteinte aux 
transports et communications d'une fat;1on insupportable pour 
la population et pour I'economie? Comment peut-on les finan­
cer sans entra7ner des charges supplementaires pour les can­
tons? 
b. Quelles modifications pourrait-on apporter ci la conception 
de «Rai! 2000 .. pour parvenir ci faire des economies considera­
bles dans !es depenses futures d' exploitation? 
c. Comment le Conseil federal envisage+il de realiser le projet 
des transversales alpines? Envisage-t-il de proceder par eta­
pes? Comment prevoit-il de mettre a disposition les moyens fi­
nanciers necessaires pour les investissements, compte tenu 
de I'evolution du marche des capitaux et des finances fede­
rales? 

Rüeseh, Berichterstatter: Ich schlage Ihnen vor, 
stulat - wenn es nicht bestritten 
weisen, aufs äusserste im 
liste. 

Ueberwiesen - Transmis 

92.062 

Schweizerische Verkehrszentrale. 
Aenderung des Bundesbeschlusses 
Office national suisse du tourisme. 
Modification de J'arrete federal 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 968 hiervor - Voir page 968 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 30. November 1992 
Dedsion du Conseil national du 30 novembre 1992 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposiüon de Ja commission 
Adherer ci la decision du Conseil national 

Gadient, BeriChterstatter: Der Ständerat hat seinerzeit ent­
sprechend dem bundesrätlichen Vorschlag für die Finanzhilfe 
an die Schweizerische Verkehrszentrale in den Jahren 1993 
und 1994 einen Höchstbetrag von 62 Millionen Franken be­
willigt 
Nach der einlässlichen Diskussion, die wir damals in unserem 
Rate führten, verzichte ich auf die Rekapitulation der Gründe, 
die zu diesem Entscheid führten, obgleich die Kommissions­
mehrheit einen Höchstbetrag von 78 Millionen Franken bean-
tragt hatte. , . 
Der Nationalrat hat nun zu unserem Beschluss Insofem eine 
Differenz geschaffen, als er den Höchstbetrag auf 65,2 Millio­
nen Franken ansetzte. Der Entscheid fiel mit 71 zu 
37 Stimmen. Um wenigstens einen Kaufkraftverlust zu ver­
meiden so argumentierte der Kommissionspräsident -, hat 
der Nationalrat die Teuerung von 3,2 Millionen Franken be­
rückSichtigt und einbezogen. Der weitergehende, einen 
Höchstbetrag von 70 Millionen Franken anvisierende Antrag 
ist im Nationalrat in der Eventualabstimmung knapp abge­
lehnt worden. 
Die einstimmige Kommission beantragt Ihnen, dem National­
rat zuzustimmen und damit einen Höchstbetrag von 65,2 Mil­
lionen Franken zu bewilligen. 

Angenommen - Adopte 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Differenzen - Divergences 

Siehe Seite 779 hiervor - Voir page 779 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 30. November 1992 
Decision du Conseil national du 30 novembre j 992 

Art. 5 Abs. 1 Bst. a 

Art. 5 al. 1 let. a 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Jagmetti, Berichterstatter: Wir haben noch einige Differenzen 
beim Berufsbildungsteil des landwirtschaftsgesetzes zu be-
raten. • 
Sie entnehmen der Fahne. dass der Nationalrat bei Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe a die Formulierung des Bundesrates 
übernommen hat, während wir die "Ideale» in die Themen auf­
genommen hatten, die von der landwirtschaftlichen BerufsbiI­
dung zu vermitteln seien. 
Wenn IHnen die Kommission nun vorschlägt, dem Nationalrat 
zu folgen, so macht sie das nicht, weil sie der Meinung ist. in 
einer beruflichen Ausbildung oder in einer Ausbildung über­
haupt, und speziell in der landwirtschaftlichen Ausbildung, 
komme man ohne Ideale aus. Wer keine Ideale hat ich habe 
das hier schon einmal gesagt -, sollte nicht unterrichten, denn 
er wäre am falschen Ort; und das gilt naturgemäss erst recht 
für die landwirtschaftliche Berufsbildung. 
Wir fügen uns also dem Nationalrat, aber in der klaren Mei­
nung, dass Ideale mit zur Berufsbildung gehören. 

Angenommen - Adopte 

Art. 6 Abs. 3 Bst. c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 6 al. 3 let. C 
Proposition de la commission 
Adherer cl la decision du Conseil national 

Jagmetti, Berichterstatter: Bei Artikel 6 Absatz 3 hat der Natio­
nalrat einen Buchstaben c mit Höchstzahlen für lehrkräfte 
und Berater, die subventioniert werden, eingefügt Es ist also 
ein Steuerungsmittel des Bundes. 
Wir beantragen Ihnen Zustimmung. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11 Abs. 2, 4 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Schüle, Büttiker, Schallberger, Uhlmann) 
Festhalten 

Art. 11 al. 2, 4 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer cl la decision du Conseil national 
Minorite 
(Schüle, Büttiker, Schallberger, Uhlmann) 
Maintenir 

Jagmetti, Berichterstatter: Hier haben wir zwei verschiedene 
Auffassungen: Es geht um die Beratungsstellen, und zwar um 
die der BerufsbHdung und der Beratungsdienste und 

die in lausanne Lindau, 
Der Bundesrat hatte eine Kann-Formel vorgesehen. Wir haben 
eine Muss-Formel daraus gemacht Der Nationalrat hat an der 
Kann-Formel festgehalten. Beide Formeln haben ihre Vorzüge 
und ihre Nachteile. Die Kann-Formel scheint sehr unverbind­
lich zu sein. Aber ich möchte doch namens der Kommissions­
mehrheit, die allerdings nur durch Stichentscheid des Präsi­
denten zustande gekommen ist, darauf hinweisen, dass diese 
Kann-Formel zum Aufbau der bisherigen Organisation geführt 
hat, dass also die heutige Struktur auf dieser Regelung beruht 
Die Muss-Formel hat einen verbindlicheren Charakter, aber 

eine Gefahr dass nämlich am Schluss 

verbunden wäre, 
dem 

und zwar sowohl bei Absatz 2 wie bei Ab­
satz so weil die Kommissionsmehrheit der Auffassung 
wäre, man könnte auf all dies auch verzichten, sondern weil 

die Kommissionsmehrheit der Auffassung ist, die bisherige 
Struktur, die auf dieser Regelung aufgebaut wurde, habe sich 
als zweckmässig erwiesen. Da heute Neuorganisationen in 
Betracht gezogen werden und zur Debatte stehen, würde die 
Kann-Formel bei der Ausgestaltung dieser Ordnung etwas 
mehr Flexibilität ermöglichen. 
Die Kommissionsmehrheit will also nicht von der Beratung 
wegkommen. Sie möchte nur in der Ausgestaltung etwas 
mehr Flexibilität haben und schliesst sich deshalb in beiden 
Absätzen dem Nationalrat an. 

Schüle, Sprecher der Minderheit: Ich beantrage Ihnen, an un­
seren Beschlüssen festzuhalten und nehme vor allem zu den 
Beratungsdiensten, Absatz 2, Stellung. Kollege Büttiker wird 
sich zu Absatz 4 äussern. 
Es geht hier um die landwirtschaftliche Beratung, Ich zitiere 
Absatz 1: «Die Beratung hilft den in der landwirtschaft Be­
schäftigten, berufsbezogene Probleme zu lösen und sich den 
ändernden Verhältnissen anzupassen." 
Diese Beratung gehört fest zur landwirtschaftlichen BerufsbiI­
dung, wie wir sie in Artikel 5 verankert haben. Gerade in der 
heutigen Zeit, in einer Zeit der Verunsicherung, in einer Zeit, 
wo die Zukunft der landwirtschaft in Frage steht, ist dies zwei­
fellos eine wichtige Aufgabe. 
Für die Träger der Berufsbildung war es bisher zwingend, Be­
rufs- und landwirtschaftSSChulen einzurichten, und es war 
auch zwingend, Beratungsdienste und Beratungszentralen zu 
unterhalten. In diesem Punkt muss ich unseren Kommissions­
präsidenten korrigieren und ihn auf den bisherigen Wortlaut 
von Artikel 12 des landwirtschaftsgesetzes verweisen. 
Der Bundesrat und mit ihm nun der Nationalrat schlagen eine 
Kann-Formel vor, In der Praxis ist es aber so, dass die Schulen 
und die Beratung kombiniert sind, und in aller Regel liegt so­
gar eine Personalunion vor. Es ist eben ein Muss, diese Bera­
tung durchzuführen. Es wäre problematisch, jetzt ein falsches 
Zeichen zu setzen: Es darf niCht der Eindruck entstehen, wir 
wollten diese nötige Beratung jetzt abbauen. Wir wollen bei 
der zwingenden Formulierung bleiben, weil die Beratung ei­
nem effektiven Bedürfnis entspricht und weil sie auch keine 
zusätzlichen Kosten verursacht 

Büttiker: Ich äussere mich nur zu Absatz 4, Herr Schüle hat 
die Ausführungen zu Absatz 2 gemacht 
Seit längerer Zeit besteht ein Tauziehen um die Finanzierung 
dieser Beratungsstellen in lausanne und lindau. Diese wer­
den zurzeit durch die Kantone und interessierte Körperschaf­
ten finanziert und vom Bund unterstützt lange Jah re war von 
einer Uebernahme durch den Bund die Rede. Entscheide wur­
den aber nie gefällt Diese Beratungszentralen erfüllen vor al­
lem für kleinere Beratungsdienste, also vor allem für kleinere 
Kantone, wichtige Serviceleistungen, indem sie Grundlagen 
bereitstellen, grossräumige Versuche durchführen, Kennzah­
len und Normen erarbeiten. Die Beratungszentralen bieten 
dem Beratungsdienst in den Kantonen Hilfe zur Selbsthilfe. 
In der landwirtschaftspolitik ist der Bund federführend, und 
die Kantone haben zu vollziehen. Wenn aber vor allem die klei­
nen Kantone alle Vorbereitungen selber treffen müssen, 
das ineffizient Ein verstärktes Engagement des Bundes für 
diese Grundlagenarbeiten ist nötig. Damit müsste allerdings 
ein klarer Leistungsauftrag an diese Beratungszentralen ver­
bunden sein. 
Die Fassung des Ständerates heisst konkret, dass sich der 
Bund verbindlich zur Unterstützung der Beratungzentralen 
verpflichtet Der Umfang der Unterstützung wird in keiner Art 
und Weise präjudiziert. 
Die nationalrätliche 
bindet den Bund von 
zung und stellt damit In 

mit der Kann-Formulierung ent­
Verbindlichkeit der Unterstüt­

ob die Arbeit der 

des Stän-
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M. Delamuraz, conseiller federal: Vous sortez de longues 
heu res consacrees au budget Pour vous montrer I'unite de 
pensee, d'action et de conception du Conseil federal, fort de 
I'elan que vous avez pris, je me declare d'accord, avec la majo­
rite de 1a commission et avec 1e Conseil national, de choisir 1a 
formule que nous avions proposee, 1a formule potestative. 
C'est, dans les circonstances du jour,la seule solution realiste 
qui s'impose. Je vous remercie de suivre la majorite de votre 
commission. 

Abs. 2-AI. 2 

Abstimmung Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs.4-AI.4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 15 Abs. 4, 6 
Antrag der Kommission 
Abs.4 
Festhalten 
Abs.6 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 15 al. 4,6 
Proposition de la commission 
Al. 4 
Maintenir 
AI. 6 
Adherer EI la decision du Conseil national 

17 Stimmen 
10 Stimmen 

14 Stimmen 
7 Stimmen 

Jagmetti, Berichterstatter: Hier haben wir noch eine Differenz 
bei der Frage, ob 35 Prozent oder 37 Prozent Subventionen 
für Gebäude und Betriebseinrichtungen zu entrichten sind, 
die im Zusammenhang mit der Berufsbildung und der Bera­
tung stehen. 
Sie entnehmen der Fahne, dass der Ständerat von 35 Prozent 
(gemäss Bundesrat) auf 37 Prozent hinaufgegangen ist Der 
Nationalrat ist dem Bundesrat gefolgt 
Wir beantragen Ihnen, an 37 Prozent festzuhalten. 
Wir haben in Artikel 15 noch einen neuen Absatz 6, den der 
Nationalrat eingefügt hat und dem wir zustimmen. 

Angenommen - Adopte 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.3209 

Motion Kündig 
Reform des schweizerischen Aus­
und Weiterbildungssystems 
Formation de base et formation 
continue. Reforme du systeme suisse 

lässigkeit zwischen den verschiedenen Bildungsstufen. Dabei 
sind die Arbeiten zur Schaffung einer Berufsmaturität konse­
quent weiterzuführen; 
2. der Ausbau und die innere Stärkung der HTL und HWV so­
wie deren Aufwertung zu Fachhochschulen. Die Reform muss 
sowohl die Lehrpläne, die finanziellen, personellen als auch in­
frastrukturellen Ausstattungen einschliessen. Oie HTL sind da­
bei in die Lage zu versetzen, den Wissens- und Technologie­
transfer in Richtung kleine und mittlere Unternehmen zu ver­
breiten und zu beschleunigen. 
3. Die Weiterbildung der Ausbiidner auf allen Stufen des Bi!­
dungssystems ist gezielt zu fördern, damit diese ihrerseits den 
erhöhten Anforderungen gerecht werden. 
Gutqualifizierte, einsatzbereite Mitarbeiter auf allen Stufen und 
ein im internationalen Standard hohes Bildungsniveau gelten 
als wesentliche Bestimmungsfaktoren der Innovationsfähig­
keit einer Gesellschaft und damit der Wettbewerbsfähigkeit 
von Volkswirtschaften. Durch zeitgemässe Ausbildung und 
Qualifizierung lassen sich nicht nur die mit dem laufend statt­
findenden wirtschaftlichen Wandel verbundenen Anpas­
sungsprobleme besser bewältigen, sondem es werden damit 
auch Wege zu neuen Perspektiven geebnet 
Für das schweizerische Bildungssystem stellt sich die Auf­
gabe, rascher auf die neuen Qualifikationsanforderungen an 
die Erwerbstätigen reagieren zu können und die Phasen von 
Schul- und beruflicher Erstausbildung noch besser aufeinan­
der abzustimmen. Zudem gilt es, auf der Basis einer breiten 
Allgemeinbildung und einer bedarfsgerechten Berufsausbil­
dung ein flexibles System von Weiterbildungsmöglichkeiten 
aufzustellen. Bei der Schaffung der Voraussetzungen zur An­
passung der Qualifikationsstruktur der Erwerbstätigen an die 
Veränderungen in den Qualifikationsanforderungen der Ar­
beitsplätze kommt den Untemehmen auch in Zukunft eine 
grosse Bedeutung zu. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist es 
jedoch wichtig, dass auch für kleinere Unternehmen, welche 
insbesondere in bezug auf Weiterbildung betriebsbedingte 
Engpassfaktaren aufweisen, Kooperationsmodelle entwickelt 
werden, welche die Möglichkeit zu einer verbesserten Zusam­
menarbeit mit Berufs-, Ingenieur- und Hochschulen schaffen. 
Eine blasse Erhöhung der Anzahl der Aus- und Weiterbil­
dungsplätze allein reicht nicht aus, um den sich laufend verän­
dernden Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt gerecht zu wer­
den. Es ist auch vermehrt darauf zu achten, dass künftig die 
beruflichen Aus-, Fortbildungs- und Umschulungsmassnah­
men stärker als bisher mit der Arbeitsnachfrage abgestimmt 
und die jeweiligen Berufswahlentscheidungen von einer nüch­
ternen und sachbezogenen Aufklärung über die voraussichtli­
chen Nachfrageentwicklungen auf den Arbeitsmärkten unter­
stützt werden. 

Texte de la motion du 9 juin 1992 
Le Conseil federal est invite a elaborer, en collaboration avec 
les cantons, des propositionsde reforme du systeme suisse 
de formation et de perfectionnement en vue de rentorcer la ca­
pacite d' adaptation de notre economie. 11 mettra I' accent sur: 
1. la reforme de la formation professionnelle en donnant plus 
de poids a la partie formation generale et en multipliant les 
possibilites de passage niveau de formation I'autre. Ce 
faisant. il continuera resolument les travaux de mise sur 
de la maturtte professionnelle; 
2. le developpement et sur le renforcement interne des ETS et 
des ESCEA, ainsi que sur leur reconnaissance au titre d'eco­
les professionneiles superieures. La reforme touchera les ho­
raires d'etudes, les finances, la dotation en personnel et les 
equipements. Elle donnera aux ETS les moyens d'acceierer le 
transfert de savoir et de technologie vers les petites et les 
moyennes entreprises; 
3. le perfectionnement des pm,plf1n""nTc: 

quement a taus les niveaux, 

atous les 
c'est 

EI la 
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Zehnte Sitzung - Dixh~me seance 

Dienstag, 15. Dezember 1992, Vormittag 
Mardi 15 decembre 1992, matin 

08.00h 

Vorsitz - Presidence: Herr Schmidhaiter 

92.010 

Landwirtschaftsgesea. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Differenzen Divergences 

Siehe Seite 2274 hiervor - Volr page 2274 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 9. Dezember 1992 
Decision du Conseil d es Etats du 9 decembre 1992 

Art. 15 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 15al.4 
Proposition de fa commission 
Adherer cl la decision du Conseil des Etats 

Binder, Berichterstatter: Wir kommen zur Differenzbereini­
gung Landwirtschaftsgesetz (2. Teil, Berufsbildung). Es be­
steht nur noch eine Differenz zum Ständerat, und zwar dieje­
nige in Artikel 15 Absatz 4, wo es um die Beiträge geht 
Der Nationalrat hat beschlossen, dem Bundesrat zu folgen 
(35 Prozent). Der Ständerat hält an seinen 37 Prozent fest Die 
Kommission Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates hat an 
ihrer gestrigen Sitzung beschlossen, dem Ständerat zu fol­
gen, also den Betrag auf 37 Prozent festzusetzen. 
Wir beantragen Ihnen Zustimmung zum Ständerat 

M. Gobet, rapporteur: Le Conseil des Etats s'est rallie a la po­
sition du Conseil national aux articles 5, 6 et 11. Par contre, il a 
maintenu sa divergence avec le Conseil national a I'article 15. 
La divergence tient cl un pourcentage de subvention que le 
Conseil national avait admis selon la proposition du Conseil 
federal. Le Conseil des Etats avait propose de porter le taux de 
35 a 37 pour cent 11 a maintenu sa position en deuxieme lee­
ture. 

commission s'est fEJUnie hier et vous a une tfes 
forte majorite, de vous rallier au Conseil des 

Angenommen - A dop te 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

92.064 

Voranschlag der Eidgenossenschaft 1993 
Budget de la Confederation 1993 

Differenzen ~ Divergences 

Siehe Seite 2352 hiervor - VOlr page 2352 ci-devant 

Beschiuss des Ständerates vom 9. Dezember 1992 
Decision du Conseil des Etats du 9 de cembre 1992 

Hess Peter, Berichterstatter: Wenn wir die Ergebnisse aus un­
serer einwöchigen Budgetdebatte zusammenfassen, dürfen 
wirfeststellen, dass es uns gelungen ist, gegenüber dem ur­
sprünglichenAntrag des Bundesrates Einsparungen von rund 
625 Millionen Franken zu beschliessen. Der Ständerat ist et­
was nachgiebiger gewesen. Er hat die Ausgaben um nund 
79 Millioner.l Franken erhöht Wenn Sie nun den Anträgen der 
Kommission folgen würden, wären wir wieder eher auf der al­
ten Unie, das heisst, wir würden insgesamt 606 Millionen Fran­
ken einsparen. 
Zur Differenzbereinigung: Ich muss Sie daran erinnern, dass 
es hier nur noch darum geht, gegenüber den Beschlüssen 
des Ständerates Stellung zu nehmen. Insbesondere an­
gesichts der nach wie vor hohen Anzahl von Anträgen möchte 
ich Sie bitten, keine Neuauflage der Budgetdebatte vorzu­
nehmen - die Begründungen sind ja meistens bekannt und 
auch bezüglich der Interventionen Zurückhaltung zu üben. 
Wir werden von der Kommission aus auch nur Stellung neh­
men, wo neue Anträge vorhanden sind bzw. wo die Kommis­
sion abweichend Stellung genommen hat 

M. Narbel, rapporteur: 11 reste quelques divergences et j'indi­
querai les principales, en particu/ier pour les ecoles po/ytech­
niques ou le Conseil des Etats demande que la reduction soit 
de 33 millions et le Conseil national de 48 millions, pour le pro­
bleme du logement et pour le probleme des routes. 
Etant don ne que nous avons plusieurs propositions qui evo­
quent cl nouveau ces problemes, vous me permettrez, lors de 
I'entree en matiere de la discussion sur ces divergences, 
d'etre bref concernant ces problemes puisque nous aurons 
I'occasion d'y revenir chapitre par chapitre. 
Je souhaite que le Conseil national, pour un certain nombre de 
propositions, se rallie au Conseil des Etats de fa<;:on cl eliminer 
des divergences. 

Behörden und Gerichte - Autorites et tribunaux 

105 Bundesgericht 
Antrag der Kommission 
3010.001 Bezüge des Etatpersonals 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

105 Tribunal federal 
Proposition da la commission 
3010.001 Retribution du personnel permanent 
Adherer ci la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Departement für auswärtige Angelegenheiten 
Departement des affaires etrangeres 

201 Departement für auswärtige Angelegenheiten 
der Kommission 

Zusammenarbeit 

Beschluss Ständerates 
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91.070 

Für eine gesunde Krankenversicherung. 
Volksinitiative 
Pour une saine assurance-maladie. 
Initiative populaire 

Siehe Seite 185 hiervor - VOir page 185 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 7. Dezember 1992 
Declsion du Conseil national du 7 decembre 1992 

Schlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

92.022 

Schweizerische Landesbibliothek. 
Reorganisation 
Bibliotheque nationale suisse. 
Reorganisation 

Siehe Seite 934 hiervor - Voir page 934 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 18. Dezember 1992 
Decision du Conseil national du 18 decembre 1992 

41 Stimmen 
2 Stimmen 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 45 Stimmen 

(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

92.010 

Landwirtschaftsgesea. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Siehe Seite 1207 hiervor - Voir page 1207 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 15. Dezember 1992 
Decision du Conseil national du 15 decembre 1992 

92.032 

Abschaffung der Tierversuche. 
Volksinitiative 
Abolition des experiences sur animaux. 
Initiative populaire 

Siehe Seite 1111 hiervor - Voir page 1111 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 1 a Dezember 1992 
Declsion du Conseil national du 18 decembre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat- Au Conseil federal 

92.062 

45 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Schweizerische Verkehrszentrale. 
Aenderung des Bundesbeschlusses 
Office national suisse du tourisme. 
Modification de I'am\!te federal 

Siehe Seite 1207 hiervor - Voir page 1207 ci-devant 

Beschluss des Nationalrates vom 30. November 1992 
Decision du Conseil national du 30 novembre 1992 

A. Bundesbeschluss über die finanziellen Leistungen an 
die Schweizerische Verkehrszentrale 
A. Arrete federal allouant une contribution financiere ä 
I'Office national suisse du tourisme 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

44 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Präsident: Ich habe noch einige Mitteilungen zu machen und 
bitte Sie um etwas Geduld. 
1. Das Büro hat eine Spezialkommission zur Verbesserung der 
Verständigung zwischen den Sprachgebieten eingesetzt. 
Diese Kommission hat sich zum liel gesetzt, bis im Herbst ei­
nen Bericht abzuliefern. Die Bildung dieser Spezial kommis­
sion wurde durch vier Ratsmitglieder angeregt Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Entwurfes 45 Stimmen 2. Das Büro des Nationalrates hat beschlossen, dem 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

im eine Sondersession durchzuführen, 
und zwar vom 26. bis zum 30. Apri/1993. Unser Büro teilt Ih­
nen mit, dass Sie den 27. und 28. April provisorisch reservie­
ren sollten. Wir werden dann in der Märzsession definitiv dar­
über befinden, ob wir eine Sondersession durchführen woHen 
oder nicht. Traktanden wären die Europafrage, insbesondere 
auch eventuelle Eurolex-Vorlagen, die wir im ordentlichen Ver­
fahren behandeln würden. 
3. ich möchte Sie daran erinnern. dass um 10 Uhr im National­
ratssaal die des «Grünen Kreuzes" 
stattfindet. 

habe 

sind 
unserem Ratssaal viele Jahre als 

war, und Herr Walter unser Garderobier. 
mochte ihnen für die grosse Arbeit. die Sie hier ge-

leistet haben, herzlich danken. Ich wünsche Ihnen alles Gute 

michael.tellenbach
Textfeld



Communications du 2792 N 18 decembre 1992 

91.070 

Für eine gesunde Krankenversicherung. 
Volksinitiative 
Pour une saine assurance-maladie. 
Initiative populaire 

Siehe Seite 2413 hiervor - Volr page 2413 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 18. Dezember 1992 
Decision du Conseil des Etats du 18 decembre 1992 

SChlussabstimmung Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat - Au Conseil föderal 

92.022 

Schweizerische Landesbibliothek. 
Reorganisation 
Bibliotheque nationale suisse. 
Reorganisation 

Siehe Seite 1988 hiervor - Voir page 1988 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 1. Oktober 1992 
Decision du Conseil des Etats du 1 er oelobre 1992 

Schluss abstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

92.010 

Landwirtschaftsgesetz. 
Aenderung (2. Teil) 
Loi sur I'agriculture. 
Modification (2e partie) 

Siehe Seite 2547 hiervor- Voir page 2547 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 18. Dezember 1992 
Decision du Conseil des Etats du 18 decembre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat - Au Conseil federal 

104 Stimmen 
42 Stimmen 

158 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

154 Stimmen 

92.032 

Abschaffung der Tierversuche. 
Volksinitiative 
Abolition des experiences sur animaux. 
Initiative populaire 

Siehe Seite 1774 hiervor - Volr page 1774 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 2. Dezember 1992 
Decision du Conseil des Etats du 2 decembre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Ständerat - Au Conseil des Etats 

92.062 

Schweizerische Verkehrszentrale. 
Aenderung des Bundesbeschlusses 
Office national suisse du tourisme. 
Modification de I'am~te federal 

Siehe Seite 2291 hiervor - Volr page 2291 ci-devant 

Beschluss des Ständerates vom 18. Dezember 1992 
Deoision du Conseil des Etats du 18 decembre 1992 

102 Stimmen 
35 Stimmen 

A. Bundesbeschluss über die finanziellen LeiStungen an 
die Schweizerische Verkehrszentrale 
A. Am~te federal allouant une contribution financiere cl 
l'Office national suisse du tourisme 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat - Au Conseil fMeral 

134 Stimmen 
1 Stimme 

Präsident: Auf Ende dieser Session treten zwei verdiente Mit­
arbeiter, die uns während vieler Sessionen im Hintergrund un­
terstützt haben, in den Ruhestand. Ich danke Frau Margrith 
Widmer, Aufräumerin, und Herrn Vinzenz Kilchöhr, Gardero­
bier, für die wertvollen geleisteten Dienste. Ich wünsche Ihnen 
gute Gesundheit und Zufriedenheit Ich hoffe, dass Sie den 
verdienten Ruhestand geniessen können, (Beifall) 
Ich möchte hier keine Manöverkritik, aber doch ein kurzes lob 
und einen kleinen Tadel anbringen: Sie haben gute Arbeit ge­
leistet Wir konnten das uns vorgegebene Programm erfüllen. 
Dabe! danke ich vor allem Kolleginnen und 
die Saal waren und auch meistens 
haben. 
Ich wünsche Ihnen allen fröhliche und gesegnete Weihnach­
ten sowie ein gutes neues Jahr. Mir selbst wünsche ich für 
1993 ein effizientes Parlament und nur aktive und spontan rea­
gierende Parlamentarier. Dies würde unser Image verbessern. 

und der Session um 09,45 Uhr 
la session 09 h 45 

michael.tellenbach
Textfeld




